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Prokla-Redaktion: 
Editorial 


Die Welt ist in nur wenigen Jahren völlig aus den Fugen geraten, die realsoziali- 
stischen Gesellschaften sind wie morsches Gebälk zusammengebrochen, politi- 
sche Feindbilder und ideologische Koordinatensysteme, die für die (zumindest 
vorläufige) Ewigkeit bestimmt schienen, haben sich in Luft aufgelöst. Der Kalte 
Krieg ist von Gorbatschow und Bush offiziell für beendet erklärt worden. Die 
Hoffnungen, die diese Entwicklungen freisetzten, waren groß: »Friedensdividen- 
den« sollten in die Dritte Welt umgelenkt werden, die großen Menschheitsaufga- 
ben - Überwindung von ökologischer Krise, Massenverelendung in den Armuts- 
regionen der Welt und Menschenrechtsverletzungen rund um den Globus - 
könnten gemeinsam angegangen werden, weltweiten Demokratisierungstenden- 
zen und einer Zivilisierung des nunmehr im umfassenden Sinne »globalen Kapi- 
talismus« schien nichts mehr im Wege zu stehen. Der Traum währte nicht lange: 
Das Ende des Staatsozialismus und der »Siegeszug« des westlichen Gesellschafts- 
modells übersetzen sich keineswegs in eine schöne neue Welt, sondern in eine 
Militarisierung der internationalen Beziehungen, in neue Polarisierungen und 
neue Konflikte, die in ihren Auswirkungen noch längst nicht überschaubar sind. 
Die ökonomischen Reformversuche Osteuopas kommen nur schwerfällig voran 
und sie gehen einher mit dem Zusammenbruch ganzer Wirtschaftssektoren, Mas- 
senarbeitslosigkeit, Spekulation, Schwarzmärkten und einer völligen Desorien- 
tierung aller Beteiligten: Planwirtschaftler, die über Nacht zu Friedman und 
Hayek gefunden haben, Marktwirtschaften, in denen es keine Unternehmer und 
nur wenige Märkte gibt, Gewerkschaften, die zuvor als Handlanger der Partei 
fungierten und nun erneut im machtpolitischen Abseits stehen, Arbeiter, die auf 
die Marktwirtschaft hofften und über Nacht zu Arbeitslosen wurden. Der von 
den Reformern anvisierte Übergang zu einem »domestizierten Kapitalismus mit 
menschlichem Anlitz« scheint in den Untiefen eines kruden Manchesterlibe- 
ralismus steckenzubleiben. 

Die »Nachhilfekonzepte« aus dem »siegreichen Westen« für die Marktanfänger 
im Osten gehen über die gebetsmühlenartige Wiederholung der Lehrbuchortho- 
doxie kaum hinaus. Dabei wird geflissentlich übersehen, daß schon in den 80er 
Jahren die marktradikalen Reformen des Internationalen Währungsfonds in den 
Ländern der Dritten Welt zwar zu breiter Verelendung nicht aber zu einer erfolg- 
reichen wirtschaftlichen Entwicklung beigetragen haben; dort ist nun allenthal- 
ben von der »verlorenen Dekade« die Rede. 

John Kenneth Galbraith, der auf die sehr unterschiedlichen und zuweilen kom- 
plexen Regulationsmuster in den OECD-Industrieländern verweist, hat völlig 
Recht: »Viele der Vorschläge der Hohepriester des Kapitalismus, die den mittel- 
und osteuropäischen Staaten jetzt angeboten werden (haben) ihren Ursprung in 
einem Bild von der kapitalistischen Wirtschaft, das keinen Bezug zu deren Re- 
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alität hat. Denn würde das Bild zutreffen, hätte die kapitalistische Volkswirt- 
schaft nicht überlebt.« Sein Gesamturteil über die Reformvorschläge aus den 
Think Tanks des Westens für die maroden Ökonomien des Ostens: »primitive 
Tdeologie« (Die Zeit, 26. Okt. 1990). 

Nach den gesellschaftlichen Ordnungsmodellen scheinen in Osteuropa auch die 
Staatsgebilde zu zerfallen. Der Bürgerkrieg in Jugoslawien und die Nationalitä- 
tenkonflikte in der Sowjetunion sind Beispiele dafür. Doch auch anderswo 
drängt das Problem der »Völker ohne Staat": die Basken in Spanien, die Kurden 
in der Türkei und im Irak, die Palästinenser im Nahen Osten, um nur einige Bei- 
spiele zu nennen. 

Die Nationalitätenkonflikte und die Armut in den Ländern des »Südens« (der nun 
auch den geographischen »Osten« umfaßt) übersetzen sich in Flüchtlings- und 
Migrationsbewegungen in die reichen Zentren. Was in den USA längst auf der 
Tagesordnung stand, war den Westeuropäern bisher durch stets als unmenschlich 
gegeißelte, undurchlässige Grenzanlagen zwischen Ost und West nicht zum drän- 
genden Problem geworden. Die harschen Reaktionen der EG-Staaten auf die er- 
sten Flüchtlingsbewegungen aus den ehemaligen sozialistischen Ländern lassen 
befürchten, daß die Diskurse über »die eine Welt« und das Projekt der »globalen 
Zivilgesellschaft« Utopie bleiben, und daß die Abschottung der Wohlstandsin- 
seln gegen den Rest der Welt zum Programm wird. 

Als stünde der Wohlstand auf des Messers Schneide, wird mit rhetorischen und - 
man denke an die albanischen Flüchtlinge in Italien - mit wirklichen Waffen ge- 
gen die Habenichtse aus der Dritten Welt vorgegangen. Das Exekutivkomitee 
des Hohen Flüchtlingskommissariats der Vereinten Nationen hat »minimale hu- 
manitäre Standards« für die Behandlung von Flüchlingen festgelegt, die »als Per- 
sonen behandelt werden (sollten), deren tragisches Schicksal besonderes Ver- 
ständnis und Sympathie verdient. Sie dürfen keiner grausamen, unmenschlichen 
oder entwürdigenden Behandlung ausgesetzt werden.« Wer mußte nicht bei den 
Bildern der im Stadium von Bari zusammengepferchten Albaner im August die- 
sen Jahres an das Stadium von Santiago de Chile im September 1973 denken? 
Oder wie Rossana Rossanda an die Berliner Mauer: »Kaum zwei Jahre nach dem 
Fall der Mauer von Berlin hat Italien innerhalb von 48 Stunden die Mauer von 
Bari errichtet. Früher schossen die Vopos, um die Deutschen davon abzuhalten, 
vom Block der Staaten mit beschränkter Souveränität in den Westen zu entkom- 
men. Heute nimmt sich unsere Polizei in Kriegsmontur die Albaner vor, die es 
auf dem gleichen Weg versuchen, und treibt sie zusammen, fängt sie ein und 
schafft sie unter Schlägen zurück." (taz, 14. 8. 1991) 

Es war der US-Präsident Bush, der ausgerechnet während des Irak-Krieges, eine 
»neue Weltordnung«, die bald zur »Neuen Weltordnung« wurde, militärisch aus 
der Taufe heben wollte. Am 11. September des vergangenen Jahres hatte Bush 
dem Kongreß in einem rhetorischen Höhenflug die Umrisse seines Projektes vor 
Augen geführt. Die »Neue Weltordnung« sei »eine Ära, freier von der Bedro- 
hung durch Terror, stärker bei der Durchsetztung von Gerechtigkeit, sicherer im 
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Streben nach Frieden. Eine Ära, in der die Völker der Welt, Ost und West, 
Nord und Süd, in Harmonie leben und gedeihen können.« 

Doch das Unternehmen »Wüstensturm«, propagandistisch verkauft als Feldzug 
für die Menschenrechte, ließ sich kaum als Vorbote der neuen Ära interpretie- 
ren. Nachdem die Rauchwolken verflogen waren, blieben bisher ungezählte Tote 
zurück, wurde das Ausmaß der ökologischen Katastrophe in der Region deutlich, 
die Menschenrechtsverletzungen gehen weiter - in Kuwait ebenso wie im Irak 
des Sadam Hussein -, die Kurden werden abwechseind von der irakischen Arınee 
und den Truppen des NATO-Mitgliedes Türkei überfallen, und eine Lösung des 
Nah-Ost-Kontfliktes ist nicht in Sicht. 

Während in den USA euphorisch das Ende des Vietnamtraumas gefeiert wurde, 
stehen die Vereinten Nationen nach ihrer ersten Bewährungsprobe in der Post- 
Cold-War-Ära vor einem Scherbenhaufen. Die militärische Logik hat sich gegen 
politische Lösungsversuche durchgesetzt, der Weltsicherheitsrat mutierte zum 
Werkzeug der US-Kriegsmaschinerie. Der US-General Schwarzkopf, der Anga- 
ben über die zivilen Opfer des Golfkrieges für »nebensächlich« hielt, steigt in 
den USA zum Volksheld auf; er verkörpert die »Neue Weltordnung«, Perez de 
Cuellar bleibt da nur der resignierte Abgang von der weltpolitischen Bühne. 

Die nach dem Ende des Ost-West-Konfliktes zutiefst verunsicherte US-Rü- 
stungsindustrie braucht sich offenbar um ihre Zukunft keine Sorgen zu machen. 
Dafür spricht auch die peinliche Rüstungskontrollinitiative des US-Präsidenten 
vom Mai 1991, in der ein Treffen der wichtigsten Waffenexportländer vorge- 
schlagen wurde, um - im Interesse der Sicherung des Weltfriedens - eine 
»Zurückhaltung der Lieferstaaten« zu erreichen. Im August 1991 offenbart ein 
Dokument des US-Kongresses, daß die USA 1990, zum ersten Mal seit 1983, 
zum größten Waffenexporteur aufgestiegen sind. 45% aller Rüstungsexporte in 
die Entwicklungsländer waren 1990 made in USA. 

Der erneuerte Führungsanspruch der USA liegt also auf dem Tisch, die zukünf- 
tige Rolle der USA auf der internationalen Bühne bleibt jedoch unklar. Auch in 
den USA mischen sich in die Jubelrufe der Siegesparaden durchaus kritische 
Stimmen, die den Golfkrieg und das hektische außenpolitische Treiben der Bush- 
Administration weniger als Wiederbelebung der Pax Americana - nun in einer 
unipolaren Welt - sondern vielmehr als Indikator für die innenpolitische Hilflo- 
sigkeit im Kampf gegen den Niedergang der Wettbewerbsfähigkeit der US-Indu- 
strie, Staatsverschuldung, Bildungschaos und die Verarmung ganzer Bevölke- 
rungsschichten interpretieren. Paul Kennedy deutet entsprechend die aktuelle 
außenpolitische Kraftanstrengung als »imperiale Überdehnung« einer angeschla- 
genen Hegemonialmacht. Zweifellos ist die uneingeschränkte Dominanz der 
USA im westlichen Lager zerbrochen. Japan und die EG sind zumindest auf 
ökonomischem Gebiet zu ebenbürtigen Mit- bzw. Gegenspielern geworden. 
Doch was bedeutet dies für die zukünftige internationale Ordnung? Die EG, die 
implizit den Anspruch erhebt, im Gegenspiel zu den USA eher den »zivilisierten 
Kapitalismus« zu vertreten, blamierte sich während des Golfkrieges gründlich: 
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mit trauriger Miene und frommen Sprüchen wird die Suche nach friedlichen Lö- 
sungen postuliert und dann der Wirtschaftsblockade gegen den Irak doch keine 
Chance gegeben. Die Europäer zahlten brav ihren Beitrag zum Waffengang. Von 
den »erfahrenen Entspannungspolitikern« war weit und breit nichts zu sehen. Die 
Japaner sind bis heute ebenfalls nicht in der Lage eine eigenständige weltpoliti- 
sche Rolle auszufüllen. Auch sie überließen den USA die Initiative im Golfkon- 
flikt und überwiesen ohne langes Zaudern die verlangten Dollar-Milliarden auf 
das Konto der Gestalter der »Neuen Weltordnung«. Sollte vielleicht doch eher 
alies beim alten geblieben sein in der neuen Weltordnung? 

Klar ist, daß bisher nicht viel für eine neue Weltordnung »des Friedens und der 
Harmonie« spricht. Doch wofür sprechen die sich andeutenden Machtverschie- 
bungen zwischen den westlichen Industrieländern, was werden die Auswirkun- 
gen für die Dritte Welt sein, und welche Rolle wird die Sowjetunion in Zukunft 
spielen? 

Wie labil und unkalkulierbar die "neue Weltordnung” ist, zeigte sich am gerade 
erfolgten Sturz von Gorbatschow. Sämtliche Artikel des vorliegenden Heftes 
wurden vor diesem Ereignis geschrieben. Sie sind damit aber keineswegs hinfäl- 
lig geworden, handeln sie doch in der einen oder anderen Weise gerade von die- 
ser Labilität. 


Frr 


In der PROKLA 81 baten wir die Leser um Stellungnahmen zum Projekt 
PROKLA. Für die ausschließlich ermutigenden Zuschriften und Aufforderungen 
zum Weitermachen möchten wir uns herzlich bedanken. Es scheint, daß die 
PROKLA für viele Leserinnen und Leser aus politischen und professionellen 
Gründen unverzichtbar geblieben ist. Dennoch reicht die Zahl der Käufer lang- 
fristig nicht aus, um das Überleben der Zeitschrift zu sichern. Alle, die sich dem 
Projekt PROKLA verbunden fühlen, sollten daher als Multiplikatoren der Zeit- 
schrift wirken, die PROKLA weiterempfehlen, in ihren Bibliotheken einmal 
nachzuschauen, ob die PROKLA dort zugänglich ist und gegebenenfalls ein Bi- 
bliotheksabo anregen usw. Wir werden auch in Zukunft versuchen, eine linke 
Theoriezeitschrift zu produzieren, die sich den Fragen der Zeit stellt, ohne sich 
deshalb gleich dem Zeitgeist anzupassen. Im Herbst wird sich die Redaktion in 
»Klausur« begeben, um über ein erneuertes Konzept für die PROKLA nachzu- 
denken. Anregungen der Leser zu den Inhalten und zu der Gestaltung der 
PROKLA sind uns daher jederzeit willkommen. Bereits in diesem Heft beginnen 
wir mit einem »Debattenteil«, in dem kürzere Beiträge zu aktuellen Themen ab- 
gedruckt werden sollen, um neben den eher theoretischen Artikeln zu den 
Schwerpunktthemen auch unmittelbar politischen Diskussionen Raum zu geben. 
Die Debattenbeiträge behandeln in diesem Heft das Spannungsverhältnis von De- 
mokratie und Ökologie. 
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Eimar Altvater 
Zum Tode von Theo Pinkus 


Theo Pinkus lernte ich irgendwann Mitte der 60er Jahre kennen. Es war die 
sagenhafte Buchhandlung in der Froschaugasse mit den Schätzen aus der 
Geschichte der Arbeiterbewegung, die »man«, das waren wir linken, isolierten, 
marginalisierten Studenten damals in München, besucht haben mußten, wo man 
sich eines Ideenreichtums versichern konnte, der ja sonst in der Gesellschaft der 
späten Adenauer-Ära, vor Studentenbewegung und außerparlamentarischer Op- 
position, verschüttet war. Das Stöbern in der Buchhandlung, dann der Aufstieg 
hinter Theo her, der tatsächlich so aussah wie auf Frans Masereels Holzschnitt, 
über die steile Treppe ins Antiquariat, dann die Einführung in die Kostbarkeiten 
der privaten Bibliothek in der Besenrainstraße - so wurde sinnlich erfahrbar, daß 
es eine linke Tradition gab, daß diese politisch und wissenschaftlich aufgearbei- 
tet und fortgesetzt werden konnte und mußte. So war es Theo, der mich dazu 
veranlaßte, eine Auswahl von Schriften Eugen Vargas, des großen Politökono- 
men der III. Internationale, herauszugeben. Ganz nebenbei konnte ich dabei ler- 
nen, wie wunderbar die von Amalie köstlich zubereiteten penne all arrabiata 
schmecken und wie sie gemacht werden. 

Ich erinnere mich auch an jenen Oktober 1966, als wir, einige Genossen vom 
Münchner SDS, mit Theo Pinkus bei Konrad Farner zu Besuch waren. Das Haus 
war verbarrikadiert, denn es war der 10. Jahrestag des Ungarnaufstandes und im 
Jahr zuvor hatten Schweizer Bürger Konrad Farner tätlich angegriffen. Das anti- 
kommunistische Weltbild war noch intakt und die Militanz der Bürger, von der 
NZZ gestützt, war beträchtlich. Man kann sich dies heute kaum noch vorstellen, 
Daß ein Wandel eingetreten ist, ist auch dem Wirken von Menschen wie Theo zu 
verdanken. Die westliche Linke kann schon längst nicht mehr mit der Politik der 
Sowjetunion identifiziert werden. 

Theo Pinkus, so könnte man mit gewissem Pathos sagen, das aber keine Über- 
treibung ist, hat sein Leben der Renaissance einer westlichen Linken gewidmet. 
Renaissance kann man den Prozeß deshalb nennen, weil erstens eine lebendige 
Bewegung herauskommen sollte, im klaren Gegensatz zu den überkommenen 
verknöcherten Strukturen, und weil zweitens mit der »Wiedergeburt« auf den 
alten Traditionen aufgebaut werden sollte. Theo kämpfte infolgedessen zeit sei- 
nes Lebens gegen die immer drohende Geschichtslosigkeit in der linken Bewe- 
gung, die Desorientierung zur Folge hat und obendrein das Lebendige der Ge- 
schichte durch »graue Theorie« zu ersetzen tendiert; und er wandte sich immer 
gegen abstrakte Organisationsprinzipien, die eben keine Wiedergeburt der Lin- 
ken, keine politische Gesellung von lebendigen Subjekten zum Ergebnis gehabt 
hätte. Obwohl selbst einer traditionellen Partei zugehörig, hat er immer vor den 
Parteiillusionen gewarnt, die gerade nach der Studentenbewegung Anfang der 
70er Jahre verbreitet waren. Seine Auftritte auf Arbeitskonferenzen des Soziali- 
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stischen Büros, seine Plädoyers für lockere und konkrete Organisationsformen 
und gegen die abstrakten Prinzipien, sind mir noch gut im Gedächtnis. Er ver- 
fügte auch in antiautoritären Zeiten über Autorität. Denn er war ehrlich; die Par- 
tei kritisiert er wegen ihrer anti-emanzipatorischen Politik, die der Organisati- 
onsform selbst geschuldet ist, um hinzuzufügen, daß er kein Patent auf die beste 
Organisationsform habe. Die Begriffe, mit denen die Organisationsfrage disku- 
tiert wurde, lauteten: Räte und Selbstverwaltung, Vernetzung und Initiativen. 
Und nicht nur dies: Wie wenige andere besaß er neben Witz und Fantasie eine 
praktische Findigkeit zur Realisierung seiner Projekte. Die Überführung der 
Buchhandlung in eine Genossenschaft, die Gründung der Stiftung Studienbiblio- 
thek, die Errichtung des Zentrums in Salecina - das waren und sind praktische 
Beiträge zur »Vernetzung« linker Aktivitäten, und zwar über die Schweiz und 
selbst über die BRD hinaus. Seine Vorstellung von »Netzwerken« hat er zum 
Teil zu materialisieren vermocht, indem er einige starke Knoten knüpfte, an de- 
nen eine Fülle von verstreuten Aktivitäten hängen und auf die sich viele Alterna- 
tivprojekte oder linke Menschen beziehen. Das ist die Materialisierung seiner 
Vorstellung von Gegenmacht in der kapitalistischen Gesellschaft. 

Das Bild vom Netzwerk könnte den Eindruck vermitteln, als ob Theo Pinkus an 
den Knotenpunkten die Fäden ziehen würde. Nichts falscher als das. Theo war 
permanent auf Achse, mit seinen Taschen beladen zwischen Zürich und Berlin, 
Frankfurt und Mailand unterwegs. Wer ihn kannte, erinnert sich sicherlich an 
die Gespräche, die nach Besuchen Theos aufkamen: »Wie macht der das eigent- 
lich, in seinem Alter dauernd herumzureisen?« Theo war offenichtlich ein Ener- 
giebündel, dabei war er eher von zarter Konstitution. Die Kraft mußte wohl aus 
seiner politischen Überzeugung und aus der Utopie vom besseren Leben kom- 
men. Und sicherlich aus seiner Beziehung mit Amalie, ohne die das alles gar 
nicht möglich gewesen wäre. 

Es gibt einen Optimismus, der bormiert ist und sich der Gedankenlosigkeit ver- 
dankt. Wir sind derzeit ja Zeugen der katastrophalen Konsequenzen, wenn ein 
solcher Optimismus zusammenbricht: in der Ex-DDR, wo die Menschen an die 
schnellen Wohltaten der Marktwirtschaft geglaubt haben und nun grenzenlos und 
perspektivenlos enttäuscht sind. Theo Pinkus war zeit seines Lebens Optimist. 
Aber der war nicht Ausbund der Gedankenlosigkeit, sondern tief verinnerlichte 
Lebenshaltung aufgrund der Utopie von der möglichen Befreiung der Menschen 
und von der Machbarkeit alternativer Projekte im Kleinen. Theoretiker sind ja 
sehr häufig Pessimisten; ihre Analysen lassen ihnen keine Wahl. Das geht auch 
mir so. Aber politisches Handeln wird ja nicht nur aus Analysen des Vergange- 
nen und Gegenwärtigen abgeleitet und »wissenschaftlich begründet«, sondern aus 
einem Voluntarismus gespeist, der auf die Gestaltung der Zukunft zielt. 

Von Theo Pinkus bleiben uns ın der Zukunft die sichtbaren und weiterhin er- 
fahrbaren Projekte, die er in der Vergangenheit zusammen mit anderen, in erster 
Linie mit Amalie, geschaffen hat, sozusagen das Vermächtnis des Theo Pinkus: 
Die Studienbibliothek, Salecina, seine vielfältigen Ideen, die von ihm geküpften 
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Netzwerke. Da ist aber noch etwas, das Bestand haben wird, dessen Versiche- 
rung aber unserer Anstrengung bedarf. Theo hat gezeigt, daß Linkssein bedeutet: 
neugierig, manchmal naiv sein; daß menschliche Beziehungen Aufmerksamkeit 
erfordern, daß Fehler gemacht werden dürfen, daß eine wichtige Regel lautet: al- 
les muß diskutiert werden, Verzagen gibt es nicht; die Zukunft wird im Kleinen 
gestaltet, selbst dann, wenn die großen Rückschläge Zweifel aufkommen lassen. 
Denn es gibt ja eine vergangene Geschichte, wo den Rückschlägen auch Fort- 
schritte folgten. Zu studieren in der Studienbibliothek zur Geschichte der Arbei- 
terbewegung. Es liegt so viel im Argen in dieser Welt, daß das vielberedete En- 
de der Geschichte nach dem »Sieg im Kalten Krieg« eine lächerliche Vorstellung 
ist. Theo Pinkus Visionen von Selbstverwaltung, Emanzipation, Sozialismus 
bleiben aktuell. Er starb am 5. Mai 1991, dem 173. Geburtstag des Karl Marx. 
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Elmar Altvater 

Universalismus, Unipolarität, Polarisierung. 
Widersprüchliche Strukturprinzipien einer 
»neuen Weltordnung« 


Zusammenfassung: Hinter der Rede von der »neuen Weltordnung« verbirgt sich 
einerseits ein »unipolares« Projekt mit den USA als militärischer Macht im Zen- 
trum, andererseits aber auch der universalistische Anspruch einer »Zivilisierung 
des Kapitalismus«. Es wird gezeigt, daß weder das eine noch das andere konsi- 
stente Entwürfe sind und die Weltgesellschaft des späten 20. Jahrhunderts eher 
durch Polarisierung zwischen »Norden« (gleich Westen plus Teilen des Ostens) 
und »Süden« charakterisiert ist. Diese Polarisierung hat sich im Verlauf der Mo- 
dernisierungs- und Industrialisierungsanstrengungen während der »alten«, bi- 
polaren Weltordnung verschärft; offensichtlich ist schon aus ökologischen Grün- 
den die Globalisierung des westlichen Produktions- und Konsumtionsmodells 
nicht möglich. Wenn sich aber nicht in aller Welt »Zivilgesellschaften« heraus- 
bilden können, ist die Entstehung von »Waffenstaaten« in der Zukunft nicht un- 
wahrscheinlich. Wie mit diesen umgegangen werden kann, demonstriert der 
Golfkrieg. Die »neue Weltordnung« ist also eine militärische Ordnung, bevor sie 
sich als eine »zivile Ordnung« entfaltet. Die Lösung könnte nur ein alternatives 
Modell der globalen »Um-Vermeidung« (Umverteilung allein reicht nicht) sein. 
Dessen Kernpunkt wäre ein entscheidend reduzierter Energie- und Rohstoffver- 
brauch, um Schadstoffemissionen zu verringern und somit Entwicklungsspiel- 
räume für den »Süden« zu öffnen. 


Die Mutter der Schlachten ist geschlagen. Sie hatte kaum begonnen, da dekla- 
rierte am 31.1.1991 der kriegführende Präsident der USA in einer frohen Bot- 
schaft an die Nation die »neue Weltordnung« von Demokratie, Markt und »Zivi- 
lität«, unter Führung der USA und mit propagandistisch-universalitischer Ten- 
denz ihres »American way of life« (siehe den Redenabdruck in der Frankfurter 
Rundschau vom 5.2.1991). Der Krieg wieder einmal der Vater aller Dinge? Das 
Ende des Kalten Krieges, formell beim Besuch des Präsidenten Bush in Moskau 
Ende Juli 1991 besiegelt, öffnete den Raum für den neuen Krieg, dessen erster 
militärischer Akt nur knappe vier Wochen dauerte und ein zerstörtes Land, eine 
zerschlagene Gesellschaft, eine in ein Desaster gestürzte Natur am Persischen 
Golf hinterließ - und damit auch das Feld, auf dem sich die Wiederaufbaufirmen 
derjenigen Länder profitlich engagieren können, die an der Zerstörung den größ- 
ten Anteil hatten.! 


1 »Der Wiederaufbau von Kuweit und Irak wird einen bedeutsamen Anstieg der Nachfrage nach 
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Nach der bipolaren Ordnung des »Kalten Kriegs« 


Der Golfkrieg ist nicht der traumatische Einschnitt in den Gang der jüngsten Ge- 
schichte, in die Struktur der internationalen Beziehungen, da er, so wie er ge- 
führt wurde, nur möglich war, weil zuvor das sozialistische Lager und die so- 
wjetische Supermacht in Stücke gebrochen und beinahe sang- und klanglos aus- 
einandergefallen sind (jedenfalls ohne daß auch nur ein Schuß von westlicher 
Seite abgegeben worden wäre). Der globale Ost-West-Konflikt der vergangenen 
Jahrzehnte endete zwischen Juli und Dezember im Jahre 1989 (also gut ein Jahr 
vor der Kuweit-Invasion durch Saddams Truppen), als in Polen, Ungarn, der 
DDR, der Tschechoslowakei, in Bulgarien und Rumänien die »real-sozialisti- 
schen« Regime fielen, die Sowjettruppen ihren Rückzug aus den osteuropäischen 
Staaten begannen und marktwirtschaftliche und westlich-demokratische, »zivile« 
Ordnungen von bürgerlichen Regierungen? ausgerufen wurden. So plötzlich wie 
selten in der Geschichte haben sich infolge des Zusammenbruchs des Sowjet- 
blocks nahezu alle Koordinaten des globalen Systems verschoben: Mit dem Ver- 
schwinden eines der beiden machtpolitischen Pole in der bis dato bipolaren 
Weltordnung und mit der auf einmal völlig unzeitgemäß erscheinenden soziali- 
stischen Perspektive? kann sich die kapitalistische Dynamik weltweit entfalten, 
und zwar ohne Rücksicht auf die politische und militärische Gegenmacht und bei 
(wohlwollender) Vernachlässigung ideologischer Alternativen. 

Das Magma der osteuropäischen Vulkanausbrüche bedeckt die alte bipolare 
Nachkriegsordnung, dieses Geschöpf von Yalta, Bretton Woods und Bandung. 


Bauleistungen und Baumaterialien hervorrufen. Dadurch werden kurzfristig sehr wahrscheinlich 
Produktion und Beschäftigung in anderen Ländern, besonders in der industrialisierten Welt sti- 
muliert...« (IMF 1991: 25). Der Erleichterung, daß der Krieg das durch die Niederlage im 
Vietnam-Krieg angeschlagene US-amerikanische Selbstbewußtsein wiederhergestellt habe, sei 
diese Fußnote und folgendes Zitat aus dem fernen Japan gewidmet: »In any event, the leader- 
ship style in the gulf was that of a wimp following a forceful leader. Overcompensating for his 
weakness and taking dangerous chances, Bush surprised the world with a smashing victory. But 
we need not be Sigmund Freud to see that twisted psychological forces were at work and that 
thus far in the 1990s they have affected not just Bush but many Americans« (Nakanishi 1991: 
13). 

2 Da es in den ehemals real-sozialistischen Gesellschaften kein entwickeltes Bürgertum geben 
konnte, sind die Regierungen auch eher euphemistisch als »bürgerlich« zu bezeichnen. Sie ha- 
ben bürgerliche Ambitionen und Orientierungen, die Gesellschaften schleppen aber den Ballast 
von prä-sozialistischen Relikten mit, die in den vergangenen Jahrzehnten nicht aufgearbeitet 
werden konnten und die nun eine Symbiose mit real-sozialistischen Elementen eingehen kön- 
nen. Für die Herausbildung einer zivilen Gesellschaft ergeben sich daraus blockierende Wir- 
kungen. 

3 Noch 1985 beschrieb Immanual Wallerstein die gegenwärtige Epoche als die des »Übergangs 
vom Kapitalismus zum Sozialismüs...Wir mögen zwar in einer sozialistischen Welt noch nicht 
leben, doch leben wir inmitten des weltweiten Übergangs vom Kapitalismus zum Sozialis- 
mus...« (Wallerstein 1985: 169, 171). Das Zitat bietet keinen Anlaß zur Häme, denn erstens 
haben auch viele andere die Zeichen der Zeit falsch erkannt oder überpointiert interpretiert 
(Vgl. beispielsweise die Beiträge zur Cavtat Conference 1985, Nikolic (ed) 1985), und zweitens 
ist trotz des Geredes vom »Ende der Geschichte« die These nicht von der Hand zu weisen, daß 
die Menschheit nur eine Überlebenschance hat, wenn sie Regulationsweisen entwickelt, die 
über den derzeitigen Kapitalismus hinausweisen. 
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Oberflächlich betrachtet erscheint die neue Ordnung zunächst als wenig mehr 
denn eine neue und unerwartete Komplizenschaft zwischen den alten und einge- 
fahrenen Gegnern im »Weltbürgerkrieg« (Krauthammer 1991) der Epoche nach 
1945; das politische töte-en-töte der Repräsentanten der beiden ehemaligen Su- 
permächte als »neue Ordnung« oder auch nur als deren Beginn zu interpretieren, 
würde ihm zu große Bedeutung beimessen. Bei näherem Hinsehen freilich treten 
einige Züge aus der verschwommenen Weltszenerie nach dem Zusammenbruch 
des realen Sozialismus und dem Ende einer wie auch immer unvollkommenen 
und unvollständigen Alternative zur kapitalistischen Produktionsweise hervor, 
die Schlüsse auf die fertige Gestalt der im Entstehen befindlichen neuen Ordnung 
erlauben. Schon der Begriff könnte in bewußter Anknüpfung an ältere Traditio- 
nen gewählt sein: Ordnung muß sein, und es muß jemand das Heft in die Hand 
nehmen und die Initiative ergreifen; denn von allein stellt sich Ordnung viel- 
leicht in erdgeschichtlichen, nicht aber in menschheitsgeschichtlichen Zeitdimen- 
sionen her. Wenn die neue Ordnung aus dem Sieg ım kalten Krieg hervorgehen 
soll, dann auch mit den siegreichen Gestalten, mit dem Markt als regulierendem 
Prinzip des (global)-ökonomischen Raumes und der formellen politischen De- 
mokratie in den das globale System auch in Zukunft konstituierenden National- 
staaten. Die neue Ordnung wäre dann in erster Linie die Wiederaufnahme der - 
im 70 Jahre währenden »kommunistischen Interludium« herausgeforderten - eu- 
ropäischen Traditionen von französischer Revolution, von Aufklärung und »Zi- 
vilität«, also ein Rekurs auf Ideen und Strukturen, die nachgerade »prähistorisch« 
verwurzelt sind - der 1917 abgerissene Faden wird 1989/91 wieder aufgenom- 
men und zu einer neuen Ordnung verwebt. 

So kommt es denn auch, daß sich verschiedene Bächlein und Flüßlein zu dem 
Strom einer neuen Ordnung bündeln könnten: Die reißenden Schmelzwasser- 
ströme, in denen das Geröll der alten Gesellschaft im Osten Europas verschwin- 
det und die den Schutt und Schrott vor-sozialistischer Residuen zu Tage fördern 
(Nationalismus, Rassismus, Autoritarismus), die Mahlströme der Dollars aus 
dem internationalen Finanzsystem, in denen gesellschaftliche Altemativen in 
Lateinamerika, Afrıka und Asien zu Staub zerrieben worden sind, in dem nun 
die »neuen Demokratien« zu Kreuze kriechen (also das Gütesiegel von TWF und 
Pariser Club einholen), aber auch die manchmal spritzigen, manchmal trüben 
Rinnsale der Intellektuellendebatten in den USA und Westeuropa um die »zivile 
Gesellschaft«, die Abwässer neoliberaler Marktvergötzung, und nicht zulezt die 
Tümpel des Neokonservatismus der 80er Jahre, die auch heute noch nicht - in 
der Nach-Thatcher- und Nach-Reagan-Ära - ausgetrocknet sind. Eine neue Ord- 
nung der Welt steht also auf der Tagesordnung, ob Bush sie als Frohbotschaft 
verkündet oder nicht; es lohnt sich, den in den Politikerreden kamouflierten 
Tendenzen nachzugehen. 
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Unipolare Weltverhältnisse? 


Charles Krauthammer (1991: 23-33) hat in einem mit »The unipolar moment« 
überschriebenen Artikel nicht nur eine Begründung des Krieges gegen den Irak 
geliefert, sondern diese auch mit der neuen Rolle der USA nach dem Verschwin- 
den der Sowjetunion als Supermacht von der Weltbühne in Verbindung gebracht: 
Infolge des Abdankens der Sowjetunion von der internationalen Bühne seien die 
bipolare Weltordnung der letzten fast 50 Jahre verfallen und eine unipolare 
Struktur entstanden - eine Feststellung, die dem Resultat der Analyse William 
Pfaffs (1991) widerspricht, in der dem Begriff »Supermacht« nur Sinngehalt zu- 
kommt, sofern diese sich in Rivalität zu einer anderen »Supermacht« befindet. 
Die USA müßten die historische Herausforderung annehmen, einzige und ein- 
deutige Supermacht zu sein. Das Gerede vom neuen »Trilateralismus« mit den 
drei Zentren in Nordamerika (vielleicht einschließlich Mexikos), in EG-Europa 
und Ostasien (mit dem Gravitationszentrum Japan) sei vielleicht in einigen Jahr- 
zehnten realistisch. Auf absehbare Zeit jedoch verfügten nur die USA infolge der 
Kombination von militärischer, ökonomischer und politischer Macht über impe- 
riale, d.h. zugleich globale Reichweite. Die Konstruktion von Allianzen oder 
das Einholen eines Mandats der UNO wie ım Golfkrieg ändere an der Unipolari- 
tät der neuen Weltordnung und an der unangefochtenen Führung der USA 
nichts. Lediglich zwei Gründe seien für den Einbezug der UNO und anderer al- 
liierter Staaten maßgeblich: Erstens könnten so die Kosten der Militäraktion auf 
mehrere Schultern verteilt werden. Zweitens könne die Legitimität einer unilate- 
ralen US-Aktion durch das UNO-Votum nach innen gegenüber der »isolationisti- 
schen« Fraktion und nach außen gegenüber der kritischen Weltöffentlichkeit er- 
höht werden. 

In diesem Design einer unipolaren Weltordnung können die Bündnispartner und 
das UN-System lediglich eine Hilfsfunktion für die US-Politik ausüben; daß dies 
der Idee der gleichberechtigten Völkergemeinschaft im Rahmen der UNO ein 
Ende bereitet und den Demokratisierungsforderungen der UNO eine Absage er- 
teilt, ist Krauthammer durchaus klar. Die Lobreden auf die neue Rolle der UNO, 
nachdem ım Weltsicherheitsrat unter diplomatischem Druck der USA grünes 
Licht für militärische Aktionen gegen ein UNO-Mitgliedsland gegeben worden 
ist, können angesichts der Eindeutigkeit der Unipolaritätsthese nur mitleidiges 
Lächeln oder bitteren Spott provozieren. Denn gerade die UNO als Völkerge- 
meinschaft ist aus den dramatischen Entscheidungsprozessen ausgeschaltet - kein 
Wunder, wenn Perez de Cuellar resigniert. An Stelle der UNO handelt derzeit 
ein durch die US-Diplomatie dominierter Sicherheitsrat. Es ist freilich unwahr- 
scheinlich, daß dies angesichts der widerstreitenden Interessen der Ratsmitglie- 
der über eine längere Frist so reibungslos wie während der Golfkrise fortgesetzt 
werden kann. 

Diese Bedenken hat auch Pfaff (1991: 43ff); weder die engeren Bündnispartner 
noch die UNO und ihre Organe könnten in jedem zukünftigen Fall ähnlich wie 
bei der Vorbereitung und Unterstützung des Kriegs gegen den Irak die Entschei- 
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dungen der USA schlicht akzeptieren, zumal die USA als eine »zutiefst nationali- 
stische Gesellschaft mit tiefverwurzelten unilateralistischen Verhaltensweisen« 
(Pfaff 1991: 44) keinerlei Beeinflussung ihrer Politik etwa seitens der UNO ak- 
zeptieren würden. In diesem Bedenken wird ja ausgedrückt, daß auch die größte 
Supermacht den anderen Staaten der Welt nicht in jedem Fall ihren Willen auf- 
drängen kann und daher auf gemeinsame, interkulturell teilbare Visionen über 
die soziale, ökonomische, politische, kulturelle und ökologische Entwicklung 
und die dafür geeigneten, Konsens erzeugenden Prozesse und Institutionen an- 
gewiesen ist. Ohne Hegemonie also wird eine unilaterale Supermacht schnell an 
Grenzen ihres politischen und ökonomischen Einflusses und damit auch ihrer 
militärischen Macht geraten.* Von Supermacht zu reden schließt immer Aussa- 
gen über die Struktur ein, in die sie eingebettet ist. Losgelöst davon macht der 
Begriff Supermacht keinen Sinn. 

Der Golfkrieg kann durchaus, wie beispielsweise Verteidigungsminister Cheney 
(Vgl. das Interview in »Welt am Sonntag«, 26.5.91) oder der NATO-Oberbe- 
fehlshaber Galvin (Frankfurter Rundschau vom 23. 4. 1991) mitteilten, als ein 
Modell zukünftiger Konflikte betrachtet werden, auf die sich die Militärstrategen 
in der NATO nach dem Verlust des alten Feindbildes vorbereiten. In der großen 
historischen Perspektive, so Krauthammer, bedeutet die Tendenz zur Unipolari- 
tät, daß »nach dem Ende der drei großen Bürgerkriege dieses Jahrhunderts... 
(Erster und Zweiter Weltkrieg und der Kalte Krieg - E.A.) ein ideologisch be- 
friedeter Norden nach Sicherheit und Ordnung trachtet, indem er sich hinter der 
Außenpolitik der USA vereinigt. Genau dies findet derzeit am persischen Golf 
seine Form. Und in der absehbaren Zukunft wird dies die Ordnung der Dinge 
bleiben« (25).5 Die neue weltpolitische Rolle der USA ist in dieser Ordnung klar 
definiert: Amerika müsse die internationale Stabilität mit seinen Waffen schaf- 
fen, eine Stabilität, die die »oil-based economy« (Krauthammer 1991: 28) der 
USA und der Alliierten verlangt. Diese Zieldefinititon unterscheidet sich von; 
derjenigen der vergangenen Jahrzehnte beträchtlich; an die Stelle der Abwehr der‘ 
»kommunistischen Gefahr« ist die Kontrolle von Konflikten niedriger Intensität 
(beipielsweise zur Sicherung der Rohstoffversorgung) getreten (Hubel 1991: 
147). Diese Verschiebung des Feindbildes impliziert eine Veränderung der geo-: 
graphischen Koordinaten des »Theaters«: Die Grenze verläuft nffit mehr zwi- — 
schen zwei überschaubaren Blöcken entlang eines »eisernen Vorhangs« sondern 
quer durch alle Kontinente. 

An der Aussage Krauthammers ist dreierlei bemerkenswert. Erstens wird die he- 
gemoniale Funktion der USA (sofern von Hegemonie gesprochen werden kann) 
auf die militärische Sicherung der Energieversorgung der Industrieländer redu- 


4 Es ist hier nicht möglich, auf die breite Debatte um Hegemonie, Dominanz und Macht im in- 
ternationalen System einzugehen. Vgl. dazu Hübner 1991 und den Aufsatz von Menzel in die- 
sem Heft, sowie die dort angegebene Literatur. 

5 Für uns ist es nicht belanglos, daß die von Krauthammer gewählte Formel vom »Weltbürger- 
krieg« dieses Jahrhunderts bereits von den Konservativen innerhalb des »Historikerstreits« 
benutzt worden ist, um die historische Revision der Nazi-Verbrechen zu versuchen. 
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ziert. Keine Rede - wie in den bisherigen Analysen des internationalen Systems - 
davon, daß zur Ausübung von Hegemonie zumindest auch die Versorgung der 
kapitalistischen Weltwirtschaft mit dem Weltgeld, eine funktionionsfähige welt- 
wirtschaftliche Arbeitsteilung und - bei aller Verschiedenheit - ein kulturell un- 
terlegter Konsens zwischen den Nationen gehören. 

Zweitens könnten die USA bei der Wahrnehmung einer so definierten Super- 
macht-Rolle paradoxerweise zu einer Art militärischen »Hilfsbüttels« anderer 
Länder absinken: die USA liefern die »öffentlichen Güter« militärische Sicher- 
heit und politische Stabilität für die industrialisierte Welt, damit die technolo- 
gisch avancierten Länder Westeuropas oder Japan in Ruhe ihrem Kommerz 
nachgehen können - und dabei eine ökonomische Überlegenheit über die USA 
gewinnen, Ein Teil des Gewinns daraus müßten die Bündnispartner allerdings als 
Beiträge für die Erhaltung des militärischen Apparats der USA und für militäri- 
sche Aktionen & la Golfkrieg abzweigen. Ökonomisch ist dieser Transferprozeß 
nur durchführbar, wenn die kommerziellen Länder (oder Regionen) einen Lei- 
stungsbilanzüberschuß erwirtschaften. Ihre überlegene Wettbewerbsfähigkeit auf 
dem Weltmarkt wäre also in einem solchen unipolaren System unbedingt funk- 
tional und müßte daher - z.B. durch den »Weltwirtschaftsgipfel« - in Zukunft 
verteidigt werden. Jedoch würde dies umgekehrt eine Verewigung des Lei-. 
stungsbilanzdefizits und die Abhängigkeit der USA von Kapitalimporten und 
folglich eine permanente Steigerung der Außenschulden des Landes (die sich 
heute bereits auf ca 700 Mrd US$ belaufen) implizieren. Über kurz oder lang 
würden die USA zumindest ökonomisch in die zweite Reihe der großen Nationen 
dieser Welt verdammt. Denn eine erstrangige Nation muß über die am höchsten 
entwickelten »produktiven Kräfte«, also über eine potente und wettbewerbsfähige 
industrielle Basis verfügen, wie schon Friedrich List wußte und wie ihn Paul 
Kennedy (1987: 539) daher zitiert, um auf die in dieser Struktur angelegten Ge- 
fahren für die Großmachtposition der USA aufmerksam zu machen.$ Doch ist es 
höchst unwahrscheinlich, daß die Marktkräfte einer kapitalistischen Weltwirt- 
schaft einen solchen, politisch moderierten globalen Umverteilungsprozeß hono- 
rieren würden. Also steckt in der Annahme vom Hilfsbüttel USA ein gerüttelt 
Maß ökonomischen Unverstands.? 

Daß obendrein eine so organisierte Aufgabenteilung den Kern des demokrati- 


6 Dies betont Kennedy auch in einem Kommentar zum Golfkrieg (A Declining Empire Goes to 
War«, in: Wall Street Journal, 25-26. Januar 1991): Er versucht die Leser an den möglichen 
»imperial overstretch« zu erinnern: »Das Dilemma, mit dem die U.S.A in dem nächsten Jahr- 
zehnt konfrontiert sind, ist schon unangenehm genug, nämlich ein vernünftiges Gleichgewicht 
zwischen Zielen und Mitteln zu halten - um so nämlich die "imperiale Überdehnung' zu ver- 
meiden. Aber das letzte, was die U.S.-Bürger benötigen, ist die Ermunterung zur Suche nach 
Selbstachtung auf dem Schlachtfeld. Wenn die U.S.A ihre 'Reputation' wiedergewinnen wol- 
len, müßten sie damit anfangen, die Stadtkerne, das öffentliche Bildungssystem, die zusammen- 
brechende Infrastruktur zu erneuern und die vielfältigen gesellschaftlichen Bedürfnisse zu be- 
friedigen...« 

7 Ein Beispiel für japanischen Realismus: »The idea of an American cop in a unipolar world, we 
should conclude, simply will not fly« (Nakanishi 1991: 14) 
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schen Prinzips der westlichen Gesellschaften und damit gerade deren »Zivilität« 
aushöhlt, sei hinzugefügt: Es war und ist die wichtigste Prärogative des Parla- 
ments der Volksvertreter gegenüber der Regierung, über Krieg und Frieden zu 
entscheiden und daher auch über die finanziellen Mittel zur Kriegsführung. 
Wenn aber die Mittel von anderen Ländern stammen (aus Japan und Westeu- 
ropa), dann könnte eine kriegswillige Regierung (in den USA) sehr wohl die Zu- 
stimmung der Häuser des Parlaments unterlaufen oder diese gar erkaufen, noch 
dazu wenn - wie im Falle des Golfkriegs geschehen - aus der Kriegsfinanzierung 
ein Überschußgeschäft gemacht werden kann. Umgekehrt unterminiert die Teil- 
finanzierung kriegerischer Akte das demokratische Prinzip auch in den geldge- 
benden Ländern (in Japan und in der BRD), da infolge des Dazwischentretens 
des Geldes die Tat (Geldvergabe zur Kriegsführung) und die Verantwortung für 
die Folgen der Zerstörungen auseinandergerissen werden. Ein Parlament kann so 
die Verantwortung von sich schieben und »die Hände in Unschuld waschen«; das 
demokratische Prinzip greift nicht mehr, wenn die Einheit der Verantwortlich- 
keit für Entscheidungen und Entscheidungsfolgen geteilt wird und so dem Prin- 
zip der organisierten Verantwortungslosigkeit Platz macht. 

Drittens wird mit dieser Argumentation klar, daß es in dem Golfkrieg nicht um 
das Völkerrecht souveräner Staaten ging - wie es in den offiziellen Begründun- 
gen und in den intellektuellen Rechtfertigungen des Gemetzels immer geheißen 
hat. Denn dieses ist durch die Kriegsführung gegen den Irak seitens der USA 
und ihrer Alliierten ebenso eindeutig gebrochen worden wie vom Irak, als er am 
2. August 1990 Kuweit besetzte und annektierte. Die UNO-Charta, die von den 
Mitgliedsstaaten grundsätzlich Verhandlungslösungen und die Vermeidung von 
Kampfhandlungen verlangt, ist von den Alliierten mißachtet worden (Falk 1991; 
etwas anders Russett/Sutterlin 1991). Vor der Errichtung einer »neuen Weltord- 
nung« sind daher zunächst einmal die Vereinten Nationen in eine tiefe Krise ge- 
raten. Diese wird nur dadurch übertüncht, daß im UN-Sicherheitsrat die Groß- 
mächte nach dem Ende ihrer prinzipiellen Gegnerschaft des Kalten Kriegs 
kooperieren (Vgl. Russett/Sutterlin 1991: 69-83). Ein dauerhafter Erfolg dieser 
Kooperation würde aber voraussetzen, daß die übrigen Mitgliedsnationen Grati- 
fikationen der neuen Kooperation erfahren, daß also ökonomisch und politisch 
ein »Positivsummenspiel« eröffnet würde, an dessen Ausgang alle Beteiligten, 
die passiven ebenso wie die aktiven, mehr oder weniger, immer aber positiv pro- 
fitieren. Jedoch ist nicht zu erwarten, daß die »neue Weltordnung« darauf hin- 
ausläuft, und daher bleibt zunächst der Eindruck von der unbedingten Bereit- 
schaft, auch unter Einsatz effizientester, d.h. destruktivster militärischer Mittel 
die »Stabilität« eines energieabhängigen Industriemodells zu gewährleisten. 
Diese Botschaft scheint bereits wenige Wochen nach dem Ende des Golfkriegs 
angekommen zu sein. Die Militärs in allen Ländern haben sehr wohl die Lehre 
verstanden, daß ein Krieg heute weder atomar noch chemisch und bakteriolo- 
gisch erfolgreich führbar ist, wohl aber konventionell, gestützt auf den Einsatz 
der allermodernsten Technologien, die natürlich nur in den hochentwickelten In- 
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dustrieländern, in den globalen Waffenschmieden von Pilsen bis San Diego, von 
Nowosibirsk bis Hanau, von Toulouse bis Birmingham zu erwerben sind. 


Die Polarisierung in der Welt 


An diesem Sachverhalt ist neben dem Verschwinden der real-sozialistischen Län- 
der zweierlei neu und bemerkenswert. Die eine Änderung ist die von Krautham- 
mer so bezeichnete Heraufkunft von »Waffenstaaten« (weapon states). Damit 
sind Staaten auf der südlichen Halbkugel gemeint, die über kurz oder lang über 
chemische, bakteriologische und nukleare Waffen und über die entsprechenden 
Trägersysteme verfügen können. Relativ kleine Länder der »Peripherie« wären 
dann in der Lage, nicht nur die regionale sondern die globale politische Stabilität 
und die Sicherheit der Energie- und Rohstoffversorgung zu bedrohen. Für die 
Großmächte der nördlichen Erdhälfte könnten sie also gefährlich werden. So 
weit, daß der nukleare Holocaust angedroht werden könnte, ist kein Land außer- 
halb des Kreises der führenden Atommächte; aber über ein beträchtliches Droh- 
potential könnten in Zukunft eine ganze Reihe Länder verfügen. 

Die Antwort auf diese Herausforderung, so Krauthammer, sei eine Strategie, die 
man mit »Drei D« zusammenfassen könnte: »denying, disarming and defending«. 
Den »Waffenstaaten« müssen moderne Technologie, etwa nach dem Muster der 
Cocom-Listen, vorenthalten werden (denying), und wenn dies nicht gelinge, 
müßten sie wie der Irak »zwangsabgerüstet« (disarming) werden. Auf jeden Fall 
aber müßten sich die Industrieländer gegen die Bedrohung verteidigen (defen- 
ding); und so begründete Präsident Bush in seiner Rede an die Nation im Januar 
1991 die Fortsetzung von SDI, freilich mit neuer Zielbestimmung. Die »Frie- 
densdividende« des Jahres 1989 ist keine zwei Jahre später bereits für die Fort- 
führung und Modernisierung der Rüstung voll verplant. Während des Treffens 
zwischen Bush und Gorbatschow im Juli in Moskau hat Bush die Trendwende 
dargelegt. An die Stelle des »alten« SDI soll ein »globaler Schutz gegen begrenz- 
te Angriffe« treten: »Ein... kleiner Schirm«, so interpretiert die FAZ (Leo Wie- 
land: »Ein Schirm gegen die Saddams dieser Welt«, 2.8.1991), »soll zu einer 
Versicherungspolice gegen die Saddam Husseins der Dritten Welt entwickelt 
werden, die schon nach Kernwaffen und Trägerraketen gegriffen haben oder der- 
lei planen«. 

Allerdings ist in dieser Strategie ein fataler Fehler enthalten, der schon bei der 
Generalprobe am persischen Golf deutlich geworden ist. Die »weapon states« 
können sich nämlich angesichts der Struktur der Weltarbeitsteilung nicht einfach 
aus eigenen Ressourcen heranbilden. Sie müssen dazu von den Industrieländern 
erst aufgerüstet werden. Jeder Waffengang, der Golf hat es demonstriert, ist ein 
Anlaß für einen neuen Rüstungswettlauf. Die gleichen Länder, die sich anma- 
Ben, für die »Zwangsabrüstung« der »weapon states« zum Besseren der Weltord- 
nung Sorge zu tragen, sind zugleich die größten Waffenexporteure, die wichtig- 
sten Lieferanten der Waffenstaaten. Es wird also das Phänomen des Waffenstaa- 
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tes durch die zivilen Gesellschaften des »Nordens« erzeugt, auf dessen Beseiti- 
gung die 3D-Strategie gemünzt ist.® Die von Krauthammer präsentierte unipolare 
Welt mag alles sein, nur eine friedliche Welt wird daraus nicht hervorgehen. 
Und schlimmer noch: sie kann ex definitione nicht mehr die Mechanismen und 
Institutionen der konsensualen Konfliktlösung entwickeln, weil ja der Kern der 
neuen Weltordnung die Stabilitätssicherung durch militärische Macht ist. Die 
Hoffnung auf eine »Zivilisierung des Konfliktverhaltens« (Brock 1991: 193) 
nach dem Golfkrieg ist nur durchzuhalten, wenn von der Unipolarität Abschied 
genommen wird. 

Die Strategie der technologischen Blockade (»denying«) könnte jenseits der beab- 
sichtigten militärischen und sicherheitspolitischen Wirkung auch dazu beitragen, 
daß die nicht zum »Norden« zählenden Nationen von der technologischen Ent- 
wicklung noch mehr abgekoppelt werden als bisher schon. Die »windows for 
technological options«, von denen in der OECD im Zusammenhang mit der 
Frage des Technologietransfers vom Norden in den Süden geredet wird (Ernst/ 
O'Connor, OECD 1989), werden also von den einen (zivil) geöffnet und von 
den anderen (militärisch) sogleich wieder zugeschlagen. Nach eineinhalb Jahr- 
zehnten der beschleunigten techologischen Umwälzung in den Industrieländern 
mit Elektronik, Informatik, Weltraum-, Gen- und Biotechnologie und einer 
ebenso langen Zeit der durch die Schuldenkrise strangulierten ökonomischen und 
technologischen Entwicklung in Lateinamerika, Afrıka und vielen Ländern 
Asiens ist der technologische Abstand in überschaubarer Frist uneinholbar. Er ist 
sogar im Verlauf der 80er Jahre in vielen Ländern größer geworden. Wenn die 
Produktivität (Bruttoinlandsprodukt je Beschäftigtenstunde) der USA als Refe- 
renzmaß gleich 100 gesetzt wird, dann hat sich in der OECD-Welt in den ver- 
gangenen Jahrzehnten eine deutliche Angleichung der Produktivitätsniveaus voll- 
zogen; der Durchschnitt erreicht Ende der 80er Jahre fast 80% des US-Niveaus, 
während er 1970 noch bei etwa 60% lag. In Lateinamerika hingegen ist der Ab- 
stand zum US-Niveau (und erst Recht zum OECD-Durchschnitt) gewachsen; zu 
Beginn der 70er Jahre lag das lateinamerikanische Produktivitätsniveau bei fast 
30% des US-amerikanischen; Ende der 80er Jahre ist es auf etwas über 20% ab- 
gesunken (CEPAL 1990: 63ff). 

Der Ausschluß von Staatengruppen der »südlichen« Welt (im geographischen 
Sinne; politische zählen dazu auch eine Reihe der vormals »östlichen« Länder) 
von technischer Modernisierung zementiert die Ungleichheit und dürfte selbst 
einen Grund für neue Konflikte abgeben, vielleicht nicht heute und morgen, aber 
sicherlich übermorgen. Die »Zivilisierung des Kapitalismus«, von der nach 1989 
so viel und so emphatisch die Rede war (Vgl. Rödel/Frankenberg/Dubiel 1989; 
Menzel 1991a), mag ja in den Industrieländern noch Aussichten auf Realisierung 


8 »Der Golfkrieg hat die Widersprüche eines Zeitalters offengelegt, in dem Waffenexporte nicht 
zu politischen Zwecken sondern aus Profitgründen getätigt werden« (Inoguchi 1991: 25). Vgl. 
auch den Bericht von Pierre Simonitsch »Im Nahen Osten dreht sich die Rüstungsspirale« in: 
FR vom 13.8.1991; Wirtschaftswoche, 31.5.1991, S. 42-54. 
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haben. Doch der »Zivilisierung« im reichen Norden entpricht die »Entzivilisie- 
rung« südlich des Mittelmeers und des Rio Grande del Norte. Krauthammer 
(1991:30) ist realistisch genug, die »Waffenstaaten« gerade mit dem Mangel der 
Institutionen einer Zivilgesellschaft zu definieren. Wenn man die Rückwirkun- 
gen der Entzivilisierung des Kapitalismus in anderen Weltgegenden auf die Indu- 
strieländer - etwa in Form der Migration - in Rechnung stellt, ist es fraglich, ob 
eine zivile und demokratische Gesellschaft ın einer Festung, abgeschoitet gegen 
den größeren Rest der Welt, errichtet und erhalten werden kann. Denn »Zivili- 
tät« könnte nur als universalistisches Prinzip Gültigkeit erlangen, keinesfalls aber 
als Prinzip der »unipolaren« Privilegierung eines Teils der Welt gegenüber dem 
anderen. »Wer die Chancen, die die bereits bestehende civil society für ein lin- 
kes, d.h. universalistisches Projekt bietet, aufnehmen will«, muß sich nicht nur 
»beeilen«, wie Brumlik (1991: 993) formuliert, sondern zunächst einmal konsta- 
tieren, daß die civil society in der heutigen Welt nur in polarisierter Form exi- 
stiert und das universelle Projekt der Zivilisierung zuallererst Klarheit darüber 
vermitteln müßte, wie denn die Polarisierung und Hierarchisierung (auf dem Ge- 
biet der politischen und militärischen Macht ebenso wie bei der ökonomischen 
Leistungsfähigkeit) zu überwinden sei, damit sie sich, kulturell verfestigt (z.B. 
in Form des Rassismus) nicht anschicken kann, den jeweils anderen die »Zivili- 
sation« zu bringen. 

Das Zwischenresürgde: Die »neue Weltordnung« mit Markt, Demokratie und 
»american way of life« ist in keiner Weise darauf ausgelegt, die Polarisierung in 
der modernen Welt zu überwinden. Das »unipolare« Projekt der US-amerikani- 
schen politischen und militärischen Vorherrschaft ist in erster Linie auf die Ga- 
rantie der Sicherheit der Rohstoffversorgung ausgelegt, nicht aber auf Überwin- 
dung der polarisierten Weltstruktur; im Gegenteil, sie würde noch zugespitzt. 
Das universalistische Projekt der »civil society«; so wie es von den Verfechtern 
gedacht wird, sieht ebenfalls von den Konsequenzen der polarisierten Weltstruk- 
tur ab, kann vor allem nicht begreifen, daß eine »Zivilisierung des Kapitalismus« 
nur in dem privilegierten Teil der Welt wegen der Rückwirkungen im globalen 
Raum gar nicht möglich ist. Zivile Ordnung und entzivilisiertes Chaos treten 
gleichzeitig auf. Was für das globale System gilt, wiederholt sich in je spezifi- 
scher Form in den nationalen und regionalen Gesellschaften: Reiche gibt es in 
armen Ländern und Arme in den reichen Ländern. 


Entwicklungsschranken im modernen Kapitalismus 


Es geht also bei der Debatte über die »neue Weltordnung« um die Freilegung der 
Gründe für die Polarisierung in der Welt, die sowohl dem Projekt der »Unipola- 
rität« widerspricht als auch ein universalistisches Projekt der »civil society« so 


9 Jean-Pierre Chevenement ist ja als Verteidigungsminister mit der Begründung zurückgetreten, 
die militärische Expedition sei wie »zur Kolonialzeit« geplant und durchgeführt worden (FR 
23.4.1991). Zum Zivilisationsbegriff im kolonialen Zeitalter vgi. die Ausführungen von Fran- 
gois Rigaux in diesem Heft. 
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schwierig macht. Noch in der Epoche nach dem zweiten Weltkrieg gingen Theo- 
retiker ebenso wie nationale Politiker oder internationale Institutionen davon 
aus, daß sich die weniger entwickelten Länder dieser Erde durch nachholende In- 
dustrialisierung und institutionelle Modernisierung Eintritt in den Club der rei- 
chen Industrieländer verschaffen sollten. Die Botschaft an die Entwicklungslän- 
der also lautete: Macht es so wie wir, industrialisiert die Wirtschaft und moder- 
nisiert das gesellschaftliche System, dann werdet Ihr den »take off« in die Wohl- 
standsgesellschaft auch schaffen. Doch eines der Hauptkennzeichen der Indu- 
strialisierung, also der Moderne in den Ländern des reichen Nordens, ist der ho- 
he Energieverbrauch der »oil-based economies«. Eine Betrachtung der Implika- 
tionen der Energieabhängigkeit:des fordistischen Modells erschließt einige (das 
heißt natürlich: nicht alle!) Charakteristika der Weltordnung. 

Nordamerika und Westeuropa mit einem Anteil von insgesamt 11,6% der Welt- 
bevölkerung konsumieren 42,5% der Energie und produzieren daher 43,4% der 
CO,-Emissionen. Die hohe Produktivität des Akkumulationsmodeils von Mas- 
senproduktion und Masenkonsumtion hat also einen Preis: die Plünderung der 
Syntropieinseln!0 des Globus und die Deponie der transformierten Energie in die 
Atmosphäre in Form von Abgasen, in die Lithosphäre in Form des Abfalls und 
in die Hydrosphäre in Form der Abwässer. Der Anstieg der Entropie, d.h. die 
Reduzierung der verfügbaren Energie, ist also ebenso enorm wie der wegen 
seiner Wohlstandswirkung bewunderte und daher nachzuahmen versuchte Pro- 
duktivitätsanstieg. Die Konzentration der Syntropie in den Industrieländern und 
die Entropieabfuhr in andere Weltgegenden hat zur Folge, daß der - im thermo- 
dynamischen Sinne - höheren Ordnung von Material und Energie im »Norden« 
ein höheres Chaos im »Süden« entspricht. Daß die Reduktion von Ordnung (im 
thermodynamischen Sinne) sozial disgregierende, anomische Wirkungen zeitigt, 
haben Bunker (1985) und Brüscke (1991) am Beipiel der Rohstoffextraktion in 
Amazonien gezeigt. 

Erst der Rekurs auf fossile Energieträger gibt der Steigerung der Arbeitsproduk- 
tivität den notwendigen Impuls, um die hoben »fordistischen« Wachstumsraten 
mit ihren Wohlstandseffekten zu erreichen. Die überlegene Dynamik des techni- 
schen Fortschritts!! erklärt den industriellen Erfolg der US-Wirtschaft seit dem 


10 Als »Syntropieinsein« können Systeme hoher Ordnung bezeichnet werden, z.B. Parzellen der 
Erdkruste, in denen die diversen Stoffe, aus denen sich der Planet zusammensetzt, nicht »unor- 
dentlich« durchmischt, sondern »ordentlich« getrennt lagern. Konzentrierte Vorkommen nützli- 
cher Stoffe sind dem menschlichen Zugriff zugänglich: Goldadern, Eisenminen, Bauxitlager, 
Kohlenflöze, Ölfelder, Erdgasblasen. Solche Syntropieinseln sind im Verlauf der Erdgeschichte 
@.T. sogar im Verlauf der Geschichte des Weltalls) gebildet worden, z.B. indem im Zeitraum 
von Jahrmillionen die Sonnenenergie infolge der Wirkungen der Photosynthese in Form von 
Kohlenstoff und durch dessen Mineralisierung in Lagern fossiler Brennstoffe gespeichert wor- 
den ist. Syntropieinseln haben immer eine wesentlich längere Bildungsgeschichte (QJahrmilli- 
onen) als ihre Plünderung (längstens einige Jahrhunderte) dauert (Vgl. Dürr 1990). 

11 Die USA überrundeten seit der zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts Großbritannien in der Zahl 
von bedeutenden Erfindungen, Endeckungen und Innovationen. Im Zeitraum 1851-1875 kön- 
nen 17,8% der wichtigen Erfindungen Großbritannien, 20,9% Frankreich, 23,9% Deutschland 
und 25,2% den USA zugerechnet werden. 1915-1939 waren es 13% im Falle Großbritanniens, 
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Ende des vergangenen Jahrhunderts weniger als die Verfügbarkeit von strategi- 
schen (vor allem fossilen) Ressourcen zu niedrigen Kosten, durch die die Dyna- 
mik des Industriemodells gestützt wurde. 


»Der Überfluß an Ressourcen war ein ständiger Beitrag für viele...der ureigen amerikanischen indu- 
striellen Entwicklungen. Das Fließbandsystem, Methoden der Massenproduktion, in engster Ver- 
bindung mit den modernen Formen der Unternehmensorganisation, waren durch einen im Vergleich 
zu Arbeit und Produktion hohen Durchfluß ('high throughput‘) von Brennstoffen und Rohmateria- 
lien charakterisiert. Amerikanische Produktions- und Konsumgüter waren oft spezifisch auf eine 
ressourcen-reiche Umwelt ausgelegt« (Wright 1990: 661). 

Der Prozeß der Produktivitätssteigerung ist also zugleich ein Prozeß der be- 
schleunigten Ressourcennutzung. Die »continental destiny«, die Expansion auf 
dem Kontinent zwischen zwei Ozeanen, machte diese möglich. Seit dem zweiten 
Viertel des 19. Jahrhunderts wird der Kontinent mit einem Eisenbahnnetz über- 
zogen, das 1873 ausgedehnter als das europäische ist und 1913 mit 42,3 km je 
10000 Einwohnern alle anderen Eisenbahnnetze (mit Ausnahme der argentini- 
schen, das auf 43,4 km pro 10000 Einwohner kommt) überrundet hat (Maddison 
1989: 48). Dadurch wurden nicht nur die Zirkulationsbedingungen des Kapitals 
verbessert und durch Zusammenführung von Produktions- und Verbrauchsorten 
der innere Markt ausgedehnt, sondern auch riesige Landareale ebenso wie natür- 
liche Resourcen oberhalb und unterhalb des Erdbodens erschlossen: 


»Die Ressourcen der Vereinigten Staaten können in jener Zeit (Ende des vorigen Jahrhunderts - 
E.A.) nur in Begriffen von überwältigender, riesiger Größe beschrieben werden: ungeheure Men- 
gen aller wichtigen Mineralien, die ein Land für die Industrialisierung braucht - Kohle, Eisenerz, 
Kupfer, Buntmetalle wie Zink, Gold, Silber, dann gewaltige Mengen Öls, fruchtbare Böden für die 
Landwirtschaft, die sich über tausende von Quadratmeilen ausdehnten; genügend unterschiedliche 
Klimazonen, die lange Wachstumsphasen für Textilpflanzen wie Hanf und Baumwolle, für Nah- 
rungsmittel wie Zucker erlauben; dann reichhaltige Wälder, die viel Bauholz liefern und Holz für 
andere Waldprodukte« (Agnew 1987: 49). 


Viele Erfindungen dienten der Erschließung und Nutzung von Ressourcen sowie 
der Durchdringung des Territoriums. Die Kühltechnik legte den Grundstein für 
die Konzentration der Fleischindustrie in Chicago, das Telefon erleichterte die 
Kommunikation über große Distanzen, die Chemisierung der Landwirtschaft 
steigerte deren Erträge, die wiederum der Marktausdehnung bedurften, um abge- 
setzt werden zu können. Daher die große Bedeutung von Innovationen im Trans- 
portsektor. Die modernen Technologien der Stahlproduktion schufen das Ange- 
bot des Basisprodukts für den Maschinenbau und die Automobilproduktion, die 
den industriellen Aufschwung der USA am Ende des vergangenen und im ersten 
Drittel dieses Jahrbunderts begründeten. Die Steigerung der gesamten Faktorpro- 
duktivität (Maddison 1989: 22) - in der Phase 1913-1950 in den USA mit 1,57% 
pro Jahr überdurchschnittlich hoch (zum Vergleich: Großbritannien 0,87%; 
Deutschland: 0,74%; Japan 0,92%) - ıst den technischen Innovationen, der Or- 
ganisation der Unternehmen und des Managements und den Qualifikationen der 
Arbeitskraft, doch in bedeutendem Maße der Erschließung von Syntropieinseln 


4,1% im Falle Frankreichs, 13,0% in Deutschland, aber 58,6% in den USA (Dunning 1983: 
106; nach Agnew 1987: 70). 
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hochkonzentrierter Ressourcen zuzuschreiben. »Zeitatome sind die Elemente des 
Gewinns« zitiert Marx (MEW 23:257), vulgo: »time is money«. 

Die fordistische Produktionsweise konnte gerade in den USA entstehen und 
erblühen, weil in jenem Land mit »open frontier« zwischen zwei Özeanen mehr 
als in den traditionellen europäischen Industrieländern die Syntropieinseln reich- 
haltiger Ressourcenbestände zur Verfügung standen. Sie ermöglichten den Pro- 
duktivitätsfortschritt energetisch und stofflich und öffneten gleichzeitig Räume 
für die weißen Kolonisatoren, um ohne Rücksicht auf Restriktionen durch Natur- 
schranken und gegen den Widerstand der indianischen Ureinwohner die Logik 
des fordistischen Modells in eine Lebensweise umzusetzen, deren erlebte Attrak- 
tivität die weltweite Ausstrahlungskraft begründet. Davon wiederum profitiert 
seit etwa den 20er Jahren die Filmindustrie, die zugleich technologische Innova- 
tion und ideologische Praxis des Fordismus ist, indem sie das Bild des »american 
way of life« mit allen seinen Ingredientien konstruiert und global propagiert. 
Und mehr noch: Angesichts der reichhaltigen und billigen natürlichen Ressour- 
cen werden »amerikanische Produktionsmittel und Konsumgüter oftmals ganz 
spezifisch für eine Umwelt mit einem Überfluß an Ressourcen gestaltet« (Wright 
1990: 661), sie verbrauchen also nicht nur bei der Produktion, sondern auch im 
Prozeß der Konsumtion Ressourcen im Übermaß. 

Die Erschöpflichkeit von Syntropieinseln jedoch zeigt sich in den USA nach we- 
nigen Jahrzehnten der beschleunigten Industrialisierung auf der Basis von Mas- 
senproduktion und Massenverbrauch, und zwar aus zwei Gründen: Erstens ist 
der geographische Raum trotz seiner kontinentalen Ausdehnung ebenso begrenzt 
wie es die so reichen Ressourcenlager sind. Zweitens erfordert die Steigerung 
der Produktivität der Arbeit, also die Verfolgung der »fordistischen Botschaft«, 
gerade exponentiellen Zugriff auf Ressourcen aus Syntropieinseln: die Plünde- 
rung tendiert also modellspezifisch zur Beschleunigung. So kommt es, daß der 
Erfolg des fordistischen Modells dessen Ressourcengrundlagen unterminiert. 
1913 beträgt der Anteil der USA an der Weltproduktion beim Erdgas 95%, beim 
Erdöl 65%, bei Kupfer 56%, bei Phosphat 43%, Kohle 39%, Molybdän 38%, 
Bauxit 37%, Zink 37%, Bauxit 37%, Eisenerz 36%, Gold 20% (Wright 1990). 
Doch schon seit den 20er Jahren muß ein Mineral nach dem anderen zusätzlich 
zur heimischen Produktion importiert werden, um den steigenden Verbrauch zu 
decken, obwohl auch in den USA immer entfernter von den traditionellen Indu- 
striezentren gelegene Lager erschlossen wurden und mit dem Fortschritt der 
Transportinfrastruktur und -technik auch lohnend ausgebeutet werden konnten. 
Seit den 40er Jahren dieses Jahrhunderts jedenfalls verwandeln sich die USA in 
einen Nettoimporteur von mineralischen Ressourcen. Also werden nun nicht 
mehr nur die nationalen Syntropieinseln augebeutet, sondern auch diejenigen an- 
derer Kontinente (Vgl. die Daten in: Bundesanstait...1986; Weißbuch 1983; 
Eich/Hübener 1987). Es entsteht eine globalisierte Rohstoff- und Energiewirt- 
schaft: So wie das Territorium der USA im 19. und frühen 20. Jahrhundert öko- 
nomisch integriert wurde, so erfolgte prinzipiell die Globalisierung der Roh- 
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stoffwirtschaft vor allem nach dem zweiten Weltkrieg (Wright 1990: 665). 

Die Globalisierung der Rohstoffwirtschaft ist gleichbedeutend mit der Ausdeh- 
nung des Produktions- und Konsumtionsmodells auf andere Kontinente, freilich 
in der gegensätzlichen Form von metropolitanem und peripherem Fordismus. In 
dem Maße wie Länder der Dritten Welt aber versuchen, den fordistischen Typ 
der Industrialisierung zu imitieren, werden sie ebenfalls von den notwendigen 
fossilen Resouceninputs abhängig: das Produktivitätsmodell kann nur erfolgreich 
unter Rekurs auf fossile Energieträger und nicht mit biologischer Energie im- 
plementiert werden. Sofern sie nicht selbst auf ihrem jeweiligen Territorium 
darüber verfügen, müssen sie diese importieren. Auch für sie erlangt so die Prei- 
sentwicklung insbesondere der energetischen Ressourcen, zentrale Bedeutung - 
wie es sich nach dem Erdölpreisschock von 1973 und wieder nach dem Golf- 
krieg zeigt.!2 Also kommt es nicht nur darauf an, Syntropieinseln überall auf 
dem Globus zu erschließen - die Verfügbarkeit von fossilen Energieträgern ist 
mindestens einige Jahrzehnte gesichert (Beutel 1991) und in Grenzen auch ener- 
giepolitisch gestaltbar (Kitschelt 1983) -, sondern die daraus entnommenen Res- 
sourcen zu akzeptablen Preisen beziehen zu können. Auch diese Bedingung 
dürfte bis Mitte der 90er Jahre gesichert sein, nicht zuletzt wegen des »Erfolgs« 
im Golfkrieg, der alle diejenigen Versuche geblockt hat, den Einfluß auf den 
Ölpreis seitens der Förderländer zu erhöhen. 

Robstoffreichtum ist nicht unbedingt eine gute Voraussetzung für wirtschaftliche 
Entwicklung innerhalb des von den Industrieländern dominierten Weltsystems, 
wenn die Rohstoffe doch in erster Linie als Inputs der »oil based economies« des 
industrialisierten Nordens genutzt werden und im Austausch für Rohstoffe im- 
mer weniger Industriegüter erzielt werden können.!3 Daher kommt es, daß der 
Anteil der Entwicklungsländer an der Weltausfuhr (ausgewählter Warengruppen) 
1928 bei 25,5% lag und mehr als 50 Jahre später 1985 auf 23,3% abgesunken ist 
(nach: Fröbel/Kreye/Heinrichs 1987). Seit 1975 hat sich der Anteil der Indu- 


12 Der IMF hat die Wirkung der Ölpreiserhöhung auf die Entwicklungsländer für 1990, 1991, 
1992 kalkuliert (IMF 1991: 21-25). Danach werden die Öl importierenden Netto-Schuldnerlän- 
der einen Ölpreis-bedingten Wachstumsverlust (reales Bruttoinlandsprodukt) von -0,6% 1990 
und -0,4% 1991 erleiden. Die entsprechenden Daten für Afrika lauten: -0,3% 1990 und -0,2% 
1991, für Lateinamerika: -0,5% 1990 und -0,1% 1991. Auch die Wirkung auf die terms of 
trade ist vorwiegend negativ. 

13 Die Daten über die terms of trade sind mit vielen Ungenauigkeiten behaftet. Jedoch indizieren 
sie eine Tendenz, die auch in den Daten der Weltbank zum Ausdruck kommt. Danach betragen 
die Terms of Trade (1980 = 100) im Jahre 1988 in den Ländern mit niedrigem Einkommen 93 
(Medianwert), in den Ländern Afrikas südlich der Sahara 92, in Lateinamerika 86, in Ländern 
mit gravierenden Schuldenproblemen 92. Im Durchschnitt der OECD-Länder aber verbessern 
sie sich im Verlauf der 80er Jahre auf 103 (Weltbank 1990: 236). Es sind viele Faktoren, die 
zusammengenommen das Resultat der günstigen Entwickiung der Terms of Trade für die Indu- 
strieländer, d.h. der billigen Versorgung des fordistischen Akkumulationsmodells mit Rohstof- 
fen und Energie bewirken. Sie können hier nur knapp benannt werden, da eine genauere Ana- 
Iyse die Untersuchung einzeiner Produktmärkte erfordern würde. Zu unterscheiden sind jeden- 
falls (a) strukturelle Bedingungen in den Exportländern von Ressourcen, (b) die Gestaltung des 
internationalen Handels zwischen Industrieländern und Rohstoffexporteuren, (c) technische 
Faktoren und (d) die Auswirkungen der internationalen Finanzkrise. 
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strieländer an der Weltausfuhr (Welteinfuhr) von 65,6% auf 70,7% erhöht (von 
67,0% auf 71,9%), während derjenige der Entwicklungsländer von 24,6% 
(21,7%) auf 19,7% (18,7%) zurückgegangen ist (Daten nach BM2). Von der 
beschleunigten Expansion des Welthandels haben die Entwicklungsländer also 
weniger als die Industrieländer profitiert. Dieser Sachverhalt reflektiert nur das 
tendenzielle Zurückbleiben der Rohstoffproduzenten in einer Weltwirtschaft, die 
zweifelsfrei von den Industrieländern dominiert wird. 

Also kann die - vorsichtige - Schlußfolgerung gezogen werden, daß das spezifi- 
sche Regime der Preisbildung von materialen und energetischen Ressourcen so- 
wie das »Schulden-Regime« (Altvater 1991a) in den vergangenen Jahrzehnten da- 
für gesorgt haben, daß das fordistische Akkumwlationsmodell in den Industrie- 
ländern nicht mehr auf den je nationalen Syntropieinseln basiert, sondern auf der 
Ausplünderung der Ressourcenlager in aller Welt. Es soll natürlich nicht be- 
hauptet werden, daß dies die entscheidende Bedingung der hohen Akkumulati- 
onsraten in den Jahrzehnten nach dem zweiten Weltkrieg gewesen ist. Aber sie 
sind durch diesen Mechanismus, der für reichhaltiges Angebot und niedrige 
Preise von Ressourcen sorgte, stimuliert worden. Es kann kein Zweifel daran 
bestehen, daß die niedrigen realen Rohstoffpreise eine positive Wirkung auf die 
Profitraten und damit auf die Akkumulations- und Wachstumsraten in den Indu- 
strieländern hatten und haben. Im Grunde haben sich die Industrieländer in gran- 
diosem, d.h. globalem Umfang an den der Menschheit gemeinsam zur Verfü- 
gung stehenden external economies (im Marshall'schen Sinne), die von den Syn- 
tropieinseln ausgehen, bedient. Bislang sind sie gut damit gefahren; ihr Wohl- 
stand ist gestiegen, derjenige der Extraktionsökonomien freilich ist - zumindest 
im vergangenen Jahrzehnt - gesunken. 


Das Nimby-Regime oder die unerträgliche Leichtigkeit des Seins: 
Entropieabfuhr und Kampf um Emissionsrechte 


Das Modell der durch das Preisregime unterstützten Nutzung von Syntropiein- 
seln seitens der fordistischen (und »postfordistischen) Ökonomien könnte mögli- 
cherweise noch eine geraume Zeit fortgesetzt werden,1* wenn es nicht als uner- 
wünschtes by-product der intelligent geplanten und realisierten Transformationen 
von Stoffen und Energien hohe Emissionen in Luft, Wasser, Böden geben wür- 
de. Und nicht nur dies: Die Entnahme bestimmter Ressourcen hat zur Folge, daß 
die ökologische Regenerationsfähigkeit lokaler, regionaler und gar globaler Öko- 
systeme gefährdet wird. Die Abholzung der Regenwälder zur Entnahme von 
Holz oder zur Gewinnung des Landes als Ressource der landwirtschaftlichen 


14 Darauf verweisen beispielsweise Kitschelt (1983) oder Beutel (1991). Natürliche Grenzen für 
Wachstum und Entwicklung gibt es zwar, aber die politisch-gesellschaftliche Gestaltbarkeit ist 
groß, wie bereits die Daten über den länderspezifischen Energieverbrauch andeuten. Dennoch 
darf nicht übersehen werden, daß bei politischer Gestaltung Externalisierungstendenzen eine 
Rollie spielen, also des einen Landes Erfolg der Mißerfolg anderer Länder sein kann. 
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Produktion (Rinderweidewirtschaft Amazoniens) hat auch zur Folge, daß die ab- 
geholzten Flächen als Kohlenstoffsenken zur Aufnahme eines Teils der CO,- 
Emissionen in die Atmosphäre ausfallen. Die Zerstörung der Ozonschicht infol- 
ge der FCKW-Emissionen kann zu gravierenden Schädigungen des Meeresplank- 
tons führen, so daß der Kohlenstoff-Austausch mit den Ozeanen leidet. Also hat 
die Plünderung von Syntropieinseln den Nebeneffekt, daß die Tragfähigkeit von 
ökologischen Systemen für Schadstoffemissionen (Entropieabfuhr) verringert 
wird. Positive Rückkopplungseffekte verstärken die ökologische Krise. 

Nun wird häufig die These vertreten, daß in post-fordistischen Zeiten, vor allem 
infolge der höheren technischen Intelligenz, der Energie- und Materialverbrauch 
gesenkt werden könnte. Jedoch ist dies so leicht nicht. Denn die »Individualisie- 
rung« ist ein Moment der »Modernisierung« fordistischer und »postfordistischer« 
Gesellschaften und hat zur Folge, daß der Energie- und Stoffaufwand zur Befrie- 
digung von Bedürfnissen vervielfacht wird. Beim Individualverkehr zur Befriedi- 
gung der in den reichen Industrieländern extrem gestiegenen Mobilitätsansprüche 
ıst dies offensichtlich; dies ist aber nicht anders beim Individualkonsum von Wa- 
ren. Verpackungen von Lebensmitteln und Gebrauchsgütern werden schon allein 
aus hygienischen und warenästhetischen Gründen, die in individualisiertem Am- 
biente eine größere Rolle als in kollektiven Zusammenhängen spielen, wichtiger. 
Es ist daher eine ganze Industrie entstanden, die nichts als (Verpackungs)müll 
produziert. Die chemische Industrie erzeugt Jahr für Jahr weltweit etwa 1000 
neue chemische Stoffe, die zu den bereits existierenden 70000 Substanzen hinzu- 
gefügt werden müssen, die in der Produktion und im täglichen Verbrauch ge- 
nutzt werden. Von diesen Stoffen dürfte die Hälfte für die äußere und innere Na- 
tur des Menschen giftig oder zumindest schädlich sein. Die individualisierten 
Lebenszuschnitte sind also energieintensiv, raumbeanspruchend und müllprodu- 
zierend. Auf der anderen Seite sind die gleichen Individuen umweltsensitiv, was 
die Suche nach Strategien der Müllvermeidung und -entfernung forciert. In einer 
Studie über die Baseler Giftmüll-Konvention von 1989 schreibt Greenpeace: 


»Die Tragik: Das 'neue Umweltbewußtsein' in Industrieländern führt direkt in den ökologischen 
Kolonialismus. Nach Jahrhunderten der Ausbeutung von Rohstoffen, Naturressourcen und men- 
schlicher Arbeitskraft der Dritten Welt schickt man nun die Exkremente industrieller Produktion in 
die gebeutelten Länder - im vollen Bewußtsein der eigenen Tat. Die Probleme der Industriegesell- 
schaften, Altlasten und wachsende Giftmüllberge, sind das Spiegelbild der früheren Unkenntnis und 
Blindheit bei uns. Aber nicht verantwortungsvolles Handeln aus besserer Erkenntnis ist das Credo 
der Industriestaaten, sondern eine 'neue Reinlichkeit'. Die Dritte Welt muß es ausbaden. Ökologi- 
scher Fortschritt bei uns auf dem Rücken der Armen« (Greenpeace 1989). 


Die Paradoxie besteht also darin, daß die gleichen Gründe, die für die Mülla- 
wine mitverantwortlich sind, für deren Externalisierung sorgen. Denn den pro- 
duzierten Abfall vor Augen wird jedes Individuum zum »Nimby« (Not in my 
backyard) und versucht, das Problem aus dem Blickfeld zu schaffen, zu externa- 
lisieren, abzuführen. Wenn die Deponien überquellen - die jährliche Zunahme 
des Mülls wird in den Industrieländern auf etwa 3% geschätzt - und Müllver- 
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brennung keine Lösung sein kann,15 dann werden Tendenzen befördert, den 
flüssigen und festen Müll außer Landes zu exportieren: Flüssigabfälle werden im 
Meer verklappt, Festmüll geht auf die Reise in Länder, die in der Regel aus 
kurzfristigen ökonomischen Gründen Deponien oder Verbrennunganlagen zur 
Verfügung stellen (Vgl. die Recherche von Greenpeace 1990), gegen die es in 
den Industrieländern sozialen Widerstand gibt.16 Unter den exportierten Müll- 
mengen, so die OECD, müssen 20000 bis 30000 Tonnen als extrem gefährlich 
eingestuft werden. Die Gründe für den Müllexport liegen auf der Hand: Es sind 
zum einen Kostenüberlegungen der Müllexporteure, zum anderen die Devisen- 
nöte von Importländern und Gewinninteressen von Recyclingfirmen. Freilich 
schreibt die OECD auch, daß 


»die in der Deponie von Müll enthaltenen Risiken nicht gering zu veranschlagen sind: Schlechte 
Deponierung kann der Gesellschaft beträchtliche Kosten verursachen - 100 bis 1000 Mal so viel wie 
präventives Müll-Management ohne Umweltschädigung erfordern würde« (OECD 1991: 1519 


Trotzdem: Fast alle lateinamerikanischen Länder sind schon ins Blickfeld »as a 
waste dump site by U.S. waste brokers« (Greenpeace 1990: 119) geraten. Viele 
von Greenpeace (1990) zusammengetragene Beispiele zeigen: die lateinamerika- 
nischen Länder sind nicht nur als Syntropieinseln interessant, sondern auch als 
Regionen der Schadstoffabfuhr, um so die Entropiebilanz der fordistischen Indu- 
strieländer zu verbessern. Der ökonomische Entwicklungsimpuls, der von der 
Bearbeitung (Lagerung, Recycling) von gefährlichen Abfällen ausgeht, wird 
durch die ökologischen Wirkungen - wie die OECD zugibt - zunichtegemacht. 
Die Ordnung in den betroffenen Gesellschaften nimmt nicht nur wegen der Roh- 
stoffextraktion und der sonstigen Zerstörungen an der lebendigen Natur (Regen- 
waldvernichtung) ab, wie Bunker (1985) schreibt, sondern auch wegen der Ef- 
fekte von Schadstoffemissionen. 


Überwindung der Polarisierung durch »Zivilisierung« des Kapitalismus? 


Es schließt sich der Kreis. Das Regime des Zugriffs auf die Syntropieinseln des 
Planeten Erde hat die Industrieländer begünstigt und die Rohstoffe produzieren- 
den Extraktionsökonomien bislang benachteiligt. So schreiben Debeir u.a. 
(1989: 244f.): 


»... Während die Mobilisierung der fossilen Energieressourcen zugunsten einer Minderheit der 
Menschheit in noch nie dagewesenem Ausmaß zunimmt, leidet die Mehrheit trotz des gesteigerten 
und irreversiblen Abbaus der erneuerbaren Ressourcen unter Energiemangel...Jahrzehntelang wurde 
das amerikanischen Produktions- und Konsumtionssystem, der American way of life, allen Gesell- 


15 Denn erstens ist die Materialbilanz des verbrannten Mülls negativ, da man die Anlage nach 
Ende ihrer Funktionsdauer ja auch als Müll entsorgen muß. Zweitens müssen die hochtoxischen 
Filterstäube entsorgt werden und drittens kann die Verbrennung nicht so isoliert werden, daß 
ein Schadstoffausstoß (dessen Zusammensetzung kaum bekannt ist) in die Luft mit Sicherheit 
verhindert wird. 

16 In den Industrieländern fallen jährlich etwa 500 Mio Tonnen giftiger Abfälle an, davon werden 
mindestens 6 Mio Tonnen »mehr oder weniger legal in die Dritte Welt oder in Ostblockstaaten 
verfrachtet« (Obertreis 1989: 12). 
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schaften der Welt als nachahmenswertes Vorbild angedient. Eine praktisch unbegrenzte Ausweitung 
des Konsums sollte Armut und Ungleichheit besiegen. Die gegenwärtige Krise entkräftet diesen 
Mythos, offenbart sie doch unmißverständlich, daß sich die Energiesysteme, die das amerikanische 
Wachstum getragen haben, nicht auf die ganze Weit ausdehnen lassen...« 

Dieser Sachverhalt drückt sich in den größer gewordenen Entwicklungsunter- 
schieden aus, gleichgültig mit welchen Indikatoren sie gemessen werden. Das 
fordistische Akkumulationsmodell ist aber nicht nur auf der Inputseite ressour- 
cenintensiv, sondern auch auf der Outputseite: es hat eine hohe Entropieproduk- 
tionsrate. Deren negative Folgen - Abfälle - werden durch die Organisation eines 
Regimes der Entropieabfuhr, das man »Nimby-Regime« nennen könnte, zu kom- 
pensieren versucht. Die globale Auseinandersetzung um begrenzte Emissions- 
rechte, die sich diejenigen nehmen, die über die entsprechenden ökonomischen 
Mittel und die politische und militärische Macht verfügen, ist in vollem Gange. 
Daß die Länder der Dritten Welt im Rahmen der Globalisierung des fordisti- 
schen Akkumulationmodells arın geblieben sind, ist dabei von Vorteil. Sie kön- 
nen so leichter veranlaßt werden, gegen monetäre Kompensationszahlungen der 
Externalisierung der globalen Kosten des Fordismus zuzustimmen. 

Da nimmt es nicht Wunder, daß Rohstoffarmut von Entwicklungsländern zu ei- 
ner Bedingung von Entwicklungserfolgen werden kann. Korea oder Taiwan ha- 
ben es geschafft, aus der Not der Rohstoffarmut eine Tugend zu machen, freilich 
unter ganz speziellen zusätzlichen Bedingungen, die nicht einfach als Entwick- 
lungsstrategie zu verallgemeinern sind. Dies stellte sich sogleich heraus, als die 
Rohstoffländer die wie selbstverständlich von allen Entwicklungsagenturen ver- 
folgte Strategie der nachholenden Industrialisierung in die Realität umzusetzen 
versuchten. In der Hoffnung auf Industrialisierungserfolge wurden von vielen 
Ländern hohe Hypotheken in Form von Außenkrediten aufgenommen, die 
zunächst mit den Einnahmen aus Rohstoffexporten bedient werden sollten. Der 
letzte Planungsminister des brasilianischen Militärregimes Delfim Netto erklärte 
1979 optimistisch und selbstsicher, daß Brasilien mit den Erlösen aus den Eisen- 
erzexporten von Carajäs seine Außenschulden zurückzahlen werde. Außenkredite 
schienen also das Vehikel der Modermisierung zu sein, zumal die Weltbank mit 
ihrer »Hypothese vom Schuldenzyklus« (Weltentwicklungsbericht 1985) argu- 
mentative Schützenhilfe leistete: ein Land, so kann grob zusammengefasst wer- 
den, beginnt die verschuldete Industrialisierung, erzielt dann höhere Exportein- 
nahmen und kann sich in überschaubarer Frist entschulden und in einen Gläubi- 
ger verwandeln. Die Aufnahme von Außenkrediten zu Marktbedingungen schien 
also der angemessene Weg der Industnalisierung zu sein. Doch schlitterte die 
Dritte Welt in die Schuldenkrise, als zu den sinkenden Rohstoffpreisen steigende 
Zinsen hinzukamen. Die Einnahmen aus Exporten von Rohstoffen reduzierten 
sich, während die Zahlungserfordemisse zur Bedienung der Schulden wuchsen; 
der Schuldendienst konnte nicht mehr aus den Zuwächsen der Exporteinnahmen 
gedeckt werden. Viele nationale Wirtschaften mußten nun den Ressourcentrans- 
fer dadurch aufbringen, daß die Pro-Kopf-Konsumtion und die Investitionen ein- 
geschränkt wurden. Für die Entwicklungsländer war die »alte Weltordnung« mit 
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ihren Entwicklungsversprechen schon längst gescheitert, bevor noch infolge des 
Zusammenbruchs des real-sozialistischen Lagers die Rede von der »neuen Welt- 
ordnung« aufkommen konnte. 

Es wäre naiv, dies nur als Problem der Entstehung und Verwendung des Sozial- 
produkts zu betrachten. Da die Tendenzen der Verarmung (Weltbank 1990) in- 
zwischen ein Jahrzehnt andauern, sind die Rahmenbedingungen der Entwick- 
lungsgesellschaften betroffen: die materiellen und institutionellen Infrastrukturen 
sind beschädigt und in vielen Fällen hoffnungslos überfordert, die Qualifikation 
der Arbeitskräfte ist zurückgeblieben, der technologische Rückstand zu den ent- 
wickelten Ländern ıst größer geworden, das Geldwesen in vielen Ländern ist 
durch »Dollarisierung« und Hyperinflation zerstört, die politischen Systeme sind 
unregierbar geworden und die lokale und regionale Umwelt hat enorm unter 
Raubbau und Schadstoffemissionen gelitten. Der Traum der nachholenden indu- 
strialisierung ist aus, es hat noch nicht einmal eine »verstümmelte Industrialisie- 
rung« gegeben. In vielen Ländern hat eine »verschuldete De-Industrialisierung« 
stattgefunden. Die Weltbank spricht deshalb auch nicht mehr vom Normalfall 
des Schuldenzyklus, sondern von der Möglichkeit, daß sich viele verschuldete 
Länder auf einem »ununterbrochenen Abwärtspfad« befinden könnten (Weltbank 
1990). Am Ende der alten und zu Beginn der »neuen« Weltordnung präsentiert 
sich die Welt in höherem Grade polarisiert als je zuvor: Die Entwicklungsver- 
sprechen für den »Süden« sind frustriert, die Lebensbedingungen für Milliarden 
Menschen haben sich dramatisch verschlechtert. Die Alternative zum kapitalisti- 
schen Weg im »Osten« ist kläglich gescheitert. Nur der »Westen« hat Entwick- 
lungserfolge aufzuweisen. Dies ist der Grund, warum das »westliche«, das bür- 
gerlich-demokratische Modell zur - durch Reformen permanent zu verbessernden 
- Blaupause einer Zivilisierung des Kapitalismus genutzt werden soll. Die Frage 
allerdings lautet, ob das Modell verallgemeinerbar ist. 

Das Resultat der Schuldenkrise könnte von Zynikern als die Wirkung einer »List 
der historischen Vernunft« interpretiert werden: die unschuldigen Marktmecha- 
nismen haben höchst wirkungsvoll etwas erreicht, was sonst nur schwer und mit 
politischer und militärischer Macht hätte durchgesetzt werden müssen, Späte- 
stens seit den Berichten des Club of Rome (1971), von Global 2000 (1980) oder 
der Brundtland-Kommission (1987) ist es geläufig, daß die Globalisierung des 
westlichen Industriemodells aus ökologischen Gründen gar nicht machbar ist. 
Industrialisierung ist nur nach dem »closed shop«-Prinzip durchführbar, jeden- 
falls so lange diese sich auf den Verbrauch erschöpflicher materialer and energe- 
tischer Ressourcen stützt und die biotischen und abiotischen Sphären des Erd- 
balls als gewaltige Schadstoffdeponien nutzt. Zwar sind die Rohstofflager der 
meisten Ressourcen noch für einige Jahrzehnte, vielleicht Jahrhunderte der Fort- 
setzung der Entwicklung gut, aber sicherlich nur, sofern nicht alle Welt im 
Maße der reichen westlichen Gesellschaften auf die Ressourcen unserer Erde 
Zugriff hat. Wenn die übrigen 90% der Weltbevölkerung in gleichem Ausmaß 
die Atmosphäre als Schadstoffdeponie nutzen würden wie das reiche Zehntel der 
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Weltbevölkerung, dann würde der Treibhauseffekt einen für das globale Ökosy- 
stem Erde zum schnellen Kollaps führenden Impuls erhalten. 

Diese Überlegungen können verdeutlichen, daß Industrialisierung ein »positio- 
nelles Gut« (Hirsch 1980) ist. Damit ist gemeint, daß die Nutzung des Ge- 
brauchswertes dieses Gutes denjenigen, die darüber verfügen können, nur Be- 
friedigung garantiert, wenn nicht alle anderen auch daran teilhaben. Wenn alle 
Autobesitzer zugleich das Auto fahren würden, würde das Automobil ein Immo- 
bil werden. Doch mit der Industrialisierung ist es nicht viel anders. Wenn alle 
Länder, alle Menschen und Gesellschaften das Produktivitäts- und Versorgungs- 
niveau Westeuropas, Japans oder der USA imitieren wollten oder könnten, dann 
wäre mit dem Kollaps des Ökosystems Erde auch der Lebensstandard in den rei- 
chen Ländern gefährdet. Die Modernisierung ist also »sphärisch gebunden« (Alt- 
vater 1991a), es kann die Belastbarkeit der abiotischen und biotischen Sphären 
der Erde nicht außer Acht gelassen werden, wenn wir über Industrialisierung, 
Modernisierung und Entwicklung reden. 

Es kann sich in der ökologischen Krise und unter den Bedingungen der blok- 
kierten Entwicklung keine Zivilgesellschaft herausbilden, deren Fehlen Kraut- 
hammer (1991: 30f) zu Recht für die Verselbständigung des Staatsapparats zu 
einem »weapon state« verantwortlich macht. Wenn aber Entwicklungsprojekte 
scheitern, wenn Modernisierung nicht gelingt, wenn also eine Zivilgesellschaft 
nicht entsteht, dann ist die Verselbständigung der Staatsklasse gegenüber der Ge- 
sellschaft und die Transformation in einen Waffenstaat nicht überraschend. Daß 
auch in Zukunft Waffenstaaten auftauchen können, hat nicht allein (d.h. zum 
Teil sehr wohl) mit je nationalen Verhältnissen zu tun, sondern mit der wider- 
sprüchlichen Struktur des an seine Entwicklungsschranken geratenen globalen 
(fordıstischen) Akkumulationsregimes. Und mehr noch: Wenn die Anstrengun- 
gen einer »Zivilisierung des Kapitalismus« in den Industrieländern gefährdet 
werden, dürften »Waffenstaaten« nicht nur im Süden Gefahr für Frieden und 
Stabilität hervorrufen; Rosa Luxemburg hat vor 80 Jahren auf den Zusammen- 
hang von Expansionismus, Imperialismus, Nationalismus und Rassismus verwie- 
sen. Niemand sollte meinen, die Industrieländer könnten in einer aus den Fugen 
geratenen Welt »für Ordnung« sorgen und dabei von den Rückwirkungen der 
Unordnung auf die (nationale) zivile Gesellschaft verschont bleiben. 

Mit den ordinären Marktmechanismen bei der Preisbildung von Rohstoffen und 
bei der Bewegung der Kreditzinsen sind die Industrialisierungsbemühungen der 
Entwicklungsländer zunichtegemacht worden. Die »Strafe« für das Scheitern ist 
die unfreiwillige »Abkopplung« halber Kontinente vom Weltmarkt, ein Sachver- 
halt, der auch arrogant als zunehmende ökonomische Bedeutungslosigkeit der 
ehemaligen Dritten Welt für die Industrieländer interpretiert werden kann (So 
Nye 1990). Märkte erzwingen zwar Innovationen und sind daher fantastische 
Motoren der Evolution. Sie sind aber zugleich höchst konservativ; sie konservie- 
ren die gegebene Struktur der Verteilung in der Weltwirtschaft, wenn man von 
den wenigen Ausreißern, den Ausnahmen der Regel, einmal absieht. Mit dem 
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Hochgesang auf den Markt auf allen Kontinenten nach dem Zusammenbruch des 
real existierenden Sozialismus werden auch die konservativen Elemente der Tei- 
lung der Welt in »haves« und »haves not«, in reiche und arme, in entwickelte und 
weniger entwickelte, in industrialisierte und wenig oder gar nicht industrialisier- 
te Gesellschaften gerechtfertigt. Und was für das globale System gilt, wiederholt 
sich in der einen oder anderen Form in jeder nationalen Gesellschaft. Die Ten- 
denzen auf der globalen Ebene haben also (nach dem Prinzip der Selbstähnlich- 
keit) in jeder einzelnen nationalen Gesellschaft eine Entsprechung: Phänomene 
der Dritten Welt findet man in der Bronx, in London oder Berlin und einen Ab- 
klatsch der Moderne kann man mit Leichtigkeit im Industriegürtel Sao Paulos, in 
der indischen Filmindustrie oder im mexikanischen Finanzsystem ausmachen. 
Die Kehrseite dieser neuen politischen, ökonomischen und militärischen Welt- 
ordnung sind karitative Hilfen. Vielleicht bezog Bush sich darauf, als er in sei- 
ner Vision der »neuen Weltodnung« das Attribut »moralisch« gab. Wenn erst 
einmal im Krieg die technische und soziale Infratruktur einer Gesellschaft militä- 
risch zerstört worden ist, bleibt gar nichts anderes als das Sterben nach Ende der 
Kampfhandlungen dadurch zu lindern, daß ganze Völker an den Tropf gehängt 
werden. Aber wenn man die Daten der Weltbank über die Armut in Afrika, La- 
teinamerika und Asien in Rechnung stellt, dann müßten in absehbarer Zukunft 
eine Milliarde Menschen, also ganze Länder und Regionen unter karitative Ku- 
ratel gestellt werden. Ulrich Menzel hat in die Richtung einer »Treuhandschaft« 
der Industrieländer für die armen Gesellschaften argumentiert (Frankfurter 
Rundschau 3. Juni 1991) und folgerichtig sogleich für die » Ausschaltung« loka- 
ler und nationaler Eliten durch die Helfernationen des Nordens plädiert. Das 
Szenario ist klar: Die militärische Weltordnung provoziert die Errichtung eines 
»karitativen Imperialismus«, und umgekehrt verlangt die »Treuhandschaft« 
(Menzel) über ganze Weltregionen die dauerhafte militärische Präsenz vor Ort. 17 
Das Resultat einer solchen militarisierten, karitativen neuen Weltordnung wäre 
alles andere als ein wie auch immer zivilisierter Kapitalismus. Das wäre eine 
neue Kriegszeit; nach dem kalten Krieg begänne die Periode eines »warmen 
Krieges« mit permanenten Interventionen, ohne daß die Schwelle zu dem »heißen 
Krieg«, in den die Territorien und Menschen der reichen Länder einbezogen wä- 
ren, überschritten würde. 

Es ist gefährlich, das Modell der »oil based economy« wie in den vergangenen 
Jahrzehnten der alten Weltordnung in der »neuen Weltordnung« fortzusetzen, in- 
dem man es nun auch militärisch vor der Destabilisierung durch wen und was 
auch immer (vor »weapon states«, gegen »low intensity conflicts«) schützt. Wenn 
man dies nicht will, bleibt gar nichts anderes übrig als der Vision der »neuen 
Weltordnung« von Bush das Szenario globaler Umverteilung entgegenzusetzen. 
Der »reale Sozialismus« ist gescheitert, doch ist dies kein Anlaß für den Verlaß 
auf die Fähigkeiten der kapitalistischen Weltgesellschaft, die angedeuteten Pro- 


17 Ingomar Hauchler hat das provozierende Konzept von Menzel zu Recht als »Kolonialismus in 
humanitärem Gewand« bezeichnet (Frankfurter Rundschau, 20 Juni 1991). 
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, bleu lösen. In der Zukunft sollte es nicht mehr in erster Linie um monetäre 
Umverteilung (Entwicklungshilfe) gehen, denn diese hat in der Vergangenheit 
nur sehr wenig Positives bezwecken können. Wichtiger ist eine Politik der Um- 
Vermeidung: entscheidend weniger Verbrauch von Energie und materialen Roh- 
stoffen in den Industrieländern, um den südlichen Ländern überhaupt einen 
Spielraum für ökonomische Entwicklung zu verschaffen, politische Kontrolle der 
Mechanismen auf Kreditmärkten und Rohstoffmärkten, um der Schuldenkrise ein 
Ende zu bereiten und um für eine Stabilisierung der Rohstoffpreise zu sorgen. 
Unabdingbar ist nach den Erfahrungen des Managements des Golfkriegs eine Re- 
form der internationalen Organisationen einschließlich der UNO, um mehr 
Gleichheit der Nationen zu schaffen und in deren Gefolge mehr Mitbestim- 
mungsmöglichkeiten von Völkern auch gegen die Regierungen zu verankern. 
Der Goifkrieg hat gezeigt, daß die Erde ökologisch, ökonomisch, sozial und po- 
litisch viel zu zerbrechlich ist, als daß die Konfliktregulierung in einer »neuen 
Weltordnung« einer unipolaren Supermacht USA oder den Militärs der NATO 
überlassen werden sollte. 


Literatur 


Agnew, John (1987): The United States in the World-Economy, Cambridge/ London/ New York 

Altvater, Elmar (1991a): Die Zukunft des Marktes. Ein Essay über die Regulation von Geld und 
Natur nach dem Scheitern des »real existierenden Sozialismus«, Münster 

Altvater, Elmar (1991b): Ressourcenkrieg am Golf? - Das Öl und die neue moralische Weltord- 
nung, in: PROKLA 82, 21. Jg., März 1991 

Beutel, J. (1991): Die zentrale Rolle der Golfregion für die Versorgung mit Erdöl, in: Landeszen- 
trale für Politische Bildung Baden-Württemberg (Hg): Die Golfregion in der Welipolitik, Stuttgart 

Brock, Lothar (1991): Ein neuer Trend zum Krieg? Weltpolitische Perspektiven, in: Krell, Gert/ 
Kubbig, Bernd W. (Hg): Krieg und Frieden am Golf, Frankfurt/Main 

Brumlik, Micha (1991): Was heißt »Zivile Gesellschaft«?, in: Blätter für deutsche und internationale 
Politik, August 1991, S. 987-993 

Brundtland (1987): Weltkommission für Umwelt und Entwicklung: Unsere gemeinsame Zukunft, 
Greven 

Brüseke, Franz (1991): Chaos und Ordnung in der soziologischen Theorie, unveröff. Manuskript 

Bunker, Stephen (1985): Underdeveloping ıhe Amazon. Extraction, Unequal Exchange, and the 
Failure ofthe Modern State, Urbana and Chicago 

CEPAL (1990): Comision Economica para America Latina y el Caribe: Transformacion productiva 
con Equidad, Santiago de Chile 

Debeir, Jean-Claude; Deleage, Jean-Paul; H&mery, Daniel (1989): Prometheus auf der Titanic. Ge- 
schichte der Energiesysteme, Frankfurt/ New York 

Dürr, Hans-Peter (1990): Die Ökonomie überlebensfähiger Ordnungen, in: Politische Ökologie, 
Sept. 1990, 8. Jahrg., Sonderheft 1, S. 10-14 

Eich, Dieter/ Karl-L. Hübener (1988): Die strategischen Rohstoffe, Wuppertal 

Elsenhans, Hartmut (1984): Rohstoffe und die Auseinandersetzung um Rohstoffe als Element der 
wirtschaftlichen Entwicklung in historischer Perspektive, in: Müller, Harald/ Puhl, Detlev (Hg): 
Ressourcenpolitik, Frankfurt/Main, S. 3- 39 

Ernst, Dieter; O’Connor, David (1989): Technology and Global Competition, OECD Paris 


Universalismus, Unipolarität, Polarisierung 367 


Falk, Richard: Questioning the UN-Mandate in the Gulf, in: IFDA Dossier, 81, 1991, S. 81-88 

Fröbel, Folker/ Heinrichs, Jürgen/ Kreye, Otto (1987): Die Entwicklungsländer in der internatio- 
nalen Arbeitsteilung, in: Altvater, E. u.a. (Hg): Die Armut der Nationen, Berlin 

Global 2000: Der Bericht an den Präsidenten, Frankfurt am Main 1980 

Greenpeace (1989): »Das 'neue Umweltbewußtsein' führt zum ökologischen Kolonialismus«, in: 
Frankfurter Rundschau, 2. Juni 1989, Nr. 125 (Dokumentation) 

Greenpeace (1990): The International Trade in Wasies. A Greenpeace Inventory, Washington D.C. 

Haller, Michael (1991): Im Fernsehzeitalter umgibt uns eine zunehmend künstliche Welt, in: DIE 
ZEIT, Nr. 27, 14. Juni 1991 

Herwig/Hornig et al. (1991): Eine vorläufige Bilanz des Golfkrieges, in: Informationsdienst Wissen- 
schaft & Frieden, 9. Jahrg. Nr. 1-2, April 1991, S. 4-7 

Hirsch, Fred (1980): Die sozialen Grenzen des Wachstums, Reinbek 

Hubel, Helmut (1991): Der Golfkrieg als internationaler Konflikt, in: Landeszentrale für Politische 
Bildung Baden-Württemberg (Hg): Die Golfregion in der Weltpolitik, Stuttgart, S. 144-156 

Hübner, K. (1990): »Wer die Macht hat, kann sich alles erlauben!« - Anmerkungen zu den Konzep- 
ten Hegemonie - Dominanz - Macht - Kooperation in der globalen Ökonomie, in: PROKLA 81 

IMF 1991: International Monetary Fund: World Economic Outlook, May 1991, Washington D.C. 

Inoguchi, Kuniko (1991): Ten Characteristics of the Post-Cold-War World, in: Economic Eye - A 
Quarterly Digest of Views from Japan, Summer 1991, Vol. 12, No 2 

Kennedy, Paul (1987): The Rise and Fall of ıhe Great Powers, New York 

Kitschelt, Herbert (1983): Politik und Energie, Frankfurt/ New York 

Krauthammer, Charles (1991): The Unipolar Moment, in: Foreign Affairs, 70:1, 1991, S. 23-33 

Lipietz, Alain (1987): Mirages and Miracles, London 

Maddison, Angus (1989): The World Economy in the 20th Century, OECD Paris 

Meadows, Dennis (1972): Die Grenzen des Wachstums, Stuttgart 

Menzel, Ulrich (1991a): Das Ende der »Dritten Welt« und das Scheitern der großen Theorie, in: 
PVS, 32. Jg., 3/91, S. 4-33 

Menzel, Ulrich (19916): Die Hilfe hilft nicht, Treuhandschaft wäre ein Weg, in: Frankfurter Rund- 
schau, 3. Juni 1991 

Milos Nicolic (ed) (1985): Socialism on ıhe Threshold of the Twenty-first Century, London 

Nakanishi, Terumasa (1991): The Gulf Graveyard of ihe New World Order, in: Economic Eye - A 
Quarterly Digest of Views from Japan, Summer 1991, Vol 12, No 2 

Nye, Josegh S. (1990): Bound to Lead. The Changing Nature of the American Empire, New York 

Obertreis, Rolf (1989): Das Giftmüll-Geschiebe kann weitergehen. Baseler Konvention: Industrie- 
länder verhindern Exportverbot, in: epd-Entwicklungspolitik, Nr. 7/8/1989 (April), S. 12-24 

OECD (1991a): The State of ihe Environment, Paris 

OECD (1991b): Environmental Indicators. A preliminary Set, Paris 

Pfaff, William (1991): Redefining World Power, in: Foreign Affairs, 70:1, 1991, S. 34-48 

Russett, Bruce/ Sutterlin, James S. (1991): The U.N. in a New World Order, in: Foreign Affairs, 
Spring 1991. Vol. 70, Nr. 2, $. 69-83 

Schlaga, Rüdiger (1991): Der Golf-Krieg und die Zensur, in; Krell, Gert/Kubbig, Bernd W. (Hg): 
Krieg und Frieden am Golf, Frankfurt, S. 201-208 

Wallerstein, Immanuel (1985): The Politics of ıhe World-Economy. The States, ıhe Movemenis and 
the Civilizations, Cambridge 

Weltbank (1990): Weltentwicklungsbericht, Washington D.C. 

Wright, Gavin (1990): The Origins of American Industrial Success, 1879-1940, in: The American 
Economic Review, 80:4, 1990, S. 651-668 


368 


James O'Connor R 
Mord im Orient-Express: Die politische Okonomie des 
Golfkrieges 


Zusammenfassung: Die Gegner des Golfkrieges haben die Entscheidung der 
Bush-Administration, gegen den Irak in den Krieg zu ziehen, zum einen mit öko- 
nomischen und zum anderen mit politischen Motiven und Strukturkonstellationen 
zu erklären versucht. Beide Erklärungen stellen aber nur Teilwahrheiten dar. 
Tatsächlich war der Krieg ein »Mord im Orient-Express«: Alle in Verdacht ge- 
nommenen Akteure haben ein Motiv für den Krieg und haben zur Entscheidung 
für den Einsatz militärischer Mittel ihren Teil beigetragen. 


1. Einleitung 


Die aktiven Kriegsgegner sind über die Annexion Kuwaits durch den Irak und 
die Unterwerfung des Irak durch die USA in zwei Denkschulen gespalten. Die 
eine Schule hat eine ökonomische Theorie des Krieges, die andere eine politi- 
sche. Die ökonomische Theorie unterstreicht die Bedeutung der Kontrolle über 
das Golföl und die Rolle des Öls und der Ölrenten im amerikanischen Kapitalis- 
mus und der Weltwirtschaft. »Der Grund für den Krieg mit dem Irak ist das Öl«, 
sagte Senator Bennett Johnson, Vorsitzender des Energy and Natural Resources 
Committee im Februar 1991. Die politische Theorie betont die Dringlichkeit ei- 
ner Nahostpolitik, die Rolle der USA als Weltpolizist und die Imperative der 
nationalen Sicherheitsordnung, die nach dem zweiten Weltkrieg errichtet wurde, 
um den »Kommunismus einzudämmen« und die nationalen Befreiungskämpfe 
zurückzudrängen. Das Ziel des Krieges mit dem Irak ist die Herstellung einer 
»neuen Weltordnung«, sagte George Bush. 

Die ökonomische Theorie behauptet, daß radikale Veränderungen im amerikani- 
schen Kapitalismus nötig sind - besonders was die Spielarten und Muster von 
Energieproduktion und -verbrauch, die Konsumentennachfrage und die Investi- 
tionsprioritäten des Big Business und Big Banking anbelangt -, um die nationale 
und die Weltwirtschaft so umzuformen, daß der »Wettlauf um Ressourcen« und 
Kriege aus imperialistischer Rıvalität nicht mehr wünschenswert oder möglich 
sind. Die politische Theorie behauptet, daß ein reformistischer Präsident und 
Kongreß und eine radikal beschnittene Rolle des Pentagon und des militärisch- 
industriellen Komplexes einiges dazu beitragen könnten, imperialistische Kriege 
in Zukunft zu verhindern. Von daher stimmen zwar beide Theorien darin 
überein, daß der militärisch-industrielle Komplex abgeschafft und die Prioritäten 
des amerikanischen Bundeshaushalts drastisch geändert werden müssen, jedoch 
betont die ökonomische Theorie, daß es wichtig sei, die Investitionsentscheidun- 
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gen zu demokratisieren und ökonomische Alternativen zu schaffen, während die 
politische Theorie die Notwendigkeit unterstreicht, einen Reformdemokraten ins 
Weiße Haus zu bekommen, der dem Land zu einer neuen Definition der 
»nationalen Sicherheit« verhelfen werde. 

Diese beiden Theorien, die sich auf den ersten Blick ausschließen, ergänzen ein- 
ander faktisch. Beide haben die Geschichte, die Logik und die Fakten auf ihrer 
Seite. Aber beide stellen Teilwahrheiten dar, zwei Erklärungsweisen desselben 
Ereignisses auf unterschiedlichen Ebenen theoretischer und historischer Abstrak- 
tion. 

Der Grund, warum es überhaupt zwei Theorien gab, besteht darin, daß in der 
kapitalistischen Gesellschaft die ökonomische Herrschaft sich nicht automatisch 
in politische Herrschaft übersetzt. Der kapitalistische Staat ist »relativ autonom«, 
ein Ergebnis des langen Kampfs der europäischen Bourgeoisien, eine klarge- 
schnittene Unterscheidung von ökonomischer und politischer Macht, bürgerli- 
cher Gesellschaft und Staat durchzusetzen. Ökonomisch gesehen hat dies die 
Form angenommen, daß die Geldbörse des Königs und der öffentliche Haushalt 
getrennt wurden, wie das Land des Königs vom Öffentlichen Grund und die 
Unternehmungen des Königs von privaten Geschäften. Politisch nahm dies die 
Form des Liberalismus an. Seitdem mußte sich das Kapital politisch organisie- 
ren, um die politische Macht zu erlangen und zu behalten. Falls jemand an die- 
ses grundlegende Faktum der kapitalistischen Politik erinnert werden muß, 
braucht er sich nur die nicht zuletzt von Privatinitiativen lancierten Political Ac- 
tion Comittees in den späten siebziger und frühen achtziger Jahre in Gedächtnis 
zu rufen, die dazu beigetragen haben, die Macht der - von Ronald Reagan ge- 
führten - politischen Ebene direkt in die Hände der Kapitalistenklasse zu legen. 
Aber in Sachen Öl ist es anders. Der erdölverarbeitende Sektor macht den größ- 
ten Industriezweig aus und die Ölverkäufe und Profite pro Beschäftigtem sind 
die höchsten aller Unternehmen der Fortune - Weltrangliste der 500 Großunter- 
nehmen. Industrien mit geringerer strategischer Bedeutung müssen sich um 
Macht in der Bundesregierung abstrampeln. Sie müssen staatliche Regulierungs- 
behörden besetzen und neutralisieren oder, nach Poulantzas, »Refugien« im ka- 
pitalistischen Staat finden. Oder sie verfügen über die negative Macht der Nicht- 
zustimmung zur Regierungspolitik, wofür der Kapitalstreik das Extrembeispiel 
darstellt. Allerdings erfreuen sich das Öl- und Energiekapital - obwohl auch sie 
ihre eigenen Industrieverbände, Regulierungskommissionen und Refugien haben 
- einer bevorzugten Stellung in der politischen Ökonomie. Die »Energiefrage« 
wird in den USA und Europa nicht als eine Angelegenheit des internationalen 
Handels betrachtet, vielmehr als eine Frage der »nationalen Sicherheit«.! 


1 Vgl. Vergin 1988. »...wer auch immer den Energienachschub einer Bevölkerung unter Kon- 
trolle hat, ist in der Lage, ihr System der Reichtumsproduktion, der Macht und ihre Werte zu 
definieren und...jede wesentliche Änderung in der Energiebasis der Zivilisation, wie sie Jetzt 
weltweit geschieht, wird unweigerlich mit einer Verschärfung geselischaftlicher Konflikte in- 
nerhalb wie zwischen den Nationalstaaten einhergehen« (Mark Reader in Aleh-Zon, Februar 
1991, 8.2). Öl »ist ein wesentlicher Nährboden für fast alle Aspekte wirtschaftlicher Tätigkeit« 
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Der Grund ist, daß Öl das Geheimnis der Produktion von Kapital, Wert und 
Mehrwert wie auch der Wertrealisierung und der Zirkulation des Kapitals insge- 
samt ist. Energie aus fossilem Brennstoff hat die Industrielle Revolution getrie- 
ben und speist heute Bergbau und Landwirtschaft, Industrie und Handel. Fossile 
Brennstoffe allgemein und Öl im besonderen befreien das Kapital aus seiner Ab- 
hängigkeit von der physischen Energie des Menschen und sind daher mächtige 
Waffen gegen die Arbeiterbewegung. Plastikprodukte auf der Grundlage von Öl 
haben das Kapital aus seiner Abhängigkeit von den militantesten Arbeitern der 
Geschichte des Kapitalismus befreit - den Metallarbeitern. Öl steigert mehr als 
jede andere Ware die Produktivität der Arbeitskraft oder die Kapazität der Ar- 
beit, und daher die Produktion des Mehrwerts. Elektrizität, die erste auf Wissen- 
schaft beruhende Ware in der Geschichte, wird vor allem mit Öl und Kohle her- 
gestellt. Und mit Öl ist es möglich geworden, massenhaftes Warenkapital auf 
dem Markt zu realisieren, indem es den riesigen Automobilmarkt und eine Kul- 
tur des Individualverkehrs antreibt, ganz zu schweigen von den Märkten für 
zahllose andere Waren, die es geschaffen hat. 
Abgesehen davon, daß Ölreichtum der entscheidende Faktor bei der Produktion 
und der Realisierung des Kapitalwerts ist, ist er ein zentraler Bestandteil der 
weltweiten Zirkulation des Kapitals. Öl ist wahrlich »schwarzes Gold«, und 
3 s manche sind der Auffassung, daß die Welt auf einen Ölstandard umgeschwenkt 
sei, als der Öl-Gold-Standard zusammenbrach. Kurz, ohne Öl keine Produktivi- 
| tät, keine Märkte, keine Profite, keine Petrodollar, um das Weltfinanzsystem 
\ anzutreiben und kein Pentagon. Kurzum: Kein Kapitalismus, wie wir ihn ken- 
nen. Dies kann von keiner anderen Ware behauptet werden, nicht einmal vom 
Computer. Dies ist der Grund, warum Öl und US-Kapitalismus und Öl und US- 
Imperialismus seit langer Zeit synonym sind. Und warum in der amerikanischen 
Geschichte die Ökonomie die schmutzige Seite der Politik des Öls ist - und um- 
gekehrt. 


2. Öl und Ökonomie 


in dem transkontinentalen Reich namens Vereinigte Staaten gehört es zu den 
 stillschweigenden Prämissen der Außen- und Innenpolitik, daß ein reichliches, 
stabiles und preiswertes Ölangebot für den wirtschaftlichen Reichtum entschei- 
dend ist wie ein die Verfügung einer umfänglichen Masse von Ölrevenuen. 
Keine andere Ware hat die wirtschaftliche Magie des Öls. 
Erstens.konsumieren die USA über 25% der Weltölproduktion (einschließlich 
100 Mrd. Gallonen Benzin im Jahr). Das Land importiert fast 50% seiner Ölzu- 
fuhr, über die Hälfte aus dem Nahen Osten (bis zum Krieg fast 7% aus dem Irak 


(Oil and Gas Journal 1990, S.2). Nicholas Georgescu-Roegen spricht von einer »unauflöslichen 
Verknüpfung von großer Politik und mineralischen Ressourcen,« eine Lektion, die der große 
Energieökonom gut gelernt hat anhand des Kampfs um das Öl in seinem eigenen Land, Rumä- 
nien (zit. n. Silk 1990). 
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selbst, nachdem im Jahr 1980 von dort kein Öl importiert wurde).2 Die Doppel- 
triebwerke der weltwirtschaftlichen Produktion, Japan und Deutschland, impor- 
tieren den größten Teil ihres Rohöls aus der Region, die über zwei Drittel der 
bekannten Ölreserven der Erde enthält (1980 waren es noch 59%).3 Zwischen 
1980 und 1990 stieg der Anteil des Nahen Ostens am Ölmarkt jedes Jahr um 
mehr als eine Million Barrel pro Tag. »... die Welt ist wiederum so abhängig 
vom Persischen Golf wie 1930« (Flavin 1991, S.30). Um das Jahr 2000 wird 
diese Abhängigkeit sogar noch stärker sein.4 Daher ist es keine übertreibung zu 
sagen, daß der Reichtum des Nordens stärker von der Flut des Rohöls aus dem 
Persischen Golf abhängt als von jedem anderen ökonomischem Einzelfaktor. 
Dies stimmt besonders in einer Zeit, in der die Bush-Administration entschieden 
hat, die Energieeinsparnis und die Entwicklung alternativer Energiequellen wei- 
terhin zugunsten von »Lösungen des freien Markts« zu vernachlässigen. 

Zweitens hängen die USA und die Weltwirtschaft von einer stabilen Ölzufuhr 
ab. “Die Verläßlichkeit der Ölproduktion und des Ölimports hält Schwankungen 
des Ölpreises in einem steuerbaren Rahmen und trägt deshalb dazu bei, die 
amerikanische Handelsbilanz zu stabilisieren. Ein stetiger Ölstrom bedeutet auch 
einen stetigen Strom von Petrodollar, die dazu beitragen, die amerikanische 
Zahlungsbilanz und die Haushaltsdefizite zu stabilisieren. Und eine beständige 
Ölproduktion hat einen sicheren und freundlich gesinnten Nahen Osten zur Vor- 
aussetzung. 

Drittens brauchen _die USA_billiges_ öl, und das Goiföl ist billig, mit Ausnahme 
der Siebziger Jahre, als die OPEC in der Lage war, die Preise 1973 zu vervier- 
fachen und sie 1979 wiederum zu verdoppeln. Bis zu den siebziger Jahren war 
das Golföl billig aufgrund seiner hohen Qualität und der geringen Förderkosten, 
und auch weil der Westen die politische Hegemonie über die Region vom Tag 
der Entdeckung des Öls an ausübte. Während England die politische Macht im 
Golf besaß, hatten die »Sieben Schwestern« die Hegemonie über die Ölfelder. 
Socal, Texaco, Gulf, Exxon, Mobil, Shell und British Petroleum dominierten 


2 Die USA importierten 1960 weniger als zwei Millionen Barrel; drei Millionen 1970; fast sieben 
Millionen 1980; und fast acht Millionen 1990. Zwischen 1983, mit knapp über vier Millionen 
Barrel, und 1990 verdoppelten sich die Ölimporte. Während »die Reagan-Administration be- 
strebt war, praktisch jedes Regierungsprogramm zur Verringerung der Olabhängigkeit zu strei- 
chen«, fiel die amerikanische Ölproduktion außerhalb Alaskas zwischen 1970 und 1990 stetig. 
Das Alaska-Öl eingeschlossen, fiel die inländische Produktion zwischen 1970 und 1975, stieg 
von 1975 bis 1985 an und fiel von 1985 bis 1990. »...die Energiesituation der USA nähert sich 
der von Europa und Japan, die über keine billigen inländischen Energiequellen verfügen...« 
(Flavin 1991, S.28, 30f.). 

3 Die Staaten der »Koalition«, Saudi-Arabien, Kuwait und die VAE haben jeweils 255 Mrd., 94 
Mrd., und 98 Mrd. Barrel; Iran und Irak haben 92 bzw. 100 Mrd. Barrel; Venezuela und Me- 
xiko haben zusammen über 110 Mrd.; die UdSSR hat 59 Mrd. und die USA nur 26 Mrd. Bar- 
rel. 

4 Die Zahl der Länder, die substantielles Ölangebot für den Export zur Verfügung haben, wird 
im Jahr 2000 auf ein paar Golfstaaten zusammengeschrumpfi sein. »Fast die gesamte restliche 
Kapazität der Welt zur Ölproduktion liegt im Persischen Golf (Mathew Wald in der N.Y. Times, 
19.7.1990). Und »sechs von den Briten eingesetzie und vom Westen gestützte Familien, kon- 
trollieren 34% der Weltölreserven« (March 1990, S.4). 
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das Iranische Konsortium im Iran; und Gulf und British Petroleum menopoli- 
sierten die Kuwait Oil Company in Kuwait. 

Allerdings handelten diese Monopole nicht so, wie es von Monopolen zu erwar- 
ten ist. Statt die Ölproduktion zu drosseln und das Öl teuer zu verkaufen, dehn- 
ten sie die Produktion aus und vermarkteten das Öl auf der ganzen Erde. Daher 
fielen die Rohölpreise in den Jahrzehnten vor der OPEC mehr oder weniger ste- 
tig - was vermuten läßt, wie wichtig billiges Öl in der Weltwirtschaft ist, eine 
Tatsache, die durch die fast genau umgekehrte Korrelation des Bruttosozialpro- 
duktwachstums im Westen mit dem Preis von Rohöl unterstrichen wird. 

Um die sechziger Jahre begann sich die Kontrolle des Golföls durch den west- 
lichen Imperialismus zu lockern. Macht und Einfluß schwanden. Anstatt einzu- 
schreiten, um das Vakuum zu füllen, versuchten die USA, die in Vietnam die 
Hände voll hatten, über politische Ersatzleute, etwa die iranische Monarchie, 
Macht auszuüben. Erst nach dem Yom-Kippur-Krieg, als die von Saudi-Arabien 
angeführte OPEC die Länder, die Israel unterstützen, unter Druck setzten (und 
erst nach dem »Tag der Erde« und einem neuen öffentlichen Diskurs über »endli- 
che Ressourcen«) verliehen die USA unter Jimmy Carter ihren »lebenswichtigen« 
Interessen im Golf ernsthafte Aufmerksamkeit. »Sichere Ölzufuhr« wurde zu ei- 
nem beherrschenden Thema der amerikanischen Politik; die USA verbesserten 
ihre Beziehungen zu Saudi-Arabien und durch die ausgeweitete Weltölproduk- 
tion, Energieeinsparung und die Rezession der frühen achtziger Jahre wurden die 
Ölpreise im Verlauf des Jahrzehnts gedrückt. Obwohl die amerikanischen Ölpro- 
duzenten hohe Preise vorziehen würden, stützen die amerikanischen Banken und 
Industrieverbände eine »Strategie des Überangebots«, d.h. niedrige Preise. Und 
die Unterwerfung des Irak kann als der letzte Schliff für das Projekt der Si- 
cherung niedriger Preise für die neunziger Jahre betrachtet werden - eine Zeit, 
die als wirtschaftlich unsicher eingeschätzt wird. 

Viertens sind reichliche Ölrevenuen - Petrodollar - unabdingbar für gesunde 
amerikanischen Finanzen. Öl wird in Dollar bezahlt und der größte Teil des aus 
dem Öl stammenden Reichtumszuwachses wird im Westen investiert oder in den 
Kreislauf amerikanischer, britischer und Off-Shore-Banken eingespeist. Im Prin- 
zip tragen die Ölrevenuen dazu bei, den Dollar als die Reservewährung der 
Weltwirtschaft zu halten, was wiederum dazu verhilft, die Fassade der ökonomi- 
schen Omnipotenz der USA aufrechtzuerhalten. Die Tatsache, daß das Öl in 
Dollar denominiert ist, hilft auch den amerikanischen und britischen Banken, 
ihre Stärke in einer Welt zu behalten, in der die zehn größten Banken japanisch 
sind. 

Praktisch gab es in den siebziger Jahren, als die Preise hoch waren, viel mehr 
Petrodollar als in den achtzigern, als die Preise fielen, und als gleichzeitig mit 
japanischem und europäischem Geld der amerikanischen Außenhandel und die 
Haushaltsdefizite finanziert wurden. In den neunziger Jahren allerdings wenden 
sich die Deutschen den Investitionsmärkten im Osten zu, während die Japaner 
ihr Augenmerk auf ihre wachsenden asiatischen Interessen richten. Das weithin 
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verzeichnete Resultat sind Kapitalknappheit, höhere Zinsen in Deutschland und 
ein Rückgang der Kapitalimporte in die USA von über 30% im Jahr 1990. 
Hinzu kommt, daß das amerikanische Handelsbilanzdefizit immer widerspensti- 
ger geworden ist aufgrund des Stroms an amerikanischen Investitionen in über- 
seeische Produktionsstätten während der ersten Hälfte der achtziger Jahre, als 
der Dollar sehr stark war. Heute führt ein schwacher Dollar zu weniger ameri- 
kanischen Exporten als früher, weil in einheimischen Fabriken weniger Waren 
für ausländische Märkte produziert werden. Das heißt, daß Petrodollar für die 
US-Finanzen sogar noch wichtiger sind, als es auf den ersten Blick scheint (be- 
sonders vor dem Hintergrund der Tatsache, daß das amerikanische Oberkom- 
mando 1983 50 Mrd. $ ausgab, um den westlichen Zugang zum Golf zu halten). 
In dieser politisch-Skonomischen Konjunktur nehmen die Kontrolle der Ölreve- 
nuen und die Rolle des Petrodollar eine neue Bedeutung für die globale Finanz- 
stabilität an.5 


3. Der Irak und das Öl 


Die USA widersetzten sich seit Beginn der irakischen Revolution 1958 dem radi- 
kalen irakischen Nationalismus. Als der Schah des Iran 1975 den irakischen Zu- 
gang zum Golf abschnitt, wurde er von den USA unterstützt. Und als Ägypten 
durch die Abkommen von Camp David seine führende Rolle im Nahen Osten 
verlor, versuchte Saddam Hussein das daraus entstandene Machtvakuum zu fül- 
len, zum Kummer der USA. Als der Irak den Iran angriff, unterstützte die Rea- 
gan-Administration stillschweigend den Irak gegen den als radikal nationalistisch 
und fundamentalistisch eingeschätzten Iran, aber diese Unterstützung wurde 
beendet, als Irak und Iran Frieden schlossen. Bis 1988 hatte der Irak seine 
Streitkräfte so stark vergrößert, daß er seine Ambitionen in der Region zu unter- 
mauern vermochte, und die USA suchten Mittel und Wege, um Saddam zurecht- 
zustutzen. 

Die Annexion Kuwaits durch den Irak wurde weithin als eine Bedrohung des un- 
gehinderten Zustroms von Öl und Ölrevenuen, wie auch der Macht und des Ein- 
flusses der USA ım Golf betrachtet. Irak und Kuwait zusammengenommen ver- 
doppelten die Ölreserven des ersteren und stellten eine politische und militäri- 
sche Bedrohung Saudi-Arabiens und der Vereinigten Arabischen Emirate (VAE) 
sowie Israels dar. Da die politische Stabilität der mit den USA verbündeten 
Scheichs und Könige im Golf wesentlich ist für die Stabilität der Ölzufuhr und 
da die Sicherheit Israels wesentlich ist für die Sicherheit des imperialistischen 
Projekts des Westens ım Nahen Osten, kann man sich leicht die Schockwellen 
vorstellen, die durch die politischen und wirtschaftlichen Kreise der USA liefen, 
als Kuwait vom Irak an sıch gerissen wurde. 

Der Irak versuchte, die Vereinnahmung Kuwaits mit der Begründung zu recht- 


5 1990 schuldeien die Banken der Welt den saudischen, kuwaitischen und VAE - Banken jeweils 
24, 7,5 und 9,1 Mrd. $. (Vgl. Lefi Business Observer 43, 28.1.1901.) 
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fertigen, daß Kuwait sich der ökonomischen Aggression gegen den Irak schuldig 
gemacht habe - eine Wahrnehmungsweise, die in der arabischen Weit weithin ge- 
teilt wurde. Neben den Fragen des irakischen Golfzugangs und den Bedingungen 
der Rückzahlung von Schulden an Kuwait, die während des iranisch-irakischen 
Krieges gemacht worden waren, war im Zeitraum 1989-90 der Ölpreis der ent- 
scheidende Streitpunkt. 

Die Faktoren, die den Ölpreis nach 1985 und besonders 1989-90 bestimmten, 
waren vielfältig. Nachdem sie 1981 einen Höhepunkt erreicht hatten, fielen die 
Rohölpreise stetig bis 1985, als die OPEC-Konferenz keine Übereinstimmung 
über neue Exportquoten erzielen konnte. Saudi-Arabien steigerte dann zwischen 
1985 und 1986 die Produktion von 3200 auf 4800 Barrel täglıch (OPEC 1988). 
Die Ölpreise sackten von 27 $ auf 15 $ pro Barrel zusammen und erreichten mit 
7% pro Barrel einen Tiefpunkt. Eine Quelle behauptet, daß die Saudis die irani- 
sche Ökonomie lähmen und die irakischen Kriegsanstrengungen bestärken woll- 
ten (Farouk-Slugett u.a. 1990). Eine andere Quelle stellt fest, daß Saudi-Arabien 
andere OPEC-Mitglieder bestrafen wollte, die ihre offiziellen Produktionsquoten 
überzogen (Uchitelle 1991). Ein anderer Grund war womöglich, daß die Saudis 
die Entwicklung der Ölsuche und Ölproduktion in anderen ölproduzierenden 
Ländern verlangsamen wollten, um die Märkte des Golfs zu schützen. Saudi- 
Arabien trat dann den Rückzug an und begrenzte die Produktion 1987 auf 4000 
Barrel täglich, nur um 1988 in einer neuen Wendung das Angebot auf 5100 Bar- 
rel täglich zu steigern. 

In den Jahren 1989 und 1990 nahm der Ausgang eines dreiseitigen Konflikts 
über die Ölpreise zwischen dem Irak, den USA und ihren Juniorpartnern im Golf 
das Ergebnis des Krieges selbst vorweg - der Irak war der klare Verlierer. Beim 
arabischen Gipfeltreffen vom Mai 1989 konzentrierte Saddam Hussein seine An- 
griffe gegen seine südlichen Nachbarn einzig auf die Überproduktion von Öl und 
die niedrigen Ölpreise. Im Juli 1990, nachdem während der ersten Jahreshälfte 
eine größere Ölflut auf den Markt gelangt war, erreichte Saddam tatsächlich eine 
formelle Übereinkunft mit den Saudis und den Kuwaitis über die Drosselung der 
Produktion. Aber Kuwait als der Hauptschwindier mit den OPEC - Quoten, 
hatte offenbar nicht die Absicht, das Abkommen einzuhalten. Der Zielpreis von 
21$ pro Barrel, auf den man sich geeinigt hatte, war eine Leerformel; saudi- 
sches Rohöl wurde im Juni 1990 für 13 $ verkauft. Weiterhin hatte allein Saudi- 
Arabien bedeutende überschüssige Produktionskapazitäten und, zusammen mit 
Kuwait und den VAE, über seine OPEC - Exportquoten hinausgehende Kapazi- 
täten (Oil and Gas Journal 1990, S. 17; Farouk-Slugget 1990): Im Gegensatz 
dazu hatte der Irak keine überschüssige Produktionskapazität; Saddam konnte die 
Ölrevenuen nur steigern, indem er die OPEC zwang, die Produktion einzu- 
schränken und die Preise zu erhöhen. Aufgrund amerikanischen Drängens ver- 
letzte Kuwait weiterhin die Exportquoten der OPEC und drückte die irakischen 
Einnahmen um eine Mrd. $ jährlich mit jedem Preisrückgang von einem Dollar 
pro Barrel (Time, Aug. 1990). Auf das Drängen der USA hin, die gegen jedes 
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Abkommen waren, das den Irak in seinem Anspruch auf Macht in der Region 
bestärken würde, brach Kuwait, obwohl scheinbar bereit, den Irak zu be- 
schwichtigen, am 31. Juli 1990 abrupt weitere Gespräche ab (Intelligence News- 
letter, 29.8.1990). 

Im Kampf um die Ölpreise haben die USA klar ihre selbstdefinierten strategi- 
schen Interessen im Golf gesichert. Die ökonomische Aggression Bushs (und 
Kuwaits) gegen den Irak muß auf zwei Ebenen verstanden werden. Erstens 
wußten die USA und ihre Juniorpartner, daß der Irak keine überschüssige Pro- 
duktionskapazität zur Verfügung hatte und daher höhere Ölpreise verlangte, um 
die Einnahmen zu erhöhen. Das Gegenteil traf auf Kuwait, die Saudis und die 
VAE zu. Auf einer tieferliegenden Ebene hat der Irak, mit einem ausgeglichenen 
Verhältnis von Öl und Bevölkerung, die meisten seiner Ölrevenuen in sein Mi- 
litär, die ökonomische Entwicklung und die soziale Wohlfahrt im Land inve- 
stiert. Irak kann von daher als ein merkantilistischer Rentierstaat beschrieben 
werden, der starke Anreize hat, die Grundrenten und die Handelsmonopolprofite 
zu erhöhen, indem er den Output begrenzt, um die Preise hochzutreiben. 

Im Gegensatz dazu haben die Scheichtümer und Königreiche am Golf ein hohes 
Verhältnis von Öl und Bevölkerung und investieren die meisten ihrer Ölein- 
nahmen im Westen - ım Fall Kuwaits auf eine strategisch bestimmte Weise zum 
Zweck politischer Einflußnahme in Washington und Whitehall. 1986 und 1988 
übertrafen die Einnahmen Kuwaits aus den ausländischen Investitionen tatsäch- 
lich seine Ölrevenuen. Wie Kuwait haben auch die Saudis riesige Investitionsbe- 
träge in der westlichen kapitalistischen Wachstumsmaschine, So-etwa den halben 
Anteil an den Raffınerien und Tankstellen von Texaco im Osten der USA. Sau- 
di-Arabien plant auch den Bau’von Raffinerien ın Asien, wo das Nächfrage- 
wachstum für Öl größer ist als in Europa und den USA. »Saudi-Arabien ist seit 
langem bestrebt, den Wandel von einem Rohölproduzenten zu einer voll inte- 
grierten internationale Macht in der Rohölproduktion, im Transport, in der Ver- 
arbeitung und im Verkauf von Öl zu bewerkstelligen« (Goldstein 1991, S.38) 
Die Interessen Saudi-Arabiens und Kuwaits ähneln somit jenen eines industrieka- 
pitalistischen Staates, was ihnen ein mächtiges Motiv verleiht, den Westen gut 
mit Öl und Geld geschmiert zu halten, indem die Produktion ausgeweitet und die 
Ölpreise niedrig gehalten werden. »...Es gibt immer eine Spannung zwischen 
den Interessen Saudi-Arabiens, das riesige Reserven hat und einen niedrigen 
Preis haben will, damit die Welt weiterhin vom Öl abhängig bleibt, und von 
Ländern wie Irak und Iran, die hohe Einnahmen wollen, um die Entwicklung 
voranzutreiben« (M.Wald, New York Times, 11.2.1991). Auch dem amerikani- 
schen Kapital ist mit niedrigen Preisen gedient - trotz nachteiliger Auswirkungen 
auf die einheimischen Produzenten, die hohe Kosten haben -, besonders wenn 
die überschüssigen Ölrevenuen wieder in den amerikanischen Wirtschaftskreis- 
lauf eingespeist werden. Kurz, die objektiven Interessen des Irak als einer Öl- 
macht sind denen der US - »Koalition« im Golf genau entgegengesetzt. 
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4. Politik und »Glaubwürdigkeit« der USA 


Die ökonomische Theorie des Golfkrieges hat viel für sich. Allerdings stellt sie 
nur eine Teilwahrheit dar, dazu noch eine »Hintergrund«-Wahrheit. Es gab eine 
politische Logik, die mehr oder weniger parallel zur ökonomischen Logik ver- 
lief, und Bushs politische Motive fanden sich in friedlicher Koexistenz mit den 
ökonomischen Motiven der USA. 

Die politische Theorie des Krieges gibt den Erfordernissen der Nahostpolitik ei- 
nerseits und den Imperativen der nationalen Sicherheitsordnung der USA ande- 
rerseits den Vorrang. Erstens glaubte der Irak offenbar, daß seine »Verteidi- 
gung« der arabischen Welt gegen die Perser im Osten und die Israelis im Westen 
ihm die Unterstützung der meisten, wenn nicht aller arabischen Staaten für sei- 
nen Schritt gegen Kuwait einbringen würde (Khalidi 1991). Vom Standpunkt des 
Irak aus gesehen konnte die. militante Unwilligkeit Israels, einen palästinensi- 
schen Staat entlang seiner Grenze zu gestatten, nur gebrochen werden, wenn eine 
arabische Macht militärische Überlegenheit gegenüber Israel innehatte, insbeson- 
dere eine glaubwürdige militärische Abschreckung. Saddam Hussein sah daher 
Kuwaits »ökonomische Aggression« 1989-90 nicht nur als gegen den Irak gerich- 
tet, sondern auch als anti-arabisch und pro-israelisch. Sein Fehler war es offen- 
sichtlich, pro-irakische sowie anti-iranische und anti-israelische Gefühle in der 
arabischen Welt zu überschätzen - und gleichzeitig das Engagement der Verei- 
nigten Staaten bei der Verteidigung Israels und ihrer ölproduzierenden Klienten 
zu unterschätzen. 

Zweitens, vom Standpunkt der künftigen amerikanischen Politik noch wichtiger 
ist die Dynamik der nationalen Sicherheitsordnung der USA - die imperiale Prä- 
sidentschaft, das Pentagon, der nationale Sicherheitsapparat, der militärisch- 
industrielle Komplex, wie auch die amerikanische Kultur des Kalten Krieges im 
allgemeinen. Das politische Argument lautet, daß die »neue Weltordnung«, defi- 
niert nicht als eine neue Ordnung in der Welt, sondern als eine Welt, die von der 
Neuen Welt (d.h. den USA) geordnet wird, in Wirklichkeit eine »alte Weltord- 
nung« ist, die von den USA nach dem zweiten Weltkrieg errichtete wurde, um 
den Kommunismus und die Revolution in der Dritten Welt einzudämmen und 
dem US-Kapiıtal freien Zugang zu Rohstoffen, Arbeitskräften, Investitionsmög- 
lichkeiten und Märkten im Süden zu verschaffen. So gesehen, ist die »neue 
Weltordnung« einfach eine Pax Americana. Während die ökonomische Theorie 
die Geopolitik als die geologische Politik des Öls bestimmt, definiert die politi- 
sche Theorie die Geopolitik als die geographische Politik mit Klientelstaaten, 
freundlich gesinnten Regierungen und Einflußsphären. 

Die politische Theorie beginnt mit den globalen Ambitionen der USA seit dem 
Ersten Weltkrieg und der politischen Konjunktur am Ende des Zweiten Welt- 
kriegs, als die USA viel von den verfallenen und besiegten Reichen der Allierten 
und Achsenmächte erbten. Ohne wirkliche Debatte entschied sich das politische 
Establishment der USA gegen innere Reformen und zugunsten eines expansioni- 
stischen Pfads im Zusammenhang mit einer weltumgreifenden Politik des Anti- 
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kommunismus. Wirkliche Reformen im Innern wurden verworfen als die USA 
die Rolle des Weltpolizisten einnahmen. Die nationale Sıcherheitsordnung bil- 
dete sich zum vorherrschenden Zusammenhang von Institutionen heraus. Das 
Pentagon wurde während des Korea- und Vieinamkriegs enorm ausgedehnt; die 
Präsidentschaft wurde zu einer imperialen Präsidentschaft; der militärisch-indu- 
strielle Komplex wurde zu einer treibenden Kraft des amerikanischen Kapitalis- 
mus; und der Kalte Krieg und die nukleare Drohung wurden zu einer Lebens- 
weise. 

Trotz des »Verlusts« von China 1949 und von Kuba 1959 kam die amerikanische 
Macht in fast der gesamten übrigen Weit erfolgreich zum Zuge. Die USA unter- 
stützten bezeichnenderweise die reaktionärsten politischen Elemente ın den Län- 
dern, die schon von der kolonialistischen Herrschaft befreit waren, z.B. Grie- 
chenland, die Philippinen, Guatemala und Iran. Korea stellte den Modellfail dar: 
Die Amerikaner verbündeten sich mit den Koreanern, die mit den japanischen 
Invasoren im Süden gegen den Norden, der den Widerstand gegen die japanische 
Besatzung anführte, kollaboriert hatten. Gleichzeitig stellten sich die USA als 
Freund antikolonialistischer Kräfte in Asıen und Afrika dar, die eine formelle 
Entkolonialisierung durchmachten. In jenen Ländern, die es wagten, mit einem 
radıkalen Nationalismus zu experimentieren, etwa Indonesien und Ghana, 
wandten sich die amerikanischen Außenpolitiker gegen die Nationalisten. 

Aber die amerikanische Niederlage in Vietnam und Südostasien drohte die 
Konfiguration einer von den USA beherrschten Weltordnung aufzubrechen. Die 
Tet-Offensive von 1986 kennzeichnete den Anfang vom möglichen Ende des 
»glaubwürdigen« Einsatzes der amerikanischen Macht in der Welt. Watergate, 
die CIA-Enthüllungen des Church-Komitees, das sich ausbreitende »Vietnam- 
Syndrom«, siegreiche nationale Befreiungskämpfe in den Frontstaaten des südli- 
chen Afrika, die Niederlage des Faschismus in Spanien und Portugal, die Vor- 
herrschaft von Labour und Sozialdemokratie in Großbritannien und Europa und 
der Aufstieg des Eurokommunismus drohten die »Glaubwürdigkeitslücke« in 
nicht wettzumachendem Maße aufzureißen und die nationale Sicherheitsordnung 
zum Einsturz zu bringen. Unter den schwachen Präsidenischaften von Gerald 
Ford und Jimmy Carter waren die siebziger Jahre eine Zeit politischer Verwir- 
rung und Beunruhigung für die nationalen Sicherheitsmanager und für die herr- 
schende Elite allgemein. Es öffnete sich ein politisches Vakuum (das McGovern 
1972 auszufüllen versuchte), aber die neuen sozialen Bewegungen waren zu sehr 
an politischen Einzelthemen orientiert und politisch zu uninspiriert, um die 
Leere füllen zu können. Ronald Reagan und die Republikaner, mit einer mächti- 
gen ökonomisch liberalen und gesellschaftlich Konservativen Kampflinie, unter- 
stützt durch die neuen Political Action Committees der Unternehmerverbände, 
waren es nicht. Auf jeden Fall lautete der feierliche Eid der Manager der natio- 
nalen Sicherheit, daß die »Glaubwürdigkeit« der USA in der Welt auf die eine 
oder andere Weise wiederhergestellt würde. Es folgte ein Jahrzehnt der militäri- 
schen Aufrüstung, der amerikanischen Aggression in Mittelamerika und einer 
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symbolischen Politik der amerikanischen Weltordnung. 

Durch den Abschluß des Kalten Krieges und die zunehmende Schwäche der na- 
tionalen Kämpfe im Süden wurde dann plötzlich die wesentliche Rechtfertigung 
der amerikanischen Sicherheitsordnung und des militärisch-industriellen Kom- 
plexes aus dem Weg geräumt. Dies geschah auch durch den Triumph der Ideolo- 
gie des freien Marktes in der Dritten Welt und vielen sozialistischen Ländern 
wie in den durch Labour und Sozialdemokratie geprägten Ländern Europas. 
1989-90 begannen liberale Demokraten, Umweltschützer, Feministinnen, An- 
hänger der Rüstungskonversion und viele andere Reformer und soziale Bewe- 
gungen einen Versuch, die politische Leere auszufüllen. Viele Lokalregierungen, 
allerdings mit leeren Kassen, waren auf Reformpolitik umgestellt worden. Isola- 
tionistische Gefühle waren so stark wie seit den frühen siebziger Jahren nicht 
mehrs und innere Reformen begannen zum ersten Mal seit den Sechzigern ernst- 
genommen zu werden. Die Rede war wieder von einer »Friedensdividende«, 
auch eine »Besteuert-die-Reichen«-Rhetorik war zu hören. In den Schlachten um 
den Bundeshaushalt 1989-90 begannen liberale Demokraten und andere, die 
Notwendigkeit vieler militärischer Programme in Frage zu stellen und riefen 
dazu auf, die Rangliste der politischen Prioritäten auf nationaler Ebene neu zu 
ordnen. Eine nicht-expansionistisches Programm innerer Reformen schien deut- 
lich möglich, wenn nicht wahrscheinlich zu sein. 

Unterdessen waren die imperiale Präsidentschaft und das Pentagon ihrer wesent- 
lichen Daseinsgründe beraubt. Der Mangel an Glaubwürdigkeit war so stark wie 
nie zuvor, angesichts der Tatsache, daß die Kluft zwischen den Symbolen der 
amerikanischen Macht und ihrer realen Fähigkeit, Macht einzusetzen, derart 
breit war. Allerdings konnte ein erfolgreicher und populärer Krieg die Kluft auf 
eine Weise schließen, wie es Reagans symbolische Politik des Kalten Krieges 
"und die Invasionen Grenadas und Panamas nicht vermocht hatten. Ein solcher 
Krieg würde auch den Respekt für das Militär im Land erhöhen und schließlich 
auch innere Reformen verhindern - um deren Aussichten es noch besser stand, 
als die USA Ende 1990 in eine Rezession schlitterten. Der vielleicht wichtigste 
Gesichtspunkt ist, daß der ehemalige CIA-Direktor und Weltkriegsflieger Ge- 
orge Bush angesichts einer schwachen einheimischen Ökonomie zweifellos einen 
unschlagbaren Plan zur Wiederwahl 1992 haben wollte, wie auch einen gewinn- 


6 Eine von Thomas Barnett durchgeführte und in der Far Eastern Economic Review abgedruckte 
Analyse von Meinungsspalten und Leitartikeln in führenden amerikanischen Zeitungen von 
August bis November 1990 zeigt auf, daß nur ein Viertel eine Politik des Alleingangs im Golf 
unterstützten; etwa ein Drittel war für eine multilaterale Politik und ein Drittel war isolationi- 
stisch. Eine Kriegspolitik der gewaltsamen Befreiung Kuwaits und besonders der Zerstörung 
des Iraks als einer Hauptmacht in der Region fand im Land offensichtlich kaum Unterstützung, 
zumindest bis zum verhängnisvollem Ultimatum des Sicherheitsrats für den 15. Januar. Bushs 
Strategie bestand klar darin, die Unterstützung der Multilateralen zu gewinnen und die Isolatio- 
nisten zu isolieren um die Bedingungen für eine unilaterale Kriegspolitik zu schaffen. Der 
Spruch »Gebt den Sanktionen Zeit« hatte wenig oder nichts mit dem verspäteten Start einer 
unilateralen Kriegspolitik zu tun. Der Aufschub war nötig, um »internationale Kooperation« und 
damit die Unterstützung der Multilateralen im Land zu bekommen. 
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baren großen Krieg, um »Amerikas Größe« wiederherzustellen und Bush einen 
Ehrenplatz in der amerikanischen Geschichte zu sichern. 

In der Bush-Administration gab es daher starke Beweggründe für eine Kriegs- 
politik, trotz der Oppositon führender Vertreter des Establishments. Die Waffe - 
der High-Tech-Rüstungsschub der achtziger Jahre - war zur Hand. Grenada und 
Panama hatten als Probeläufe für die Kontrolle der Medien und der Kriegspropa- 
gandatechniken geklappt. Die irakische Aggression ee bot die Ge- 
legenheit. Das Pentagon konnte seine fürchterlichen Ninfendo-Spiele am Golf 
spielen, seine neuen und tödlichen Spielzeuge ausprobieren, gleichzeitig den 
Antimilitarismus und nennenswerte Reformen im Inneren aufhalten, die Macht 
und »Glaubwürdigkeit« der USA einsetzen und dem Kriegsstaat wie dem Expan- 
sionismus neues Leben einhauchen. 


5, Ökonomie und die »Glaubwürdigkeit« der USA 


Die politische Theorie des Golfkrieges ist mindestens so überzeugend wie die 
ökonomische. Und was das Verständnis der politischen Ziele von Bushs Kriegs- 
politik angeht, ist die politische Theorie offensichtlich stimmig. Aber in einer 
wichtigen Hinsicht ist der Unterschied zwischen ökonomischen und politischen 
Motiven illusorisch. Vom Öl und von George Bush, dem Kriegspräsidenten, 
abgesehen, gibt es eine direkte Verknüpfung von Profit und Macht, die Präsident 
Eisenhower vor langer Zeit den »militärisch-industriellen Komplex« genannt hat 
- der Grundstein der Wirtschafts- Sozial- und Außenpolitik der USA in den 
achtziger Jahren. Die Frage, wie es dazu kam, erfordert einen weiteren Blick zu- 
rück auf die siebziger und achtziger Jahre. 

In den späten siebziger Jahren, als die politischen Führer und nationalen Sicher- 
heitsmanager mit einer sich verschlechternden Lage konfrontiert waren, war das 
Bild, das sich für die amerikanischen Wirtschaftsführer abzeichnete, gleicher- 
maßen düster. Die Weltwirtschaft stagnierte. Die durchschnittliche Profitrate 
war gesunken. Ein Grund dafür war der Ölschock von 1973 (dem 1979 ein 
zweiter folgte), ein Ausdruck der schwachen Kontrolle des Westens über den 
Nahen Osten und der neuen ökonomischen Unabhängigkeit vieler der weltweit 
wichtigsten Ölproduzenten. Ökonomische Probleme aller Art traten zutage. Die 
USA sahen sich auf den überseeischen und einheimischen Märkten mit einer 
wachsenden Konkurrenz aus Nordostasien und Europa gegenüber. Eine neue 
ökonomische Konfiguration namens »Stagflation« verblüffte die Wirtschaftspla- 
ner. Gegen Ende des Jahrzehnts wurden die Banken und die »Finanzwelt« durch 
Hyperinflation in Angst und Schrecken versetzt. 

Am schwersten wog, daß die Wachstumsrate des Welthandels sank. Die Wirt- 
schaft antwortete auf die Krise weltweit mit einer Politik der unablässigen Ko- 
steneinsparung, um die Profite zu verteidigen. Präsident Carter rief zur Ener- 
gieeinsparung und zur Unabhängigkeit vom Energieimpori auf, um die Energie- 
kosten zu verringern (unterdessen baute er die amerikanischen schnellen Ein- 
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greiftruppen auf, um die Ölzufuhr aus dem Ausland zu sichern). Besessen da- 
von, die Produktivität zu steigern und die gefährlichen Inflationsraten zu verrin- 
gern, unterstützte die Wirtschaft die geplante Rezession von 1981-1982. Die 
Reallöhne fielen weiter und die Arbeitslosigkeit stieg. Aber die heiligen »Pro- 
duktionskosten« begannen zu fallen. 

Die kostensenkenden Strategien des wirtschaftlichen Krisenmanagements drohten 
die Weltnachfrage für Güter und Dienstleistungen weiter zu verringern - als un- 
ausweichliches Ergebnis gesunkener Reallöhne, der Arbeitslosigkeit, der Bank- 
rotte kleiner Firmen und einer drohenden Krise der Farmen. Mit Reagan und 
den Expansionisten an der Macht wurde eine Politik der Reformen und der 
Reichtums- und Einkommensumverteilung, also eine Steigerung der Binkommen 
der Arbeiterklasse und der Nachfrage nach Gütern und Dienstleistungen, nicht in 


1 Betracht gezogen. Stattdessen bewerkstelligten das Finanzsystem und die Zen- 


tralbank die größte Expansion von Kreditgeld (und letztlich von Schulden) in der 
Geschichte des Kapitalismus, während die Wirtschaft die Produktionskosten 
niedrig hielt, um zur Kontrolle der Inflation beizutragen. Konsumenten, Wirt- 
schaft und Bundesregierung gaben ihre aufgenommenen Kredite aus und heizten 
die effektive Nachfrage an. Im Verhältnis zum Einkommen stiegen die kreditge- 
stützten Käufe der Konsumenten (und ihre Schulden) auf Rekordhöhe. Auch die 
Wirtschaft und die Bundesregierung borgten sich mehr Geld im Verhältnis zu ih- 
rem Kapital bzw. Einkommen und versanken tiefer in Schulden. 

Während der Konsumismus, die Spekulation und die Habgier den Boom der 
Konsumentenkredite und die Kreditaufnahme der Wirtschaft antrieben, ver- 
schärften die nationalen Sicherheitsmanager und die Beschaffungsspezialisten des 
Pentagon das Haushaltsdefizit des Bundes. Es wurde eine rücksichtslose Politik 
des Rüstungskeynesianismus betrieben. Anfangs und Mitte der achtziger Jahre 
wuchsen die Rüstungsausgaben doppelt so schnell wie die zivilen Ausgaben in 
den USA und im Ausland. Das Rüstungsbudget stieg in den Achtzigern um über 
40% und alle anderen Budgetausgaben (außer Transferzahlungen) sanken. Auch 
wurden die privaten und Öffentlichen Forschungs- und Entwicklungsetats abhän- 
giger von der Großzügigkeit des Pentagon. Das amerikanische Militär und die 
transnationalen Unternehmen richteten die Hi-Tech-Entwicklung in den USA vor 
allem auf die Steigerung der Kommunikations- Koordinations- und Kontroll- 
kapazitäten des Pentagon und des Big Business aus. Die rüstungsverwandte Indu- 
strie wurde zur Wachstumsbranche der achtziger Jahre wie auch zu einem erfolg- 
reichen Exportsektor. Schließlich bildete der militärisch-industrielle Komplex 
den Ersatz für eine amerikanische Sozialpolitik was Wohnungsbau, Gesundheit, 
Bildungsbeihilfen, Löhne und Renten anging.? Die gilt besonders für den von 
Ann Markusen so genannten »Gun Belt« - ein Halbmond, der sich von Seattle 
nach Los Angeles erstreckt, durch den Südwesten und Texas, und sich von Flo- 
rida zur Route 128 ın Boston heraufzieht. 


7 Vgl. die Ph.D. - Arbeit von Bristow Hardin, Sociology Board, University of California, Santa 
Cruz. 
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Somit hat eine angebotsorientierte Administration eine nachfrageorientierte Poli- 
tik der Rüstungsausgaben übernommen, um die effektive Nachfrage aufrechtzu- 
erhalten, einen Ersatz für wirkliche innere Reformen und Sozialpolitik zu schaf- 
fen, die »Glaubwürdigkeit« der USA in der Welt wiederherzustellen und zu 
Hause Respekt für das Militär und eine Law-and-Order-Kultur zu gewinnen. Die 
USA ähnelten in gefährlichem Maße einem Militärstaat. Amerikanischer Impe- 
rialismus und Individualismus, gefährlich pathologische Zwillinge, wucherten 
wie nie zuvor. Kein Wunder, daß Bush dachte, er könne in die Geschichte ein- 
gehen als der erste Präsident seit Truman, der einen Krieg gewonnen hat, und 
der amerikanische Durchschnittsbürger gab Bush schleßlich seine volle Unter- 
stützung. 


6. Schlußfelgerung 


Die hier vorgestellten analytischen Gedankengänge lassen stark vermuten, daß 
George Bush viele Beweggründe hatte, gegen den Irak in den Krieg zu ziehen. In 


der Sprache des Strukturalismus war der Golfkrieg »überdeterminiert«. Im webe- 
rianischen Diskurs waren die ö) onomischen, politischen, sozialen, | kulturellen 


verwandt«. In der Sprache der ee war de Krieg ein Mord im 
Orient-Expreß, ein Kriminalroman von Agatha Christie, in dem Hercule Poirot 
entdeckt, daß jeder Verdächtige ein Motiv für den Mord hegte und tatsächlich an 
der Ermordung eines abgrundtiefen Bösewichts teilgenommen hat. 

Die Tatsache, daß Bushs Kriegsmotive zahlreich und strukturell verknüpft wa- 
ren, unterstreicht dramatisch die Probleme, denen sich die Friedensbewegung 
und andere soziale Bewegungen - die Umwelt- und Arbeiterbewegung einge- 
schlossen - in den neunziger Jahren gegenübersehen. Die Hindernisse, die den 
sozialen Bewegungen, die künftige Kriege zu verhindern suchen und radikale in- 
nere Reformen herbeiführen wollen, entgegenstehen, sind in den Neunzigern so 
gewaltig wie in jedem Zeitabschnitt der jüngeren amerikanischen Geschichte. 
Das Öl und die Macht der USA, die Grundlagen der Ökonomie und der ameri- 
kanischen Außenpolitik stehen auf dem Spiel, wie auch die führende Rolle der 
militärisch-industriellen Komplexes. Öl kann nun als das Mittel für ökonomische 
und imperialistische Zwecke betrachtet werden. Die Politik, das Pentagon, der 
militärisch-industrielle Komplex und das Bankensystem sind auf ihre je eigene 
Weise Mittel für den Zweck Öl. Gefährde das Öl und du gefährdest die nationale 
Sicherheitsordnung und die »Glaubwürdigkeit« der USA. Gefährde das Pentagon ' 
und den militärisch-industriellen Komplex der USA, und du gefährdest das Öl. 
Ökonomie und Politik stürzen somit in ein fast undurchdringliches schwarzes 
Loch zusammen. Eu 
Eine wirksame Friedensbewegung muß daher auch eine wirksame Bewegung für 
innere Reformen sein, und umgekehrt. Die Friedensbewegung kann keinen ein- 
zigen wichtigen Aspekt der amerikanischen Außenpolitik irgendwo auf der Welt 
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unverändert lassen; die Reformbewegung kann keinen einzigen wichtigen Aspekt 
der amerikanischen Lebensweise im Land selbst unhinterfragt oder immun gegen 
radikale Veränderungen lassen. Dies ist eine ernüchternde Lehre aus dem Golf- 
krieg - an Einzelproblemen ausgerichtete Bewegungen und deren »Reinheit« sind 
nun Hindernisse für den gesellschaftlichen Wandel. Angesichts der interna- 
tionalen Struktur der ökologischen Krise und der ökonomischen und sozialen 
Ungleichheit ist es insbesondere dringend nötig, die Ökologie mit Fragen der 
ökonomischen und sozialen Gerechtigkeit zu verknüpfen oder zu unterlegen. 
Schließlich setzt eine wirksame Friedens-und Reformbewegung, rot-grüne Poli- 
tik eingeschlossen, eine politische Bewegung traditionellen Typs voraus - in den 
Gräben der Präsidentschaftspolitik. Ohne einen anti-imperialistischen, reformi- 
stischen Präsidenten kann die nationale Sicherheitsordnung, und alles wofür sie 
steht, nicht wirklich herausgefordert werden. 

Vernünftige Rot-Grüne werden sich über die genaue Art und Weise streiten, wie 
künftige Expansionskriege zu verhindern und radikale Reformen im Land 
herbeizuführen sind. Eine Aufgabe scheint jedoch wesentlich zu sein. Sie besteht 
darin, daß die Bewegung dem Abbau nationalen Sicherheitsordnung, die inzwi- 
schen selbst an ihren eigenen Ansprüchen gemessen eine Mißbildung ist, die 
höchste Priorität geben muß. Der Erfolg eines solchen Vorhabens erfordert eine 
lange Auseinandersetzung mit dem expansionistischen Unterfangen der USA und 
ihrer ökonomischen und politischen Infrastruktur, in einer massiven und verein- 
ten Anstrengung. : 

Der Kampf gegen den amerikanischen Imperialismus und Militarismus ist auch 
ein Kampf für radikale Reformen im Innern, und umgekehrt. Während die 
schwarzen Führer von W.E. DuBois und der Messenger-Gruppe in den zwanzi- 
ger und dreißiger Jahren und Martin Luther King in den Sechzigern bis zu Jesse 
Jackson in den achtziger Jahren diesen Angelpunkt der amerikanischen Politik 
gut gelernt haben, bleiben die Verknüpfungen zwischen Außen- und Innenpoli- 
tik, einschließlich jener zwischen Imperialimus nach außen und Individualismus 
nach innen, für die meisten Amerikaner, selbst für viele Linke, im Dunkeln. 
Dies heißt, daß die breite Unterstützung der Bevölkerung für Bushs Krieg die 
Chancen für innere Reformen auf Jahre hinaus einschränken könnte. Ein expan- 
sionistischer Kriegsstaat, der das Militär feiert und Liberale und Linke als unpa- 
triotisch zeiht, und der den Konsumismus als Ersatz für Reformen anbietet, ist 
eine reale und furchterregende Aussicht. Aber wir müssen immer im Auge be- 
halten, daß die »neue Weltordnung« nicht eine Welt bedeuten muß, die von der 
Neuen Welt geordnet wird, und daß Pax Americana ein Amerika bedeuten kann, 
das friedlichen Lösungen für regionale und internationale Konflikte ebenso ver- 
pflichtet ist wie gerechten und rationalen Lösungen für die Fülle der ökonomi- 
schen und sozialen Probleme an der Heimatfront. 


Übersetzung: Klaus Fritz 
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PROKLA, Heft 85, Dezember 1991 
"Kriminalität und Zivilisationsverlust im Kapitalismus” 


Von Marxens Hoffnung auf die zivilisierenden Wirkungen des Kapitals bis 
hin zu Webers Überzeugung vom Fortschreiten des Rationalisierungsprozes- 
ses reichten die Mutmaßungen, daß der Kapitalismus zwar eine kalte, doch 
regelhafte Welt schaffe. Intrige, Meuchelmord, Bestechung, Zügellosigkeit 
und Leidenschaft sollten durch das nackte Interesse gebändigt werden. Die 
Deregulierung der Ökonomie und die Neuaufteilung der Welt haben jedoch 
gezeigt, daß hinter dem schönen Schein des "zivilen" Kapitalismus wie eh 
und je die Gesetze des Dschungels herrschen, von Medellin bis Palermo, von 
Budapest bis Lagos, von Frankfurt/Main bis Kuwait City. Über die Korrum- 
pierung ganzer Kontinente und die Macht der Gewalt auf den Finanzmärk- 
ten, über Politik und Verbrechen, Waffenschmuggel und Drogendollars, 
Mafia als Methode. 
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Francois Rigaux 
Reflexionen über eine neue Weltordnung 


Zusammenfassung: Die »neue Weltordnung«, von der Präsident Bush redet, hat 
eine lange Vorgeschichte. Es werden die Prinzipien der neuzeitlichen Ordnungs- 
entwürfe (seit dem späten 15. Jahrhundert) und deren rechtliche Kodifizierungs- 
versuche diskutiert. Besondere Aufmerksamkeit gilt der Zwischenkriegsordnung 
des Völkerbundes und der Ordnung nach dem zweiten Weltkrieg. In der jüngeren 
Debatte ergibt sich das Problem der Etablierung nicht nur eines Rechts auf Ent- 
wicklung, sondern auch eines Entwicklungsrechts, eines Rechts also, das nicht 
einen Zustand normiert, sondern Veränderungen regulieren müßte. Dabei kommi 
als Desiderat und größte Schwierigkeit hinzu, daß Subjekte des internationalen 
Rechts nicht mehr nur die Staaten, sondern die Völker sein müßten. Das so be- 
zeichnete Recht der Völker befindet sich bestenfalls im »Stadium frommer Wün- 
sche«. 


Einleitung 


1. Seit dem Ende des Golfkrieges hat Präsident Bush eine neue Weltordnung (a 
new world order) angekündigt. Der Ausdruck verdient es, im Kontext der histo- 
rischen Entwicklung analysiert zu werden, die seit den letzten Jahren des 15. 
Jahrhunderts durch die Abfolge verschiedener Organisationsmodelle menschli- 
cher Gesellschaften mit einer deutlichen Tendenz zu einer Form des »Ökumenis- 
mus«! gekennzeichnet war, und sich von der Idee einer Unterwerfung der Totali- 
tät menschlicher Gesellschaften unter ein universelles Gefüge leiten ließ, Der 
Ursprung des Ausdrucks aus dem Umfeld der römischen Kirche verrät den 
Willen, eine Herrschaftsordnung zu etablieren, die sich auf ein Zentrum der 
Macht stützt, von dem aus die zu ihrer Ausübung gehörigen Institutionen operie- 
ren. 

2. Die Entstehung der Weltordnung datiert von der Entdeckung Amerikas durch 
Kolumbus, mit der 1492 die sogenannte Neuzeit eröffnet wird. Der erste Ent- 
wurf einer Weltordnung zeichnet sich zu Beginn des 16. Jahrhunderts ab und 
wird bis 1919 ohne nennenswerte Modifizierungen seine Geltung beibehalten. 
Angesichts des eklatanten Scheiterns des Völkerbundes ist es jedoch legitim, erst 
die Verabschiedung der Charta der Vereinten Nationen am 26. Juni 1945 in San 
Francisco als den Ausgangspunkt einer zweiten Phase in der Geschichte der in- 
ternationalen Beziehungen zu bezeichnen. Die Charta hat tatsächlich eine im 


1 Das Adjektiv »ökomenisch« taucht gegen Ende des 16. Jahrhunderts erstmals auf. Es handelt 
sich um ein Wort in mittelalterlichem Latein, das auf dem griechischen oikoumenre beruht und 
die bewohnte Erde umschreibt. Gemäß den alten kirchlichen Wörterbüchern ist das Konzil öko- 
menisch, zu dem alle Bischöfe und Kardinäle der Christenheit zusammengerufen werden. 
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Verbältnis zu allen vorangegangenen neue internationale Rechtsordnung begrün- 
det, und solange sie in Kraft bleibt, müssen alle seitdem beobachteten oder ange- 
kündigten Entwicklungen im Lichte der ın ihr enthaltenen Grundsätze geprüft 
werden. 

3. Die vorliegenden Überlegungen lassen sich in drei Teile gliedern, die jeweils 
die »alte« internationale Ordnung (vor 1945), das System der Vereinten Nationen 
und einige Betrachtungen zu aktuellen Problemen der Weltordnung zum Gegen- 
stand haben. Jedem der beiden ersten Teile geht ein »Zwischenspiel« voraus, 
wobei der erste einige Hinweise auf die internationalen Beziehungen im Alter- 
tum gibt, während der zweite sich mit dem Pakt des Völkerbundes beschäftigt. 


I. Die alte internationale Ordnung 


A. Die universale Monarchie 


4. Der Begriff einer internationalen Rechtsordnung ist erst in der Neuzeit aufge- 
kommen. Ohne Zweifel bietet das Altertum Beispiele internationaler Verträge; 
der berühmteste unter ihnen wurde 1278 v. Chr. zwischen Ramses II. und Hattu- 
sili II., König der Hethiter geschlossen.? Es handelte sich stets um begrenzte 
Übereinkünfte ohne die Spur einer Ordnung, zu der ja auf der Ebene geregelter 
und vor allem gleichberechtigter Beziehungen kollektive, den modernen Staaten 
analoge Gebilde gehört hätten. Die großen Reiche, namentlich das römische und 
das chinesische, haben ihre Beziehungen mit den von ihnen nicht unmittelbar 
unterworfenen Völkern nie auf der Basis von Gleichberechtigung organisiert, 
Abgesehen davon, daß die Einheit der Welt geographisch begrenzt war, ergab 
sie sich nur gemäß dem Projekt einer universellen Monarchie, also aufgrund 
einer zentripetalen Kraft, die die wegen ihrer Nichtzugehörigkeit zum Imperium 
für minderwertig erachteten Völker in ihre Umlaufbahn zog. 

5. Die Idee einer universalen Monarchie hat, so archaisch sie heute anmuten 
mag, nichts von ihrer Faszination eingebüßt. Seit die römische Kirche sich die 
imperiale Hauptstadt zum Sıtz wählte, hat sie es nicht aufgegeben, ein Modell 
weltweiter Organisation der menschlichen Beziehungen bald aufzuzwingen, bald 
vorzuschlagen. Die Einheit der Welt, heutzutage eine geographische und ökolo- 
gische Realität, und somit durch die Neutralität wissenschaftlicher Beobachtung 
scheinbar gesichert, läßt sich schwerlich von einem vereinheitlichenden kultu- 
rellen Projekt trennen, das durch die Herrschaft eines Machtzentrums in eine 
scheinbar objektive Ordnung eingeführt wird. Die Entstehung des modernen in- 
ternationalen Rechts (aus heutiger Sicht das »alte«) bestätigt bereits die 
Richtigkeit dieser Analyse. 


2  Zitiert bei Michel de Taube, »L’inviolabilite des traites«, Recueil des cours de l’Academie de 
droit international, t. 31 (1930-ID,p. 303. Der gesamte Text ist wiedergegeben in: Textes sa- 
eres et textes profanes de !'Ancienne Egypte, traduction et commentaires par Claire Lalouette 
(Gallimard, Parıs, 1984), pp. 84-89. 
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B. Die Aufieilung der Königreiche 


6. Vom 14. Jahrhundert an beginnen die Juristen der Schule von Bologna die 
Konsequenzen aus dem künstlichen Charakter des offenkundigen Fortbestehens 
des römischen Reichs im Mittelalter zu ziehen. Die Teilung der Staaten (divisio 
regnorum) war fait accompli, und jedes einzelne politische Kollektiv übernahm 
alle Attribute der Souveränität. Nach Bartolus »erkennen die Staaten keine ihnen 
übergeordnete Autorität an« (Civitates non recognoscunt superiorem), und Baldı 
formuliert noch entschiedener: »Der König in seinem Reich ist Herrscher seines 
Reiches« (Rex in regno suo est imperator regni sui). Beide Autoren leiten ihre 
Folgerung aus dem ius gentium ab.3 

Das Auftauchen der großen modernen Staaten, zuerst der Reiche von England 
und Frankreich, sodann Spaniens und Portugals, führt die zur Bildung einer em- 
bryonalen zwischenstaatlichen Ordnung erforderlichen Elemente ein: Konzipiert 
nach dem Modell des römischen Reiches entsteht der moderne Staat als mehrfa- 
che Reproduktion des ursprünglichen Musters. In seinen Anfängen bemüht sich 
das internationale Recht um eine Regelung der oft konfliktträchtigen Aktionen 
autonomer Mächte, die ihre souveränen Ansprüche in ihren jeweiligen Sphären 
geltend machen. Da es sich um dasselbe Souveränitätsmodell handelt, von dem 
auch die modernen Staaten inspiriert sind, bricht die Einheit nicht gänzlich aus- 
einander. Sie wird außerdem durch die gemeinsame christliche Herkunft gestärkt 
und durch die Unterstützung, die sich die ersten Theoretiker des internationalen 
Rechts beim Naturrecht holen - mit der ganzen Ambiguität, die diesen Begriff 
auch weiterhin charakterisieren sollte: Verhaltensregeln, die die Natur allen Ge- 
sellschaften vorschreibt, die aber zugleich von den Staaten bei ihren wechselsei- 
tigen Beziehungen beachtet werden, und deren zwingende Kraft vom Einver- 
ständnis der internationalen Rechtssubjekte herrührt.4 


C. Die Ursprünge des modernen iniernationalen Rechts 


7. Bezeichnete der Ausdruck ius gentium ım römischen Recht die allen men- 
schlichen Gesellschaften gemeinsamen, die Beziehungen zwischen den Menschen 
regelnden Institutionen, so war es der spanische Theologe Francisco de Vitoria, 
der ihm die seitdem allgemein anerkannte Bedeutung verlieh: »Was die natürli- 
che Vernunft zwischen allen Nationen (gentes) konstituiert hat, nennen wir ius 
gentium«.5 Die Übersetzungen ins Englische (law of nations) und ins Deutsche 
(Völkerrecht) sind in diesem Punkt dem Konzept Vitortas treu geblieben: ius in- 


3  Bartolus gemäß videtur enim hoc permissum de iure gentium, während Baldı schreibt: Regimen 
populi est de iure gentium... confirmati sunt ex propria naturali iustitia. 

4 Über den Begriff des ius gentium im römischen Recht und über seine Angleichung an die na- 
türliche Vernunft vgl. insbesondere: F. Rigaux, Pour une deciaration universelle des droits des 
peuples (Chronique sociale, Lyon, 1990),nos. 593-97. 

5 _ Quod naturalis ratio inter omnes gentes constituit, vocatur ius gentium: Relectio de Indis, II, 
1. Dieser Satz ist ein von Vitoria entliehenes Zitat, I, 21. 
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ter gentes oder internationales Recht. Die zwei wichtigsten Texte Vitorias6 be- 
fassen sich mit der Eroberung Amerikas durch die Spanier und mit dem Kriegs- 
recht. Ein halbes Jahrhundert nach der Eroberung hatte sich der Theologe ihre 
Legitimierung sowie die Festschreibung erster Regeln des Kriegsrechts zur Auf- 
gabe gemacht. Sein bedeutendster Nachfolger, nämlich Grotius - Theologe auch 
er, wenngleich einer reformierten Strömung angehörig - veröffentlicht 1625 sein 
Werk De iure belli ac pacis, das allgemein als Begründung des modernen inter- 
nationalen Rechts gilt. Trotz ihrer theologischen Bildung haben sowohl Vitoria 
als auch Grotius zu einer Säkularisierung des internationalen Rechts beigetragen. 
Der erste spricht dem Papst jede universale Herrschaft auf weltlichem Gebiet 
ab,? während Grotius einen Schritt weiter geht und das natürliche Gesetz von der 
Existenz Gottes abkoppelt.® 

8. Wie der Titel der zwei zentralen Vorlesungen Vitorias über internationales 
Recht anzeigt, fragt er anläßlich der spanischen Kolonisation nach der Legitimi- 
tät des Krieges (ius ad bellum) und der in ihm eingesetzten Mittel (ius in bello). 
Dabei verknüpft er auf überraschende Weise zwei Argumentationsstränge: den 
ius commerciü, das heißt das Recht aller Völker, zivile Beziehungen untereinan- 
der einzugehen, sowie das Recht, den christlichen Glauben zu verbreiten.? In 
dem Augenblick, da die Spanier in Amerika landen, sind sie verpflichtet, mit 
den Indianern zum Zwecke der Unterhaltung von Tauschbeziehungen und der 
Zulassung missionarischer Tätigkeit Frieden zu halten. Einzig die Weigerung 
der Indianer, dieser doppelten Forderung nachzugeben, würde die Gewaltanwen- 
dung ihnen gegenüber rechtfertigen. Eine solche Weigerung stellte eine Beleidi- 
“ gung, ein Unrecht (iniuria) und somit einen gerechten Anlaß zum Krieg dar. Vi- 
toria verzichtet darauf sich zu vergewissern, ob die Ereignisse im Zuge der Er- 
oberung den Kriterien eines gerechten Krieges genügen und kommt, etwas mehr 
als ein halbes Jahrhundert nach der Landung von Kolumbus zu dem Schluß, daß 
die koloniale Besetzung irreversibel sei und daß Spanien die Verwaltung der 
Überseeprovinzen zu diesem Zeitpunkt bereits nicht mehr aufgeben könne.10 

9. Die von Vitoria bemühte Rechtfertigung der kolonialen Besetzung wird, so 
ungenügend sie auch erscheinen mag, im Laufe des 19. Jahrhunderts in Verges- 
senheit geraten. Das internationale Recht wird dann jene Züge annehmen, die es 


6 Es handelt sich nicht um von Vitoria selbst publizierte Werke, sondern um Vorlesungsnotizen 
(relectiones), die ein Drucker aus Lyon, Jacques Boyer, aus Salamanca mitgebracht und 1557 
herausgegeben hatte. Die hier berücksichtigten Lektionen sind: De indis recenter inventis et De 
Indis sive de iure belli hispanorum in barbaros releciio posterior, die unter dem Titel De iure 
belli, bekannter geworden sind. Beide stammen aus dem Jahre 1539. Vgl. insbesondere die um- 
fangreiche Bibliographie: Actualite de la pensee juridique de Francisco de Vitoria (Bruylant, 
Bruxelles, 1988.) 

7 Papa non est dominus civilis aut temporalis totius orbis, loquendo proprio de dominio et pote- 
state civili: De Indis, IL, 3. 

8 De belliac pacis, Prolögomenes, $ 11. 

9 Die Bullen des Papstes Alexander VI, mit denen die Aufteilung der kolonialen Räume zwischen 
Spanien und Portugal erfolgten (1493-1494), haben jedem der beiden Staaten das exklusive 
Recht zuerkannt, die christliche Religion zu propagieren und Handel zu treiben. 

10 De Indis, IH, 18. 
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bis’ 1945 beibehalten wird, mit einer eingeschränkten Zahi von Adressaten, ei- 
nem »magischen Kreis« (the charmed circle nannte ihn Sir Thomas Holland), zu 
dem nur die sich christlich nennenden zivilisierten Nationen Zugang hatten. Die 
internationale Rechtsordnung regelt nur die Beziehungen, die diese miteinander 
unterhalten; »gegenüber den barbarischen Stämmen müssen die zivilisierten 
Staaten zwar« - wie Paul Fauchille 1922 schreibt - »die humanitären Prinzipien 
des Naturrechts beachten, aber sie wären nicht gezwungen, das positive interna- 
tionale Recht anzuwenden«.1! Zwei Jahre später schloß Sir Thomas Holland im- 
mer noch China und Persien aus dem »magischen Kreis« aus, nicht länger jedoch 
Japan, das in den letzten Jahren des 19. Jahrhunderts in ihn aufgenommen wor- 
den war.!2 


H, Die durch die Charta der Vereinten Nationen ins Leben gerufene 
Ordnung 


A. Die Konsolidierung der alten internationalen Ordnung durch das 
Völkerbund-Abkommen 


10. In zwei wesentlichen Punkten beschränkten sich die Einrichtungen des 
Völkerbundes darauf, die zwischenstaatliche Ordnung zu konsolidieren, die den 
Ausbruch des ersten Weltkrieges nicht hatte verhindern können. Einerseits ver- 
liehen Rat und Generalversammlung des Völkerbundes den Konferenzen, die ge- 
gen Ende des 19. Jahrhunderts die Mitglieder des »europäischen Konzerts« zu- 
sammenführten, eine Beständigkeit, die nur schwer die Ineffizienz der neuen Or- 
gane kaschieren konnte. Deren Ausmaß sollte sich anläßlich der großen Krisen 
erweisen: des chinesisch-japanischen Krieges, der italienischen Aggression ge- 
gen Abessinien und der ersten Eroberungen des Dritten Reichs. Aber zu jenem 
Zeitpunkt hatten die Genfer Institutionen bereits allen Kredit verloren. Die Wei- 
gerung der Vereinigten Staaten, dem Völkerbund beizutreten, der frühe Aus- 
schluß der Sowjetunion und vor allem die Begrenzung des Beitritts auf die Mit- 
gliedsstaaten des »verzauberten Kreises« der zivilisierten N: ationen13 betonte den 
europäischen und elitären Charakter der neuen internationalen Organisation. Die 
alte Idee eines »europäischen Direktoriums« kam nicht erst mit dem Konzept ei- 


il Traite de droit international public (Paris, 1922), tome Ier, I, pp. 32-33. 

12 The Elements of Jurisprudence, 13e edition (1924), p. 396 : »Within this charmed circle, to 
which Japan also some time since, fully established their claim to be admitted, all States, accor- 
ding to the theory oflnternational law, are equal. Outside of it, no State, be it as powerful and 
as civilised as China or Persia, can be regarded as a wholiy normal international person.« In der 
vierten Auflage von 1888 verweist der letzte Satz auf Japan und nicht mehr auf Persien. Japan 
steigt in den »charming eircle« infolge des Vertragsabschlusses zwischen den USA und Japan 
von 1894 auf, der am 17.Juli 1899 in Kraft getreten ist: »Japan, even ıhough a »non-Christian« 
nation, came to occupy the same status as Christian nations: Reid v. Covert, conc. op., 354 
U.S. 1, 61 (1956). 

13 Dies erklärt auch. warum der Text von Sir Thomas Holland, wenn auch im Jahre 1942 publi- 
ziert und daher in jener Epoche verankert, dennoch nicht gänzlich anachronistisch ist. 
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ner »Macht mit begrenzten Interessen« wieder auf. Andererseits hatte die Ein- 
richtung des ständigen internationalen Gerichtshofes - in seiner doppelten Funk- 
tion als Organ der Rechtsprechung und der Verkündung eines »Urteils mit bera- 
tendem Charakter« unabhängig von den streitführenden Parteien - damit begon- 
nen, eine Praxis zu institutionalisieren, die ım 19. Jahrhundert ausgiebig entwik- 
kelt worden war: die der zwischenstaatlichen Schlichtung. Mehr allerdings nicht, 
denn die Rechtsprechung des ständigen Gerichtshofes blieb auf das ausdrückliche 
Einverständnis der betreffenden Staaten angewiesen. 

11. Die bemerkenswerteste Innovation des Vökerbundes war die von den Mit- 
gliedsstaaten in ihren wechselseitigen Beziehungen eingegangene Verpflichtung 
zur friedlichen Regelung ihrer Streitigkeiten sowie zum Verzicht auf jede über- 
stürzte Aggression.1* Während des Abessinienkriegs wurden die Bedeutung die- 
ser Klausel, aber auch die Grenzen ihrer Wirksamkeit sichtbar. Wäre das 
äthiopische Reich nicht Mitglied des Völkerbundes gewesen, hätte die italieni- 
sche Aggression im Rahmen des Paktes keine juridische Relevanz gehabt,15 da 
koloniale Unternehmungen als solche nicht der Kontrollbefugnis des Völkerbun- 
des unterstanden. 

In der Zwischenzeit war der allgemeine Vertrag über den Verzicht auf den Krieg 
als Instrument nationaler Politik (das sogenannte Briand-Kellogg-Abkommen) 
am 27. August 1928 zunächst von 15 Staaten, aus denen später insgesamt 63 
wurden, in Paris unterzeichnet worden. Er enthielt die feierliche Verzichtserklä- 
rung, niemals »auf den Krieg als Mittel zur Regelung internationaler Konflikte« 
zurückzugreifen und verstärkte die bereits in der Übereinkunft des Völkerbundes 
festgeschriebenen Beschränkungen.!6 Das Verbot eines Angriffskrieges war 
zweifellos die bedeutsamste und entwicklungsfähigste Neuerung. Für das inter- 
nationale Recht klassischer Prägung war der Krieg ein zulässiges Mittel, mit 
Gewalt wie auch immer definierte Ziele zu erreichen. Im »Naturstand«, auf den 
das klassische Denken die internationale Gesellschaft reduziert hatte, war Ge- 
waltanwendung nicht verboten gewesen. 

12. Eine weitere aus dem Geist von Versailles hervorgegangene Neuerung war 
die Anerkennung des »Selbstbestimmungsrechts der Völker.« Sie wurde von Prä- 


14 Der Artikel 10 definierte die unerlaubte Gewaltanwendung; in den Artikeln 11, 12, 13, 15 et 16 
übernahmen die Staaten Verpflichtungen, sich auf Prozeduren zur friedlichen Beilegung ihrer 
Differenzen vor jeder Aggression einzulassen. Der Artikel 14 institutionalsiierte den ständigen 
internationalen Gerichtshof. 

15 Zu diesem Punkt vgl. die Aufzeichnung eines vom Unterstaatssekretär im Foreign Office, Sir 
Robert Vansittart, dem Journalisten W.P. Crozier gewährten Interviews, in: W.P. Crozier, Off 
the Record, Political interviews 1933-1943, (edited, with an introduction by A.J.P.Taylor, 
Hutchinson of London, 1973), pp. 53-54. 

16 Vgl. insbesondere: H. Wehberg, »Le probleme de la mise de la guerre hors-la-loi«, Recueil des 
cours de l’'Academie de droit international, 1.24 (1928-IV), pp. 151-305 ; D.-H. Miller, The 
Pacı of Paris. A study of Briand-Kellogg Treaty, (New-York, 1928) ; V.-H. Rutgers, »La mise 
enharmonie du Pacte de la SDN avec le Pacte de Paris«, Recueil des cour de l’Academie de 
droit international, t. 38 (1931-IV), 5 ; P. Barandon, Le systeme juridique de la SDN pour la 
prevention de la guerre (Paris 1933); Nguyen Quoc Dinh, P. Daillier et A. Pellet, Droit inıer- 
national public, (Paris, 3e ed., 1987), no. 574. 
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sident Wilson in einem Vierzehnpunkte-Programm am 8. Januar 1918 als 
Grundlage für den Frieden bekanntgegeben und wurde mit den jeweils in Ver- 
sailles, Saint-Germain und Trianon unterzeichneten Verträgen rechtskräftig. Die 
territorialen Umgestaltungen zu Lasten der besiegten Mächte und die Bildung 
neuer Staaten ım Zentrum Europas wurden von dem Anspruch geleitet, die 
Gebiete um die zu Staaten vereinten »Völker« durch ihre kulturellen, religiösen 
und sprachlichen Traditionen abzugrenzen. 

Zweifellos war das »Nationalitätenprinzip« nicht neu in Europa. Im 19. Jahrhun- 
dert hat es revolutionäre Aktionen inspiriert, die Unabhängigkeitsbewegungen 
Griechenlands und Belgiens etwa, die wiederholt niedergeworfenen Versuche der 
Ungam und der Polen sowie die Bildung neuer, vom ottomanischen Reich abge- 
fallener Staaten auf dem Balkan. Die Geburt des italienischen Königsreichs und 
des Deutschen Reichs sind die spektakulärsten Manifestationen desselben Natio- ' 
nalitätenprinzips gewesen. Hatte dieses jedoch im 19. Jahrhundert noch einen 
rein politischen Charakter, so nahm es mit den Friedensverträgen von 1919 eine 
juridische Dimension an, deren wichtigste Konsequenz darin bestand, die Klä- 
rung der Zuschreibung umstrittener Grenzgebiete zwischen zwei Staaten einer 
plebiszitären Volksbefragung zu überlassen.!7 So interessant freilich das »Selbst- 
bestimmungsrecht der Völker« auch gewesen sein mag, es litt unter einer erheb- 
lichen Einschränkung. Es galt nur für die europäischen Völker, genauer: für die 
in den Gebieten der besiegten Mächte ansässigen Bevölkerungen. Jedoch dachte 
niemand daran, es auf die Bevölkerungen im Rechtssprechungsgebiet der Sieger- 
mächte auszudehnen und außerdem wurden auch die kolonialen Domänen der 
Besiegten ebenso wie die Völker der nichteuropäischen Territorien des ehemali- 
gen ottomanischen Reichs von der Regelung ausgenommen. 


B. Die Grundsätze der UNO-Charta 


13. Die am 26. Juni 1945 in San Francisco beschlossene Charta der Vereinten 
Nationen stellt drei radikal neue Prinzipien auf: erstens das der souveränen 
Gleichheit aller Staaten; zweitens deren Verpflichtung, ihre Streitigkeiten auf 
friedlichem Wege zu regeln (Verbot jeden Angriffskrieges) und drittens die für 
alle Staaten verbindliche Pflicht, mit vereinten Kräften für die Entwicklung des 
Lebensstandards der Völker und für die Beachtung der Menschenrechte und der 
freiheitlichen Grundrechte aller zu sorgen. 

14. Über den Gleichheitsgrundsatz hinaus konstituieren sich die Vereinten Na- 
tionen, namentlich im Artikel 2,1 der Charta, als eine allen staatlich organisier- 
ten Völkern offene Rechtsordnung. Dem Artikel 4, $ 1 zufolge steht neben den 
Gründungsmitgliedern, die die Charta unterzeichnet und ratifiziert haben, »allen 
anderen friedlichen Staaten, die die Richtlinien der vorliegenden Charta akzep- 
tieren und nach Meinung der Organisation willens und in der Lage sind, sie zu 


17 Siehe insbesondere: Sarah Wambough, Plebiscites since the world war, with collection of ofhi- 
cial documents (Washington, 1933). 
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erfüllen, der Beitritt frei.« Der Begriff der »zivilisierten Nationen« erscheint 
zwar noch einmal in Artikel 38, $ ic des Statuts des Internationalen Gerichtsho- 
fes, der intergrierender Bestandteil der Charta ist und am selben Tag angenom- 
men wurde, doch er taucht sonst nirgendwo im Dokument auf. Ohne zu unter- 
stellen, daß er durch das Attribut »friedlich« ersetzt worden sei, muß auf die 
Verschiebung der Werte aufmerksam gemacht werden.13 Der nationalsozialisti- 
sche Staat, der formal eine »zivilisierte Nation« im Sinne des klassischen inter- 
nationalen Rechts war, hat gezeigt, wie die avancierteste Technik und ein über- 
aus effizienter Staatsapparat politisch in den Dienst einer systematisch betriebe- 
nen Barbarei gestellt werden konnten. Absicht der bei der Konferenz von San 
Francisco vetretenen Staaten dürfte es daher gewesen sein, einem solchen Staat 
die Mitgliedschaft in der Organisation zu verweigern, bzw. im gegebenen Falle 
die in Artikel 6 der Charta vorgesehenen Sanktionen gegen ihn zu ergreifen. 
Ebenso unzweifelhaft dürfte die Absicht gewesen sein, das Zivilisationsprivileg 
abzuschaffen, das sich die europäischen Staaten angemaßt haben, und von dem 
sie einen so unheilvollen Gebrauch gemacht hatten. Im Gegensatz zum Völker- 
bund wollte die Organisation der Vereinten Nationen allen unabhängigen und 
friedlichen Staaten zugänglich sein, um so dank des um die gleiche Zeit einset- 
zenden Entkolonisierungsprozeß eine wahrhaft weltumfasende Institution zu 
werden. 

15. Das Verbot jeder Art von Angriffskrieg ist auf grundsätzlicher Ebene zwei- 
fellos der beachtlichste Fortschritt des internationalen Rechts seit seinen Anfän- 
gen. Dennoch leidet seine Durchsetzung nach wie vor an drei schwerwiegenden 
Mängeln, die den Unterschied von zwischenstaatlicher und innerstaatlicher 
Rechtsordnung markieren: Die erste Unzulänglichkeit hängt mit der Schwierig- 
keit zusammen, den Angriffskrieg zu definieren!? und den Aggressionsakt gegen 
einen der Rechtfertigungsgründe, dem des Rechts auf Notwehr, abzuwägen. Die 
zweite Lücke ist das Fehlen einer obligatorischen Rechtsprechung. Nur wenn der 
einer Aggression bezichtigte Staat die Zuständigkeit des internationalen Ge- 
richtshofs anerkennt, kann der Staat, der vorgibt, Opfer einer Aggression zu 
sein, sich an einen entsprechenden Richter wenden, der die Wahrheit über das 
Geschehene zu recherchieren und nach einer Gerichtsverhandlung autoritativ ein 
Urteil auf der Grundlage des gegebenen Rechts zu finden hätte. 

Der Kläger wäre dennoch im Irrtum, wollte er in erster Linie institutionelle 
Mängel dafür verantwortlich machen. Wäre ein internationaler Richter mit einem 
der größeren bewaffneten Konflikte, die seit dem Ende des zweiten Krieges aus- 


18 Vgl. Bert Roeling, International Law in an Expanded World (Amsterdam,1960), pp. 17-55. 
Dort wird zwischen drei Phasen in der Geschichte des internationalen Rechts seit dem Eintritt in 
die Moderne unterschieden: Die christlichen Nationen, die zivilisierten Nationen und die fried- 
liebenden Nationen. 

19 Die Vollversammlung der Vereinten Nationen hat im Konsens am 14. Dezember 1974 die Re- 
solution 3324 (XXIX) angenommen, in der definiert wird, was eine Agression ist. Vgl. insbes.: 
»Discours juridiques sur l’agression«, Realites du dreit contemporain, 4 (Presses universitaires 
de Reims, 1982). 
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gebrochen sind - und von denen einige immer noch andauern - konfrontiert wor- 
den, er hätte große Schwierigkeiten gehabt, eine rechtlich gesicherte Lösung zu 
finden. Der entscheidende Konstruktionsfehler liegt also beim ersten Punkt, dem 
des geltenden positiven Rechts, woraus sich im übrigen auch die Weigerung der 
Staaten erklärt, Klauseln einer obligatorischen Rechtsprechung für Bereiche zu 
unterschreiben, die ihre vitalen Interessen betreffen.20 

16. Sowohl die Präambel der Charta als auch etliche der ın ihr enthaltenen Ver- 
fügungen stellen einen Zusammenhang her zwischen dem fundamentalen Prinzip 
des Nichtangriffs - positiv ausgedrückt, des Friedens - einerseits, und der Ver- 
besserung des Lebensstandards der Völker sowie der Verbreitung der Menschen- 
rechte und der freiheitlichen Grundrechte für alle andererseits. Damit hat sich 
das positive internationale Recht eine Grundeinsicht der Aufklärung zu eigen 
gemacht: es genügt nicht, den Angriffskrieg für unzulässig zu erklären; man 
muß ebenso seine Ursachen bekämpfen, in erster Linie also despotische, die 
Menschenrechte verletztende Machtausübung seitens staatlicher Autoritäten so- 
wie das Fortbestehen sozio-ökonomischer Ungleichheiten, die, je langanhalten- 
der, desto unerträglicher werden. Die am 10. Dezember 1948 durch die Gene- 
ralversammlung der Vereinten Nationen verabschiedete Menschenrechiserklä- 
rung enthält den Katalog der Grundfreiheiten und Rechte, die die Staaten den 
Bürgern in ihrem Rechtssystem gewährleisten müssen. Rechtlich gesehen handelt 
es sich um ein Modell für die inneren Verfassungen. Zumindest zu Anfang war 
es nicht als ein Instrument in Händen der Bürger mit zwingendem Anspruch den 
Staaten gegenüber gedacht; es stattet den einzelnen Staatsbürger mit keinerlei 
rechtlich gesicherter Forderung aus. 


C. Der Entkolonisierungsprozeß und der internationale Schutz der 
Menschenrechte 


17. Unter dem Einfluß der großen Kolonialmächte, die zu den Siegern des 
Zweiten Weitkriegs gehörten (hauptsächlich Großbritannien und Frankreich), hat 
die Charta der Vereinten Nationen die koloniale Herrschaft nicht ausdrücklich 
verurteilt. Nur die Kolonien der Besiegten (überwiegend Italiens) wurden nach 
einem schon im Versailler Vertrag gegenüber den deutschen Kolonien prakti- 
zierten Schema aus ihrem abhängigen Status entlassen. 1960 ging das internatio- 
nale Recht mit der Verabschiedung der Erklärung über die Anerkennung der 
Unabhängigkeit der kolonialen Länder und Völker einen entscheidenden Schritt 
weiter (Resolution 1514-XV des 14. Dezember 1960). Mittlerweile haben alle 
Völker das Recht, sich als unabhängiger Staat zu konstituieren und so die Mit- 
gliedschaft in den Vereinten Nationen zu erwerben. 


20 Tatsächlich gibt es eine Vielfalt von Gründen, warum Konfliktsituationen einem rechtlichen 
Procedere nicht unterzogen werden. Sehr gut wird dieser Sachverhalt analysiert von: Charles 
De Visscher, Theories et realites en droit international public, 4e.ed., Paris, Pedone, 1970, pp. 
91-101). Vgl. auch: Friedmann, »The Uses of General Principles in ıhe Development of Inier- 
national Law«, 57 American Journal of International Law, (1963), 279-299. 
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18. Eine andere gleichzeitige Entwicklung, mit ihrem Ursprung in der Men- 
schenrechtserklärung vom 10. Dezember 1948, aber auch von mehreren Artikeln 
der Charta selbst getragen, hat den internationalen Schutz der Menschenrechte 
zum Ziel. In den zwei Abkommen von 1960 nimmt diese Sorge die Gestalt einer 
von den Unterzeichnerstaaten übernommenen Verpflichtung an. Parallel dazu 
haben die Vereinten Nationen die Existenz internationaler Verbrechen, ein- 
schließlich von Verbrechen gegen den Frieden (Angriffskrieg), von Kriegsver- 
brechen, des Genozids (unabhängig von bewaffneten internationalen Konflikten) 
und der Apartheid zugegeben. 


IN. Auf dem Weg zu einer neuen Weltordnung? 


A. Die neue Weltwirtschaftsordnung2! 


19. Das Konzept einer neuen internationalen Wirtschaftsordnung wurde 1972-75 
erarbeitet. In einer Ansprache anläßlich der 3. Sitzung der UNCTAD am 19, 
April 1972 in Santiago de Chile erklärte der mexikanische Präsident Luis Eche- 
verria, daß »die internationale Wirtschaft auf solide Rechtsgrundlagen gestellt 
werden müsse, und daß es hierzu einer Charta der ökonomischen Rechte und 
Pflichten der Staaten bedürfe« (Acta der UNCTAD, 3. Sitzung, Band la, 1. Teil, 
S.187). Auf dem vierten Gipfel der blockfreien Staaten im darauffolgenden Jahr 
in Algier wurden eine politische und eine ökonomische Erklärung sowie ein 
Aktionsprogramm zur wirtschaftlichen Zusammenarbeit verabschiedet. Vor dem 
Hintergrund der auf dieser Konferenz gefallenen Beschlüsse ergriff der algeri- 
sche Präsident Boumedienne ın der 6. außerordentlichen Generalversammlung 


21 Aus der umfangreichen Literatur siehe folgende Titel: Le Monde en devenir, R£flexions sur le 
nouvel ordre economique international, publication collective de l’Unesco, Paris, 1976; Mo- 
hamed Bedjaoui, Pour un nouvel ordre economique international (Unesco, coll. »Nouvaux de- 
fis au droitinternational«, Paris, 1979); F. Rigaux, »Pour au autre ordre international«, Droit 
economique 2 (Institut des Hautes Etudes Internationales de Paris, 1979/1980, Paris, Pedone, 
1979), pp. 269-426; The New International Economic Order beiween North and Souıh? ed. by. 
Karl P. Sauvant and Hugo Hansenpflug Campus Verlag, Frankfurt, 1977); The New Internatio- 
nal Economic Order: The North-South Debate, ed. by Jaydish N. Bhagwati (Cambridge, Mass., 
London, M.LT. Pres, 197T); A New International Economic Order. Selected Documents, 1954- 
1975, compiled by A.G. Moss and H.N.M. Winton (New-York, Unitas, 1978); Reshaping the 
International Order. A Report to the Club of Rome, Jan Tinbergen coord. (New York, E.P. 
Dutton and Co. 1976); Towards a Renovated International System (Trilateral Commission, 
Richard N. Cooper, Karl Kaiser and Manataka Kosaka, The Triangle Papers, 14, publ. by New 
York University Press, 1977); Nord-Sud: un programme de survie, rapport de la commission 
independante sur les problemes dedeveloppement international, sous la presidence de Willy 
Brandt (traduitde l'anglais, Gallimard, coll. »Idees«, 1980). United Nations Institute for Trau- 
ning and Research (INITAR), Progressive development of ıhe rinciples and norms af interna- 
Honal law relating 10 the new international economic order«, Unitar.DS/5, 15 august 1982 ei 
Nations Unies, Assemblee generale, A/37/409, du ler octobre 1982 etA/37/409/ Add. 1 du 5 
octobre 1982. Zum Recht auf Entwicklung vgl. insbes.: The right to development at the inter- 
national level (Hague Academy of International Law and United Nations University, Works- 
hop, 1979, The Hague, 16-18 october, Sijthoff and Noordhoff; Jean-Jacques Israel, »Le droit 
au developpement«, Revue generale du droit international public, 1983, 5-41. 
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der Vereinten Nationen die Initiative, um das von Präsident Echeverria skizzierte 
Programm in die Tat umzusetzen. Die Sitzung fand vom 9. April bis zum 2. Mai 
1974 statt und verabschiedete am 1. Mai zwei Resolutionen: die 3201 (S-VI) un- 
ter dem Titel Erklärung über die Einrichtung einer neuen internationalen Wirt- 
schaftsordnung; und die Resolution 3202 (S-VI) unter dem Titel Aktionspro- 
gramm zur Einrichtung einer neuen internationalen Wirtschaftsordnung. Die 
Charta der ökonomischen Rechte und Pflichten der Staaten wurde am 12. De- 
zember 1974 durch die ordentliche Vollversammlung (Resolution 3281/ XIX) 
verabschiedet. Schließlich wurde auf der 7. außerordentlichen Vollversammlung 
vom 16. September 1975 die Resolution 3362 (S-VII) über Internationale wirt- 
schaftliche Entwicklung und Zusammenarbeit beschlossen. 

20. Das Neue an der zu errichtenden Ordaung muß sich gegenüber den ihr vor- 
aufgegangenen Systemen bewähren. Die industrielle Entwicklung im Europa des 
19. Jahrhunderts wurde maßgeblich durch zwei politische Faktoren bestimmt: 
zum einen durch die Bildung bzw. Stärkung der Nationalstaaten - was zum Ver- 
schwinden der inneren Grenzen und zur Entstehung eines einheitlichen, für den 
freien Verkehr von Waren und Arbeitskräften offenen Marktes und Rechtsraums 
führte; zum anderen durch eine Politik kolonialer Expansion und den Anschluß 
fast der gesamten bewohnten Welt an ein durch die europäischen Industriemächte 
beherrschtes Wirtschaftssystem, das seinen rechtlichen Ausdruck in der oben 
beschriebenen klassischen internationalen Ordnung gefunden hatte. 

Nach dem Scheitern der napoleonischen hegemonialen Bestrebungen hatte sich 
die englische Übermacht auf drei Elemente gestützt: den industriellen und tech- 
nologischen Fortschritt, die Beherrschung der Meere und das Kolonialreich. 
Hatte das Deutsche Reich zu Beginn des 20. Jahrhunderts auf dem ersten Gebiet 
mit dem britischen Imperium gleichgezogen und dieses sogar bald überholt, so 
wurde die Rivalität zwischen ihnen in den beiden anderen Bereichen zweifellos 
eine der treibenden Ursachen des ersten Weltkrieges. Die darauffolgenden Kri- 
sen, die das System ab 1919 schütteln, können auf das Fehlen einer Hegemoni- 
almacht zurückgeführt werden. Der Verfall des englischen Königreichs, der Nie- 
dergang Deutschlands, die Isolierung der Vereinigten Staaten - das alles läßt 
(zusammen mit der tiefen wirtschaftlichen und sozialen Krise in diesen Ländern) 
eine Welt ohne Orientierung, die traditionellerweise auf der Überlegenheit des 
mächtigsten Staates oder auf hegemonialen Übereinkünften ruhte. 

21. Bei der Umstrukturierung der Welt durch die Siegermächte nach 1945 wur- 
den die ökonomischen Aspekte keineswegs vernachlässigt. Mit den am 27. 
Dezember 1945 ın Kraft getretenen Abkommen von Bretton Woods wurden der 
Internationale Währungsfonds (IMF) und die Weltbank ins Leben gerufen, die 
heute drei Institutionen umfaßt: die Internationale Bank für Wiederaufbau und 
Entwicklung (IBRD), die Internationale Finanzgesellschaft (IFC, seit 1946) und 
die Internationale Entwicklungsorganisation (IDA, seit 1960). Eigentlich hätte 
das Weltwirtschaftssystem der Konzeption von Breiton Woods zufolge neben den 
finanziellen und ökonomischen Institutionen auch eine vergleichbare, dritte 
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Organisation für den Handel beinhalten müssen. Eine in Havana unterzeichnete 
Charta sah denn auch die Gründung einer Welthandelsordnung (ITO) vor, deren 
Statuten im März 1948 angenommen, jedoch wegen des Widerstands des ameri- 
kanischen Senats nie ratifiziert wurden. Angesichts des Scheiterns der ITO be- 
schloß man, das Kapitel TV aus der Charta von Havana herauszulösen, um es in 
überarbeiteter und vervollständigter Fassung unter dem Namen Allgemeines Zoll- 
und Handelsabkommen (GATT) als gesonderte Dokument zu verabschieden. 

22. Die in Bretton Woods und Havana konzipierten Instrumente scheinen - 
zumal letzteres von der geplanten ITO nur den die Freiheit des Handelsverkehrs 
betreffenden Teil übernimmt - einem politischen Entwurf zu entsprechen, der 
den ökonomischen Ursachen der ersten beiden Weltkriege Rechnung trägt. Die 
Internationalisierung der Privatwirtschaft und der Abbau der verschiedenen 
nationalen Protektionismen sollte eine Wiederbelebung dieser Ursachen verhin- 
dern, Der politische Entwurf wurde von einem ökonomischen Credo flankiert: 
dank der Vorzüge des Prinzips des freien Handels - des free trade, das von den 
Teilnehmern der Konferenz 1945 ausdrücklich Adam Smith und Ricardo zuge- 
schrieben wurde -sollten alle Länder der Welt ın den Sog des amerikanischen 
Wohlstands geraten. Da seit 1974 viel von einer »neuen« internationalen Wirt- 
schaftsordnung die Rede ist, kann man das »Neue« an der 1945 eingerichteten 
Ordnung nicht oft genug in Erinnerung rufen. Die Übertragung des freien Spiels 
der Marktkräfte auf die grenzüberschreitenden wirtschaftlichen Beziehungen, so 
als ob die nationalstaatlichen Rivalitäten diese nicht zwangsläufig politisieren 
würden, hatte fürwahr revolutionären Charakter.?? 

23. Die Mehrzahl der Beobachter führt die Finanzkrise von 1971 und den noch 
am 15. August desselben Jahres von Präsident Nixon gefaßten Entschluß zur 
Aufhebung der Konvertibilität des Dollars auf den Zusammenbruch des Systems 
von Bretton Woods zurück. Die dem Weltfinanzsystem durch den zweiten 


22 Die aus dem zweiten Weltkrieg hervorgegangene Weltwirtschaftsordnung folgt dem Modell der 
»ersten Weli«; sie ist hauptsächlich von den USA beeinflußt worden. Dazu vgl. insbesondere: 
Fred Hirsch and Michael M. Doyle, »Politicization in Ihe world economy: necessary conditions 
for an international economic order«, ın: Alternatives to Monetary Disorder (McGraw-Hill 
Book Company, 1977), pp. 33-34: »The Postwar order was created for the first world. US Re- 
lations with what was to become the third world were on the surface conducted on the same ba- 
sis as relations with developed countries. Thus the postwar order reflected in ihe West a mix- 
ture of cooperative leadership on the economic front and hegemonic leadership on the political 
front.« Im selben Sinne argumentiert Th. de Montbrial, »For a new world economic order«, 
Foreign Affairs (1974-1975), 64 ; D. Carreau, J. dela Rochere, T. Flory et P. Julliard, 
»Chronique de droit international ecnomique«, Annuaire frangais de droit international (1975), 
648-650; M. Fiory, Droit international du developpemeni (Themig, PÜUF, Paris,1977), pp. 272- 
273. 

23 Siehe insbesondere: M. Flory, Droit international du developpement (Themis, PUF, Paris, 
1977, p. 325 ;, M. Merle, Sociologie des relations internationales (Paris, Dalloz, ?e ed., 
1976), pp. 420-421 ; J.S. Nye, »Independence and Interdependence«, 22 Foreign Policy 
(Spring 1976),145 ; R. Triffin, »The international role and fate of the dollar«, 18 Foreign Af- 
Jfairs (1978-79), 266-286. Vgl. auch die eher technischen Ausführungen von Duncan Ndegna 
und R. Triffin in: Reshaping Ihe International Order. A Report 10 the Club of Rome (Jan Tin- 
bergen, coord. New York, E.P. Dultonand Co, 1978) pp. 199-209. Joseph Gold, »Professor 


396 Frangois Rigaux 


Zusatz zu den Statuten des IMF (der am 1. April 1978 in Kraft trat; vgl.IMF, 
Annual Report, 1978, 8.55) hinzugefügten Veränderungen reichten nicht aus, 
das ernsthaft erschütterte System wiederherzustellen. Denn die finanzielle Un- 
ordnung wird durch die Ausweitung der internationalen Liquidität verschärft, 
die bereits um die Mitte der 50er Jahre in einem aller öffentlichen Kontrolle ent- 
zogenen Markt, dem der Eurodollars und der Eurodevisen, entstanden war.?4 
Zur Krise des offiziellen Finanzsystems und der anarchischen Verbreitung von 
Eurodevisen, die erheblich zur Verschuldung zahlreicher Länder bei privaten 
Geldgebern beigetragen hat, kommt als drittes Phänomen die Rolle der multi- 
nationalen Unternehmen hinzu. Aufgrund des Intrafirmenhandels, eine Art »ge- 
schlossenes System des internationalen Handels«, das sıe zwischen ihren in ver- 
schiedenen Ländern stationierten Firmen etabliert haben, aufgrund ihrer Über- 
macht und ihrer in vielen Sektoren marktbeherrschenden Position haben die mul- 
tinationalen Konzerne die Störanfälligkeit der Mechanismen des freien Tauschs 
beschleunigt. 


B. Das »Recht auf Entwicklung« 


24. Heute muß der Versuch der Etablierung einer »neuen Weltwirtschaftsord- 
nung« als gescheitert bezeichnet werden. Die Schuldenlast der Dritten Welt hat 
zur Folge, daß sich die Kapitalflüsse zwischen diesen Ländern und den Gläubi- 
gerländern der ersten Welt seit 1982 umgekehrt haben. War es eines der Ziele 
der neuen Weltwirtschaftsordnung gewesen, zur Finanzierung der ökonomischen 
Entwicklung der unterentwickelten Länder beizutragen, so führt die Schuldentil- 
gung mittlerweile dazu, daß beträchtliche finanzielle Ressourcen dieser Länder 
an die ausländischen Gläubiger übergehen. 

25. Daher erfordert ein solcher Begriff des Rechts auf Entwicklung einige Über- 
legungen. Die von ihm bezeichnete Tendenz ist zweifellos insofern positiv, als 
sie über das Prinzip der souveränen Gleichheit der Staaten hinaus der Realität ih- 
rer ungleichen wirtschaftlichen Entwicklung Rechnung trägt. Der Begriff ist in- 
dessen zu eng gefaßt, weil mit ihm das Problem der Entwicklung (oder der Un- 
terentwicklung) einzig auf ökonomische Gegebenheiten begrenzt wird: die sozia- 
lien und kulturellen Faktoren dürfen hier jedoch nicht vernachlässigt werden. 
Dennoch sind die offiziellen Kriterien der (Unter-JEntwicklung rein ökonomi- 


Verwey, the International Monetary Fund, and developing countries« 21 The Indian Joumal of 
Iniernational Law (1981), 497-512; Richard S. Dale, »International Banking is out of conırol«, 
Challenge (1983), 14-19. 

24 Zum rechtlichen Aspekt der Eurogeidmärkte vgl. insbes.: F.A. Mann, »Zahlungsprobleme bei 
Fremdwährungsschulden«, Annuaire suisse de droit international (1980), 36, 96-101; Hugo I. 
Hahn, Das Währungsrecht der Eurodevisen (1973); Andre Jacquemont, »Le contrat d’euro- 
credit: un conirat a contenu variable«, Journal du droit international (1979), 34-78 ; I.B. 
Blaise, Ph. Fouchard et Ph. Kahn, Les Euro-credits, un instrument du systeme bancaire pour le 
financement international (Librairies techniques, Paris, 1981); F. Rigaux, »Les Simations Juri- 
diques individuelles dans un systeme de relativiie generale«, Recueil des cours de l’Academie 
de droit international, vol. 201 (1989),nos. 190-195. 
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sche, und nicht nur dies: sie nehmen - gestützt auf pauschale Statistiken pro Staat 
- keine Kenntnis von den inneren Ungleichheiten im Rahmen der Entwicklung. 
Es gibt Arme in den reichen Ländern und Reiche in den arınen Ländern, was im 
zweiten Falle den Anteil der Bevölkerung an dem hin und wieder zu beobachten- 
den Fortschritt der »nationalen« Ökonomien erheblich reduziert. Der Begriff des 
Rechts auf Entwicklung birgt aber für den Juristen weitere Probleme. Man kann 
zunächst feststellen, daß es sich um eine objektive internationale Norm handelt, 
wie sie dem Charakter einer Resolution der Generalversammilung der Vereinten 
Nationen - einem Organ, in dem Vertreter aller Mitgliedsstaaten zugegen sind - 
entspricht. Es handelt sich also um die Staaten, die sich über gewisse, die Ent- 
wicklung betreffende Grundsätze mit dem Ziel verständigen, eine Regelung für 
die internationalen Wirtschaftsbeziehungen und vor allem für das Problem der 
Schuldenlast zu finden, die einen Großteil der Entwicklungsländer derzeit er- 
drückt.25 Zugleich sind es aber die Staaten, die das »Recht auf Entkolonisierung« 
in ihren wechselseitigen Beziehungen anerkannnt haben, was den »Kolonial- 
mächten«, den ersten Adressaten der Resolution, präzise Verpflichtungen auf- 
erlegt. 

26. Das Entwicklungsrecht oder das Recht auf Entwicklung - die beiden Aus- 
drücke sind nicht austauschbar - stellt eine noch zweifelhaftere Herausforderung 
dar als das Recht auf Entkolonisierung. So relativ einfach es war - obwohl oft 
nur durch Befreiungskriege möglich - , die Völker von der kolonialen Herrschaft 
zu befreien, so schwer wird es sein, eine neue internationale Wirtschaftsordnung 
zu etablieren. Denn angesichts des begrenzten Charakters der verfügbaren Res- 
sourcen würde eine derartige Einrichtung unausweichlich eine Art Neuverteilung 
dieser Ressourcen erfordern. Nun ist zwar die in viele internationale Instrumente 
eingegangene Anerkennung der ständigen souveränen Verfügung jedes Staates 
über seine natürlichen Ressourcen und über seine wirtschaftlichen Aktivitäten 
unstrittig. So wichtig jedoch dieses Prinzip auch sein mag, es kollidiert mit ei- 
nem Aspekt der Fehlentwicklung: in einer Epoche, da die wirtschaftlichen Be- 
ziehungen sich faktisch internationalisiert haben, läßt sich ein allgemeines 
Autarkieprinzip, das jeden einzelnen Staat zum Herren über seine Ökonomie 
macht, nicht errichten. Darum gehört es zu den wichtigsten Aufgaben der neuen 
Weltwirtschaftsordnung, einen neuen Ausgleich ın den Austauschbeziehungen 
herbeizuführen. Darüber hinaus aber gewinnen die immateriellen Güter, die 
»intellectual property rights«, die Technologie, industrielles und kaufmännisches 
Know-how, die Beherrschung der grenzüberschreitenden Wirtschaftskreisläufe 
heutzutage eine immer größere Bedeutung bei der Verschlechterung der Aus- 
tauschbeziehungen für die Entwicklungsgesellschaften. Ein linearer Prozeß, ver- 
gleichbar dem der nationalen Befreiungskämpfe, ist somit undenkbar, zumal es 
darum geht, den reichsten Ländern eine effektive Zusammenarbeit bei der Er- 
richtung einer neuen Weltwirtschaftsordnung abzutrotzen. 


25 Vgl. zu diesem Punkt das Urteil des »Tribunal permanent des peuples«, Sitzung in Berlin 
(1988) über Internationalen Währungsfonds und Weltbank. 
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Während das klassische internationale Recht ziemlich gut zumindest in einem 
technischen Sinne die Stabilität, das heißt die Konsolidierung der jeweils er- 
reichten Situation verwaltete, ist die neue Weltwirtschaftsordnung (oder das 
Entwicklungsrecht) ein Recht auf Veränderung. Waren bis vor kurzem Krieg 
und Eroberung die wichtigsten Motoren der Veränderung in der internationalen 
Gesellschaft, so liegt die aktuelle Herausforderung darin, Wege zu einer friedli- 
chen Veränderung (peaceful change) zu finden. Man kann nicht umhin festzu- 
stellen - auch wenn dies pessimistisch klingt -, daß das Recht auf Veränderung 
kaum das Stadium frommer Wünsche überschritten hat. 

27. Man kann das Recht auf Veränderung noch anders begreifen, nämlich als 
eine Form »subjektiven kollektiven Rechts«. Dies ist von manchen als Men- 
schenrecht der dritten Generation bezeichnet worden. In dem Maße wie die 
ökonomischen, sozialen und kulturellen Rechte (die als die Menschenrechte der 
zweiten Generation gelten) mehr Gleichheit und Solidarität in den nationalen 
Gesellschaften eingeführt haben, hätte das Recht auf Entwicklung eine analoge 
Funktion im Blick auf weltweite Solidarität zu erfüllen. Doch wenn man das 
Recht auf Entwicklung als subjektives Recht begreift, muß man die Frage nach 
den zwei Kategorien von Adressaten stellen: wer soll es in die Tat umsetzen? 
Wer soli davon profitieren? Auf die erste Frage kann man eine »klassische« 
Antwort geben: es ist Sache der Staaten, die Entwicklung zu befördern, und 
zwar auf zwei Ebenen: Die Industrieländer sind verpflichtet, ihre wirtschaftli- 
chen Beziehungen zu den Entwicklungsländern zu modifizieren, diese müssen 
jedoch ihrerseits ihre internen Unterdrückungs- oder Herrschaftsstrukturen ab- 
schaffen. Was die Nutznießer betrifft, so kann man schwerlich die Staaten dazu 
rechnen. Es handelt sich um ein Recht, das einzig den Völkern zukommt. Hier 
trıfft man auf eine Analogie zum Recht auf Entkolonisierung, das den Kolonial- 
völkern das Recht auf Selbstbestimmung bescherte. Somit führt uns die Aner- 
kennung des Rechts auf Entwicklung zwangsläufig zu einem umfassenderen und 
grundsätzlicheren Schluß, nämlich zur Anerkennung des Rechts der Völker im 
Sinne eines neuen, objektiven Systems der Beziehungen zwischen den Völkern 
und nicht länger nur zwischen den Staaten. 


Schlußfolgerung 


28. Man darf vermuten und befürchten, daß die »neue Weltordnung«, an die Prä- 
sident Bush denkt, keine Neuauflage der Weltwirtschaftsordnung ist, die von den 
unterentwickelten Ländern seit 1972 erstrebt wird. Bedenkt ınan die Umstände 
ihrer Ankündigung, so dürfte sie eher an das alte Hegemonialrecht anknüpfen, 
das der Charta der Vereinten Nationen voraufging. Wie das innerstaatliche 
Recht, so drückt auch das internationale ein Machtverhältnis aus; aber während 
in den demokratischen Staaten der Wille des größten Teils der Bevölkerung nicht 
aller Handlungsmöglichkeiten beraubt ist, hat die internationale Rechtsordnung 
nie aufgehört, den mächtigeren Staaten ein Übergewicht zu verleihen. Nach wie 
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vor wird die Gewalt der Waffen von ökonomischer Macht begleitet. Mehr denn 
je stützen sich beide Herrschaftsmittel gegenseitig. Selbst wenn die unterdrück- 
ten Völker heute verstummen oder wenn ihre Führer der Sache des freien 
Tauschs das Wort zu reden scheinen, sind drei Viertel der Menschheit Opfer ei- 
ner wachsenden Unterdrückung, die sich mit dem Nimbus merkantiler Rationali- 
tät drapiert. 


Übersetzung: Daniele Dell'Agli 


PROKLA, Heft 86,. März 1991 
Entwicklung und Ökologie 


Welche Chancen für eine nachholende Entwicklung bleiben den Ländern der 
Dritten Welt angesichts von Ozonloch und Klimakatastrophe? Läßt sich der 
Kapitalismus mit wenigen Kunstgriffen zur umweltschonenden »ökologischen 
Markiwirtschaft« umbauen oder stehen wir vor einer radikalen Weichenstel- 
lung, die den Industrialismus und damit das westliche Konsum- und Lebens- 
modell zur Disposition stellt? Klar scheint nur, daß der realexistierende Ka- 
pitalismus, der seine Dynamik und Leistungsfähigkeit auf Kosten der Zukunft 
schöpft, nicht der Endpunkt der Geschichte sein kann. Vorschläge und Artikel 
zum Thema sind uns willkommen. 


E00 


Ulrich Menzel 
Jenseits des Ost-West-Konflikts. 
Heißt die neue Trilaterale USA-Japan-Deutschland?! 


Zusammenfassung: Mit der Beendigung des Ost-West Konflikies ist die seit 
1945 etablierte Nachkriegsordnung in Frage gestellt. Der Autor präsentiert vier 
denkbare Szenarien einer neuen Weltordnung. Für realistisch hält er eine Wie- 
derbelebung der klassischen Konflikte zwischen den industriellen Großmächten 
(USA, BRD/Europa, Japan), die in den vergangenen vier Dekaden durch den 
»Kampf zweier Systeme« nur überlagert und gezügelt waren. (Der Artikel wurde 
im Juli, vor dem Sturz Gorbatschows, fertiggestellt.) 


1. Die Debatte um den Niedergang der amerikanischen Hegemonie 


Seit nunmehr fast 20 Jahren findet unter angelsächsischen Politikwissenschaft- 
lern, Historikern und Ökonomen eine Debatte darüber statt, ob es einen Nieder- 
gang der USA und damit auch der amerikanischen Hegemonie gibt und welche 
Konsequenzen daraus für das internationale System erwachsen (könnten). Zu den 
Vertretern der These vom Hegemonialverlust zählen Weltsystemtheoretiker und 
Globalhistoriker wie George Modelski, Immanuel Wallerstein und Paul Ken- 
nedy2 oder prominente Vertreter der neorealistischen Schule wie Robert Gilpin, 
Robert O. Keohane und Stephen D. Krasner.3 Ihr Argument lautet, daß aufgrund 


1 Dieser Beitrag ist die ausgearbeitete Version früherer Überlegungen, die in der TAZ vom 
19.6.1990 und der Frankfurter Rundschau (Deutschlandausgabe) vom 8.4.1991 erschienen 
sind. 

2 George Modelski/William R. Thompson, Seapower in Global Politics, 1494-1993. London 
1988; Immanuel Wallerstein, The Politics of the World Economy. The States, ihe Movements 
and the Civilizations. Cambridge 1984; Paul Kennedy, The Rise and Fall of the Great Powers. 
Economic Change and Military Conflict from 1500 to 2000. New York 1987. Vgl. zur dieser 
Argumentation zugrunde liegenden Zykientheorie Ulrich Menzel, Lange Wellen und Hegemo- 
nie. Ein Literaturbericht. Universität Bremen 1985; Joshua $. Goldstein, Long Cycles. Prospe- 
rity and War in the Modern Age. Yale 1938; zu den internen Gründen des Niedergangs Mancur 
Olson, The Rise and Decline of Nations. Economic Growth, Stagflation, and Social Rigidities. 
Yale 1982. 

3 Robert Gilpin, U.S. Power and the Multinational Corporation. The Political Economy of Direct 
Investment. London 1975; ders., War & Change in World Politics. Cambridge 1981; ders., 
The Political Economy of International Relations. Princeton 1987; Robert O. Keohane, After 
Hegemony. Cooperation and Discord in the World Economy. Princeton 1984; ders., Interna- 
tional Institutions and State Power. Essays in International Relations Theory. Boulder 1989; 
Stephen D. Krasner (Hrsg.), International Regimes. Ithaca 1983; ferner David P. Calleo, 
Beyond American Hegemony. The Future of the Western Alliance. New York 1987; Kenneth 
A. Oye (Hrsg.), Cooperation under Anarchy. Princeton 1986; Walter Russel Mead, Mortal 
Splendor: The American Empire in Transition. Boston 1987. Aus deutscher Sicht dazu Rein- 
hard Rode, Die Zeche zahlen wir. Der Niedergang der amerikanischen Wirtschaft. München 
1988; Hans-Dieter Jacobsen, Internationale Wettbewerbsfähigkeit und nationale Sicherheit der 
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nachlassender Leistungsfähigkeit der US-Ökonomie und aufgrund des Aufholens 
wichtiger Konkurrenten sich die relative weltwirtschaftliche Position der USA 
gegenüber den 1940er bis 1960er Jahren verschlechtert hat und daß die daraus 
resultierende finanzielle Schwäche es den USA nicht mehr in dem gleichen Maße 
wie früher ermöglicht, die notwendigen hegemonialen Kosten aufzubringen, die 
zum reibungslosen Funktionieren des internationalen Systems notwendig sind. In 
Anlehnung an die Theorie der »internationalen öffentlichen Güter« von Charles 
Kindleberger* sind damit in erster Linie die Lieferung von militärischer »Sicher- 
heit« und weltwirtschaftlicher »Stabilität« gemeint, an denen alle anderen Länder 
mehr oder weniger kostenlos partizipieren. Das promininenteste Argument lie- 
ferte Paul Kennedy in seiner voluminösen Untersuchung über den »Aufstieg und 
Niedergang der großen Mächte«. Der Niedergang einer Großmacht beginnt dem- 
zufolge dann, wenn die hegemonialen, d.h. vor allem militärischen, Kosten grö- 
Ber werden als der Nutzen, der aus der Hegemonialposition erwächst, ein Vor- 
gang, den er mit dem Begriff der »imperialen Überdehnung« bezeichnet. Damit 
würden die USA das gleiche Schicksal wie in früheren Zeiten die spanischen 
Habsburger oder England am Ende des 19. Jahrhunderts erleiden. 

Die Gegenposition wird, verschieden abgestuft, u.a. von Bruce Russett, Susan 
Strange und Joseph S. Nye vertreten.5 Ihre Argumentation läuft im Kern darauf 
hinaus, daß die Nachkriegssituation bezüglich der amerikanischen Dominanz ex- 
zeptionell war und daß seit den 1980er Jahren wieder normale Relationen hin- 
sichtlich der wirtschaftlichen Gewichtung der führenden Industrieländer einge- 
kehrt seien. Außerdem seien die militärische Stärke und die Austrahlungskraft 
im Bereich der Massenkultur der USA weiterhin ın der Lage, den Verlust an 
wirtschaftlicher Stärke zu kompensieren. 

Die Debatte konzentrierte sich im weiteren Verlauf auf die Frage, wie denn 
»Macht« im internationalen System überhaupt definiert werden kann, mittels 
welcher Indikatoren sie zu messen ist und wie diese Indikatoren zu gewichten 
und ihre Veränderung zu interpretieren seien. Die z.T. völlig gegensätzliche Be- 
trachtung solcher Indikatoren mag ein Beispiel demonstrieren. Die extrem hohe 
Außenverschuldung der USA (etwa 700 Mrd. US $) als Folge ihres mittlerweile 
chronisch zu bezeichnenden Leistungsbilanzdefizits, die die Verschuldung von 


USA. Ebenhausen 1986. Vgl. ferner die Beiträge der letzten Jahrgänge in den amerikanischen 
Zeitschriften »International Organization« und »World Politics«, wo die Debatte in erster Linie 
geführt wurde. 

4 Charles P. Kindleberger, International Public Goods without International Government. In: 
American Economic Review, Nr. 1, 1986. S. 1-13 

5 Bruce Russett, The Mysterious Case of Vanishing Hegemony; or, Is Mark Twain Really Dead? 
In: International Organization 39.1985,2. S. 207-231; Susan Strange, The Persistent Myth of 
Lost Hegemony. In: International Organization 39.1985,2. S. 233-259; diess., The Future of 
the American Empire. In: Journal of International Affairs 42.1988; zuletzt mit einer Zusam- 
menfassung der Debatte Joseph S. Nye, Bound to Lead. The Changing Nature of American 
Power. New York 1990, vgl. auch Kal J. Holsti, Politics in Command: Foreign Trade as a Na- 
tional Security Policy. In: International Organization 40.1986,3. S. 643-671; Arthur Stein, The 
Hegemon's Dilemma: Great Britain, the United States, and the International Economic Order. 
In: International Organization 38.1984,2. S. 355-386. 
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Ländern wie Brasilien oder Mexiko weit in den Schatten stellt, wird von der 
einen Seite als zentraler Indikator für Schwäche angesehen, während die andere 
Seite die bislang reibungslose Finanzierung des Defizits durch Kapitalimporte als 
Ausdruck von ungebrochener Stärke wertet. 

Nicht strittig sollte jedenfalls ein, daß man bei der Analyse der Stärkeverhält- 
nisse ım internationalen System zwei Aspekte auseinanderhalten sollte. Zum 
einen gibt es die strukturelle Ebene, die durch langfristige Trends, also etwa die 
Verschiebungen im relativen Wirtschaftspotential der großen Mächte, beeinflußt 
wird; und zum anderen gibt es die Ebene der Wahrnehmung dieser Trends und 
damit der Art und Weise, wie die politischen Akteure auf solche Veränderungen 
reagieren. Solange die Bipolarität entscheidendes Strukturmerkmal des interna- 
tionalen Systems war, wurde dieses von seiten der politischen Akteure ebenso 
wie von seiten der akademischen Analytiker in nahezu allen seinen Aspekten aus 
der Ost-West-Optik betrachtet. Die Ereignisse der Jahre 1989/90 haben in bezug 
auf die Ebene der Wahrnehmung aber zu einem grundsätzlichen Wandel geführt, 
so daß auch die oben skizzierte Debatte eine ganz besondere Aktualität gewon- 
nen hat und neue Sichtweisen zur Beurteilung der langfristigen Trends erzwingt. 


2. Die Ereignisse der Jahre 1989/90 


Die Jahre 1989 und 1990 werden in die Weltgeschichte als Jahre des Umbruchs 
eingehen. Markieren sie doch das Ende der seit 1945 währenden Nachkriegsord- 
nung, die auf den Konferenzen von Jalta und Potsdam etabliert wurde und sich 
mit dem Ausbruch des Ost-West-Konflikts in den Jahren 1947 und 1948 weiter 
verfestigte. Rufen wir uns die wichtigsten Ereignisse der beiden letzten Jahre ins 
Gedächtnis: 

a) Die durch Gorbatschows neues Denken und die Suspendierung der Breschn- 
jew-Doktrin möglich gewordenen nachholenden Revolutionen in Osteuropa lö- 
sten eine von Polen und Ungarn ausgehende Kettenreaktion aus, die mit der Ab- 
dankung des Sozialismus im ehemaligen Einflußbereich der Sowjetunion endete. 
Nach der ersten Euphorie über die wiedergewonnenen politischen Freiheiten of- 
fenbarte sich, auch für westliche Experten in diesem Ausmaß überraschend, auf 
welch tönernen wirtschaftlichen Füßen die dortigen Systeme gestanden hatten 
und in welchem Ausmaß sie über Jahrzehnte nur unter Anwendung von offenem 
und verdecktem Zwang hatten existieren können. 

b) Damit einher ging die Auflösung des »sozialistischen Weltsystems«, also jenes 
Teils der Welt, der 40 Jahre lang ideologisch, politisch und militärisch von der 
Sowjetunion beherrscht worden war und sich immerhin bis zum Ende der 1960er 
Jahre in Asien und Afrika noch in ständiger Expansion befunden hatte. Die auf 
die sowjetische Führungsrolle fixierten Kommunistischen Parteien in Ostouropa 
sind bis auf wenige Reste von der Macht verdrängt und durch bürgerlich-natio- 
nalistische Regierungen ersetzt worden. Die militärischen und wirtschaftlichen 
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Organisationen dieses »sozialistischen Weltsystems«, Warschauer Pakt und Rat 
für gegenseitige Wirtschaftshilfe, haben sich aufgelöst, und die Stationierung 
von Truppen, wichtigstes Instrument zur sowjetischen Herrschaftssicherung in 
Osteuropa, wird sich in absehbarer Zeit ebenfalls überlebt haben. Dieser Auflö- 
sungsprozeß setzt sich derzeit in den Ländern des »afrikanischen Sozialismus« 
(Angola, Mozambik, Äthiopien etc.) fort. In dem Maße, wie die sowjetische 
Hilfe für Länder wie Vietnam oder Kuba reduziert wird, steht auch dort der Sy- 
stemwandel auf der Tagesordnung, sind die ersten Anzeichen eines Aufwei- 
chungsprozesses bereits erkennbar. Selbst für Nordkorea sind bereits erste Mani- 
festationen einer Opposition zu vermelden. 

c) Verständlich wird dies alles nur, weil sich in den beiden letzten Jahren das 
ganze Ausmaß der gesellschaftlichen und wirtschaftlichen Krise in der So- 
wjetunion selbst offenbart hat. Wenn auch die These vom unaufhaltsamen Auflö- 
sungsprozeß des Vielvölkerstaats verfrüht sein mag, so führt doch langfristig 
kein Weg an radikalen politischen und wirtschaftlichen Reformen vorbei, die 
dann auch zwangsläufig das Selbstbestimmungsrecht der nichtrussischen Völker 
in der Sowjetunion einschließen müssen. Die auf Militär und KGB, womöglich 
im Verbund mit der ebenso orthoxen Kirche, gestützte konservative Reaktion hat 
keine wirkliche Perspektive zu bieten. Auch die Sowjetunion wird, nachdem sich 
der proletarische Internationalismus als reine Fiktion erwiesen hat, als letzte eu- 
ropäische imperiale Macht ihre Kolonien in die Unabhängigkeit entlassen müs- 


sen. 


d) Die blutige Niederschlagung der Demokratischen Bewegung in China und die 
gleichzeitige Säuberung der Partei von den Reformkräften dort hat deutlich ge- 
macht, daß die Alternative zur osteuropäischen Entwicklung nur die nackte Ge- 
walt ist. Diese vermochte zwar die Herrschaft der Gerontokratie bis auf weiteres 
zu stabilisieren; der Preis war aber die Aufgabe der Reformpolitik, die erneute 
internationale Isolation und der Verzicht auf die Zusammenarbeit mit all den ge- 
sellschaftlichen Kräften in Intelligenz und Wirtschaft, die bei der Modernisie- 
rung des Landes eigentlich so dringend benötigt werden. Auch hier ist die Per- 
spektive düster.$ Selbst die im Frühjahr 1989 schon beinahe perfekte Wiederan- 
näherung an die Sowjetunion ist in weite Ferne gerückt, weil in China derzeit 
ein Gesellschaftsmodell verteidigt wird, das in der Sowjetunion, zumindest per- 
spektivisch, transformiert werden soll. 

e) Der sich von Monat zu Monat beschleunigende Zerfall der DDR, die auf- 
grund ihrer exponierten Lage im Ost-West-Konflikt unter dem größten Druck in 
Osteuropa gestanden hatte, war so dramatisch, daß es zum hastigen und improvi- 
sierten Anschluß an die Bundesrepublik keine realistische Alternative gab. Hier- 
für spricht vor allem das Argument, daß das damalige sowjetische Einverständ- 
nis heute nicht mehr so ohne weiteres zu haben wäre. Vom Slogan »Wir sind das 
Volk« zum Slogan »Wir sind ein Volk« war es nur ein sehr kurzer Weg. Bemer- 


6 Vgl. dazu die Beiträge in Ulrich Menzel (Hrsg.), Nachdenken über China. Frankfurt 1990. 


404 Ulrich Menzel 


kenswert bei diesem Anschluß (der Begriff »Wiedervereinigung« ist in diesem 
Zusammenhang bloßer Euphemismus) war, daß die noch 1989 so unüberwind- 
lich erscheinenden außenpolitischen Probleme (NATO-Zugehörigkeit der Bun- 
desrepublik, Stationierung sowjetischer Truppen auf dem Gebiet der ehemaligen 
DDR u.a.) sich als nur zweitrangig herausstellten. Das eigentliche Problem liegt 
mindestens für den Rest des Jahrtausends in der wirtschaftlichen und vor allem 
sozialen Integration der beiden Landesteile, die sich in den letzten 40 Jahren 
doch sehr weit auseinandergelebt haben. Das ganze Ausmaß dieser Problematik 
wird erst jetzt sichtbar. 


3. Was sind die unmittelbaren weltpolitischen Konsequenzen? 


Die wichtigste Konsequenz aller dieser Ereignisse im Hinblick auf die Weltpoli- 
tik ist fraglos das Ende des Ost-West-Konflikts in seiner klassischen Form als 
einer Auseinandersetzung unterschiedlicher gesellschaftlicher Ordnungsmodelle, 
der seit dem Zweiten Weltkrieg alle anderen internationalen Konflikte zur 
Zweitrangigkeit verurteilt hatte. Im Grunde gab es kaum einen Konflikt von Be- 
deutung, der nicht mittelbar durch ihn beeinflußt war. Die USA bzw. der We- 
sten sind aus diesem Konflikt als »Sieger« hervorgegangen, weil sich ihr Wirt- 
schafts- und Gesellschaftssystem trotz aller Schattenseiten als leistungsfähiger 
und weltweit für die Menschen als attraktiver erwiesen hat und weil die So- 
wjetunion und die mit ihr verbündeten Länder einen zu großen Teil ihrer Res- 
sourcen für die militärische Parität opfern mußten, so daß der zivile Sektor ver- 
kümmerte. 

Das heißt allerdings nicht, daß die Sowjetunion mit ihrer »Niederlage« auf eine 
bloße Regionalmacht herabgestuft worden wäre. Ihr Militärpotential, der Wille 
der militärischen Führung, dieses ggf. auch einzusetzen, und der potentielle na- 
türliche Reichtum des Landes werden auch weiterhin dafür sorgen, daß sie einen 
Großmachtanspruch erhebt. Nur ist sie nicht mehr in der Lage, die USA welt- 
weit als alternatives Gesellschaftssystem herauszufordern und deren Hegemoni- 
alposition in Frage zu stellen. Der Unterschied zwischen einer Hegemonialmacht 
und einer Großmacht besteht eben darin, daß erstere in allen gesellschaftlichen 
Dimensionen und nicht nur auf militärischem Gebiet eine Führungsrolle rekla- 
miert. Insofern war die Faszination der amerikanischen Massenkultur mindest 
ebenso wichtig für die »Niederlage« der Sowjetunion wie die in der Reagan-Ära 
forcierte Überrüstung, bei der die Sowjetunion nur auf Kosten der wirtschaftli- 
chen Substanz mithalten konnte.? Die ideologische, wirtschaftliche und politi- 
sche Ausstrahlungskraft des Sowjetmarxismus, eines ihrer früheren Faustpfänder 
gerade in der Dritten Welt, ist ein für allemal gebrochen. Auch die an der So- 
wjetunion orientierten Kommunistischen Parteien in Westeuropa spielen poli- 


7 Vgl. dazu Ernst-Otto Czempiel, Machtprobe. Die USA und die Sowjetunion in den achtziger 
Jahren. München 1989. 
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tisch keine Rolle mehr. Selbst die Sozialistische Partei Japans hat dem durch ihre 
Umbenennung in »Sozialdemokratische Partei Japans« noch Rechnung tragen 
müssen. Noch grundsätzlicher muß festgestellt werden, daß auch der Begriff 
»Sozialismus« in allen seinen Spielarten auf absehbare Zeit diskretitiert ist, leider 
selbst dann, wenn er in explizitem Gegensatz zum »realen Sozialismus« sowjeti- 
schen Typs verstanden wurde. 

Eine kaum weniger bemerkenswerte Konsequenz lautet, daß der Sozialismus so- 
wjetischen Typs offenbar nicht reformfähig ist. Das gilt gleichermaßen für die 
Sowjetunion wie für alle die Länder, einschließlich der Volksrepublik China, die 
das sowjetische System freiwillig übernommen haben oder denen es nach 1945 
aufgezwungen wurde. Sobald der Reformprozeß in einem Land wirklich konse- 
quent begonnen wurde, stellte sich sehr rasch heraus, daß dieser nicht auf den 
rein wirtschaftlichen Bereich zu begrenzen war, sondern das gesamte System er- 
fassen mußte, wollte er erfolgreich sein. Das führte zwangsläufig überall zu ei- 
ner Situation, in der entweder das System insgesamt zur Disposition stand und 
sich dann auch tatsächlich auflöste oder es blieb nur die chinesische Lösung, mit 
der auch in der Sowjetunion starke Kräfte sympathisieren. Das garantiert vorerst 
zwar den Machterhalt des bürokratisch-militärischen Apparats, bedeutet gleich- 
zeitig aber auch die Restauration des stalinistischen Systems und die Perpetuie- 
rung der allgemeinen Krise. Damit reduziert sich die Alternative auf Demokrati- 
sierung oder Despotie. Konsequenz ist deshalb auch, daß derzeit einzig und al- 
lein der sozial gebändigte Kapitalismus in Verbindung mit einer bürgerlichen 
Gesellschaft eine Perspektive zu bieten hat. Für die Linke in den westlichen 
Ländern ergibt sich daraus die durchaus bittere Erkenntnis, daß nur mehr die 
weitere Zivilisierung des Kapitalismus mittels sozialpolitischer Reformen auf der 
Tagesordnung stehen kann.® 

Mit dem Ende der Zweiten Welt ist auch der Begriff »Dritte Welt« im Sinne ei- 
nes dritten Weges zwischen Kapitalismus und Sozialismus seines ursprünglichen 
Gehalts beraubt worden, der, etwa bei Fanon, durchaus emanzipatorisch im 
Sinne des »Dritten Standes« gemeint war. Die Konnotation von rückständig, un- 
terentwickelt oder gar drittklassig hat er erst später bekommen.? Es hat sich in 
den letzten beiden Jahren herausgestellt, daß die Zweite Welt viel zu voreilig 
unter die Industriegesellschaften rubriziert wurde. Der »reale Sozialismus« war 
offenbar doch nicht in der Lage, dauerhaft die Probleme von Rückständigkeit 
und Unterentwicklung zu lösen. Gerade in Ost- und Südosteuropa zeigt sich der- 
zeit besonders deutlich, daß das alte wirtschaftliche und soziale Gefälle innerhalb 
Europas in den letzten 40 Jahren keineswegs aufgehoben wurde, sondern sich im 
Gegenteil der alte Ost-West-Gegensatz in ein Nord-Süd-Gefälle transformiert 


8 Vgl. dazu Ulrich Rödel/Günter Frankenberg/Helmut Dubiel, Die demokratische Frage. Frank- 
furt 1989. 

9 Vgl. Ulrich Menzel, Das Ende der »Dritten Welt« und das Scheitern der großen Theorie. Zur 
Soziologie einer Disziplin in auch seibstkritischer Absicht. In: Politische Vierteljahresschrift 
32.1991,1. S. 4-33. 
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hat, das dramatischer ausfällt als im Hinblick auf die bisherige europäische Peri- 
pherie im Mittelmeerraum. Im Grunde verläuft die Trennungslinie innerhalb Eu- 
ropas ziemlich präzise entlang der alten Grenzen zwischen West- und Ostrom. 
Derzeit ist das ganze Instrumentarium der Entwicklungspolitik gefordert, um die 
dortigen Probleme zu lösen. Für die Nord-Süd-Dimension des internationalen 
Systems heißt das, daß die sozialistische Option oder auch nur die Option eines 
dritten Weges keine Alternative mehr bietet. Wenn es keine Blöcke mehr gibt, 
macht folglich auch die Blockfreienbewegung keinen Sinn mehr. 

Und schließlich ist mit der Wiederherstellung des deutschen Nationalstaates auch 
die deutsche Souveränität wiederhergestellt worden. Damit hat Deutschland über 
Nacht einen weltpolitischen Rang eingenommen, den es wirtschaftlich schon seit 
langem besessen hat. Das aus außenpolitischer Sicht Bemerkenswerte am Prozeß 
der Vereinigung war nämlich die Tatsache, daß die Bundesregierung zum ersten 
Mal seit dem Zweiten Weltkrieg wirklich souverän gehandelt hat. Sie konnte 
Tempo und Modalitäten des Prozesses bestimmen, während die Aliierten trotz 
ihrer formalen Einbeziehung dem nur noch zuzustimmen vermochten, obwohl es 
nicht nur in der Sowjetunion, sondern gerade auch in Frankreich und England, 
erhebliche Widerstände gab. Die außenpolitischen Probleme reduzierten sich am 
Ende auf die Umstände des sowjetischen Truppenabzugs aus der ehemaligen 
DDR und den Umfang der Wirtschaftshilfe, die die Bundesrepublik der So- 
wjetunion gewährt. 


4. Was sind die langfristigen Konsequenzen für die neue Weltordnung? 


Klar ist derzeit nur, daß die 1945 etablierte Weltordnung keinen Bestand mehr 
hat. Für die vielzitierte »neue Weltordnung« zeichnen sich bislang nur einige 
Konturen ab, die allerdings angesichts der immer noch dramatischen internatio- 
nalen Ereignisse des Jahres 1991 (Persischer Golf, Ostafrika, Balkan) wider- 
sprüchlich bleiben. Immerhin sind vier Szenarien denkbar, die hier vorgestellt 
und auf ihre Plausibilität hin diskutiert werden sollen. 

Das erste Szenario drängt sich angesichts des Golfkriegs und der Rolle, die die 
USA darin gespielt haben, auf. Es besagt, daß die USA, vom sowjetischen 
Druck befreit, jetzt allein die Rolle der Hegemonialmacht übernehmen und mit 
Hilfe ihres militärischen und wirtschaftlichen Potentials weltweit für eine stabile 
politische und wirtschaftliche Weltordnung sorgen werden. Verletzt jemand 
diese Ordnung, wie jüngst der Irak, muß er mit amerikanischen Sanktionen 
rechnen. Selbst wenn derzeit dafür einige Evidenz besteht und dieses Szenario in 
den USA, gerade nach dem »Sieg« über die Sowjetunion und dem »Blitzkrieg« 
gegen den Irak, neue Anhänger gefunden hat, 10 halte ich diese Denkmöglichkeit, 
wie im folgenden noch zu begründen sein wird, für wenig plausibel, da sie von 


10 So z.B. Charles Krauthammer in seinem mit einer schiefen Metapher betitelten Aufsatz »The 
Unipolar Moment«. In: Foreign Affairs 70.1990/91,1. S. 23-33. 
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einer aktuellen Situationsanalyse und nicht von der Analyse langfristiger Trends 
ausgeht. 

Da offenbar jede Gesellschaft ein Feindbild benötigt, und die Sowjetunion, na- 
mentlich Gorbatschow, für dieses Feindbild nicht mehr so recht taugen will, ım 
Gegenteil die amerikanische Regierung alles daran setzt, ihn gegen die zentrifu- 
galen Kräfte in seinem Imperium zu stützen, muß aus US-amerikanischer Sicht 
ein neues Feindbild her. Denkbar ist, daß den »irratıionalen« oder »fanatisierba- 
ren« islamischen Gesellschaften, wahlweise personifiziert durch Gadaffi, Kho- 
meini oder Saddam Hussein, diese Rolle zugewiesen wird. Zumindest bildete das 
Kreuzzugsmotiv auf der propagandistischen Ebene beider Seiten eine nicht zu 
unterschätzende Facette im Golfkrieg. Eine andere, substantiellere Möglichkeit 
ist die, daß der schon seit langem schwelende amerikanisch-japanische Konflikt, 
der bislang in erster Linie ein Handelskonflikt war, wie in den 1930er/40er Jah- 
ren um das Thema »gelbe Gefahr« erweitert wird. Die CIA-Studie »Japan 2000«, 
an der immerhin so renommierte Leute wie Chalmers Johnson, Robert 
McFarlane und Kent Calder mitgewirkt haben, in der das Schreckgespenst des 
“ japanischen Drangs zur wirtschaftlichen Dominanz an die Wand gemalt wird! 
und die den bisherigen Höhepunkt einer langen Liste von einschlägigen sensati- 
onsheischigen amerikanischen Veröffentlichungen zum Thema »japanische Ver- 
schwörung"!2 darstellt, paßt jedefalls, auch wenn sie dementiert wurde, in dieses 
Denken. 

Ein zweites Szenario geht von der Vorstellung aus, daß das Ende des klassischen 
Ost-West-Konflikts die Chance einer friedlichen und vernünftigen, d.h. auf fai- 
ren Abkommen beruhenden, Neuordnung der Welt bietet, in der auch die So- 
wjetunion ihren Platz hat.13 Dafür spricht, daß es mit der Transformation in Ost- 
europa und dem Scheitern des Sozialismus in anderen Teilen der Welt auch zu 
einer Annäherung der ordnungspolitischen Systeme gekommen ist bzw. noch 
kommen wird. Diese Option verlangt allerdings die kaum vorstellbare Änstren- 
gung in den westlichen Industrieländern, soviel Kapital und Know-how in den 
ehemals sozialistischen Teil der Welt wie in die Sowjetunion selbst zu transferie- 
ren, daß die anhaltende Krise gemeistert werden kann und es dort nicht zu weite- 
ren nationalistischen Erruptionen wie etwa in Jugoslawien kommt, deren Aus- 
gang völlig offen ist. Allein die Probleme, die sich bei diesem Prozeß im Hin- 
blick auf die vergleichsweise privilegierte ehemalige DDR auftürmen, macht 


il Andrew J. Dougherty, Japan: 2000. Rochester: Rochester Institute of Technology 1991. Vgl. 
dazu die Berichte in International Herald Tribune vom 8./9., 12. und 15./16.6. 1991 über das 
Echo in der Öffentlichkeit. 

12 Z.B. Marvin J. Wolf, The Japanese Conspiracy. A Stunning Analysis of the International Trade 
War. London 1983; Russell Braddon, The Other 100 Years War. Japan's Bid for Supremacy 
1941-2041. London 1983; Steven Schlossstein, Trade War. Greed, Power, and Industrial Po- 
licy on Opposite Sides of the Pacific. New York 1984; Jon Woronoff, World Trade War. To- 
kyo 1983. 

13 Vgl. dazu Dieter Senghaas, Europa 2000. Ein Friedensplan. Frankfurt 1990; ders., Europa, 
quo vadis? Neue Aufgaben für eine Politik der Friedensgestaltung. Ebenhausen, Stiftung Wis- 
senschaft und Politik 1991. SWP - AP 2679. 
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aber bereits jetzt deutlich, daß der Westen zu einer solchen Anstrengung nicht in 
der Lage und aus innenpolitischen Rücksichten auch nicht willens ist. Plausibler 
ist vielmehr eine Abschottung, diesmal von der anderen Seite, wenn die Ar- 
mutswanderung aus Ost- und Südosteuropa noch größere Ausmaße annimmt. 

Ein drittes Szenario lautet, daß der zweite bisherige Konflikt globalen Ausma- 
Bes, der Nord-Süd-Konflikt, zum zentralen Thema der internationalen Politik für 
den Rest des Jahrhunderts und darüber hinaus wird. Die objektiven Grundlagen 
dafür sind natürlich gegeben. Doch hat das Scheitern der Ziele des Nord-Süd- 
Dialogs der 1970er Jahre (Stichwort: Neue Weltwirtschaftsordnung) gezeigt, daß 
den Südländern die Verhandlungsmacht fehlt, ihre Forderungen auch wirklich 
durchzusetzen. Das lag nicht nur an der mangelnden Bereitschaft der Nordlän- 
der, sondern gleichermaßen auch an dem Differenzierungsprozeß innerhalb der 
Dritten Welt in Ölländer, Schwellenländer und den relativ oder sogar absolut 
verarmenden »Rest«, der die Identifizierung einer gemeinsamen Interessenlage 
und die Formulierung gemeinsamer politischer Ziele immer unwahrscheinlicher 
gemacht hat.14 Der ungeheure Bedarf an Hilfe für Osteuropa hat hier die Ver- 
handlungsposition der Länder des Südens zusätzlich geschwächt. Den Golfkrieg 
zum Beginn der heißen Phase des Nord-Süd-Konflikts zu stilisieren, ist nicht nur 
maßlos übertrieben, sondern auch falsch, zumal es sich hierbei gleichzeitig auch 
um einen Süd-Süd-Konflikt gehandelt hat. 

Mit der Auflösung der »Zweiten Welt« und der Ausdifferenzierung der »Dritten 
Welt« läßt sich vielmehr eine ganz andere Dreiteilung prognostizieren.15 Die er- 
ste Welt wird die Welt der OECD sein, die um einige Schwellenländer erweitert 
wird, die zumindest in Ostasien bereits den Anschluß gefunden haben. Daneben 
gibt es die Ölländer, die zusammen mit einigen wichtigen Rohstofflieferanten als 
unverzichtbare Ressourcenbasis dienen und sich auch künftig der besonderen 
»Aufmerksamkeit« in Form von Investitionen, Finanzhilfe und Waffenlieferun- 
gen erfreuen werden. Der arme »Rest«, der weder als Absatzmarkt wegen man- 
geinder Kaufkraft noch als Lieferant von Rohstoffen von besonderem Interesse 
für die Welt der OECD ist, wird mehr oder weniger sich selbst überlassen, sozu- 
sagen zwangsweise abgekoppelt. Um nur eine Relation zu nennen: Das kombi- 
nierte monetäre Sozialprodukt aller Länder südlich der Sahara war 1989 mit 
161,82 Mrd US$ wesentlich geringer als das alleinige Sozialprodukt des 
Schwellenlands Südkorea mit 211,88 Mrd. US$.16 Nord-Süd-Politik wird sich 
dort möglicherweise auf bloße Sozialpolitik reduzieren, wie sie bereits 1981 von 
Gunnar Myrdal in durchaus kritischer Absicht gegenüber den Fehlentwicklungen 
der bisherigen Entwicklungshilfe gefordert wurde.17 Bislang geschieht das im- 


14 Vgl. dazu Ulrich Menzel/Dieter Senghaas, Europas Entwicklung und die Dritte Welt. Eine Be- 
standsaufnahme. Frankfurt 1986, insbesondere Kapitel 3-6. 

15 So die Diskussion auf einem Expertenkolioquium in der Evangelischen Akademie Loccum 
»Weltsystem und Weltpolitik jenseits der Bipolarität« am 21. bis 23. 6. 1991. Die Referate und 
Diskussionsbeiträge werden demnächst als »Loccumer Protokolle« veröffentlicht. 

16 Worldbank, World Development Report 1991. Oxford 1991, S. 209. 

17 Gunnar Myrdal, Relief Instead of Development Aid. In: Intereconomics 16.1981,2. S. 86-89. 
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mer nur dann, wenn die über das Fernsehen vermittelten Katastropenbilder die 
Weltöffentlichkeit aufrütteln und in den Industrieländern einen improvisierten 
Handlungsbedarf erzwingen. Denkbar ıst auch, daß die Interventionen dort von 
seiten des Westens zunehmen werden, wobei nicht mehr bloß die wirtschaftliche 
Souveränität eingeschränkt wird, wie durch die Auflagenpolitik des TWF bereits 
seit langem praktiziert, sondern daß über die sog. politische Konditionierung bei 
der Vergabe von Hilfe auch das bisherige Tabu der Nichteinmischung in deren 
innere politische Angelegenheiten aufgegeben wird.18 Auch hier hat die Be- 
handlung der Kurdenfrage bereits einen ersten Vorgeschmack geliefert. Wie sich 
die ehemaligen »Zweite Welt« auf diese neuen drei Welten aufteilen wird, bleibt 
abzuwarten. 


5. Die innerwestlichen Konflikte werden zunehmen 


In diesem vierten Szenario wird eine Wiederbelebung der klassischen Konflikte 
zwischen den Großmächten, wie sie bis zum Zweiten Weltkrieg das internatio- 
nale System bestimmt haben, angenommen. Selbst wenn der Golfkrieg ein Zu- 
sammenrücken der westlichen Industrieländer verlangte, scheint mir diese Op- 
tion langfristig die größte Plausibilität zu besitzen. Diese klassischen Konflikte 
sind in letzter Instanz auf die Ungleichzeitigkeit der Industrialisierungs- und 
Modernisierungsprozesse in den heute führenden Industrieländern zurückzufüh- 
ren, die auch immer mit der Ungleichzeitigkeit der nationalen Machtentfaltung 
einhergingen und immer wieder in katastrophale Weltkriege einmündeten. Diese 
Konflikte haben auch in den letzten 40 Jahren bestanden, sıe wurden nur durch 
den Ost-West-Konflikt gezügelt. 

Der letzte dieser innerwestlichen Konflikte zwischen der absteigenden Hegemo- 
nialmacht England und seinem Herausforderer Deutschland führte zu dem nur 
auf den ersten Blick überraschenden Resultat, daß die USA als latente und seit 
dem Zweiten Weltkrieg als eindeutige Hegemonialmacht reüssierten, weil dort 
ein unvergleichlich größeres Industriepotential entstanden war, das sich, wie die 
rasche Mobilisierung der 1940er Jahre zeigte, in kürzester Frist in ein entspre- 
chendes Militärpotential umsetzen ließ. Vor diesem Hintergrund war der bereits 
damals gleichzeitig von Japan angemeldete hegemontale Anspruch von vornher- 
ein zum Scheitern verurteilt, weil die amerikanische Kraft ausreichte, zwei 
Kriege gleichzeitig zu führen und zu gewinnen und auch noch ihre Alliierten 
substantiell zu unterstützen. 

Der neue Herausforderer hieß Sowjetunion, die zwar niemals die angestrebte 
Überlegenheit ihres Wirtschaftssystems unter Beweis stellen konnte, aber in der 
Lage war, über eine einseitige Konzentration ihrer Ressourcen die militärische 
Parität zu erringen. Dem zu begegenen, zwang wiederum die USA seit Ende der 


18 Vgl. zur Begründung Peter P. Waller, Hilfe durch Einmischung? In: Entwicklung und Zusam- 
menarbeit 10/1990. S. 12-13. 
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1970er Jahre in einen fatalen Zweifrontenkrieg. Militärisch die alte Suprematie 
zurückzugewinnen, war das Programm der Reagan-Ära, eine Aufgabe, die aus 
Sicht der amerikanischen Falken mit Erfolg bewältigt wurde. Der Preis war al- 
lerdings hoch, vielleicht zu hoch, wie sich in der kommenden Dekade noch er- 
weisen wird. Mußten die USA doch ähnlich wie die Sowjetunion einen wach- 
senden Teil ihrer Ressourcen (Finanzmittel, Forschungskapazitäten, Produkti- 
onsanlagen) für die exklusive militärische Verwendung reservieren und damit 
auf sträfliche Weise den zivilen Sektor vernachlässigen, also die zweite Front 
entblößen, die sich dem japanischen Verdrängungswettbewerb ausgesetzt sah. 
Jenes Japan, dessen wirtschaftliche Regeneration man aus den übergeordneten 
politischen Gründen in den 1950er/1960er Jahren durch die Öffnung des 
amerikanischen Marktes und die Einräumung einer drastisch unterbewerteten 
Währung selber nach Kräften gefördert hatte. 

Der Versuch des Jahres 1985 mit dem New Yorker Plaza-Abkommen, durch ein 
Revirement der Wechselkurse zwischen den führenden Industrieländern diesem 
Verdrängungswettbewerb Einhalt zu gebieten, muß aus heutiger Sicht als ge- 
scheitert angesehen werden. Auch die massive Abwertung des US-Dollar gegen- 
über dem Yen (und der D-Mark) hat das amerikanische Handelsdefizit nicht 
merklich abbauen können. Erstens, weil die amerikanische Industrie in vielen 
Bereichen ihre Wettbewerbsfähigkeit endgültig verloren hat bzw. weil einige 
Branchen gar nicht mehr existieren, und zweitens, weil Japan trotz aller liberali- 
stischen Lippenbekenntnisse unbeirrt an den drei Säulen, auf denen der »Han- 
delsstaat Japan« beruht (administrative Lenkung der Wirtschaft nach innen und 
außen, Konglommeratstruktur der Großbetriebe mit gegenseitigem Aktienbesitz 
und informellen Absprachen der Konzernleitungen sowie firmeneigene For- 
schung, die nicht im akademischen Sinne für alle Welt frei zugänglich ist), fest- 
hält.19 Mit anderen Worten: Die Philosophie der »unsichtbaren Hand« erweist 
sich dem Neomerkantilismus gegenüber als unterlegen. Diese Erkenntnis sollte 
auch Anlaß zum Nachdenken geben, ober die These von der Internationalisie- 
rung der Welt durch Multis und internationale Organisationen verfrüht war, sich 
vielmehr eine Renaissance des Nationalstaates als wichtigstem Akteur ab- 
zeichnet.20 

Die »japanische Herausforderung« blieb in den 1980er Jahren aber solange nur 
das innenpolitische Thema Nr. 2, wie der Krieg der Sterne gegen das »Reich des 
Bösen« (Reagan) geführt werden mußte. Dieser war am Ende nur noch dank der 
finanziellen und technologischen Alimentierung von seiten der wichtigsten 
Bündnispartner möglich.21 Das amerikanische Dilemma bestand also darin, hier 


19 Vgl. dazu Chalmers Johnson, Their Behavior, Our Policy. In: The National Interest Nr. 17, 
1989. S, 17-27; allgemeiner ders., MITI and the Japanese Miracle. The Growth of Industrial 
Policy, 1925-1975. Stanford, Cal. 1982. 

20 Vgl. dazu die Beiträge in Peter B. Evans/Dietrich RuescheMeyer/Theda Skocpol (Hrsg.), 
Bringing the State Back In. Cambridge 1985. 

21 Vgl. dazu Ren Hermann, Technologietransfer als Sanktion: Technologische Kooperation zwi- 
schen Japan und den USA. In: Ulrich Menzel (Hrsg.); Im Schatten des Siegers: Japan. Bd. 4. 
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liegt die eigentliche Pointe, daß sich beide Konflikte bezüglich ihrer Lösungs- 
möglichkeiten gegenseitig verschärften. Die hohen Rüstungsanstrengungen 
schwächten die zivile Wirtschaftskraft, die nachlassende Wirtschaftskraft ver- 
minderte die Fähigkeit zum eigenständigen Ausbau des riesigen Rüstungsappa- 
rats. Das astronomische Höhen erreichende amerikanische Doppeldefizit von 
Haushalt und Handelsbilanz markiert exakt diese doppelte Schwäche - die nach- 
lassende internationale Wettbewerbsfähigkeit ebenso wie die interne Leistungs- 
fähigkeit. Gedeckt wurden beide Defizite in erster Linie durch die Überschüsse 
der wichtigsten Verbündeten und gleichzeitigen Konkurrenten - nämlich Japan 
und die Bundesrepublik. Die Versuche von Susan Strange ("strukturelle Macht") 
oder Joseph Nye ("soft power")?2, mittels eines neuen Begriffs von Macht dieser 
veränderten Situation Rechnung zu tragen, lassen sich durchaus als Rückzugsge- 
fechte interpretieren. 

Daß sich der japanische Konkurrenzdruck in Westeuropa vergleichsweise abge- 
mildert zeigte, lag nicht zuletzt daran, daß der andere Verlierer des Zweiten 
Weltkriegs eine der japanischen vergleichbare Regenerationskraft demonstrierte, 
so daß sich eine doppelte Paradoxie ergibt. Japan und Deutschland erweisen sich 
nicht nur als die eigentlichen Gewinner des Zweiten Weltkriegs, sie waren auch 
die Nutznießer des amerikanisch-sowjetischen Hegemonialkonflikts, da sie das 
von beiden preisgegebene wirtschaftliche Terrain besetzen konnten. Die So- 
wjetunion ist wirtschaftlich am Ende und steht politisch mit dem Rücken zur 
Wand, die USA sitzen auf einem riesigen Rüstungsarsenal, das nicht mehr finan- 
zierbar ist, und haben in vielen Branchen ihre Wettbewerbsfähigkeit eingebüßt. 
Eine Hegemonialmacht, die sich die Exekution ihrer Führungsrolle, wie im 
Golfkrieg geschehen, von ihren Verbündeten bezahlen lassen muß, ist eben keine 
wirkliche Hegemonialmacht mehr, sondern in die Rolle des Söldners geschlüpft, 
ist ein »Militärstaat«, der von den neuen »Handelsstaaten"23 ausgehalten wird. 
Daß Japan seine Ziele aus dem Pazifikkrieg, wenn auch diesmal eleganter auf 
dem Feld der Wirtschaft, erreicht hat, ist angesichts der erdrückenden Präsenz in 
Ost- und Südostasien und im pazifischen Raum unbestreitbar, ist doch die Re- 
gion in eine auf Japan ausgerichtete Arbeitsteilung eingebunden. Selbst der bila- 
terale Handel mit den USA weist die aus unterentwickelten Ländern bekannte 
Asymmetrie auf, bei der die USA nur noch die Rohstoffe und Nahrungsmittel 
liefern und Fertigwaren importieren. Daß Japan zum Hauptgläubiger der USA 
geworden ist, japanische Banken die größten Finanzvolumina bewegen und Ja- 
pan von der industriellen auch zu einer finanziellen Supermacht aufgestiegen ist, 
war die zwangsläufige Folge.24 


Weltwirtschaft und Weltpolitik. Frankfurt 1989. S. 217-277; 

22 Strange 1985; Joseph S. Nye, Soft Power. In: Foreign Policy Nr. 80, 1990. S. 153-171. Vgl. 
auch die Kritik von Winston E. Langley und die Antikritik von Nye in Foreign Policy Nr. 82, 
1991. S. 178-180. 

23 Richard Rosecrance, Der neue Handelsstaat: Herausforderung für Politik und Wirtschaft. 
Frankfurt 1987. 

24 Vgl. dazu Ulrich Menzei, Von der industriellen zur finanziellen Supermacht. In: Ders. (Hrsg.), 
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Folge war auch ein Erwachen des japanischen Nationalismus, der anläßlich der 
Umstände, wie der Tod des Tenno zelebriert wurde, die Weltöffentlichkeit ın 
Erstaunen und Erschrecken versetzte, wenn auch die Kritik in Japan selber an 
dieser archaisch anmutenden Inszenierung sehr massiv war. in dem Maße, wie 
die USA (wirtschaftliche) Schwäche zeigen, der Öst-West-Konflikt und die dar- 
aus resultierende Bedrohung sich verflüchtigt hat, verliert auch der amerikani- 
sche Trumpf, die Sicherheitsgarantie, an Gewicht. Vor dem Hintergrund eigener 
Stärke und wachsender Wirtschaftskonflikte mit den USA wird in Japan schon 
seit langem die Option einer, regional begrenzenten, Militärmacht diskutiert.25 
Die finanziellen und technologischen Voraussetzungen sind zweifellos gegeben. 
Auch die anhaltende Isolation der VR China, deren Attraktivität für die USA, in 
dem Maße, wie deren Konflikt mit der Sowjetunion sich gelegt hat, zurückge- 
gangen ist, dürfte den außenpolitischen Handlungsspielraum Japans erhöhen. 
Dem eritgegen steht allerdings nach wie vor die strukturelle Führungsschwäche26 
und die innenpolitisch bedingte (Artikel 9 der Verfassung, Selbstverzicht auf die 
Verfügung über Nuklearwaffen u.a.) internationale Zurückhaltung des Landes. 
So vermochte Japan im Unterschied zur Bundesrepublik den Umbruch in Osteu- 
ropa und die Schwäche der Sowjetunion nicht im eigenen Interesse zu kapitali- 
sieren, wie sich an der Kurilenfrage zeigte. Die zweite große Schwachstelle, die 
nicht vorhandene Rohstoffbasis, versucht man dadurch zu kompensieren, daß 
man die Lagerstätten im Ausland kauft und nicht mehr, wie in den 1930er/40er 
Jahren erobert. Daß es dabei nicht nur um Fragen der Profitabilität geht, macht 
der in Japan Verwendete Begriff von der »umfassenden Sicherheit« deutlich.?? 
Die aus deutscher Perspektive wichtige Frage lautet, ob sich ähnliches auch im 
Hinblick auf die Bundesrepublik, wenn auch in abgemildeter Form, abspielt. 
Ihre wirtschaftliche Position in Europa ist stark wie nie zuvor. Deren Indikato- 
ren sind die gleichen wie im Falle Japans. Seit vielen Jahren extreme Handels- 
überschüsse unterstreichen die Wettbewerbsfähigkeit und setzen sich in einen 
entsprechenden Kapitalexport um. Ihre in Europa dominante Rolle auf finanz- 
und währungspolitischen Sektor ist unbestreitbar; jeder Tourist kann das hautnah 
erleben, wenn er seinen Urlaub im Ausland verbringt. 

Offen ist allerdings die Frage, ob der »Anschluß« der DDR die wirtschaftliche 


Im Schatten des Siegers: Japan. Bd. 3. Ökonomie und Politik. Frankfurt 1989. S. 97-133, mit 
entsprechenden Daten. 

25 Vgl. Kenneth B. Pyle, Die Zukunft des japanischen Nationalcharakters. Ein zeitgeschichtlicher 
Essay. In: Menzel 1989. Bd. 4. S. 146-196; ders., Japan, the World, and the Twenty-first 
Century. In: Takashi Inoguchi/Daniel I. Okimoto (Hrsg.), The Political Economy of Japan. Bd. 
2. The Changing International Context. Stanford 1988. S. 446-486; Susan J. Pharr, Japan and 
the World: The Debate in Japan. In: Harvard International Review 10.1988, April/Mai. S. 35- 
38. Eine extreme Position vertritt Shimizu Ikutaro, The Nuclear Option: Japan Be a State. In: 
Japan Echo 7.1980,3. 

26 Vgl. dazu Frank Gibney, Japan. The Fragile Super Power. Tokyo 1979. 

27 The Comprehensive National Security Study Group, Report on Comprehensive National Secu- 
rity. Tokyo July 2, 1980. Der Bericht dieser Kommission , die 1979 vom japanischen Pre- 
mierminister eingesetzt wurde, ist auch unter dem Namen »Inoki-Repori« nach Vorsitzenden 
bekannt geworden. 
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Leistungsfähigkeit der BRD nicht übersteigt, wenn weiterhin jählich mehr als 
100 Mrd DM an Transferzahlungen geleistet werden.28 Die Bundesrepublik wäre 
dann auf absehbare Zeit so sehr mit sich selbst beschäftigt, daß kein Spielraum 
für außenwirtschaftliche Expansion mehr gegeben ist. Der vollkommene Abbau 
des Leistungsbilanzüberschusses im Jahre 1990 war hier ein deutliches Signal. 
Die deutsche Vereinigung wird die Wirtschaftskraft nur dann nicht verringern, 
wenn es gelingt, die Transferzahlungen in stärkerem Maße im investiven Bereich 
zu plazieren. Für die chemalige DDR wäre dann trotz aller derzeitigen Katastro- 
phen auf mittlere Sicht ein erheblicher Wachstumsschub zu erwarten, der durch- 
aus mit den 1950er und 1960er Jahren der alten Bundesrepublik vergleichbar 
wäre, wird doch dort wie weiland hier eine grundlegende Modernisierung aller 
ökonomisch relevanten Bereiche (Telekommunikation, Verkehrswesen, Energie- 
versorgung, Industrieanlagen, Qualifizierung von Arbeitskräften etc.) in Gang 
gebracht, die sich dann auch in eine entsprechende Wettbewerbsfähigkeit umset- 
zen würde. 

Anders als Japan ist die Bundesrepublik aber nicht in bilaterale, sondern in mul- 
tilaterale Organisationen eingebunden, die die berühmte Westintegration be- 
sorgten und aus französischer und britischer Sicht eine Kompensation für wirt- 
schaftliche Unterlegenheit lieferten. Damit gewinnt insbesondere die deutsche 
NATO-Zugehörigkeit eine dramatische Wende. Könnte es in Zukunft doch eher, 
und jetzt auch aus amerikanischer Sicht, um die Kontrolle Deutschlands ais um 
die Stärkung des westlichen Lagers gehen.29 Insofern war die sowjetische Forde- 
rung nach Neutralisierung der Bundesrepublik die schlechteste aller denkbaren 
Möglichkeiten. Auch der amerikanisch-japanische Sicherheitsvertrag dürfte vor 
diesem Hintergrund einem analogen Funktionswandel unterliegen, insofern das 
amerikanische Interesse daran in Zukunft weniger der Stärkung des eigenen La- 
gers gegen die Sowjetunion als vielmehr auf die Kontrolle Japans ausgerichtet 
sein dürfte. 

Eine mögliche Option bleibt immerhin, daß ähnlich wie Japan ın Ost- und Süd- 
ostasien auch Deutschland seine alte Einflußsphäre in Ost- und Südosteuropa bis 
in den Nahen Osten wiedergewinnt, wie im Bereich von Handel und Währung 
längst geschehen. Das scheinen auch die Menschen dort zu empfinden, wenn wie 
im 19, Jahrhundert die Armut dieser Länder in das geographische Zentrum Eu- 
ropas drängt und das Ersuchen um Kredite und Investitionen zuerst immer an die 
Bundesrepublik gerichtet ist. Damit in Widerspruch steht nicht unbedingt, daß 
der Schwerpunkt der außenwirtschaftlichen Aktivitäten weiterhin in Westeuropa 
liegen wird, kann man doch das eine tun, ohne das andere zu lassen. Und wie in 
Japan ist auch ein Nationalismus, der sich im Bewußtsein wirtschaftlicher Lei- 


28 Zu diesen Bedenken vgl. Reinhard Rode, Deutschland: Weltwirtschaftsmacht oder über- 
forderter Euro-Hegemon? Frankfurt, HSFK-Report 1/1991. 

29 Vgl. dazu Ernst-Otto Czempiel/Bernd W. Kubbig/Harald Müller/Jürgen Wilzewski, Die USA 
und das neue Europa. Frankfurt. HSFK-Report 5/1990; Gabriel Kolko, Über die Zukunft der 
amerikanischen Außenpolitik. In: Blätter für deutsche und internationale Politik Nr. 6, 1991. 8. 
664-674. 
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stungsfähigkeit ausdrückt, zu neuer Blüte erwacht. 

Damit stellt sich die Frage, ob nicht die Denkspiele der letzten Jahre von der 
Pentarchie (aus USA, SU, Japan, China, EG) oder der neuen Multipolarität Ma- 
kulatur geworden sind und eine trilaterale Konstellation aus den USA, Japan und 
Deutschland ins Haus steht, deren Konflikte um Weltmarktanteile und Einfluß- 
sphären die absehbare Zeit bestimmen werden. Das soll natürlich nicht heißen, 
daß wir irgendwann auf einen neuen Krieg zwischen den Großmächten zusteu- 
ern. Aber, hier liegt die neue Qualität der Machtverteilung des internationalen 
Systems, die Führungsposition der USA wird nicht mehr so unangefochten blei- 
ben, wie es derzeit den Anschein hat. Der Grund liegt ganz einfach darin, daß 
sie dazu nicht mehr über die notwendigen Ressourcen verfügen. Denkbar ist 
vielmehr eine ganz neue Form der internationalen Arbeitsteilung, die so 
ausssieht, daß die USA zwar weiterhin die Rolle der politischen und militäri- 
schen Führungsmacht spielen, daß sie diese aber nur mittels massiver finanzieller 
und auch technologischer Alimentierung von seiten der »neuen Zivilmächte"30, 
Japan und der Bundesrepublik, aufrecht erhalten können. Das hieße die Erset- 
zung der »G 7« durch eine in den USA bereits diskutierte »G 3«.31 Das Ersuchen 
der USA an beide Länder um entsprechende Hilfe im Golfkrieg hat dazu einen 
Vorgeschmack geliefert.3?2 Vorläufig noch nicht vorstellbar ist allerdings, daß 
Japan wirklich »no« sagen wird und die Lieferung von Technologie und Kapital 
verweigert, wie der Sony-Chef Morita jüngst in einem Aufsehen erregenden 
Buch angedroht hat.33 
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Wilfried Karl 

Das Ende der internationalen Nachkriegsordnung in 
Europa. Vom Ost-West-Konflikt zur hegemonialen 
Integration unter der Führung Deutschlands?! 


Zusammenfassung: Die Auflösung der Nachkriegsordnung in Eurcpa ist vor al- 
lem gekennzeichnet durch den Zusammenbruch der 'realsozialistischen' Gesell- 
schaftssysteme in den meisten Staaten der Warschauer Vertrags-Organisation 
(WVO) und durch den Beitritt der DDR zur BRD. Mit der »Vereinigung« der 
beiden deutschen Staaten stellte sich für die europäischen Nachbarn erneut die 
»deutsche Frage«, d.h. ob und wie das neue Deutschland auch in Zukunft zu- 
verlässig eingebunden werden kann. Nachdem im Laufe des Jahres 1990 sowohl 
die »äußeren Aspekte der deutschen Einheit« verbindlich geregelt als auch die 
Neustrukturierung der sicherheitspolitischen Beziehungen in ihren Grundzügen 
abgeschlossen worden ist, läßt sich festhalten: Die vergrößerte Bundesrepublik 
unterliegt nach den Bemühungen um eine sicherheitspolitische Einbettung 
Deutschlands und um die Errichtung einer neuen europäischen Sicherheitsstruk- 
tur in Rahmen der »2-+4-Gespräche«, der Institutionalisierung des KSZE-Pro- 
zesses und der weitergehenden Integration im EG-Zusammenhang keinen quali- 
tativ anderen oder neuen, souveränitätsbeschränkenden Verpflichtungen als vor 
dem DDR-Beitritt. 


1. Macht und Integration 


Macht und Integration sind die zentralen Kategorien ın der wissenschaftlichen 
Diskussion in bezug auf die zwischenstaatliche Politik in Europa nach dem 
Zweiten Weltkrieg. Grundlage für die Einschätzung als zentrale Kategorien ist 
ein Verständnis des internationalen Systems, das eben nicht durch Anarchie (also 
Herrschaftsfreiheit), sondern vom Gegenteil gekennzeichnet ist. Die »Schlüssel- 
aufgabe« der Wissenschaft von der internationalen Politik ist es deshalb, »die 
Macht- und Herrschaftsstrukturen (unter Nationen) zu erhellen« und »nach der 
Begrenzung dieser Herrschaft zu fragen«. (Albrecht 1986: 126) 

Da noch keine hinreichende Konzeptualisierung und Operationalisierung des 
Machtbegriffs existiert (Rohe 1984: 306), geschweige denn eine »einigermaßen 
verbindliche politikwissenschaftliche Theorie von Macht« vorliegt (Albrecht 
1986: 36), muß auch hier auf die soziologische Bestimmung Max Webers zu- 
rückgegriffen werden, wonach Macht als »Chance« begriffen wird, eigene Inter- 
essen gegen Widerstreben durchzusetzen. Dieser Ansatz geht über die »biogisti- 
schen Setzungen« der realistischen Schule hinaus, für die Erlangung, Erhalt und 


1 Der Beitrag basiert auf einem ausführlicherem Text (Karl 1990), in dem sich detailliertere Be- 
lege finden. 
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Ausbau von Macht letztendlich selbstevident sind. (Albrecht 1986: 32f.) Unter 
politologischen Erkenntnisinteressen ist vielmehr davon auszugehen, daß Macht 
primär einen instrumentellen Charakter für die relevanten Akteure hat, wobei 
versucht wird, ein vorhandenes Machtpotential in funktionaler oder strukturaler 
Weise zu nutzen.2 Von den relevanten Akteuren werden hier vorrangig die Na- 
tionalstaaten und die dank gleichgerichteter Interessen aus Nationalstaaten be- 
gründeten Bündnisse und Kooperationszusammenschlüsse betrachtet, weil Si- 
cherheitspolitik noch immer wesentlich von nationalstaatlichen Akteuren be- 
stimmt, formuliert und umgesetzt wird. Die massive Bedeutungsausweitung des 
Begriffs Sicherheit auf andere als Militär und Rüstung betreffende Bereiche spie- 
gelt zwar nicht nur die zunehmende Verwundbarkeit komplexer, hochindustriali- 
sierter Gesellschaften, sondern verweist v.a. auf die gewachsenen globalen öko- 
nomischen Verflechtungen und die damit einhergehende höhere Zahl unter- 
schiedlicher Akteure, die über den »Output« des internationalen Systems mitbe- 
stimmen. Aber selbst im ökonomischen Bereich spielen die Aktivitäten von Na- 
tionalstaaten und der von ihnen begründeten Organisationen eine wesentliche 
Rolle. Machtpolitik soll dementsprechend verstanden werden als staatlich ver- 
mittelte Ausdrucksform für die Existenz und Beibehaltung von struktureller und 
direkter Gewalt ım internationalen System.3 

Bezogen auf den Ost-West-Konflikt bedeutet dies, die Formel vom »Ende des 
Ost-West-Konflikts« zumindest zu relativieren, weil sie geeignet ist, den Blick 
auf den ambivalenten Kerngehalt des Konfliktes zu verstellen. Dieser Konflikt 
beruhte zum einen auf dem Systemgegensatz zwischen Kapitalismus und Sozia- 
lismus, einem Gegensatz zwischen politischen und sozio-ökonomischen Gesell- 
schaftsordnungen, der auf allen Ebenen der internationalen Beziehungen 
(Ideologie, Politik, Militär, Ökonomie) ausgetragen wurde. Teilweise haben sich 
einzelne Elemente verselbständigt - in dem Sinn, daß zwar der Systemgegensatz 
der Ausgangspunkt und die letzte Legitimation unterschiedlicher Maßnahmen 
und Entscheidungen war (wie zum Beispiel im Rüstungsbereich), diese Maß- 
nahmen und Entscheidungen aber zumindest mit beeinflußt und zum Teil domi- 
niert wurden von Interessen und Zielen, die nur sehr vage in einen funktionalen 
Zusammenhang mit dem Systemgegensatz gebracht werden können. Zum ande- 
ren war der Ost-West-Konflikt zugleich Ausdruck von Machtpolitik, d.h. des 
Versuches zur Durchsetzung von Zielen und Interessen mehrerer Nationalstaaten 
und Bündnisse auf Kosten der anderen Seite. Denn ohne das Interesse an einer 
Übertragung des eigenen Gesellschaftssystems auf die andere Seite hätte kein 
»Gegensatz«, sondern nur ein »Unterschied« zwischen den Systemen bestanden. 
Die zeitlich und thematisch begrenzte Kooperation zwischen den Bündnissen und 
ihren Führungsmächten bedeutete (trotz der deklaratorischen Anerkennung der 
Interessen der anderen Seite in verschiedenen Zusammenhängen) nicht, daß auf 


? Vgl. auch die Unterscheidung von strukturaler und relationaler Macht bei Strange (1987). 
3 Vgl. auch die Charakterisierung von Galtungs Konzept der strukturellen Gewalt im Vergleich 
zu bisherigen Machtkonzepten bei Albrecht / Hummel (1990: 98). 
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eine einseitige Interessendurchsetzung von einem der beiden Systeme verzichtet 
worden wäre. Die begrenzte Kooperation war unter anderem eine Folge der fak- 
tischen Unmöglichkeit angesichts der modernen Massenvernichtungsmittel, die 
eigenen Interessen zu Lasten der anderen Seite aggressiv durchzusetzen. Anstelle 
direkter kriegerischer Auseinandersetzungen (als die zentrale klassische Ausein- 
andersetzungsform in machtpolitischen Konflikten), auf die sich beide Seiten 
gleichwohl mit einem beispiellosen Auf- und Ausbau von Militär- und Rü- 
stungsapparaten vorbereiteten, gewannen deshalb andere Mittel und Auseinan- 
dersetzungsformen, wie politische Beeinflussung, ideologische Hegemoniebe- 
strebungen und ökonomisch-technologische Konkurrenz, an Bedeutung. 

Das gilt es in Erinnerung zu behalten, wenn es darum geht, die jetzige Situation 
zu beurteilen und Perspektiven für die weitere Entwicklung des (staatlichen) Zu- 
sammenlebens in Europa zu formulieren. Maßstab dafür muß aus einer Position, 
der ein weiter Friedensbegriff zugrunde liegt, der Grad des Abbaus und der Ver- 
hinderung von Machtpolitik (mit welchen Mitteln und Instrumenten sie auch 
immer betrieben wird) sein. Nur weil es Machtpolitik »schon immer« gegeben 
hat und weiterhin gibt, kann dies gerade aus friedenspolitischer Perspektive kein 
Grund sein, sie nicht in die Betrachtung einzubeziehen. Im Gegenteil - Macht- 
politik ist immer noch eine der wichtigsten Grundlagen für die friedenspolitisch 
nicht akzeptable und sicherheitspolitisch zunehmend dysfunktionale internatio- 
nale »Ordnung«. 

Die Ende der 70er Jahren abbrechende Theoriedebatte über Integration produ- 
zierte im Ergebnis lediglich »diagnostische Bestandsaufnahmen« oder »therapeu- 
tische Kursbestimmungen« (Bellers / Häckel 1990: 298). Es ist davon auszu- 
gehen, daß die objektive Komplexität und die real widersprüchliche Entwicklung 
der erfolgreichsten Integrationsgemeinschaft nach dem Zweiten Weltkrieg von 
den relativ eindimensionalen Integrationsansätzen nicht adäquat zu erfassen ist. 
Aus diesen Gründen soll hier ein Verständnis der EG-Integration Anwendung 
finden, das nicht nur den Schwerpunkt auf den Prozeßcharakter (anstelle der In- 
stitutionenorientierung) legt, sondern auch die in diesem und für diesen Prozeß 
wesentlichen Interessen und Rahmenbedingungen einbezieht und damit sowohl 
die generelle Entwicklungsrichtung zu beschreiben und zu erklären in der Lage 
ist, als auch die potentielle Veränderbarkeit des Prozeßes selbst, seine Ge- 
schwindigkeit und seine konkreten Ausformung, nicht aus den Augen verliert.4 
Demnach läßt sich die regionale Integration im Rahmen des EG-Systems 
zunächst »als relative Lösung des Widerspruchs zwischen der Internationalisie- 
rung der Kapitalverwertung ... und der Enge nationaler Märkte und der Schran- 
ken des Nationalstaats begreifen«. (Statz 1989: 16) Gleichzeitig ist aber vor al- 
lem die Entstehung sowie ein Teil der Weiterentwicklung der EG-Integration 
nicht ökonomischen Bewegungsgesetzen und technologischen Entwicklungen ge- 
schuldet, sondern vielmehr nicht ohne die Berücksichtigung historischer Bedin- 


4 Insofern ist der hier vertretene Ansatz ein Teil des »Paradigmenwechsels hinter der Szene«. 
Vgl. Wessels (1986: 41f.) 
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gungungen und politischer Interessen zu erklären (Wallace 1990). 

Die EG ist als der bisher erfolgreichste Integrationsversuch im internationalen 
System der neueren Geschichte unter machtpolitischen Gesichtspunkten ein am- 
bivalentes Gebilde. Einerseits erfüllte sie (und ihre Vorläufer) - wie auch die 
NATO - für die westeuropäischen Staaten nach dem Zweiten Weltkrieg die 
Funktion, das Machtpotential der Bundesrepublik zu kontrollieren; die »grundle- 
gende politische Funktion der westeuropäischen Integration« (Statz 1989: 14) 
war es, das sicherheitspolitische Interesse der westeuropäischen Nachbarstaaten 
durch die Einbindung des westdeutschen Teilstaates zu befriedigen. Andererseits 
bot die EG (in Verbindung mit der NATO) erst den Rahmen dafür, daß sich die 
Bundesrepublik als politische und wirtschaftliche Macht im internationalen Sy- 
stem entfalten konnte und - wie auch die anderen EG-Mitglieder - wiederum die 
EG zur Interessenwahrung und -durchsetzung benutzen konnte. Denn sölche In- 
tegrationsgemeinschaften »müssen durchaus als neue, komplexe Machtgruppie- 
rungen verstanden werden, die das Machtpotential der beteiligten Staaten teil- 
weise absorbiert, neutralisiert, integriert haben zugunsten kollektiver Machtstei- 
gerung« (Schwarz 1985a: 75). 


2. Die sicherheitspolitischen Entwicklungen in Europa seit November 1989 


BRD und DDR 


Nach der Öffnung der Mauer wurde der Prozeß zur staatlichen Vereinigung von 
der konservativ-liberalen Bundesregierung und insbesondere von Bundeskanzler 
Kohl in zweifacher Hinsicht massiv vorangetrieben. Die DDR-Regierung und - 
Bevölkerung wurde über das Versagen konkreter Hilfen für Reformen und das 
Versprechen einer besseren Zukunft nach Übernahme des westdeutschen Gesell- 
schaftsmodells gezielt auf einen schnellen Beitritt gelenkt (Schoch 1990: 162). 
Gegemüber den Regierungen der Nachbarstaaten wurde der seit den Sommermo- 
naten anhaltende Flüchtlingsstrom über Ungarn und die Botschaften in osteuro- 
päischen Ländern als nicht zu beeinflussende Bewegung dargestellt, die zwangs- 
läufig zu’einer Vereinigung führen müßte.5 In den Ergebnissen der Volkskam- 
merwahlen im März (wie auch bei den Landtags- und Bundestagswahlen im Ok- 
tober bzw. Dezember 1990) manifestierte sich dann eine eindeutige Mehrheit der 


5  Widerspruchsfreie Zahlen über den tatsächlichen Umfang der nicht zu bezweifelnden Aussied- 
ler-Bewegung wurden nicht veröffentlicht. Es wäre eine eigene Untersuchung über die Frage 
notwendig, wie intensiv die ungarische Regierung von der Bundesregierung dazu veranlaßt 
wurde, ihre Grenzen als erstes Land des »Ostblocks« zu öffnen und die massenhafte Ausreise 
von DDR-Bürgern durch verschiedene andere Maßnahmen zu ermöglichen. Die FAZ meldete, 
»man hört, daß bei dieser Entwicklung auch Vorstellungen der Bundesrepublik und anderer 
Länder, die gegenwärtig Ungarn Hilfe leisten wollen, eine Rolle gespielt haben« (FAZ 
7.8.1989, S. If.). Die Bundesregierung versuchte auch weitere Verabredungen über die mas- 
senhafte Ausweisung abzustreiten »- offenkundig im Gegensatz zu den Fakten« (FAZ 1.9.1989, 
S. 18), und hat später jede Information über diese Entwicklungen »eingestellt«, die zunehmend 
zu einem weltweiten Medienspektakel wurde (FAZ 7.9.1989, S. 1). 


Das Ende der iniernationalen Nachkriegsordnungin Europa 421 


DDR-Bevölkerung für einen schnellen Beitritt. Gleichzeitig wurde mit diesen 
Wahlergebnissen endgültig deutlich, daß die große Mehrheit der DDR-Bevölke- 
rung nicht willens oder bereit war, einen »dritten Weg« zu probieren, wie er von 
den anfänglichen Trägern des Umbruchs gewollt wurde. 

Die Bedenken der europäischen Nachbarstaaten gegen eine erneute Vereinigung 
der beiden deutschen Staaten beruhten in erster Linie in ihren historischen Erfah- 
rungen mit Deutschland als Aggressor, der zwei Weltkriege führte und der mit 
der perfektionierten Ermordung von Juden und politischen Gegnern in den Ver- 
nichtungslagern des Deutschen Reiches ein bis heute wirksames Exempel der 
Barbarei lieferte. Mit der tendenziellen Auflösung des Ost-West-Konflikts und 
der erstmals seit Ende des Zweiten Weltkrieges auch nur wieder denkbaren 
Möglichkeit der »Wiedervereinigung« Deutschlands wurden die Ängste und Be- 
denken wieder virulent. Die »teilweise erheblichen Irritationen« (Hrbek 1990: 
135) wurden darüberhinaus genährt von einer Politik v.a. von Bundeskanzler 
Kohl, der auf die in realen Erfahrungen begründeten Ängste und Bedenken we- 
nig Rücksicht nahm.$ 

Das wurde u.a. deutlich bei Kohls sog. 10-Punkte-Plan, in dem er zum einen et- 
liche kurzfristige, konkrete Maßnahmen zur Neugestaltung des deutsch-deut- 
schen Verhältnisses vorschlug, zum anderen aber auch die Schaffung von 
»konföderativen Strukturen« u.a. mit gemeinsamen Regierungsausschüssen ins 
Gespräch brachte. Im Gegensatz zu dem vom DDR-Ministerpräsidenten ge- 
machten Vorschlag zu einer »Vertragsgemeinschaft«, in dem die Zweistaatlich- 
keit eindeutig die Grundlage war und festgeschrieben werden sollte, stellte Kohl 
die staatliche Wiedervereinigung wenn auch nicht an einen Zeitplan gebunden, 
so doch konkret in Aussicht.7 Die Rede Kohls verfehlte in dieser Situation »ihre 
Wirkung auf die Bevölkerung in der DDR nicht«. Und genausowenig auf die eu- 
ropäischen Nachbarn, die »zu Recht darauf hinweisen (konnten), daß die wich- 
tigsten Verbündeten vorher nicht konsultiert worden seien«. (Weilemann 
1990: 22f.) In der Folge vertiefte sich die seit 1989 bestehende latente deutsch- 
französische Krise (Rovan 1990). Ein weiterer Hinweis auf die geringe Bereit- 
schaft Bundeskanzler Kohls zur Beachtung der Interessen der europäischen 
Nachbarn war seine anhaltende Weigerung zu Beginn des Jahres 1990, die Oder- 
Neiße-Linie verbindlich als unverrückbare Westgrenze Polens anzuerkennen, 
bzw. seine Forderung, die polnische Regierung solle im Gegenzug auf Repara- 
tionen verzichten und die »Rechte der Deutschen« ın Polen vertraglich zusichern 
(SZ und FAZ 3.3.1990). Der nach heftiger Krıtik aus dem In- und Ausland 
(s.u.) schließlich vereinbarte Entwurf für eine Entschließung der beiden deut- 
schen Parlamente, die diese dann im Sommer auch verabschiedeten, legte zwar 


6 Außer den folgenden Beispielen wurde auch das unerwartete Angebot einer deutsch-deutschen 
Wirtschafts- und Währungsunion als ein solch einseitiger Schritt wahrgenommen, weil die bun- 
desdeutsche Seite die EG-Wirtschafts- und Währungsunion mit etlichen Bedingungen verzögere 
- so die französische Interpretation; vgl. FAZ 9.2.1990. 

7 Helmut Kohl, Freiheit schafft Stabilität, Rede im Bundestag, in: Das Parlament, Nr. 50, 
8.12.1989, S. 4-6, hier S. 5. 
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den heftigen Streit zwischen der FDP und den Unionsparteien in der Bundesre- 
publik bei, entsprach aber bei weitem nicht den Forderungen und Vorschlägen, 
die der polnische Ministerpräsident Mazowiecki aufstellte (FAZ 23. und 
24.2.1990) und die vom FDP-Präsidium übernommen worden waren.® Die 
CDU/CSU lehnte u.a. wegen der möglichen Reparationszahlungen in Milliar- 
denhöhe auch einen Friedensvertrag als formalen Beginn der Neuordnung der 
europäischen Verhältnisse ab.? Daneben spiegelt sich in der Ablehnung eines 
Friedensvertrages das auch von der FDP geteilte Verlangen, in keiner Weise 
diskriminiert zu werden (was man als Kriegsbeginnier in solchen Verhandlungen 
automatisch gewesen wäre), stattdessen ım Zuge der staatlichen Vereinigung 
endgültig die volle Souveränität Deutschlands wiederherzustellen und dieses Ziel 
möglichst rasch zu erreichen (FAZ 26.2.1990, S.5). 

Es ist der Einschätzung zuzustimmen, daß die nach dem Alleingang Kohls Ende 
November und den darauf folgenden Gipfeltreffen Anfang Dezember angelaufe- 
nen engsten Konsultation im westlichen Lager sowie einige andere auf den Inter- 
essenausgleich mit den westlichen oder östlichen Nachbarn abzielende Initiativen 
hauptsächlich auf Initiative und Betreiben des Bundesaußenministeriums zu- 
stande gekommen sind. Die von den westlichen Verbündeten als Bedingung ge- 
nannte weitere Mitgliedschaft Deutschlands in der NATO war auch für die Bun- 
desregierung selbstverständlich. Der als Kompromiß zwischen den gegensätzli- 
chen Positionen der UdSSR und der NATO-Staaten in dieser Frage gedachte 
Vorschlag (keine NATO-Truppen auf ehemaligem DDR-Gebiet), der im Juli 
dann auch ein Teil der deutsch-sowjetischen Vereinbarung wurde, stammt von 
Bundesaußenminister Genscher und wurde bereits Anfang des Jahres gemacht. 10 
Der »Genscher-Plan« zur NATO-Zugehörtigkeit wich aber nicht nur von der 
Bündnis-Linie ab, die in der Bundesrepublik u.a. von Verteidigungsminister 
Stoltenberg vertreten wurdeli, er war auch als Gegenvorschlag zu einem Vorstoß 
von DDR-Ministerpräsident Modrow gedacht. Der sprach sich für eine »Entmili- 
tarisierung« und militärische Neutralität aus (SZ und taz 5.2.1990). 

Die Verabredung über den Modus, wie die strittigen sicherheitspolitischen Fra- 
gen im Zusammenhang mit der deutschen Vereinigung weiter verhandelt werden 


8 Vgl. Der Spiegel, Nr. 9 v. 26.2.1990, S. 20f., FAZ und SZ 28.2.1990. Von polnischer Seite 
wurde bis zum »2+4«-Treffen Mitte Juli in Paris vergeblich versucht, eine völkerrechtlich ver- 
bindliche Garantie (in Verbindung mit einem Vertrag über Deutschland) zu bekommen. 

9 Vgl. FAZ 26.2.1990, S. If., 6. und 7.3.1990; vgl. zu entsprechenden sowjetischen und franzö- 
sischen Vorschlägen FAZ 15.2.1990. Gorbatschow hatte in seiner ersten ausführlichen Stel- 
lungnahme zur »deutsche Frage« diese Forderung prononciert erhoben: »Noch gibt es keinen 
Friedensvertrag mit Deutschland. Nur er kann auf völkerrechtlicher Basis endgültig den Status 
Deutschlands in der europäischen Struktur bestimmen.« Vgl. die Dokumentation des Prawda- 
Interviews in: taz 22.2.1990, S. 10. 

10 Vgl. SZ 1.2.1990 und 7.2.1990. Nach Ansicht von Genscher wäre die Forderung, das DDR- 
Gebiet solle nach der Vereinigung normales NATO-Territorium sein, »das Ende des Strebens 
nach Einheit« gewesen; FR 29.1.1990. 

li Vgl. zum Streit zwischen beiden Ministern (wobei Stoltenberg angab, die Meinung der CDU zu 
formulieren - SZ 17. und 20.2.1990) taz 17.2.1990, taz und FAZ 19.2.1990, S.1, und dessen 
Schlichtung FAZ, SZ und taz 20.2.1990. 
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sollten, wurde möglich, nachdem die sowjetische Regierung unter Staatspräsi- 
dent Gorbatschow bei einem Treffen mit dem DDR-Ministerpräsidenten Mo- 
drow Anfang Februar nun tatsächlich - anders als bei einem Treffen mit Bundes- 
kanzler Kohl und Außenminister Genscher in Moskau im Dezember 1989 - ihr 
Einverständnis zur staatlichen Vereinigung Deutschlands gegeben hatte (FR 
1.2.1990, $.1f). Vor und während der »Open-Skies-Konferenz« in Ottawa Mitte 
Februar überzeugte Außenminister Genscher im Verbund mit US-Außenminister 
Baker seine Kollegen von den vier Siegermächten endgültig, daß die staatliche 
Vereinigung nur noch eine Frage der Zeit sein würde und deshalb die Verant- 
wortung der Siegermächte für »Deutschlands als Ganzes« beendet werden müßte, 
Verhandlungen nur zwischen den beiden deutschen Staaten und »den Amerika- 
nern, den Briten, den Franzosen und den Sowjets über die äußeren Aspekte der 
Schaffung der deutschen Einheit einschließlich Sicherheitsfragen der Nachbar- 
staaten verständigen« (Bulletin der Bundesregierung, Nr. 26, 16.2.1990, S. 203) 
wurden von der Bundesregierung unter anderem bevorzugt, weil damit andere 
Vorstellungen über die Beteiligung aller europäischer Staaten z.B. im Rahmen 
der KSZE zur Lösung der »deutschen Frage« verhindert werden konnten. Die 
KSZE sollte nurmehr auf einer Sonderkonferenz im November des Jahres - an- 
stelle des erst für 1992 geplanten Gipfeltreffens - die Ergebnisse der Gespräche 
absegnen (Spiegel, Nr. 8, 19.2.1990, S.18). Auch die Beteiligung Polens an den 
Verhandlungen wurde von bundesdeutscher Seite abgelehnt (FAZ 15.2.1990). 

In den fortan »2 +4-Gespräche« genannten Zusammenkünften der Außenminister 
der sechs beteiligten Staaten vertrat die bundesdeutsche Seite keine neuen oder 
anderen Positionen mehr als die bis dahin in der NATO festgelegten und eben- 
falls weiterhin gegenüber der UdSSR beharrlich vertretenen. Denn die »2 +4-Ge- 
spräche« waren »in Wahrheit deutsch-russiche Verhandlungen, mit Amerikanern 
und Westeuropa auf der deutschen Seite«. (Stürmer 1990: 24) 

Die Bundesregierung betonte auch im Verlauf der »2+4-Gespräche« mehrfach, 
daß dort nur die Modalitäten für die Ablösung der alliierten Rechte besprochen, 
nicht aber konkret und rechtlich verbindlich festgelegt werden sollten. Mit dem 
Argument, Deutschland dürfe nicht singularisiert werden und müsse mit dem 
Tag der Vereinigung die volle Souveränität wiedererlangen, wehrte sie sich ge- 
gen jede »Sonderregelung« v.a. in der Frage der gesamtdeutschen Truppenstärke. 
Auch bei den Modalitäten zur verbindlichen Anerkennung der polnischen West- 
grenze, die beim dritten »2 +4-Treffen« in Paris Mitte Juli im Mittelpunkt stan- 
den, setzte sich die BRD mit ihrer Position durch. 

Neben den »2+4-Gesprächen« gab es bilaterale Kontakte zwischen der BRD und 
der UdSSR, bei denen über finanzielle und wirtschaftliche Hilfen verhandelt 
wurde. Von deutscher Seite wurde eindeutig eine Verbindung gezogen zwischen 
ihrer Bereitschaft, eine Bürgschaft für einen Kredit in Höhe von fünf Milliarden 
D-Mark an die UdSSR zu übernehmen, und einem Einlenken der sowjetischen 
Seite bei den »2 +4-Gesprächen« (Spiegel, Nr. 27, 2.7.1990, S. 18). 

Die Vereinbarungen zwischen der bundesdeutschen und der sowjetischen Regie- 
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rung, die bei einem Treffen in Moskau Mitte Juli getroffen wurden, bedeuteten 
den Durchbruch bei der Regelung der »äußeren Aspekte« der deutschen Vereini- 
gung.1? Die Zugeständnisse auf sicherheitspolitischem Gebiet, die von den Bun- 
deskanzler Kohl und Außenminister Genscher gemacht wurden, können als das 
Minimum dessen gelten, was für die Führung der UdSSR als »zur Gesichtswah- 
rung« gegenüber den konservativen Kräften in der Sowjetunion noch akzeptabel 
gelten konnte. Demgegenüber gestand die sowjetische Seite mehr zu, als man 
erwartet hatte. Dazu zählte u.a. die volle NATO-Mitgliedschaft und die uneinge- 
schränkte Souveränität. 

Das einzige einseitige Zugeständnis der Bundesregierung in dieser Vereinbarung 
war die Reduzierung der Bundeswehr. Dieses Zugeständnis der bundesdeutschen 
Seite erscheint bei genauerem Hinsehen jedoch als nicht so weitreichend, wie es 
von der Bundesregierung in der Folgezeit meist dargestellt wurde. Denn eine 
Verringerung der Personalstärke der Bundeswehr war bereits Ende 1989 v.a. 
durch die geringere Zahl von Wehrpflichtigen (geburtenschwachen Jahrgänge) 
und begrenzte Finanzspielräume unvermeidlich geworden. Selbst der beschlos- 
sene reduzierte Umfang von 420.000 Soldaten wäre nur mit der lange umstritte- 
nen Verlängerung der Wehrdienstzeit und personalpolitischen Mehrausgaben zu 
erreichen gewesen, deren Finanzierung noch nicht gesichert war. Heeresinspek- 
teur Henning von Ondarza hielt schon Mitte 1989 eine Halbierung des 340.000- 
Mann-Heeres für möglich: »Lieber kleiner, aber feiner und professioneller.«13 
Die Gegenleistungen der BRD finden sich denn auch eher auf wirtschaftlichem 
Gebiet. Neben dem zuvor schon ermöglichten Fünf-Milliarden-Kredit sagte die 
Bundesregierung technische Hilfe zur sowjetischen Wirtschaftsreform, eine Stei- 
gerung der Gas- und Ölimporte eine großzügige Regelung der Stationierungsko- 
sten für die sowjetischen Streitkräfte in der DDR sowie Beihilfen zu ihrem Ab- 
zug und nicht zuletzt einen Vertrag über umfassende Zusammenarbeit zu (FAZ 
18.7.1990; Der Spiegel, Nr. 30, 1990, S. 16ff). 

In der Politikgestaltung der BRD war die weitgehende Ablehnung bzw. Miß- 
achtung der außen- und sicherheitspolitischen Positionen nicht nur der refor- 
mierten SED-Regierung unter Ministerpräsident Modrow, sondern auch der de- 
mokratisch gewählten DDR-Regierung und Ministerpräsident de Maiziere zu be- 
obachten, die beide nicht nur eigene Akzente zu setzen versuchten und diese 
auch noch von den Positionen der BRD oft abwichen. Dazu zählten u.a. die 
Vorstellungen über einen Erhalt der NVA.ı4 


12 Bei den letzten Beamtenrunden in der ersten Juliwoche gab es insgesamt 20 Dissenspunkte; vgl. 
Albrecht (1990: 89ff.). 

13 Der Spiegel, Nr. 32 v. 7.8.1989, S. 25f. Die NVA hatte zum Zeitpunkt der deutsch-sowjeti- 
schen Vereinbarung nur noch einen Umfang von weniger als 100 000 Mann - anstelle der in 
vielen Vergleichen auch später noch genannten 170.000. 

14 Vgl. zur sehr nachhaltigen Ablehnung z.B. taz 13. + 14.6.1990, FAZ 15.6.1990 + 18.6.1990 
(Verteidigungsminister Stoltenberg) und SZ 27.7.1990 (Kanzlerberater Teltschik). 
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USA und Westeuropa 


Die Politik der westlichen Staaten in bezug auf die Veränderungen in Deutsch- 
land und Osteuropa war zunächst reaktiv und von zwei Tendenzen gekennzeich- 
net. Zum einen wurde gegenüber der immer noch 'realsozialistischen' UdSSR 
trotz einiger deklaratorischer Zugeständnisse die alte Politik der Zurückdrängung 
des Kommunismus weiter betrieben. Die Rede ist hier vom »totalen Sieg im ... 
Kalten Krieg«. (Howard 1989: 10) Die von der Bonner Regierung und der 
Mehrheit der DDR-Bevölkerung forcierte Neuauflage der »deutschen Frage« ließ 
zum zweiten alte Befürchtungen insbesondere bei den westeuropäischen Nach- 
bam vor einem übermächtigen Deutschland wieder aufleben. Die Auflösung der 
Nachkriegsordnung Europas führte zu wieder verstärkten Forderungen, die west- 
europäische Integration insgesamt zu vertiefen und außerdem eine gemeinsames 
Sicherheitspolitik aufzubauen, wobei es das Interesse v.a. der westeuropäischen 
Staaten ist, die BRD damit erneut zuverlässig einzubinden. 

Bei den ersten Gipfeltreffen der westlichen Staaten nach der Maueröffnung und 
dem 10-Punkte-Plan Bundeskanzler Kohls versuchten die Verbündeten der BRD 
noch, durch die Formulierung von Bedingungen die Vereinigung zu verhindern 
oder zumindest zu verzögern (Der Spiegel, Nr. 47, 20.11.1989, S. 164-167). 
US-Präsident Bush formulierte vier Bedingungen für den Fall, daß die BRD auf 
ihrer bundesstaatlichen Lösung der »deutschen Frage« beharre: Die BRD bleibt 
Mitglied der NATO, der Prozeß der deutsch-deutschen Annäherung muß fried- 
lich verlaufen, die Lage in Europa darf nicht destabilisiert werden und die Bun- 
desregierung muß davon ausgehen, daß der Zeitpunkt für eine Vereinigung noch 
nicht gekommen ist (taz 5.12.1989, S. 1). Die NATO-Außenminister widerhol- 
ten auf ihrer Herbsttagung in Brüssel die nur etwas versöhnlicheren Formulie- 
rungen des Straßburger EG-Gipfels.15 

Die Westmächte waren aber letztlich »nicht weiter willens oder fähig..., dem 
durch den politischen und wirtschaftlichen Bankrott des SED-Regimes verur- 
sachten und von der Bundesregierung geschickt geförderten Vereinigungsdruck« 
etwas entgegenzusetzen, noch: konnten sie von der in den vergangenen Jahr- 
zehnten regelmäßig wiederholten Unterstützung für eine deutsche »Wiederverei- 
nigung« abrücken. (Rittberger 19906: 114)16 

Schon früh war angesichts des zunehmenden Legitimationsverlustes für die Mi- 
litärblöcke der Ruf nach einer Reform auch des westlichen Bündnisses zu hören, 
was anfangs mit der etwas nebulösen Formel von »neuen politischen Aufgaben« 
oder dem Wandel von einem militärischen zu einem »politischen Bündnis« be- 
antwortet wurde. Von liberaler Seite wurde dafür als Begründung angeführt, die 
westliche Allianz sei (neben der EG) der wichtigste Garant für »Stabılität« in Eu- 
ropa - nicht nur im Hinblick auf die UdSSR als weiterhin existierender Militär- 


15 Vgl. Der Spiegel, Nr. 51, 1989, 18.12.1989. S. 17; taz + FAZ 5.12.1989; SZ 11.12.1989 

16 Und, so muß hinzugefügi werden, sie wurden von führenden bundesdeutschen Politikern nach- 
drücklich an ihre Verpflichtungen und die Geschäftsgrundiage des deutschen NATO-Beitritis 
erinnert, z.B. von Alfred Dregger; vgl. FR 3.1.1990, S. 4. 
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macht, sondern auch als die zuverlässigste Bindung der USA an den alten Konti- 
nent. Darüberhinaus kann der Wunsch nach Stabilität aus der Sicht der westli- 
chen Verbündeten dahingehend übersetzt werden, die Deutschen per Integration 
weiterhin zu kontrollieren.17? Von militärischer und konservativer Seite wurde 
von Beginn an betont, daß erstens die UdSSR schließlich eine militärische 
Großmacht bleibe (selbst wenn sie sich reformiert), der Verlauf der inneren Re- 
formen einige Unwägbarkeiten mit sich brächte, die neugewonnen Souveränität 
der kleineren WVO-Mitglieder zu neuen Konflikten führen werde und außerdem 
ganz neue Bedrohungen (im persischen Golf und anderen Teilen der Welt) ent- 
standen sind, so daß die NATO als Militärbündnis weiterhin notwendig, ja 
»unverzichtbar« sei (z.B. Hansen 1989: 20, Stoltenberg 1990). Aus diesen Grün- 
den setzte sich recht schnell die Ansicht durch, man brauche eigentlich keine 
große Reform, sondern vor allem die Weiterexistenz der NATO. Die US-Regie- 
rung setzte auch deshalb besonders nachdrücklich auf die NATO, um ihren Ein- 
fluß in Westeuropa zu behalten. Daher lehnte sie auch eine weitergehende 
KSZE-Institutionalisierung ab. 

Die auf Drängen der Bundesregierung - insbesondere vor dem 28. Parteitag der 
KPdSU, auf dem über das weitere Schicksal des Reformkurses in der UdSSR 
entschieden wurde - bekundete Bereitschaft der NATO, »Charakter« und Strate- 
gie gründlich zu reformieren, brachte bisher aber vor allem rhetorische Ergeb- 
nisse: Auflösung der NATO oder ihr Wandel zu einem rein politischen Bündnis 
sowie die Aufgabe der Abschrekkungsdoktrin und des atomaren Ersteinsatzes 
stehen nicht ernsthaft zur Debatte. In der Substanz bringen auch die Beschlüsse 
des Londoner Gipfel-Treffens Mitte Juli letzten Jahres so gut wie nichts Neues. 
Bereits im Mai hatten die NATO-Verteidigungsminister bei ihrer Frühjahrsta- 
gung die folgenden Eckpunkte einer »neuen« Strategie festgelegt, die in den we- 
sentlichen Punkten auch vom Gipfel bestätigt wurden: weitere militärische Prä- 
senz der USA in Europa mit konventionellen und atomaren Waffen (auf dem 
neuesten Stand), volle Mitgliedschaft Deutschlands, Beibehaltung der Abschrek- 
kungsdoktrin einschließlich der Option des atomaren Ersteinsatz, Aufbau hoch- 
mobiler und multinationaler Verbände (SZ 23.5.1990 und 25.5.1990). Einzig 
die integrierte Vorneverteidigung an der (ehemaligen) deutsch-deutschen Grenze 
sollte überprüft werden, weil die Front ja nicht mehr dort verlaufen wird, und ist 
inzwischen aufgehoben worden. 

Die westlichen Staaten weigerten sich auch - anders als die BRD, die dement- 
sprechende Wünsche der Sowjetunion auf den westlichen Gipfeltreffen ein- 
brachte -, der Sowjetunion offenbar dringend benötigte Kredite zu geben. Die 
zuvor zu erfüllenden Forderungen umfassen nicht nur die Einführung der 
Marktwirtschaft. Die USA wollten außerdem eine verbindliche Zusicherung über 


17 Vgl. z.B. Karl Feldmayer, Die neue NATO, in: FAZ 19.11.1990, S. 1. Der Ruf nach dem 
Austritt Deutschlands aus der NATO oder deren Auflösung überschätze »das Vertrauen, das 
den Deutschen enigegengebracht wird«; Michael Stürmer, Unsichtbare Aufgaben, Wozu die 
NATO auch in der Zukunft gebraucht wird, FAZ 16.5.1990, S. 2. 
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die Einstellung der sowjetischen Hilfe an Kuba und andere noch existierende 
'realsozialistische' Staaten in der Dritten Welt sowie ein Ende der Sanktionen 
gegen Litauen (Tagesspiegel 27.6.1990, FAZ 21.6.1990). Japan möchte vor ei- 
ner finanziellen Hilfe die Kurilen-Inseln zurück bekommen (FAZ 10.7.1990, 
11.7.1990, 12.7.1990). Formal wurde auf den Gipfeltreffen im vergangenen 
Jahr begrenzte Hilfsbereitschaft für den Wandel zur Marktwirtschaft signalisiert 
und die weitere Behandlung bis zur Fertigstellung einer Studie über die wirt- 
schaftliche Situation der Sowjetunion vertagt (FAZ 11. u. 12.7.1990; Der Spie- 
gel, Nr. 27, 1990, S. 19). Die Ende Dezember gemeinsam von Weltbank, IWF, 
OECD und der EG-Kommission vorgelegte Studie der wichtigsten internationa- 
len kapitalistischen Wirtschafts- und Finanzorganisationen stellt im Kern die 
»Aufforderung zur Schocktherapie« dar, weil gedrängt wird »auf rasche markt- 
wirtschaftliche Reformen, die gleichzeitig die finanzielle Stabilität und die 
grundlegende Strukturreform in Angriff nehmen«.18 

Ähnlich wie die US-Regierung versuchte die französische Führung zunächst, die 
Vereiningung zu verhindern oder zumindest - u.a. über die Formulierung von 
vielerlei Bedingungen - auf die lange Bank zu schieben. Staatspräsident Mit- 
terand hatte schon vor der Maueröffnung mehrmals klar gemacht, daß er von ei- 
ner Wiedervereinigung auf absehbare Zeit nichts wissen wolle (FAZ 
20.10.1989). Ein Teil der diplomatischen und politischen Aktivitäten war die 
anhaltende Unterstützung der polnischen Forderung nach einer verbindlichen 
Anerkennung der Oder-Neiße-Linie. Die schärfste Kritik eines westlichen Ver- 
bündeten über die Kohl'schen Forderungen in bezug auf diesen Punkt stammte 
beispielsweise vom französischen Außenminister Dumas und Staatspräsident 
Mitterand.!9 

Die französische Regierung war gleichzeitig diejenige in Westeuropa, die am 
nachhaltigsten auf eine beschleunigte und weitergehende politische Integration 
der EG als »neue« Sicherheitsstruktur in Europa drängte. Ein Vorschlag für eine 
gesamteuropäische Struktur von Mitterand, über eine weitgehende Institutionali- 
sierung des KSZE-Prozeßes hin zu einer Europäischen Konföderation zu kom- 
men, wird aber u.a. mangels Präzisierung als nicht ernst zu nehmende Perspek- 
tive beurteilt.20 

Die britische Regierung war - wie auch die französische - von den europäischen 
Entwicklungen besonders betroffen, weil die deutschen Vereinigung ihren Status 
als Siegermacht beendet hat. Darüber hinaus sah sie ihre besondere Beziehung zu 
den USA als gefährdet an, weıl die Vereinigten Staaten sich um besondere Be- 


18 FAZ 22.12.1990, S. 11f. Ohne rasche finanzielle Stabilität, eine realistische Wechselkurspoli- 
tik, Preisregeln und Handelsliberalisierung, Privateigentum und Rechtssicherheit erübrigt sich 
demnach auch noch so umfangreiche Kapitalhilfe. In der Tendenz ähnliche Beschlüsse faßte der 
letzte Weltwirtschafisgipfel in London, an dem Gorbatschow zeitweise teilnahm; vgl. Wirt- 
schaftswoche, Nr. 30, 19.7.1991, S. 18ff. 

19 SZ 2.3.1990, FAZ 2.3.1990, 5.3.1990, 12.3.1990. Nach Angaben von Mitterand waren diese 
»Verstimmungen« Ende April aber ausgeräumt; vgl. FR 27.4.1990, S. 4; FAZ 25.4.1990, $. 2. 

20 Vgl. FR 4.1.1990, S. 3, und 5.1.1990, S. 2; FAZ 8.1.1990 , S. 1; Bauer (1990a). 
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ziehungen mit der mächtigeren BRD bemühen. Im Unterschied zu Frankreich 
sah Großbritannien auch in der westeuropäischen Integration keine alternative 
politische Strategie - weder zur Einbindung Deutschlands noch als wirksames 
Mittel zur Abschreckung der UdSSR, weil dies mit einem weiteren Souveräni- 
tätsverzicht verbunden wäre (Der Spiegel, Nr. 8, 19.2.1990, S. 160f). Die Re- 
gierungschefin Thatcher teilt die Bedenken vor einer erneuten, dominanten Posi- 
tion Deutschlands infolge der Vereinigung und benutzte mit als erste die Formel 
vom »4, Reich«, um diese Bedenken zu umschreiben (FR 30.11.1990). Für die- 
sen Zeitpunkt kann als zutreffend angenommen werden - ebenso wie für die in- 
ternationale Turbulenzen verursachende Konferenz über Deutschland und den 
wegen seiner abfälligen Äußerungen dann zurückgetretenen Minister Ridley -, 
daß Frau Thatcher nur deutlicher ausdrückte, was auch in den Regierungen ande- 
rer Nachbarstaaten gedacht und teilweise diplomatischer auch formuliert wurde. 
Die übrigen westeuropäischen Verbündeten spielten bei der Neustrukturierung 
der Sicherheitspolitik in Europa nach der Vereinbarung über die »2+4-Gesprä- 
che« als Modus zur Bearbeitung der »deutschen Frage« nur eine untergeordnete 
Rolle. Mehrere Regierungen und Parlamente meldeten deshalb nach der Verein- 
barung Mitte Februar Protest, Bedenken und den Willen nach stärkerer Beteili- 
gung und Mitsprache an - so z.B. die belgische, italienische, dänische und nie- 
derländische Regierung.2?! Die öffentliche Äußerung von Bedenken gegen die 
»Wiedervereinigung« und den gewählten Verhandlungsmodus ließen erst nach, 
nachdem Bundeskanzler Kohl »Überzeugungsarbeit« geleistet und den christlich- 
demokratischen Regierungschefs Italiens, Belgiens, Luxemburgs und der Nie- 
derlande gleichsam die Vertrauensfrage gestellt habe, ob sie ihm und den Deut- 
schen 40 Jahre Arbeit für Europa durch Mißtrauen lohnen wollten (FAZ 
19.2.1990). 


UdSSR und Osteuropa 


Die Politik der UdSSR gegenüber den zielstrebig umgesetzten Vereinigungsplä- 
nen der beiden deutschen Staaten und den von der westlichen Seite definierten 
außenpolitischen Vorgaben dabei ist - wie auch schon in anderen Bereichen, z.B. 
bei Rüstungskontroll- und Abrüstungsverhandlungen - eine Geschichte des 
Rückzugs und des schrittweisen Aufgebens ihrer Positionen. Den gesellschaftli- 
chen Umbruch in den meisten Staaten ihres bisherigen Einflußbereiches hatte die 
östliche Vormacht durch die Aufgabe ihrer hegemonialen Ansprüche im Rahmen 
einer auf Entspannung und Abrüstung orientierten, grundlegend neuformulierten 
Außenpolitik ermöglicht. Diese Neuorientierung schloß auch das Bemühen um 
die Herausbildung neuer gesamteuropäischer Sicherheitsstrukturen, die an die 
Stelle der vorhandenen Militärbündnisse treten sollen, ein. 

Die Ablehnung eines zum damaligen Zeitpunkt noch »Wiedervereinigung« ge- 


21 FAZ 16.2.1990 und 19.2.1990; taz 22.2.1990; FAZ 23.2.1990 und 24.2.1990; FR 27.2.1990; 
FAZ 6.3.1990; taz 8.3.1990. 
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nannten Phänomens setzte sogleich nach Kohls Zehn-Punkte-Plan ein. Außenmi- 
nister Schewardnadse meinte, es gebe kein Land in Europa, das ein wiederverei- 
nigtes Deutschland nicht als Bedrohung für die Stabilität Europas betrachte 
(Tagesspiegel 16.12.1989; FR 30.11.1989). 

Auf dem ersten »2+4-Treffen« Anfang Mai in Bonn erklärte sich Außenminister 
Schewardnadse mit einem raschen Vollzug der staatlichen Einheit Deutschlands 
einverstanden. Die inneren und äußeren Aspekte dieser Frage sollten entkoppelt 
werden. Für die Klärung der äußeren Aspekte beanspruchte er ein Übergangs- 
zeit, während der die Recht der vier Alliierten fortbestehen sollten (FAZ 
7.5.1990). Auf der zweiten Konferenz Ende Juni in Ost-Berlin präzisierte Sche- 
wardnadse den Vorschlag in einem »Entwurf für einen Deutschland-Vertrag«. 
Während einer Übergangszeit von fünf Jahren nach der Vereinigung sollten alle 
jetzigen Bündnisverpflichtungen beider deutscher Staaten bestehen bleiben (Die 
Zeit, Nr. 27, 29.6.1990, $S. 6; SZ 23./24.6.1990, S. 1). Damit knüpfte er an 
den ın den vorhergehenden Monaten von sowjetischer Seite wiederholt vorge- 
brachten Vorschlag einer »Doppelmitgliedschaft« Deutschlands in beiden Mili- 
tärbündnissen an.22 

Bei dem Einschwenken der sowjetischen Führung auf die sicherheitspolitische 
Position des Westens Mitte Juli haben mehrere Faktoren eine Rolle gespielt. 
Dazu zählen v.a. die Abhängigkeit der sowjetischen Reformer von westlicher 
Hilfe bei der Behebung der sich verschärfenden Wirtschaftskrise und dem Um- 
bau der Ökonomie, aber auch die deklaratorischen Zugeständnisse des Londoner 
NATO-Gipfels. Außerdem hatten die 'konservativen' Kritiker der Reformkräfte 
auf dem 28. Parteitag nur wenig Rückhalt gefunden,23 und die sich verschär- 
fende wirtschaftliche und gesellschaftliche Krise in der UdSSR macht weitere 
Reformschritte noch dringlicher. Für den Umbau der sowjetischen Gesellschaft 
sahen sich die Reformer aber nach wie vor auf westliche Hilfe angewiesen, zu 
der sich die Bundesregierung am ehesten bereit fand - allerdings unter der Be- 
dingung eines Einlenkens in der »deutschen Frage«. 

innerhalb der WVO war die UdSSR (mit der alten DDR-Regierung) in ihrer 
Ablehnung einer NATO-Integration Deutschlands isoliert (FR 13.3.1990). Die 
im Vergleich mit der UdSSR größere Flexibilität und Toleranz gegenüber den 
deutschen Staaten bei den Reformregierungen der ost- und südosteuropäischen 
Staaten ist zum einen auf ihre Abhängigkeit von den westlichen Staaten begrün- 
det, zum anderen aber auch Ergebnis der (im Vergleich mit den USA) konstan- 
ten und weniger konfrontativen Ostpolitik der Bundesregierung, durch die »Be- 
fürchtungen vor deutschen Hegemonialambitionen ... nicht verschwanden«, aber 
doch »relativiert worden sind«. (Heinrich 1990: 931) Die »schiimmste Variante« 


22 SZ 12.4.1990; FAZ 5.6.1990, SZ 13.6.1990, 2./3./4.6.1990, 23./24.6.1990; taz 23.6.1990; 
vgl. zum allmählichen Abrücken der UdSSR von ihren Positionen auch Albrecht (1990: 55ff.). 

23 Erst dadurch habe sich die sowjetische Führung entschlossen, in der »deutschen Frage« reinen 
Tisch zu machen, hätten die »sowjetischen Gastgeber den Bonner Besuchern« im Juli »bestä- 
tigt«. Bertram (1990b). 
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war in den Augen der Regierungen Ungarns, der CSFR und Polens ein neutra- 
les, in keinem Bündnis eingebundenes Deutschland (FR 19.3.1990). Spitzenpo- 
litiker dieser Länder hatten sogar selbst Interesse an einer engen Anbindung an 
die NATO (FAZ + FR 22.2.1990, FAZ 15.2.1991, S. 5). 


KSZE 


Die Errichtung einer gesamteuropäischen Sicherheitsstruktur im Sinne eines mit 
souveränitätsbeschränkenden Rechten versehenen kollektiven Sicherheitssystems 
erschien den kleineren ost- und südosteuropäischen einerseits zwar erstrebens- 
wert als alternative Einbindungsmöglichkeit für das bundesdeutsche Militärpo- 
tential. Diese Variante hatte aber durch die verbreitete Ablehnung in den westli- 
chen Staaten keine Perspektive.2* Andererseits hätte ein kollektives Sicherheits- 
system bedeutet, wiederum mit der UdSSR in einem Bündnis integriert zu sein, 
was nach den Erfahrungen mit der jahrzehntelangen sowjetischen Hegemonie in 
der WVO wiederum in den kleineren Mitgliedstaaten nıcht durchsetzbar schien. 
Diese Abneigung zeigte sich auch in der Ablehnung des DDR-Vorschlags einer 
Polen, die CSFR und DDR umfassenden Sicherheitszone als ersten Schritt zu ei- 
nem kollektiven Sicherheitssystem (Albrecht 1990: 70ff). Die »Trilaterale Initia- 
tive« der CSFR, DDR und Polens zur Institutionalisierung des KSZE-Prozesses 
enthielt denn auch keine weitergehenden Schritte als die, die bereits Anfang des 
Jahres von Außenminister Genscher formuliert worden waren und die auch vom 
Londoner NATO-Gipfel Anfang Juli weitgehend geteilt wurden. Der Vorschlag 
der drei WVO-Staaten wurde von den westlichen Staaten noch einmal dahinge- 
hend abgeschwächt, daß es neben einem betont »kleinen Sekreteriat« nicht zwei 
Zentren (eines zur Konfliktverhütung und -beilegung, eines zur Verifikation und 
Rüstungskontrolle), sondern nur eines »zur Konfliktverhütung« geben soll.25 Auf 
dem KSZE-Gipfel Ende November letzten Jahres in Paris, bei dem von allen 
Beteiligten der Beginn einer neuen Friedensära gefeiert und von den Mitglied- 
staaten der beiden Militärbündnisse das erste konventionelle Arüstungsabkom- 
men unterzeichnet wurde, wurde neben den oben erwähnten Konsultationsme- 
chanismen auch die Gründung des kleinen Zentrums beschlossen, das vorrangig 
mit rüstungskontrolltechnischen Funktionen betraut wurde (Der Spiegel, Nr. 47, 
19.11.1990, S. 133-134). 

In den beschlossenen Formen des sicherheitspolitischen Austauschs und der be- 
absichtigten Zusammenarbeit auf verschiedenen Gebieten spiegelt sich die reale 
»Entfeindung« der sich bisher gegenüberstehenden Blöcke und Staaten aufgrund 
der Abschaffung der 'realsozialistischen' Gesellschaftssysteme wieder. Sie bein- 


24 Ein kollektives Sicherheitssystem wurde aber nicht nur von Politikern und NATO-Militärs, 
sondern auch von Wissenschaftlern abgelehnt; vgi. z.B. Ernst-Otto Czempiel, FAZ 21.8.1990, 
und Gärtner (1991). 

25 Vgl. Proposal ofthe CSFR, the GDR and the Rep. of Poland Regarding the Institutionalization 
of the CSCE Process, 6.6.1990; die »Londoner Erklärung« des NATO-Gipfeltreffens ist u.a 
abgedruckt in: NATO-Brief, Nr. 4, 1990, S. 33-35. 
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haltet aber keine weitergehenden Elemente hin zu einem kollektiven Sicherheits- 
system - im Gegenteil: Festgeschrieben wird das »Recht der Staaten, ihre sicher- 
heitspolitische Disposition frei zu treffen«.26 Hinzuweisen ist auch auf die Un- 
verbindlichkeit der getroffenen Vereinbarungen und das weitgehende Fehlen von 
Instrumenten zur Lösung von ökonomischen, nationalistischen und ethnischen 
Konflikten (Bruns 1990). Angesichts dieser Ergebnisse ist der Einschätzung zu- 
zustimmen, daß das Pariser Treffen »als Abschluß einer alten, nicht als Anfang 
einer neuen Epoche in die Geschichte eingehen« wird, auch wenn »die Rhetorik 
vom 'neuen europäischen Sicherheitssystem' wiedergekäut« wurde.27 Die bei 
dem ersten Außenministertreffen Ende Juni in Berlin beschlossenen Krisenme- 
chanismen, die wegen des damit erstmals in der KSZE durchbrochenen Konsen- 
sprinzips als wichtiger erster Schritt zu weitergehenden Regelungen bewertet 
wurden, zeigten sich bei der unmittelbar folgenden Umsetzung während des 
Krieges der jugoslawischen Zentralregierung gegen Slowenien und Kroatien als 
noch wenig wırksam.?2 


3. EG-INTEGRATION und WEU 


Die in den Augen vieler europäischer Nachbarstaaten positive Funktion der 
»Blockkonfrontation«, die Entmachtung Deutschlands qua Teilung festzuschrei- 
ben, entfällt mit der Auflösung der Blockkonfrontation vollends. Sie war ohne- 
hin schon durch die Entwicklung der BRD zu einem der führenden Industrie- 
staaten der kapitalistischen Welt, die erst durch die Integration in die westlichen 
Bündnisse möglich geworden war, für den westlichen deutschen Staat nachhaltig 
relativiert worden. Die westeuropäischen Staaten (und hier vor allem Frankreich) 
sahen eine weitere und vielleicht zuverlässigere Möglichkeit zur Einbindung der 
Bundesrepublik in der intensivierten Integration im Rahmen der EG. Auch von 
bundesdeutscher Seite wurde darauf hingewiesen, daß »das Prinzip Eingliede- 
rungsbereitschaft nur glaubwürdig im Rahmen der EG umzusetzen ist« und »nun 
die Bewährungsprobe« für das daran orientierte »Staatsverständnis der Bundesre- 
publik« kommt (Nötzold / Rummel 1990: 216). Darüberhinaus wird der EG von 
westlicher und östlicher Seite eine wichtige Rolle als ökonomische Stabilitäts- 
zone zugeschrieben, von dem sich die reformierten ost- und südosteuropäischen 
Staaten viele positive Impulse erwarten. 

Für die Währungsunion existiert ein sogenannter Drei-Stufen-Plan zu ihrer Re- 
alisierung, wobei aber die ersten beiden Stufen nur unverbindliche Schritte hin 
zu mehr Abstimmung und Koordination in der Währungspolitik vorsehen. Die 
erste Etappe begann zeitgleich mit der deutsch-deutschen Wirtschafts- und Wäh- 


26 »Die Charta von Paris für ein neues Europa« und andere Dokumente des Pariser Gipfeltreffens 
sind u.a. abgedruckt in: BMVg. 

27 Bertram (1990c). Vgl. zu weitergehenden Vorstellungen z.B. Senghaas (19906: 11-56, und 
IFSH (1990). j 

28 Vgl. die Zusammenfassung der Schlußfolgerungen des Treffens in Bulletin der Bundesregie- 
rung, Nr. 72, 22.6.1991, S. 581-584; Die Zeit, Nr. 27, 28.6.1991, S. 11; FAZ 5.7.1991, 8.3. 
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rungsunion am 1.7.1990. Die Differenzen zwischen den Regierungen über die 
Verwirklichung und v.a. die Ausgestaltung der wichtigen dritten Stufe wurden 
auch beim EG-Gipfel im Oktober 1990 ın Rom nicht ausgeräumt. Ein beschei- 
denes Sigmal seiner weiteren Integrationsbereitschaft setzte der Bundeskanzler 
(trotz der bekannten heftigen Proteste der Bundesbank) mit seiner Zusage, sich 
einem Beginn der zweiten Stufe der Währungsunion am 1.1.1994 nicht zu wi- 
dersetzen - wobei noch immer umstritten ist, was der konkrete Gehalt dieser 
Stufe sein soll (FAZ 30.10.1990, S. 19). Die Einrichtung einer Europäischen 
Zentralbank und die Einführung einer gemeinsamen Währung wurde entgegen 
anderslautenden Meldungen nicht beschlossen; vereinbart wurde lediglich, daß 
mit ihrem Aufbau begonnen werden und den Staats- und Regierungschefs bis 
zum 31.12.1996 ein Bericht vorgelegt werden soll, aufgrund dessen dann die 
Verwirklichung der dritten Stufe diskutiert werden wird.29 

Auch für eine in der Teilnehmerzahl reduzierte Währungsunion, wie sie ın der 
Idee eines Europa der zwei Geschwindigkeiten anvisiert wird, gelten aber, wie 
Finanzminister Waigel verdeutlichte, die bundesdeutschen Forderungen, d.h. der 
Rat der Notenbankgouverneure dürfe keine Kompetenzen in der Geldpolitik ha- 
ben.30 

Die deutsch-französische Initiative zur Errichtung der Politischen Union im 
Frühjahr 1990 zielte auf die Einberufung einer Regierungskonferenz (parallel zu 
der über die Währungsunion im Dezember), die über weitere Schritte beraten 
sollte. Darin wurden nicht nur weitgehende Vorschläge für die Effektivierung 
des Entscheidungsprozesses im Rat und eine gemeinsame Sicherheits- und Au- 
Benpolitik gemacht, sondern auch ein sehr ehrgeiziges Verwirklichungsdatum 
(1.1.1993 - zeitgleich mit dem europäischen Binnenmarkt) gesetzt.31 Im Verlauf 
der Regierungsverhandlungen seit Dezember 1990 wurden die Vorschläge für 
eine gemeinsame Sicherheits- und Außenpolitik abgeschwächt. Stärker hervorge- 
hoben und wesentlich konkreter gefaßt wurden dagegen andere Aspekte wobei 
die Effektivierung der Entscheidungsmechanismen im Europäischen Rat über die 
Einführung der Mehrheitsabstimmung als neues Normalverfahren politisch am 
brisantesten ist (FR 19.6.1990, S. 2). 

Diese Effektivierung des Entscheidungsprozesses im maßgeblichen EG-Gremium 
(dem Rat), würde das bislang wichtigste demokratische Prinzip - die Konsen- 
sentscheidung - weiter entkräften. Dieser Entscheidungs- und Beschlußfassungs- 
prozeß war »auf deutsches Betreiben hin« (Ungerer 1990: 226) im Rahmen der 
mit der Einheitlichen Europäischen Akte (EEA) vorgenommenen Reformen be- 
reits 1985 entscheidend verändert worden. Selbst wenn sich diese Regelungsver- 
änderung nur auf Fragen im Zusammenhang mit der Verwirklichung des Bin- 


29 Vgl., auch zur Kritik von Kommissionspräsident Delors, Financial Times 17.12.1990, S. If., 
18.12.1990, S. 1+20. 

30 Vgl. FAZ 13.5.1991, S. 15; die Schlußfolgerungen finden sich in Bulletin der Bundesregie- 
rung, Nr. 78, 9.7.1991. 

31 Vgl. den Wortlaut der deutsch-französischen »Botschaft« in Europa-Archiv, 45. Jg., 11. Folge, 
10.5.1990, S. D-283. 


Das Ende der internationalen Nachkriegsordnungin Europa 433 


nenmarktes bezogen, über dessen Einrichtung zuvor ein Konsens erreicht worden 
war, hatte die Einführung des Mehrheitsprinzips doch eine Signalwirkung: »Drei 
Monate lange Verhandlungen über die EEA haben das Tabu 'Mehrheitsabstim- 
mung’ zerstört.« (Ehlermann 1990: 136) Weil die Bundesrepublik bereits die 
dominierende Macht in Westeuropa ist und diese Position mittelfristig durch den 
Beitritt der DDR noch ausgeweitet werden wird, ist es nicht ausgeschlossen, daß 
die Bundesregierung für die Entscheidungsträger in den anderen Staaten der EG 
zunehmend einer derjenigen »externen Akteure« sein wird, dessen »potentielle 
Entscheidungsprozesse« mitberücksichtigt werden bzw. sie ihnen durch Anpas- 
sung an dessen Ziele und Werte zuvorzukommen versuchen, »und zwar auch 
dann, wenn dadurch der interne Ausgleich erschwert wird. Um außenpolitische 
Konflikte zu vermeiden, werden innenpolitische Auseinandersetzungen in Kauf 
genommen.« (Haftendorn 1989: 34) 

Prognosen über die zukünftigen Formen, in denen sich die schon seit einigen 
Jahren zu beobachtende »West-Europäisierung« der Sicherheitspolitik (Brock/ 
Jopp 1986, Weidenfeld u.a. 1989) entwickeln wird, sind heute noch nicht ein- 
deutig zu identifizieren. Es herrscht der Eindruck vor, daß sich an den viel- 
schichtigen und zum Teil widersprüchlichen Interessenlagen der beteiligten Re- 
gierungen - auch Frankreichs und der Bundesrepublik, die als die beiden wich- 
tigsten für weitere Integrationsschritte angesehen werden - wenig geändert hat. 
Die Abhängigkeiten und Verflechtungen einerseits, der Fundus an gemeinsamen 
Interessen in den westlichen Bündnissen andererseits sind aber so groß, daß eine 
von einigen Beobachtern nicht ausgeschlossene Desintegration nicht wahrschein- 
lich ist. Auch wenn es nicht zu einer weiteren Renationalisierung kommt, scheint 
es inzwischen sehr fraglich, ob es angesichts der fortdauernden Wirksamkeit der 
nationalen Unabhängigkeit als wichtigstem Teil der französischen Staatsräson, 
der weiterhin festen Orientierung Englands und der Bundesrepublik auf enge 
verteidigungs- und sicherheitspolitische Kooperation mit den USA und nicht zu- 
letzt der sehr massiven Kritik der westlichen Führungsmacht an einer zu weitge- 
henden westeuropäischen Eigenständigkeit in der »Verteidigungs«politik es zu 
einer stärkeren institutionellen Integration kommen wird.32 

Gleichzeitig sind aber auch die sehr stark auf sicherheitspolitische Eigenständig- 
keit bedachten Regierungen der westlichen Nationalstaaten mit Entwicklungen 
konfrontiert, die eine souveräne Sicherheits- und Verteidigungspolitik immer 
stärker unterlaufen. Dazu zählt unter anderem die kaum gebremste überdurch- 
schnittliche Verteuerung von Rüstungsgütern und der daraus entstehende 
»Zwang« zu rüstungsindustriellen Verflechtungs-, Kooperations- und Konzentra- 
tionsstrategien33, die wiederum durch die Entwicklung der Konkurenzverhält- 
nisse auch auf dem »zivilen« Weltmarkt bestärkt und ergänzt werden. Der Krieg 
am Golf zu Beginn dieses Jahres, der von der Staatenkoalition hauptsächlich 


32 Vgl. auch Staden (1990: 34). Die nicht veröffentlichte Demarche der US-Regierung an die 
Westeuropäer ist in kleinen Teilen wiedergegeben in FAZ 9.4.1991, S. 5. 
33 Vgl. zur politischen Seite Bauer (1990b). 
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durch die extreme technologische Überlegenehit der USA in dieser Form geführt 
und gewonnen werden konnte, hat den westeuropäischen Staaten nicht nur ihre 
für solche Fälle nach wie bestehende materielle Abhängigkeit von den USA, 
sondern ja auch die Uneinigkeit untereinander wieder vor Augen geführt. Ange- 
sichts dieser Entwicklungen, der massiven Kritik der USA an einer zu weitge- 
henden Eigenständigkeit der Westeuropäer und der auch zwischen den WEU- 
und noch deutlicher zwischen den EG-Staaten weiterbestehenden Interessenun- 
terschiede und -gegensätze ist die verstärkte, aber flexible und pragmatische 
Nutzung der WEU und anderer organisatorischer Rahmen zur engeren sicher- 
heitspolitischen Kooperation in unterschiedlichen Gebieten zu erwarten, nicht 
aber eine souveränitätsbeschränkende Integration, wie sie der Ruf nach einer 
gemeinsamen Außen- und Sicherheitspolitik der EG vermuten läßt. 

Gemessen an den Vorschlägen westeuropäischer Wissenschaftier müssen die bis- 
herigen Ergebnisse der Regierungskonferenzen skeptisch stimmen. Sie hatten - 
neben dem anfangs erwähnten Erfordernis der Einbindung der BRD - auf der Ba- 
sis einer sachlichen Analyse der bestehenden Demokratiedefizite als »Hauptziel 
der institutionellen Weiterentwicklung der EG« benannt, »die Entscheidungspro- 
zesse zu parlamentarisieren, zu demokratisieren sowie wirksam zu gestalten« und 
dafür detaillierte Vorschläge gemacht.34 Ihre Kritik angesichts der Entwicklung 
der Regierungskonferenzen fiel dementsprechend eindeutig aus: die Debatte der 
Staats- und Regierungschefs sei »nicht auf der Höhe der Notwendigkeiten«.35 
Statt einer stärkeren strukturellen Einbindung (im Sinne von Souveränitätsver- 
zicht) der Bundesrepublik in die EG ist durch die mangelnde Kompetenzzuwei- 
sung an das EP und wegen der Bestrebungen zur Einschränkung des Konsens- 
prinzips im Rat sogar ein umgekehrter Prozeß der Entdemokratisierung zu beob- 
achten. 

Im Vergleich mit den vielfältigen Bestrebungen, zu einer engeren sicherheitspo- 
litischen Kooperation Westeuropas zu gelangen, nehmen sich die auf eine ge- 
samteuropäische Zusammenarbeit gerichteten Aktivitäten der EG-Staaten bisher 
eher bescheiden aus. Den sich reformierenden Staaten Ost- und Südosteuropas, 
die sich stark in Richtung der EG orientieren, werden zwar verschiedene Zusa- 
gen gemacht; um den gesellschaftlichen Wandel zu einem Erfolg werden zu las- 
sen bedürfte es »jedoch einer viel größeren und tragfähıgeren Verbindlichkeit 
Westeuropas« - der zitierte Autor führt die deutsch-deutsche Vereinigung als po- 
sitives Beispiel an -, als sie bislang zu beobachten ist. (Ash 1990) Die EG- 
Kommission hatte schon im Sommer 1990 die weitreichenden Hoffnungen der 
ost- und südosteuropäischen Staaten mit einer Vorlage an den Rat gedämpft, wo- 
nach den Reformländern sogenannte »europäische Abkommen« angeboten wer- 
den sollten, die »Abkommen« und bewußt nicht Assoziierungsverträge heißen, 
damit sie nicht zwangsläufig als Vorstufe für eine spätere Mitgliedschaft gelten 


34 Vgl. die zusammenfassende Veröffentlichung im Hinblick auf den Dubliner EG-Gipfel in: FAZ 
21.6.1990, S. 9-10. Vgl. auch bereits Weidenfeld / Janning (1990). 
35 FAZ 29.6.1991, S. 4; zur Kritik des EP vgl. z.B. FAZ 18.4.1991, S. 7. 
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(FAZ 3.8.1990, S. 13). Die wenigen Fortschritte zur »europäischen Einigung« 
auch auf ökonomischem Gebiet führten bei dem KSZE-Gipfeltreffen in Paris 
Ende November zu eindringlichen Warnungen vor der Verfestigung der Wohl- 
standsmauer in Europa von seiten der Regierungschefs der kleineren WVO- 
Staaten (taz 22.11.1990, S. if). Die Verhandlungen mit Polen, Ungarn und der 
CSFR laufen noch und sollen nach dem Wunsch der EG-Chefs bis Oktober abge- 
schlossen sein. Mit der UdSSR soll die Kommission »Sondierungsverhandlungen 
über ein umfassendes Abkommen« einleiten; mit Rumänien und Bulgarien sind 
die Voraussetzungen für Verhandlungen noch nicht gegeben (Bulletin der Bun- 
desregierung, Nr. 78, 9.7.1991). 


4. Machtpotential und Machtpolitik der BRD? 


Bei der Bewertung des machtpolitischen Potentials der BRD herrscht weitgehend 
Einigkeit: Die Bundesrepublik Deutschland ist eine der führenden Industriena- 
tionen der Welt; in Europa ist sie darüberhinaus schon seit Jahren die dominie- 
rende ökonomische Macht36, eine regionale Großmacht, auch wenn sie sich noch 
immer als Mittelmacht »tarnt«. Schwarz (1985b: 60) Dieses Potential wird durch 
den Anschluß der DDR, die Erschließung der osteuropäischen Märkte und die 
höhere Gewichtung ökonomisch-technologischer gegenüber militärischen Macht- 
komponenten noch zunehmen. 

Genauso wenig wird bezweifelt, daß Staaten wie die Bundesrepublik »durch ihr 
bloßes Gewicht« auf andere Staaten einwirken. (Schwarz 1985b: 54) Allein z.B. 
die Tatsache, daß die Bundesrepublik die stärkste Volkswirtschaft in der EG ist, 
hat Auswirkungen auf die anderen Staaten: »Konjunktur-, Zins- und Währungs- 
entwicklung in der Bunderepublik haben ... sehr wohl asymetrische Auswirkun- 
gen auf die übrigen EG-Länder, die diese zu nicht-reziproken Anpassungsreak- 
tionen veranlassen können.« (Rittberger 1990c: 16) Der Autor meint zwar, die 
BRD sei nicht in der Lage, ihre Wirtschaftskraft zur »Herbeiführung gewünsch- 
ter Entscheidungen in anderen Politikfeldern machtpolitisch umzumünzen«, und 
sie übe deshalb auch keine politische Hegemonie in der EG aus. Er nennt aber 
auch die wichtigste Bedingungen dafür: die starke integrative Verflechtung und 
die Entscheidungsmechanismen in der EG sowie der mindere sicherheitspoliti- 
sche Status gegenüber Frankreich und Großbritannien. Haftendorn verweist dar- 
über hinaus auf die große Bedeutung der Sicherheitsabhängigkeit von den USA 
als sehr nachhaltige Beschränkung des außenpolitischen Handlungsspielraums 
der BRD. (Vgl. Haftendorn 1989: 47) Infolge der tendenziellen Auflösung des 
Ost-West-Konflikts als antagonistischem Systerngegensatz haben sich aber 
sowohl die für den bisher einmaligen Erfolg der EG als Integrationsgemeinschaft 
im internationalen System, als auch die Funktion der USA für die Sicherheitspo- 


36 Als entscheidender Parameter dafür gilt neben dem Handelsvolumen die seit Beginn der 70er 
Jahre erreichte Position als zweitwichtigste Reservewährung der Welt hinter dem US-Dollar. 
Vgl. auch die Meihodenkritik zur Messung ökonomischer Stärke bei Hübner (1990: 69£.). 
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litik der europäischen Staaten - kurz: die maßgeblichen Rahmenbedingungen ra- 
dikal verändert: 

- Der Wegfall der UdSSR als Ordnungsmacht in Europa aufgrund der Aufgabe 
von konfrontativen Politikmustern gegenüber den westlichen Staaten und den 
Verbündeten in der WVO; 

- der seit den 70er Jahren zu beobachtende relative Hegemonieverlust der USA 
auf ökonomischem Gebiet wird ergänzt durch einen Einflußverlust auf militäri- 
schem und politischem Gebiet aufgrund des Bedeutungsverlustes der NATO für 
die Sicherheit der westeuropäischen Staaten innerhalb Europas (nur noch sehr 
geringe Abhängigkeit von US-Atomschirm); 

- die staatliche Vereinigung und die erstmals seit dem Zweiten Weltkrieg wie- 
der hergestellte volle Souveränität Deutschlands, d.h. der Wegfall einer »objekti- 
ven Schranke für die Wiederaufnahme machtstaatlicher Politik« (Rittberger 
i1990b: 112), und das durch den DDR-Beitritt noch erhöhte ökonomische Ge- 
wicht der BRD vergrößert den politischen Handlungsspielraum der BRD; 

- gleichzeitig sind die Ansätze, das bundesdeutsche Machtpotential politisch 
und strukturell einzubinden, auf gesamteuropäischer Ebene gescheitert, im west- 
europäischen Rahmen und im atlantischen Bündnis nicht sehr weitgehend.37 

Es ist als ein Ergebnis der tendenziellen Auflösung des Ost-West-Konflikts und 
der deutschen Vereinigung festzuhalten, daß nicht nur das absolute, sondern 
auch das relative Machtpotential der Bundesrepublik gewachsen (Mead 1990) 
und damit die theoretische Möglichkeit für die Verwirklichung machtpolitischer 
Verhaltensmuster gegeben ist. 

Strittig sind demgegenüber die Einschätzungen und Erwartungen, ob und wie 
»die Bundesrepublik« ihren gewachsenen Handlungsspielraum ausnutzen wird. 
Angesichts der Besorgnisse bei allen europäischen Nachbarn über die neu entste- 
hende Großmacht in Europa sahen sich führende bundesdeutsche Politiker ver- 
anlaßt, jegliche machtpolitischen Ambitionen weit von sich zu weisen. Eine der 
von Bundeskanzler Kohl und Außenminister Genscher in vielen Reden am häu- 
figsten verwendeten Formeln war die von der Überlebtheit des Nationalstaats, 
der Einbettung der deutschen in die europäische Einigung und des notwendigen 
Übergangs von der Macht- zur Verantwortungspolitik. Gleichzeitig sind sich die 
führenden Politiker aber natürlich der Position der Bundesrepublik bewußt, 
Bundeskanzler Kohl stellt fest, daß »wir nicht nur nach der Zahl, sondern nach 
allen anderen Daten das stärkste Land ın Europa sein werden«. Sein außenpoliti- 
scher Berater Teltschik ergänzt, es sei »in der Vergangenheit in der EG nichts 
gegen uns gelaufen. Künftig geht es erst recht nur mit, nicht gegen uns.« (Der 
Spiegel, Nr. 40, 1.10.1990, S. 18) 


37 Selbst die bisher als besonders wichtig angesehene Begrenzung militärischer Macht im Rahmen 
der NATO - das Nicht-Vorhandensein eines nationalen Oberbefehls über die bundesdeutschen 
Streitkräfte - wird nun als letztes Symbol uneingeschränkter Souveränität in Frage gestellt. So 
forderte der neue Oberbefehlshaber des Bundeswehr-Territorialkommandos Süd, Generalmajor 
Wilhelm Jacoby, wieder eine »operative Führung«, die an die NATO abgegeben sei (FAZ 
28.11.1990, S. 9. 
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Vertreter einer verhältnismäßig optimistischen Einschätzung der bundesdeut- 
schen Machtambitionen berufen sich als Beurteilungskriterium auf die nunmehr 
40jährige demokratische Verfassung der BRD, ihr Selbstverständnis als integra- 
tionsorientierter Handelsstaat und die durch eine erfolgreiche Wohlfahrtspolitik 
erreichte gesellschaftliche Stabilität.38 Setzt man das - wie es oft getan wird - in 
Vergleich zum diktatorischen Hitler-Regime oder - bezogen auf die deutschen 
Vereinigungspolitik - mit der »Blut-und-Eisen-Politik« Bißmarcks, ist diese ge- 
sellschaftliche Verfaßtheit sicher als ein Fortschritt, wenn auch nicht als Garantie 
für eine nichtkriegerische Außen- und Sicherheitspolitik anzusehen. Denn trotz 
gegenteiliger Vermutungen ist der Beleg für die potentiell größere politische 
Konfliktlösungsfähigkeit und -willigkeit parlamentarıscher Demokratien ım Ver- 
gleich mit anderen Herrschaftssystemen noch nicht erbracht. Das statistisch er- 
härtete Argument, daß parlamentarische Demokratien kaum Kriege gegeneinan- 
der führen, kann allein nicht als Beleg gelten, weil die Frage, ob und welche an- 
deren Faktoren für diese Erscheinung (mit-) verantwortlich sein könnten, nicht 
gestellt wird. Hier wäre zum Beispiel in Betracht zu ziehen, daß die Konflikte 
zwischen den seit dem Zweiten Weltkrieg existierenden demokratisch verfaßten 
Staaten nicht so gravierend waren, daß der große gemeinsame Interessenfundus 
unter den Bedingungen des Ost-West-Konflikts nicht ernsthaft ın Frage gestellt 
worden ist. Für den westdeutschen Teilstaats war es darüberhinaus die entschei- 
dende Existenzvoraussetzung, auf die Anwendung von Gewalt als Mittel der 
Außenpolitik zu verzichten. Heute ist die Bundesregierung in der Lage, ihre 
neugewonnene Souveränität und damit »Normalität« auch militärisch wieder 
deutlich werden zu lassen: die Bundeswehr soll so verändert werden, daß erst- 
mals seit dem Zweiten Weltkrieg Einsätze von deutschen Kampftruppen außer- 
halb Deutschlands und des NATO-Gebietes wieder möglich werden. Diese 
grundlegende politische Neuorientierung, die auch von Bundesaußenminister 
Genscher und der FDP mitgetragen wird, ist keineswegs nur auf entsprechende 
»Anforderungen« der Verbündeten nach einer direkten militärischen Beteiligung 
zurückzuführen, sondern entspricht auch den Interessen großer Teile des politi- 
schen Establishments in der Bundesrepublik.40 

Zieht man die praktische Politikgestaltung während der internationalen Ver- 
handlungen zur deutschen Einheit als Beurteilungsmaßstab heran, ist in bezug 
auf das wichtigste Ziel der Bundesregierung - die möglichst rasche Verwirkli- 
chung der deutschen Einheit bei voller Souveränität eine einseitige Interessen- 
durchsetzung sowohl gegenüber Polen#! und der UdSSR, wie auch gegenüber 


38 So z.B. Rittberger (1990b), bes. S. 117f., sowie diese Tendenzen kritisierend Schwarz (1985a). 

39 Vgl. das Interview mit Genscher in Der Spiegel, Nr. 6, 4.2.1991, S. 22-25. 

40 Vgl. zur längeren Vorgeschichte der Diskussion ausführlich Thomas/Nikutta (1991). Obwohl 
auch von Bundeskanzler Kohi noch eine Grundgesetzänderung für Kampfeinsätze notwendig 
gefunden wird, schafft die Bundesregierung auf einer darunter angesiedelten Ebene bereits 
Fakten, die vor zwei Jahren noch undenkbar waren (Minensucher im Golf, Hubschrauber zur 
Versorgung kurdischer Flüchtlinge im Iran); vgl. u.a. Der Spiegel, Nr. 23, 3.6.1991, S. 20-23. 

41 »Die Polen hatten eine vollständige Niederlage hinnehmen müssen.« Besonders beeindruckte 
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den westeuropäischen Verbündeteten festzustellen. Dies fand seinen Ausdruck 
vor allem in der Prioritätenumkehr der Bundesregierung in bezug auf den deut- 
schen und europäischen Einigungsprozeß: Mit der deutschen Einheit wollte sie 
»ihren Beitrag zur europäischen Friedensordnung leisten« - während bis zu An- 
fang diesen Jahres »umgekehrt erst die Herstellung eines europäischen Friedens- 
zustandes auch dem deutschen Volk seine Einheit wiederzuerlangen gestatten 
sollte«. (Schoch 1990: 163) Zugeständnisse an die Nachbarstaaten erfolgten ent- 
weder, um Hindernisse zur Erreichung des wichtigsten Ziels (der deutschen Ein- 
heit) zu beseitigen, oder erst, nachdem die staatliche Vereinigung vollzogen 
worden war und meist in anderen als sicherheitspolitischen Bereichen.42 Auch 
weil eines der am nachhaltigsten verfolgten Ziele die Erlangung der vollen staat- 
lichen Souveränität war, deren Einschränkung jedoch mit der weiteren EG-Inte- 
gration gerade erreicht werden soll, scheinen optimistische Prognosen über die 
kurz bevorstehende Intensivierung der westeuropäischen Integration zumindest 
sehr gewagt. Damit ist aber auch die einzige z.Z. in Aussicht stehende struktu- 
relle Einbindung des Machtpotentials der BRD in Frage gestellt. 

Auch das Argument der durch eine erfolgreiche Wohlfahrtspolitik und das de- 
mokratische System erreichten gesellschaftlichen Stabilität kann nicht ohne wei- 
teres für die erweiterte BRD Geltung beanspruchen. Abgesehen davon, daß die 
mehr als 16 Millionen DDR-BürgerInnen keine demokratische Sozialisation ge- 
nossen haben, wird die Entwicklung einer Wohlstandsbürgeridentität von einer 
tiefgreifenden sozialen und wirtschaftlichen Krise, deren Dimensionen die öko- 
nomischen Parameter des Krisenhöhepunktes 1932 zum Teil übersteigen, zumin- 
dest stark hinausgezögert. Durch die Nichterfüllung des Hauptmotivs einer 
großen Mehrheit, die für einen schnellen Beitritt zur BRD gestimmt hat, und 
durch die extrem hohen Kosten der »Sanierung« der ehemaligen DDR wird die 
gesellschaftliche Stabilität zumindest einige Male stark erschüttert werden. Die 
ökonomische und soziale Krise könnte aber für die Demokratie der Bundesrepu- 
blik noch weit schwerwiegendere Konsequenzen haben, weil der anfänglich 
»kühl berechnete und moderierte 'Eliten-Nationalismus', der als sinnstiftende 
Kulisse für den überstürzten Prozeß der wirtschaftlichen Integration dramatur- 
gisch eingesetzt wurde«, sich als ein Integrationsmittel erweisen könnte, »das, 
wenn es wirksam bleiben soll, leicht in eine Eskalationslogik geraten und nach 
immer höheren Dosierungen verlangen kann«. (Öffe 1990) 


die letzten DDR-Außenpolitiker »die bloße Arroganz der Macht, mit der die Polen ins Aus ge- 
schickt wurden. Mit keinem ihrer Anliegen waren sie durchgedrungen.« Albrecht 
(1990: 123ff.) 

42 Insbesondere die ökonomischen und finanziellen Hilfs- und Kooperationsversprechen an die 
UdSSR und Polen können als Beispiele dafür gelten, wie sich ökonomische in politische Macht 
verwandeln läßt. 
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5. Schlußfolgerungen 


Die Situation in Europa wird sich in eine vergleichsweise »sicherere«, aber frie- 
denspolitisch nicht befriedigende Richtung entwickeln, weil das tendenzielle 
Ende des Ost-West-Konflikts als antagonistischer Systemkonflikt auf der Auflö- 
sung der einen Konfliktpartei beruht, was vorerst kaum oder gar nicht mit einem 
Verzicht auf die Androhung oder Anwendung Gewalt oder einer einseitigen 
bzw. bündnisorientierten Interessendefinition und -durchsetzung bei der anderen 
Konfliktpartei einhergeht. Gleichzeitig ist mit der um die DDR erweiterten BRD 
eine neue souveräne Großmacht entstanden, die aufgrund ihres mittelfristig noch 
vergößerten ökonomisch-technologischen Potentials eine dominierende Rolle 
einzunehmen in der Lage sein wird. Die sich neu herausbildende europäische 
»Architektur« läßt sich deshalb mit dem Begriff der hegemonialen Integration 
unter der Führung Deutschlands beschreiben, die zusammengefaßt die folgende 
Elemente beinhaltet.43 

* »Große« Kriege zwischen den europäischen Staaten nach bisherigem Muster 
werden immer unwahrscheinlicher; »kleine« Kriege insbesondere zwischen und 
Bürgerkriege in ost- und südosteuropäischen Staaten sowie eventuell gemein- 
schaftliche Interventionen zu deren Beendigung sind keineswegs ausgeschlossen; 
militärisch ausgetragene Konflikte mit außereuropäischen Staaten erlangen in den 
sicherheitspolitschen Planungen und deren Realisierung (Rüstungspolitik, Mili- 
tärstrukturen) ein wesentlich größeres Gewicht als bisher. 

* Die ökonomische Entwicklung verläuft auch innerhalb Europas weiterhin 
»ungleichzeitig«, insgesamt jedoch langfristig auf einem für alle steigenden Ni- 
veau; dies vermindert zwar einerseits die Wahrscheinlichkeit militärischer Kon- 
fliktaustragung innerhalb Europas; andererseits funktioniert die Steigerung der 
Lebensqualität aber nur über die Aufrechterhaltung ungerechter Weltwirtschafts- 
strukturen und aufgrund der Ausbeutung und Gefährdung der natürlichen Le- 
bensgrundlagen, was wiederum zu neuen, potentiell militärischen Konflikten mit 
außereuropäischen Staaten führt. 

* Die politischen Formen der Zusammenarbeit und Koordination werden zwar 
intensiviert und durch die lockere Anbindung einiger Staaten Osteuropas an die 
EG sowie im Rahmen der KSZE eventuell durch neue Mechanismen ergänzt, die 
nationalstaatliche Souveränität wird jedoch ohne einen - bisher in keinem der 
Mitgliedsstaaten erkennbaren - Druck von unten nicht durch weitergehende Inte- 
grationsschritte eingeschränkt. Auch wegen der im Rahmen der EG bestehenden 
und weiterentwickelten Möglichkeiten zur Interessendurchsetzung der großen 
Staaten ist im Ergebnis mit einem relativen Hegemoniegewinn Deutschlands zu 
rechnen. Beide Entwicklungen haben sicherheitspolitisch einen geringen Grad 
der Einbindung und Kontrolle Deutschlands zur Folge. 


43 Hegemonie wird hier - im Gegensatz zu Imperialismus-Konzepten - als die »fortschrittlichere« 
Herrschaftskonzeption verstanden, bei der die dominante Nation in ihrem strategischen Verhal- 
ten ihre Interessen unter partieller Berücksichtigung der Interessen der anderen Akteure durch- 
setzt. Vgl. dazu u.a. Hübner (1990), besonders S. 79. 


H40 ; Wilfried Karl 


Ob, wieweit und mit welchen Mitteln von Seiten der Bundesrepublik im europäi- 
schen Rahmen Machtpolitik betrieben wird, müssen detaillierte Untersuchungen 
in verschiedenen Politikfeldern zeigen. Als sicher kann gelten, daß eine mögli- 
che Machtpolitik von seiten der BRD gegenüber den europäischen Nachbarn 
nicht in Form militärischer Aggression stattfinden wird. Dafür sind weder das 
Interesse, noch die Notwendigkeit noch die materiellen oder gesellschaftlichen 
Grundlagen vorhanden. Insofern sind Befürchtungen, wie sie sich in bezug auf 
das neue Deutschland im Schlagwort des heraufziehenden »4. Reiches« kristalli- 
sierten, zu alarmistisch. Angesichts der tatsächlich historisch zu nennenden Ver- 
änderungen in Europa sind aber einfache Fortschreibungen der bisherigen Er- 
kenntnisse zur bundesdeutschen Außen- und Sicherheitspolitik nicht adäquat. 
Aus friedenspolitischer Sicht wäre aber selbst die feste strukturelle Einbindung 
der BRD in die EG oder auch die Auflösung aller (west-Jeuropäischen National- 
siaaten in einem Bundesstaat nur das kleinere Übel, wenn damit nicht eine 
grundlegende Neuorientierung der Außen- und Sicherheitspolitik einherginge: 
Denn Friedenspolitik kann unter den Bedingungen globaler Verflechtungen nicht 
mehr und zukünftig immer weniger nur in und für Europa gemacht werden. 
Vertreter einer »verantwortlichen Machtpolitik« betrachten nun Zusammen- 
schlüsse wie die EG als notwendiges, weil den internationalen Verfliechtungen 
entsprechendes gemeinschaftliches Instrument, das »das Machtpotential der be- 
teiligten Staaten teilweise absorbiert, neutralisiert, integriert (hat) zugunsten 
kollektiver Machtsteigerung«. (Schwarz 1985a: 75) Es gibt aber - insbesondere 
nach dem letzten Golf-Krieg - wenig Hinweise darauf, daß eine Mehrheit der 
politischen Eliten und der Bevölkerungen in den hochindustrialisierten Staaten 
gewillt ist, eine qualitativ neue, d.h. auf die einseitige (notfalls mit Gewalt er- 
folgende) Interessendurchsetzung verzichtende Außenpolitik v.a. gegenüber den 
Staaten in der Dritten Welt zu betreiben. Im Gegenteil: Das Scheitern des real 
existierenden Sozialismus in Osteuropa wird im Westen mehrheitlich als Bestäti- 
gung des eigenen Gesellschaftssystems interpretiert. Ausgeblendet wird dagegen, 
daß das kapitalistische-industrielle Gesellschaftssystem im Grunde auch geschei- 
tert ist, weil es auf der Ausbeutung der Dritten Welt und der Natur beruht, und 
damit »notfalls« gewaltsam auszutragende Konflikte (mit-) verursacht und sogar 
die natürlichen Lebensgrundlagen zu zerstören droht. Eine Politik, die keine 
grundlegende andere Richtung einschlägt, ist weder eine rationale Sicherheits-, 
geschweige denn Friedenspolitik zu nennen. 


44 Vgl. z.B. Rittberger (1990c) und Wolf (1991), die dies - wenn auch vorsichtig und bezogen auf 
die grundsätzlichen Orientierungen - tun. Die Ansätze, die die ökonomisch dominante Stellung 
der Bundesrepublik im westlichen Teil Europas nicht nur für unbedenklich, sondern eine eben- 
solche Position für Gesamteuropa für notwendig und sogar wünschenwert halten, weil die für 
Wachstum und Stabilität einer Region notwendigen Funktionen nur durch eine überragende 
Wirtschaftsmacht erfüllt werden können, sind für eine realitätsgerechte Analyse weitgehend un- 
geeignet; denn die Theorien zur hegemonialen Stabilität sind eindimensional ökonomistisch und 
blenden andere Dimensionen der internationalen Beziehungen und die negativen Begleiterschei- 
nungen per definitionem aus oder erklären sie im Hinblick auf das höhere Ziel »Stabilität« für 
unvermeidbar. Vgl. z.B. Rode (1991), zur ausführlicheren Kritik daran Statz (1991). 
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Alex Demirovic 
Okologische Krise und die Zukunft der Demokratie 


Zusammenfassung: Das prekäre Verhältnis von ökologischer Krise und Demo- 
kratie verlangt nach demokratietheoretischen Lösungen. Im folgenden Beitrag 
werden zwei Ansätze zu einer ökologischen Verfassungstheorie diskutiert. Vor 
allem deren ökologische Modellbildung erweist sich, mit Blick auf das Projekt 
gesellschaftlicher Demokratie, als unzulänglich. Demgegenüber wird vorge- 
schlagen, gestützt auf einen Begriff gesellschaftlicher Naturverhältnisse, die 
Ausdifferenzierungslogik industrieller Gesellschaften zu demokratisieren. 


I. 


Seit längerem ist der Wohlfahrtsstaat in der Krise. Sie resultiert aus den inneren 
Widersprüchen und der Dynamik des Klassengegensatzes, dem er in den vergan- 
genen Jahrzehnten mehr oder weniger erfolgreich die Form einer kompromißori- 
entierten Beteiligung der Arbeiterklasse an den gesellschaftlichen Entscheidun- 
gen gab. Wesentliche Merkmale des Kompromisses waren stetiges ökonomisches 
Wachstum durch die Steigerung der Massenkaufkraft, die Ausbildung kollektiv 
verbindlicher Normalbiographien und sozialstaatliche Sicherheitsgarantien. Aus- 
gehandelt wurde dieser Kompromiß (zumindest in der Bundesrepublik) in der 
Form korporatistischer Absprachen zwischen staatlicher Administration, Ver- 
bänden und Parteien. Für die Vertretungsorgane der Arbeiterklasse hatte diese 
Form der Interessendurchsetzung eine nachhaltige Vereinheitlichung der Interes- 
sen und Repräsentationsformen und eine Bürokratisierung der Gewerkschaften 
und eine Umwandlung der SPD zur Volkspartei zur Konsequenz. 

Die Krise der sich mittels wohlfahrtsstaatlicher Interventionen reproduzierenden 
Gesellschaft entfaltete sich in unterschiedlichen Rhythmus in jedem ihrer ver- 
schiedenen sozialen Bereiche. Dies gilt - politisch aktualisiert durch die neuen 
sozialen Protestbewegungen - für den gesamten Bereich der Produktionsbedin- 
gungen (vgl. O'Connor 1988) in dreierlei Hinsicht: Der keynesianisch-fordisti- 
sche Klassenkompromiß stützte sich erstens wesentlich auf den Mechanismus 
von Nachfragesteigerung breiter Konsumentenschichten und progressive Pro- 
duktivitätssteigerung - ein Mechanismus, der in hohem Maße zur irrationellen 
Verwendung nicht-regenerierbarer natürlicher Ressourcen führt. Staatliche Inve- 
stitions- und Sozialprogramme, mit denen wesentliche Ziele des wohlfahrtsori- 
entierten Klassenkompromisses verwirklicht und erhalten werden sollten (Wohn- 
ungs-, Straßenbau, Intensivierung der landwirtschaftlichen Produktion), zerstör- 
ten zweitens ökologische Systeme. Schließlich werden drittens in einer Vielzahl 
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von Produktionsverfahren und bei den Produkten selbst die ökologischen, gesell- 
schaftlichen und individuellen Folgen nicht oder nur in geringem Maße beachtet. 
Die Krise des Wohlfahrsstaates besteht nun im besonderen darin, daß seine In- 
terventionsinstrumentarien, Koordinationsmechanismen und Partizipationsfor- 
men, die sich während der vergangenen Jahrzehnte ausgebildet haben, angesichts 
der neuartigen und durch den wohlfahrtsstaatlich organisierten Klassenkompro- 
miß produzierten gesellschaftlichen Probleme versagen. Vor allem haben sich 
die Interessenlagen der Kompromißparteien und damit die Parameter der sozialen 
Auseinandersetzungen selbst verschoben. Für die Kapitalseite sind die Fest- 
schreibungen der Kompromisse der vergangenen Jahrzehnte zu einer Fessel ge- 
worden: Die wohlfahrtsstaatlichen Prioritäten mit ihrer Subventions-, Investiti- 
ons- und Sozialpolitik verhindern eine flexible Reaktion auf die Krise, neue 
Marktkonstellationen und neue Technologien. Die Gewerkschaften reagieren in 
der Regel defenstv mit der Verteidung früherer Errungenschaften, doch auch sie 
sind gezwungen, zur Kenntnis zu nehmen, daß alte Strategien durch neue Kräf- 
tekonstellationen ihre Wirksamkeit verloren haben. Traditionelle Formen staatli- 
cher Interventionen sind also von der Kapitalseite in vielen Hinsichten nicht er- 
wünscht, weil sie einen alten Zustand eher erhalten. Darüberhinaus aber reichen 
die rechtlichen und monetären Steuerungsmittel staatlich- administrativer Politik 
an die perversen Effekte ihrer eigenen Steuerungsversuche nicht heran. Staatliche 
Politik ist - und daran hat sich seit den ersten Beobachtungen von Marx zur 
Selbstreferenz staatlicher Bürokratien wenig geändert - der Tendenz nach irratio- 
nal, da sie nicht weiß, »mit welcher Gesellschaft sie es zu tun hat« (Luhmann 
1987, 127ff.). In der Krise des Wohlfahrtsstaats überlagern sich demnach also 
mindestens drei Krisenprozesse: Krise in den Produktionsbedingungen, Krise im 
Gleichgewicht des Klassenkompromisses und Krise der Staatsinterventionen. 

Mit der Krise staatlicher Politik wird auch die staatlich zentrierte Form demo- 
kratischer Willensbildung, die darauf zielt, ın den staatlich-administrativen Ent- 
scheidungsprozeß eine Vielzahl unterschiedlicher gesellschaftlicher Gesichts- 
punkte einzubringen, prekär. Dabei handelt es sich nicht allein darum, daß die 
rechtlich vermittelte Selbstregulierung der Gesellschaft irrational ist, insofern sie 
an die Vielzahl gesellschaftlicher Bereiche (Produktionsverfahren, Produkte, 
kollektiver und individueller Konsum) nicht heranreicht, in denen ökologische 
Probleme entstehen. Rechtsnormen und die von ihnen nach Konditionalpro- 
grammen gesteuerte Eingriffsverwaltung erscheinen angesichts komplexer Tech- 
nologien und ausschließlich technisch- wissenschaftlicher Problemdefinitionen 
schlicht antiquiert (vgl. Wolf 1987; Blanke 1986). Mehr noch als in dieser sach- 
lichen Dimension - aber eng damit zusammenhängend - entgleitet der kapitalisti- 
schen Gesellschaft der zeitliche Selbstbezug mittels einer rechtlich kodifizierten 
„ demokratischen Willensbildung in der Form der parlamentarisch-repräsentativen 
“ Demokratie (Preuß 1984). Haben nämlich ökologische Schäden, Risiken und 
* Gefahren häufig eine zeitliche Reichweite von vielen zehntausend Jahren, so ist 
“der Zeithorizont der gegenwärtig vorwiegenden demokratischen Verfahren auf 
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vielleicht zwei bis drei Legislaturperioden beschränkt. Da sie damit aber noch 
den Zukunftsprojektionen der Industrie hinterherhinken, kann von Steuerung, 
gar demokratisch bestimmter Steuerung gesellschaftlicher Naturaneignung - die 
allerdings gegenwärtig weitgehend in industriell-kapitalistischer Form stattfindet 
- eigentlich keine Rede sein. 

Bei der Frage nach der Zukunft der Demokratie handelt es sich also um die 
Frage nach zwei Zeithorizonten, die gegenwärtig im Begriff sind, sich zu ent- 
schränken. Nur wenn es gelingt, das Problem des sehr weit ausgreifenden Zeit- 
horizonts der Formen des gesellschaftlichen Naturverhältnisses und die ıhn ge- 
genwärtig so bedrohlich erscheinen lassenden ökologischen Krisenprozesse an- 
gemessen zu lösen, wird Demokratie, also die selbstbestimmte Koordination so- 
zialer Kollektive, eine Zukunft haben. Doch kann das Problem auch genau um- 
gekehrt formuliert werden: Nur ihre Zuknft offen aushandelnden und bestim- 
menden, also selbstbestimmten Vergesellschaftungsformen wird es möglich sein, 
die verschiedenen gesellschaftlichen Naturverhältnisse in den Koordinations- und 
Verallgemeinerungsprozeß von unterschiedlichen kollektiven Lebensweisen mit- 
einzubeziehen und die Usurpation des Zukunftshorizonts und ökologische Kri- 
senprozesse zu verhindern. 

Im folgenden möchte ich zwei kritisch- gesellschaftstheoretische Ansätze zu ei- 
ner ökologisch orientierten Verfassungstheorie diskutieren. Sie versuchen, die 
Gesichtspunkte Ökologie und Demokratie verfassungstheoretisch zu integrieren 
und theoretisch zur Entwicklung demokratischer Institutionen beizutragen, die 
eine ausreichende Interventionstiefe haben, um ökonomische, technische und 
ökologische Entwicklungen zu steuern und die Langzeitfolgen der gesamtgesell- 
schaftlichen Entwicklung wie der staatlichen Interventionen reflexiv zu berück- 
sichtigen; Institutionen, die gleichzeitig die Staatseingriffe zur Disposition kol- 
lektiver Entscheidungen stellen. Ziel dieser Vorschläge ist es, die Veränderun- 
gen des gesamten gesellschaftlichen Bezugssystems auch in der Verfassungstheo- 
rie zu berücksichtigen, die mit ihren Freiheitsverbürgungen und Verfahrensnor- 
men die demokratische Koordination unterschiedlicher sozialer Interessenlagen 
gewährleistet, indem sie den Erwartungs- und Entscheidungshorizont der sozia- 
len Akteure stabilisiert. Neue Problemlagen, soziale Verhältnisse und Hand- 
lungsmuster lassen sich nicht ohne weiteres im Rahmen tradierter Normsysteme 
regeln. Von den hier erörterten Ansätzen wird eine neue Entwicklungsstufe des 
bürgerlichen Staates ins Auge gefaßt, der die negativen Folgen sozialstaatlicher 
Interventionen in die weiteren Entscheidungs- und Ausführungsprozesse reflexiv 
einbezieht und darüber hinaus sıch an ökologischen Gütekriterien orientiert. Ich 
möchte zeigen, daß beide Ansätze das Problem der Integration von staatlicher 
Steuerung (unter der Voraussetzung einer kapitalistischen Gesellschaft), Demo- 
kratie und Ökologie nicht lösen. Danach möchte ich einen gesellschaftstheoreti- 
schen Hinweis geben, in welche Richtung sich demokratietheoretische Überle- 
gungen von marxistischer Seite orientieren müßten, die zu einer Lösung der ge- 
genwärtige Krise des gesellschaftlichen Naturverhältnisses beitragen wollen. Da- 


dd6 Alex Demirovic 


bei teile ich ausdrücklich die Annahme der hier diskutierten Autoren, daß ein 
solcher Beitrag sinnvoll ist, weil 'die Zeit drängt’; d.h. es erscheint nicht sinn- 
voll, einem Revolutionsmodell nachzufolgen, das die Lösung sämtlicher gesell- 
schaftlicher, also hier ökologischer Probleme von der Abschaffung kapitalisti- 
scher und der Einrichtung öko-sozialistischer Produktionsverhältnisse erwartet. 
Vielmehr könnte eine Strategie zur Lösung Ökologischer Probleme selbst zu ei- 
ner demokratischen Transformation der kapitalistischen in vergesellschaftete und 
den kollektiven Willensbildungsbildungsprozessen unterworfene Produktions- 
verhältnisse beitragen. 


H. 


Erstens. Eine Möglichkeit, ökologische Gesichtspunkte in demokratische Ver- 
fahren und staatliche Entscheidung und Implementation zu integrieren, besteht 
darin, rechtsstaatliche Prinzipien auf die Natur auszudehnen. Diese Option hat 
Thomas Blanke in Vorüberlegungen zu einer ökologischen Verfassungstheorie 
auszuarbeiten versucht. 

Gegen eine von Marcuse inspirierte Kritik, wonach die Rechtsgemeinschaft mit 
der Natur nur die ohnehin bestehende Vergesellschaftung der Natur, also ihre 
Unterwerfung unter den bestehenden Mechanismus der Kapitalverwertung sanık- 
tionieren würde, betont Blanke die immanente Beziehung von Natur und Gesell- 
schaft: Aufgrund des fortgeschrittenen Standes der Naturbeherrschung ist Natur 
schon längst ein Moment der Gesellschaft. Sollen die negativen Folgen des bis- 
herigen gesellschaftlichen Selbstbezugs vermittels Natur überwunden werden, so 
muß der bislang externalisierte Bereich Natur bewußt zum Gegenstand rechtli- 
cher Regelung gemacht werden. Damit kann Blanke das Problem verschieben. 
Denn nun geht es aus seiner Sicht eher darum, wie das Rechtsssystem so dyna- 
misiert werden kann, daß es neuartigen gesellschaftlichen Problembereichen, 
dem ökologischen nämlich, gewachsen ist. 

Der gesellschaftliche Entwicklungsprozeß ist nicht durch systemisch bestimmte, 
unveränderliche Gesetze festgelegt, sondern immer durch die Handlungen von 
Akteuren vermittelt, die sich ihrerseits an den Normen einer universalistischen 
Moral orientieren, auf die im Streitfall Bezug genommen werden kann. Eine auf 
rationale Begründung von Handlungen gegründete, nach Rechtsstaatsprinzipien 
von Freiheit und Gleichheit verfasste Gesellschaftsordnung kann nicht »als kon- 
krete, inhaltlich richtige Ordnung« aufgefasst werden, sondern »allein als ergeb- 
nisoffener Prozeß eines Verfahrens unter gleicher Beteiligung aller, die es an- 
geht« (Blanke 1985, 402). Die existierenden, vernunftrechtlich begründeten Ver- 
fassungsprinzipien gewährleisten also an sich ein ausreichendes Rationalitätspo- 
tential der demokratischen Entscheidungsverfahren. Sie bieten die Gewähr nor- 
mativer Kriterien, die gegen die legale Festschreibung spezifischer gesellschaftli- 
cher Verhältnisse, die die Freiheit und Autonomie der Einzelnen einzuschränken 
drohen, in Anspruch genommen werden können. Damit verhindern sie dem 
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Prinzip nach eine Selbstblockierung rechtsstaatlicher Verfahren in inhaltlichen 
und substantialisierten Bestimmungen und garantieren - was im Hinblick auf den 
Bau von Atomkraftwerken oder die Zerstörung von ökologischen Systemen be- 
deutsam ist - ein hohes Maß an Reversibilität des politischen Entscheidungspro- 
zesses; d.h. eine Offenheit der Zukunft, in der sich neu bildenden Interessenla- 
gen ausreichend Zeit gelassen ist, sich ihrerseits zu einer demokratischen Mehr- 
heit auszubilden und vorangegangene Entscheidungen rückgängig zu machen. 
Die Inanspruchnahme der kontrafaktischen, hypothetischen Normen der Ver- 
nunftmoral stellt gleichwohl keine Bedrohung der legalen Ordnung dar, weil sie 
als Legitimation in das Rechtssystem als Verfassungsordnung integriert sind. 
Durch den Einbau der Legitimität der Rechtsordnung in diese selbst entsteht eine 
Dynamik auf höherer Stufe. Denn das Legalitätssystem wird durch den 
Anspruch der Individuen, sich seinen normativen Grundlagen von Freiheit und 
Gleichheit entsprechend zu entwickeln, ständig von neuem aufgestört und 
gezwungen, sıch weiter zu entwickeln - und wo es dies nicht tut, beschwört es 
ernsthafte gesellschaftliche Konflikte herauf. Aus der inneren Dynamik des 
modernen bürgerlichen, vernunftrechtlich begründeten Rechtssystem läßt sich, 
so Blanke, eine nach selbst noch dem Rechtssystem immanenten Gesichtspunkten 
gesteuerte Überschreitung von Herrschaft erwarten, da das Rechtssystem sich auf 
immer höhere Niveaus entwickeln wird, um ein Auseinanderbrechen von 
Legalität und Legitimität zu verhindern (vgl. ebd., 414f.). 

Eine Gefahr für diese historische Dynamik resultiert in der Bundesrepublik, wie 
Blanke im Anschluß an eine seit vielen Jahren geäußerte Kritik am Rechtssystem 
der Bundesrepublik meint, aus den Legitimitätsvorstellungen des Bundesverfas- 
sungsgericht. Die Zusammenfassung tragender Verfassungsprinzipien zur »frei- 
heitlich demokratischen Grundordnung« durch das BVG - bei aller Fortschritt- 
lichkeit, die »die selbstreflexive Festschreibung der gesellschaftlichen Funktions- 
mechanismen in der Gestalt eines verbindlichen Legitimitätskanons« bedeutet 
{ebd., 417) - weist die »Definitionsmacht über Inhalt und Grenzen demokrati- 
scher Legitimität als staatliches Monopol« aus (ebd.). Damit wird, Blanke zufol- 
ge, der demokratische Konstitutionsprozeß der Tendenz nach umgekehrt und die 
Entfaltung des Prinzips der demokratischen Selbstregierung nicht nur behindert, 
sondern hinter der Substantialisierung zum Verschwinden gebracht. Dieses Prin- 
zip läßt sich jedoch gegenüber vorschnellen und politisch interessierten materia- 
len Festschreibungen nur durch Verfahrensoffenheit und Reversibilität gewähr- 
leisten. 

Zu diesen Überlegungen möchte ich einige kritische Bemerkungen machen. 
Blanke kann mit seinen Überlegungen zu einer vernunftrechtlich begründeten 
und verfahrensförmig organisierten Verfassung zeigen, daß die bürgerlichen 
Rechtsprinzipien keineswegs lediglich ein weiteres Mittel zur Unterdrückung 
von Natur und zur Ausdehnung von Vergesellschaftung sind. Doch ist nicht er- 
sichtlich, in welcher Weise eine solche Verfassung in besonderer Weise als 
ökologisch ausgezeichnet werden kann. Denn eine nach vernunftrechtlichen 


448 Alex Demirovic 


Prinzipien konstruierte Verfassung kann allenfalls eine »normative Schranke ge- 
genüber dem industriellen ‘Autismus! gegenüber Natur und Umwelt« errichten 
(ebd., 402). Da die rechtsförmigen Verfahren inhaltlich nicht bestimmt sind, 
wird eine Schranke nur dann und in dem Maße errichtet, wie Bürger ihre Stim- 
me für ökologische Interessen’ erheben. Weder läßt sich also eine inhaltliche 
Orientierung der Verfassung an der Ökologie begründen noch, daß in die forma- 
len Verfahren automatisch auch ökologische Gesichtspunkte in einer besonderen 
Weise eingehen - 'Natur' braucht quasi gar nicht berücksichtigt zu werden, weil 
sie schon vergesellschaftet ist. Daraus folgt: Auch ein nach Vernunftprinzipien 
in höherem Maße prozeduralisiertes Verfassungssystem reicht an die ökologische 
Krisenlage nicht heran. 

Blanke hält die Spannung von Legitimität und Legalität des bestehenden Verfas- 
sungssystem für so dynamisch, daß es auf ökologische Problemlagen angemessen 
reagieren kann - solange es eben nicht auf bestimmte Werte festgeschrieben 
wird. Doch sind Zweifel an der dynamischen Dimension des Verfassungssystems 
angebracht, in der sich Lernvorgänge der Verfassung und die Umstellung auf 
umfassendere Zeitperspektiven abspielen. Blanke geht davon aus, daß die 
Rechtsordnung durch die Inanspruchnahme der ihm innewohnenden Prinzipien 
ständig von neuem verflüssigt und angetrieben wird, ein höheres gesellschaftli- 
ches Lernniveau zu erreichen. In diese Konstruktion gehen geschichtsphiloso- 
phisch bestimmte, finalistische und teleologische Grundannahmen ein, wonach 
die Entwicklung des Rechtssystems ausschließlich durch die immanente Dyna- 
mik der Freiheits- und Gleichheitspostulate des bürgerlichen Vernunftrechts be- 
stimmt ist. Damit aber werden die Möglichkeiten gesellschaftlichen Lernens be- 
schränkt, da sie auf die einzige Dimension der Realisierung von Freiheit und 
Gleichheit festgeschrieben sind. Gerade diese Dimension weist aber einen stati- 
schen Aspekt auf. Es ist unstrittig, daß die moderne bürgerliche Gesellschaft 
durch den Gegensatz von normativen Ansprüchen und einer dieser nicht ange- 
messenen Wirklichkeit gekennzeichnet ist. Allerdings ist nicht ohne weiteres 
beweisbar, daß die sich daraus ergebende Dynamik einer ökologischen und de- 
mokratischen "Verbesserung' der kapitalistischen Gesellschaft tatsächlich das Er- 
gebnis zeitigt, das man sich vom Einholen der Normen erwartet. Denn die Be- 
ziehung von Norm und Wirklichkeit läßt sich selbst als ein spezifisches, soziales 
Verhältnis kapitalistischer Gesellschaft auffassen. Es handelt sich gewissermaßen 
um eine »leere« Dynamik, die ein sehr grundlegendes politisches Problem auf- 
wirft, So wird in der demokratietheoretischen Diskussion festgestellt, daß gerade 
die Versuche zur Realisierung von Freiheit und Gleichheit, wie sie die bürgerli- 
che Gesellschaft seit der Französischen Revolution kennt, umschlagen ın Totali- 
tarismus. Marx hat deswegen seit seiner Kritik an der Politik der Jakobiner da- 
von Abstand genommen, Sozialismus als Realisierung der Normen von Gleich- 
heit und Freiheit aufzufassen (Marx 1953, 160; vgl. auch Maihofer 1991; Demi- 
rovic 1988). Aus dieser kritischen Sicht ergibt sich die Vielzahl von Problemen, 
die unter dem Stichwort der ökologischen Krise zur Diskussion stehen, gerade 
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aus jenem Typ der Fortschrittsdynamik und Evolutionslogik, der in der Span- 
nung von bürgerlichen Normen und Wirklichkeit auf jedem Niveau der kapitali- 
stischen Entwicklung von neuem reproduziert wird. Die Fortschrittskritik der 
Kritischen Theorie hat trotz ihrer Orientierung an frühbürgerlichen Normen zu 
Recht sehr nachhaltig betont, daß der Fortschritt im Typ des Fortschritts selbst 
liegen muß (Benjamin 1974; Horkheimer 1937; Horkheimer, Adorno 1987). 
Das bürgerliche Recht kann aber eben nur in der Spannung von vernunftrechtli- 
cher Norm und positivem Gesetz operieren. Da es, auch Blanke zufolge, von den 
geselischaftlichen Explikationen und der konkreten Inanspruchnahme dieser 
Normen abhängig ist, verfügt es nicht über die Parameter seiner inneren Dyna- 
mik. Eine Rechtstheorie, die diese Kritik am rechtlich codierten Spannungsver- 
hältnis von Norm und Wirklichkeit nicht ihrerseits reflexiv berücksichtigt, 
schreibt den Lerntyp der kapitalistischen Gesellschaften von vornherein finali- 
stisch auf die Realisierung bürgerlicher Legitimitätsstandards fest. 

Erwähnt werden soll hier am Rande, daß Blanke mit seiner Position theoretisch 
die demokratische Konzeption der »Grünen« zusammenfaßt. Die »Grünen« kriti- 
sieren an der herrschenden Form der parlamentarisch-repräsentativen Praxis die 
Blockierung und Verhinderung einer offenen und öffentlichen Willensbildung 
und Beteiligung aller. Ihr Ziel ist es, die parlamentarischen und repräsentativen 
Kanäle neu zu Öffnen bzw. neue zu schaffen, in denen auf möglichst unver- 
fälschte Weise Meinungen und Interessen in die Diskussion gebracht werden 
können. Nur eine solche Öffnung des politischen Systems, so die zugrundlie- 
gende Vorstellung, verschafft diesem ein ausreichendes Maß an Flexibilität, für 
neu anstehende - und das heißt vor allem: ökologische - Probleme ausreichend 
responsiv zu sein. Die »Grünen« gehen von der demokratietheoretisch eher be- 
zweifelbaren Annahme aus, derzufolge eine höhere Durchlässigkeit der öffentli- 
chen Willensbildung zwangsläufig zu einer stärkeren Berücksichtigung ökologi- 
scher Interessen führen würde, weil die unmittelbaren Lebensinteressen der Be- 
völkerung zur Geltung gebracht werden könnten. Die politiktheoretischen An- 
nahmen der »Grünen« sind in mehreren Hinsichten unplausibel: Dies gilt 
zunächst für die Annahme, daß die Schließung der ideologiekritisch vermerkten 
Lücke von bürgerlichen Verfassungsnormen und gesellschaftlicher Realität der 
Bundesrepublik bereits schon zu einer so hohen Durchlässigkeit der staatlichen 
Institutionen führt, daß eine Reorganisation von demokratischen Verfahren und 
Institutionen sich erübrigt und Entscheidungen im Hinblick auf langfristige 
ökologische Problemiagen ermöglicht werden - das Problem der Implementation 
und staatlicher Steuerung wird dabei einfach außer Acht gelassen. Zweitens wird 
ein klassisches Dilemma der Demokratietheorie ignoriert und daher angenom- 
men, daß die demokratische Entfaltung von Interessen quasi-automatisch zu ei- 
ner ökologischen Gemeinwohlorientierung beiträgt, daß also, mit anderen Wor- 
ten, 'unverfälschte' Mehrheitsentscheidungen auch vernünftig seien. Schließlich 
wird ignoriert, daß der Rückgriff auf Lebensinteressen auch antidemokratische 
Konsequenzen haben kann, denn er bedeutet eine Naturalisierung der Politik, 
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insofern diese nicht zum Gegenstand demokratischer Diskussions- und Aus- 
handlungsprozesse gemacht werden können (vgl. kritisch Becker 1984). 


Zweitens. Der Ansatz von Blanke steht hier für eine theoretische Strategie, die 
die staatliche Bewältigung der ökologischen Krise im Rahmen einer demokrati- 
schen Verfassung durch die Erweiterung der Verfahrensrationalität des Rechts- 
staats für bewältigbar hält. Ulrich Preuß verfolgt mit seinem Ansatz, den ich im 
folgenden darstellen möchte, genau die umgekehrte Strategie. Denn er hält es für 
geboten, daß die ökologischen Krisenphänomene direkt in die Problemlösung 
eingehen und ihre »Eigenart auch den Charakter dieser Problemlösung« bestim- 
men kann(Preuß 1987, 158). 

In seiner Rekonstruktion bestand die bisherige Funktion rechtsstaatlicher Verfas- 
sungen darin, gegensätzliche gesellschaftliche Interessen durch Verfahren und 
Institutionen zu vermitteln, in denen sich gesellschaftliche Interessen in politi- 
sche Herrschaft transformieren und rationalisieren ließen. Ein Typus linker Ver- 
fassungstheorie, der sich während der letzten Jahrzehnte weitgehend an dem 
wachstumsorientierten Klassenkompromiß orientierte und die Artikulations- und 
Durchsetzungsmöglichkeiten der Arbeiterbewegung zu erhalten oder zu erwei- 
tern strebte, dabei aber notwendigerweise die Externalisierung aller negativen 
Wachstumsfolgen und ihre Kumulation zu ökologischen Krisentendenzen igno- 
rierte, läßt sich nicht länger fortsetzen. Soll »demokratische Emanzipation und 
Selbstbestimmung überhaupt wieder als wirkungsmächtiges Projekt entwickelt 
werden können« (Preuß 1985, 77), ist es nötig, Zeit zu gewinnen und die Zu- 
kunft für Revisionen bisheriger Entscheidungen und für neue demokratische Op- 
tionen offen zu halten. Preuß vermutet, wie auch Blanke, daß dies nur gelingt, 
wenn die Lernkapazität der Verfassung durch ein neues institutionelles Design 
gesteigert wird, das die Bedingungen des Prozesses, »in dem die Gesellschaft 
ihre eigenen Grundstrukturen ständig revolutioniert« (ebd., 78), mitberücksich- 
tigt. Verfassung würde reflexiv, weil sie - flexibel auf neue Problemlagen rea- 
gierend - sich gemäß ihren eigenen Prinzipien ständig verändern würde: »Die 
Verfassung selbst würde sich dabei ständig ändern, so daß man pointiert sagen 
könnte, daß eine Verfassungstheorie eine Theorie der kontrollierten Verfas- 
sungsänderung wäre.« (Ebd.) Verfassung wäre also nicht nur offen für neu ent- 
stehende Problemlagen, sondern nähme mit einer weitausgreifenden, auf reflexi- 
ves Lernen eingestellten Zeitperspektive eine globale Steuerungsfunktion der ge- 
sellschaftlichen Entwicklung wahr, die das Recht in der Geschichte der bürgerli- 
chen Gesellschaft vielleicht immer angestrebt, aber bislang nie erreicht hat. 

Nur eine solche »reflexive Verfassung«, die verfahrensförmig ihre eigenen Ver- 
fahren zur Disposition demokratischer Entscheidung stellen kann, gewährleistet 
ein ausreichend hohes Lernniveau und die erforderliche Offenheit für gesell- 
schaftliche Zukunftsprobleme. Damit aber wird einem der entscheidenden Desi- 
derate der modernen bürgerlichen Demokratie entsprochen: dem der Reversibi- 
lität von Entscheidungen. Denn selbst wenn keine Katastrophe als Resultat neue- 
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rer Technologien, Ressourcenausbeutung und Umweltzerstörung eintritt, ist es 
doch mit den Prinzipien rationaler und demokratischer Entscheidungsverfahren 
unvereinbar, daß eine möglicherweise historisch transitorische Produktionsweise 
und eine bestimmte Konfiguration verfassungsmäßig umschriebener gesellschaft- 
licher Entscheidungensmechanismen die Zukunft vieler Generationen festlegen 
und begrenzen, Reversibilität also geradezu verunmöglichen kann. Dem Modell 
einer reflexiv gewordenen Verfassung zufolge werden Risiken nicht mehr länger 
auf zukünftige Generationen abgewälzt, vielmehr werden sie als stumme Teil- 
nehmer in heutige demokratische Entscheidungsprozesse institutionell mit einbe- 
zogen (vgl. Preuß 1984, 237). 

Die Argumentation von Preuß ist bis zu diesem Punkt insgesamt prozedurali- 
stisch und gibt noch keinen Grund dafür an, warum Rationalität und Lernfähig- 
keit einer höherstufigen Verfassung sich erst aus einem ökologischen Parameter 
ergibt. In seiner Erläuterung des Begriffs der ökologischen Demokratie macht 
Preuß dies selbst deutlich. Sein trivialeres Argument geht nämlich dahin, daß der 
Mensch als Sozialwesen Nutzungsansprüche an den Naturhaushalt stellt, die den 
Menschen als Naturwesen bedrohen. Lernfähigkeit bezieht sich ın diesem Fall 
lediglich auf die reflexive Berücksichtigung eines gerechtfertigten menschlichen 
Interesses. Dies läuft, wie im Vorschlag von Blanke, auf die Vermeidung von 
ökologisch falschen politischen Entscheidungen hinaus, indem demokratisch 
vertretene Voten in höherem Maße in den politischen Prozeß einbezogen wer- 
den, setzt aber voraus, was in der verfassungstheoretischen Argumentation ge- 
rade nicht vorausgesetzt werden darf, daß sich nämlich gesellschaftliche Gruppen 
und Individuen ständig für ökologische Probleme engagieren möchten. Die 
rechtliche Kodifizierung soll jedoch vor allem dieses Dauerengagement überflüs- 
sig machen und die sozialen Akteure entlasten, indem sie eine positive Steue- 
rungsfunktion wahrnimmt. 

Erst mit zwei weiteren Argumenten, die den Begriff der Reflexivität unter öko- 
logischen Gesichtspunkten präzisieren, gibt Preuß Hinweise auf positive Merk- 
male einer spezifischen ökologischen Demokratieauffassung. Zunächst einmal 
kann seiner Meinung nach die Beziehung des Menschen zur Natur ökologisch 
sein, sofern sich »der Mensch als Teil des Naturhaushalts begreift und seine 
Austausch- und Interaktionsbeziehungen zu den anderen Elementen dieses Haus- 
halts nach dem Prinzip der Selbstreproduktion dieses Gesamtsystems organi- 
siert«. Über das bloße Vermeidungsverhalten schädlicher Eingriffe in den Natur- 
zusammenhang bezeichnet der Begriff der ökologischen Demokratie das Problem 
einer menschlichen Vergesellschaftungsform, die sich der Tatsache bewußt zu 
sein hätte, Teil integrierter ökologischer Kreisläufe zu sein. Preuß selbst entwic- 
kelt dieses Argument nicht weiter. Soweit es gegenwärtig ausgearbeitet ist, er- 
gibt sich allerdings der Einwand, daß hier nicht der Vergesellschaftungsgrad der 
Natur berücksichtigt, sondern umgekehrt Gesellschaft in Natur aufgelöst wird. 
Die ökologische Integration des modernen Rechtsstaats würde rechtlichen Nor- 
men ihren historischen Charakter der Aushandelbarkeit nehmen, und die Gefahr 
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entstünde, daß jede Rechtsverletzung den schicksalsschweren Charakter der 
Verletzung von Naturgesetzen erhielte. 

Das dritte Argument schließlich geht umgekehrt dahin, daß das gesellschaftliche 
Leben nach ökologischen Gesichtspunkten ausgestaltet sein sollte, d.h. die Sozi- 
albeziehungen also die Entfaltung der menschlichen Zivilisation zu begünstigen 
hätten. Als günstig kann - analog zu Ökosystemen - eine geglückte Kombination: 
von Bewahrung zivilisatorischer Errungenschaften mit der »ungebundenen Po- 
tentialität der Veränderung« gelten, die sich aus der Flexibilität der Menschen 
ergibt. Gleichfalls analog zu Ökosystemen gilt ein hohes Maß an kultureller Di- 
versität als Zeichen einer sehr großen Flexibilität und Anpassungsfähigkeit an 
Veränderungen. Ökologische Demokratie trägt wesentlich zur Erhaltung dieser 
Flexibilität bei, die der menschlichen Zivilisation erlaubt, »ihre Selbstverände- 
rung zu steuern«. Damit will Preuß aber über die Vorstellung hinausgehen, wo- 
nach eine Verfassung nur den Ausgleich von widersprüchlichen Interessen und 
die Koordination von Zukunftsentwürfen der verschiedenen Machtblöcke organi- 
siert. Gesellschaftliche Veränderungen, die sich als Resultante konkurrierender 
Machtpositionen ergeben, können seiner Meinung nach nicht als Lernprozesse 
bezeichnet werden. Das Modell von check und balances, von Macht und Ge- 
genmacht mache lernunfähig und gewährleiste keine ausreichende Offenheit und 
Flexibilität im Sinne von »Veränderungspotentialität«. Ökologisch strukturierte 
demokratische Institutionen müssen auf den offenen Umgang mit Ungewißheit, 
»d.h. für eine unbekannte Zahl und Qualität neuer Informationen, die wir zu 
verarbeiten haben«, umgestellt werden; sie müssen »nicht so sehr auf Verände- 
rungen reagieren oder Veränderungen anstoßen, sondern - reflexiv - die Fähig- 
keit zur Selbstveränderung als ein Element der gesellschaftlichen Transformation 
erwerben« (Preuß 1987, 13). 

Es wird deutlich, daß Preuß zufolge nur eine ökologisch orientierte, auf Unge- 
wißheit eingestellte Verfassung, die unterhalb der unterschiedlichen Interessen- 
gruppen angesiedelt ist und operiert, ein ausreichendes Maß an zukunftsoffener 
Lernfähigkeit der politischen und geselischaftlichen Institutionen mobilisieren 
und den permanenten »Übergang von einer instabilen Position zur anderen« or- 
ganisieren kann. Angesichts der ökologischen Krisensituation gilt, daß es kei- 
erlei externe Ausweichmöglichkeit für politische Lösungen mehr gibt, also auch 
keine zentralisierten politischen Steuerungsmechanismen, die Stabilität schaffen 
könnten, indem sie die Rahmenbedingungen des gesellschaftlichen Handelns 
festlegten und die Diversität von Lebenswelten ignorierten. Vielmehr möchten 
die Bedingungen des Handelns jeweils in den sozialen Handlungskontexten 
selbst organisiert werden. Es gibt keine gesamtgesellschaftliche Rationalität 
mehr: 


»Das Charakteristikum eines ökologischen Sozialmodells ist daher die Selbstkoordination heteroge- 
ner Lebenswelten im Gegensatz zu ihrer Unterwerfung unter einen homogenen einheitlichen Wil- 
len.« (Preuß 1987, 14) 


Preuß hat sich mit seinem interessanten Vorschlag zu einer ökologischen Demo- 


Ökologische Krise und die Zukunft der Demokratie j 453 


kratietheorie weiter vorgewagt als Blanke, verläßt er doch den gewissermaßen 
sicheren Boden der reinen verfahrensrechtlich orientierten Verfassungstheorie, 
um Gesichtspunkte ihrer Weiterentwicklung herauszuarbeiten. Bei den folgenden 
Einwänden teile ich die Voraussetzung von Preuß wie auch von Blanke, daß jede 
Form der Externalisierung des gegenwärtigen gesellschaftlichen Lebens auf äu- 
Bere Natur, Staat, Zukunft historisch überholt ist. Die kapitalistischen Gesell- 
schaften sind endgültig mit der Tatsache ihrer Immanenz konfrontiert. Dies gilt 
für Natur, die seit langem ein integrales Element dieser gesellschaftlichen Imma- 
nenz geworden ist (vgl. dazu schon Marx, Engels in der Deutschen Ideologie); 
es betrifft aber auch den Staat, der, eben ein 'sterblicher Gott’, nicht länger mehr 
nach dem Modell begriffen werden kann, eine außergesellschaftliche, zentrale 
Instanz zu sein, die die Gesellschaft global steuert (vgl. Poulantzas 1977, Demi- 
rovic 1987, Offe 1987). Fünf Einwände möchte ich hier vorbringen, deren Ziel 
es ist zu zeigen, daß Preuß das von ihm in Aussicht genommene Ziel einer Inte- 
gration der drei Aspekte staatliche Steuerung, Demokratie und Ökologie in die 
Verfassungstheorie nicht erreicht: 


1) Die ökologische Perspektive verleitet Preuß zu einer harmonistischen Vor- ... 


stellung von Natur. Denn in Analogie zur Artenvielfalt wird unterstellt, daß ein 
»soziales Ökosystem« mit einer Pluralität von Lebenswelten den Umgang mit 
Ungewißheit eher zustande brächte als die Aushandlung von auf Interessen be- 
gründeten Zukunftsentwürfen. Doch das 'natürliche‘ Gleichgewicht ökologischer 
Kreisläufe ist prekär, insofern es sich aus einer Vielzahl ineinander verschränkter 
Freßketten, ergibt; die Veränderungspotentialität und flexible Einstellung auf 
Ungewißheit durch Artenvielfalt impliziert auch, daß immerhin einzelne Arten 
aus dem ökologischen Kreislauf verschwinden; schließlich sind Ökosysteme auch 
von einer enormen funktionalen Statik gekennzeichnet, da sie jeder einzelnen 
Spezies eine eindeutige Funktion zuweisen. Die Übernahme einer ökologischen 
Metaphorik erweist sich für die Gesellschaftstheorie also als problematisch. 

2) Darüberhinaus ist auch die theoretische Vermutung, Natur löse das Problem 


der Ungewißheit als solche, nur von holistischen und quasi-theologischen Prä- 


missen aus plausibel, die von der Schöpfung und der Natur als solcher ausgehen 
und nicht von einzelnen Arten. Übertragen auf die Gesellschaftstheorie bedeutet 
dies, daß systemische Interessen die Priorität vor bestimmten Lebensformen er- 
halten, obwohl doch zu vermuten ist, daß der Bestand der Gesellschaft von Form 
und Verallgemeinerung bestimmter Lebensweisen und gesellschaftlichen Repro- 
duktionsmustern abhängt. 

Der Analogieschluß von Natur auf Gesellschaft ist zirkulär. Indem Natur holi- 
stisch aufgefasst und als Modell sozialer Verhältnisse dargestellt wird, wird sie 
in ein gesellschaftliches Außen projiziert und als Orientierung gesellschaftlicher 
Selbstorganisation herangezogen. Gesellschaft bezieht sich danach über Natur als 
externes Medium auf sich selbst. Indem Natur zur Norm gesellschaftlicher Ori- 
entierungen wird, wird sie als ein neutrales und neutralisierendes Gebiet gesell- 
schaftlicher Gegensätze und Konflikte eingeführt. 


u 


454 Alex Demirovic 


3) Warum sollte man sich die Perspektive des Gesamtsystems einer Gesellschaft 
zu eigen machen, wie das in den Begriffen der Ungewißheit und des Lernens na- 
hegelegt wird? Lernen für welches Ziel? Trifft die Beschreibung unserer gesell- 
schaftlichen Verhältnisse als ungewiß zu? Hier könnte man gerade umgekehrt ar- 
gumentieren, daß die politischen Entwicklungen, die zur Förderung der Atom- 
energieerzeugung oder aktuell der Reproduktions- und Biotechnologien geführt 
haben, ziemlich gut bekannt sind. Sie können durch die Analyse kapitalistischer 
Produktionsverhältnisse gut erklärt werden. Solche Entwicklungen zu verhin- 
dern, bräuchte es demnach nicht die Einstellung auf Ungewißheit. Diese 
bräuchte es nur angesichts des Wahrscheinlichkeitskoeffizienten von Katastro- 
phen angesichts existierender Atomkraftwerke, freigesetzter künstlicher Viren, 
der Vernichtung von Regenwäldern etc., würde sich aber mit einem häufig 
geforderten Moratorium oder Investitionsstop erübrigen. Denn das eigentliche 
Problem dieser Gefahren ist ihre langfristige Wirksamkeit, die als solche wenig 
ungewiß ist. 

4) Problematisch erscheint mir auch die Begründung für die Orientierung an Zu- 
kunft. Damit meine ich nicht nur die moralphilosophische Frage danach, warım 
überhaupt die Orientierung an zukünftigen Generationen zu einer bindenden 
Verpflichtung heutigen gesellschaftlichen Handelns sein soll, sondern auch die 
Konstruktion des Gegensatzes Offenheit für Zukunft vs. Gegenwartsautismus, 
Systemoffenheit vs. Systemblockierung. Gegen diesen Gegensatz spricht, daß in 


' der Generationenfolge jede Generation den folgenden die Prämissen ihres Han- 
\ deins auferlegen wird. Da Festlegungen ohnehin und zwangsläufig stattfinden, 
.. weil die Generationenfolge kein Nullsummenspiel ist, läßt sich die Güte der Be- 


urteilungskriterien nur nach jeweils heutigen Gesichtspunkten festlegen. Doch 
gibt es nicht die eine homogene Zukunft einer homogenen, gleichzeitig-gegen- 
wärtigen Gesellschaft, sondern die Klassen und sozialen Gruppen haben jeweils 
und gegeneinander viele und verschiedene Zukünfte. Ein moralischer Appell 
wird also kaum greifen gegenüber Unternehmen, die mit präzisen Interessen ge- 
zielt auf die Festlegung und Entfaltung einer ihnen gemäßen Zukunft hinarbeiten 
und wissen, daß ein solcher Appell allenfalls eine andere Zukunft meint. Zu- 
kunft, Natur und Gattung können hier ebensowenig die Rolle eines substantiellen 
Demokratiekriteriums spielen wie die von Preuß zurecht kritisierte, im traditio- 
nellen Marxismus gemachte Annahme einer homogenen Interessenlage der Ar- 
beiterklasse. Allerdings erscheint trotz dieser problematischen Substantialisie- 
rung der Hinweis plausibel, daß die Zukunft wie die Natur in irreversibler Weise 
Objekte gegenwärtiger politischer Entscheidung geworden sind, die in der de- 
mokratischen Willensbildung nicht mehr ignoriert werden dürfen. Das ist aller- 
dings kein Problem der Zukunft, sondern der Gegenwart; hinzu kommt, daß es 
sich nicht um ein Nullsummenspiel, sondern um den Versuch handelt, ein Nega- 
tiv- in ein Positivsummenspiel zu überführen. 

5) Die systemtheoretischen Implikationen der Argumentation werden auch dort 
deutlich, wo Preuß vorschlägt, das politische System, das bislang auf die Koor- 
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dination von Interessen und Machtgruppen zielte, umgestellt werden sollte auf 
eine permanente Neukalibrierung seines Gleichgewichtszustands. Ich sehe hier 
einen Selbstwiderspruch. Das Regulationsproblem soli gelöst werden durch die 
Selbstkoordination von heterogenen Lebenswelten. Es erscheint aber nicht plau- 
sibel, daß jemand gleichzeitig den Standpunkt einer spezifischen Lebenswelt und 
den der Koordination aller Lebenswelten einnehmen kann - zumal dann, wenn es 
diesen Standpunkt nicht mehr geben soll. Diesen Widerspruch kann Preuß je- 
doch kaum umgehen, weil er auf den Anspruch nicht verzichten will, daß die 
Verfassungstheorie die Selbstkoordination verschiedener Lebenswelten und de- 
zentraler Öffentlichkeiten koordiniert. 


IN. 


Die theoretischen Vorschläge zur. Weiterentwicklung des bürgerlichen Staates, 
zum Einbau einer reflexiven Rationalität, die ökologische Parameter umfasst, 
erweisen sich als schwierig und selbstwidersprüchlich. Immer wieder entgleitet 
der eine oder andere Aspekt des 'magischen Dreiecks’ von Demokratie, Ökolo- 
gie und staatlicher Steuerung. Denn gelingt es, Natur zu einem relevanten staat- 
lichen Handlungsparameter zu machen, scheint das demokratische Element zu 
kurz zu kommen, wird der Akzent auf Demokratie gesetzt, ist nicht mehr deut- 
lich, wie staatliche Steuerung möglich sein soll. Dennoch ist es, unter dem Ge- 
sichtspunkt der Rationalisierung staatlichen Handelns, durchaus sinnvoll, demo- 
kratietheoretische Vorschläge zu entwickeln - selbst wenn sie nur von be- 
schränkter Reichweite oder die Chancen ihrer Durchsetzbarkeit eher gering sind. 
Denn es kann davon ausgegangen werden, daß der bürgerliche Staat die Ver- 
dichtung instabiler Kräftegleichgewichte zwischen sozialen Klassen und Bewe- 
gungen oder anders: eine Form der Bewegung von gesellschaftlichen Widersprü- 
chen ist. Daher ist es für die subalternen sozialen Kollektive, die Arbeiterbewe- 
gung und die sozialen Protestbewegungen, mit Blick auf ihre Zukunft möglich 
und geboten, jeweils eigene Rationalitätsstandards und gesellschaftliche Koordi- 
nationsformen zu entwickeln, die zu einem Faktor des prekären Kompromiß- 
gleichgewichts werden und damit wesentlich die neue konkrete Form staatlicher 
Herrschaft mitbestimmen, die sich in der gegenwärtigen Krise herausbilden wird 
(Lipietz 1985; Demirovic 1987a). Andeutungsweise möchte ich betonen, daß es 
sich bei diesen Rationalitätsstandards nicht um Kriterien einer gesamtgesell- 
schaftlichen Rationalität handelt, mit deren Hilfe dem Bürgertum lediglich nach- 
gewiesen wird, daß es mit partikularistischen Interessen das Allgemeinwohl 
usurpiert. Eine solche Ideologiekritik weist lediglich auf die Bedeutung nichtin- 
tendierter Nebenfolgen des kapitalistisch bestimmten Aneignungsprozesses der 
Natur hin, läßt aber das Problem der Ursache, die Aneignung von Mehrwert im 
Produktionsprozeß und die Dynamik der Akkumulation und damit den natur- 
wüchsigen Prozeß der Entfaltung der gesellschaftlichen Arbeitsteilung weitge- 
hend außer Acht. Unterstellt wird herrschaftssoziologisch, daß die Vielfältigkeit 
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gesellschaftlicher Interessenlagen das Ergebnis von Spaltungsstrategien der Herr- 
schenden sind, die den homogenen Allgemeinwillen der Beherrschten an seiner 
Entfaltung hindern würden. Übersehen wird dabei, daß die Rationalitätsstan- 
dards selbst klassen-, gruppen- und geschlechtsspezifisch sind. Demgegemüber 
hat die vernunftkritische Diskussion im Anschluß an Horkheimer/Adorno wie 
auch Foucault die politische Bedeutung des Rationalitätsbegriffs verdeutlicht und 
darauf aufmerksam gemacht, daß ein wesentlicher Schritt zur Demokratisierung 
und Überwindung kapitalistischer Gesellschaftsformen in der Ausbildung neuar- 
tiger Formen der Veraligemeinerung gesellschaftlicher Interessen bestünde. 
Diese möchten vor allem darauf zielen, auch die gegenwärtige Form der gesell- 
schaftlichen Arbeitsteilung kollektiven gesellschaftlichen Entscheidungen ver- 
fügbar zu machen - also den Bereich, wo ein großer Anteil der individuellen und 
kollektiven Lebensinteressen entsteht und befriedigt wird wie auch das gesell- 
schaftliche Naturverhältnis seine technische Form annimmt. 

Trotz Übereinstimmung mit Preuß und Blanke in einigen Punkten habe ich den 
grundsätzlichen Einwand, daß beide Autoren Natur als gesellschaftliches Ver- 
"hältnis und Produktionsverhältnisse nicht zusammenbringen, also die Bedeutung 
kapitalistischer Produktionsverhältnisse für die konkrete Form des gesellschaftli- 
chen Naturverhältnisses unbeachtet lassen. Blanke wendet sich gegen eine Kapi- 


""talismuskritik von der Art Marcuses, deren kritischer Bezugspunkt unversehrte 


Natur ist. Preuß siedelt das Ökologie-Problem unterhalb der Produktionsverhält- 
nisse und der Klassen auf einer subpolitische Ebene an; er versucht also, die 
Ebene einer neuen gesamtgesellschaftlichen Rationalität zu bestimmen, die den 
Wachstumskompromiß und seine negativen Folgen unterläuft. Beide Autoren 
gelangen schließlich zu dem Ergebnis, daß die weitere Entwicklung des bürgerli- 
chen Staates sich in der Form einer kontrollierten Verfassungsentwicklung als 
Lernprozeß abspielen könnte. In dieser Entwicklung kommt dem Verfassungs- 
recht und damit Juristen, die es konzipieren und auslegen, eine Initiatorenrolle 
zu. Sie sollen, übersetzt man Preuß' und Blankes Überlegungen in wissenschaft- 
lich-juristisches Ethos, gleichzeitig die Kontinuität und Stabilität einer einheitli- 
chen Rechtsordnung garantieren und durch ihre Initiative dazu beitragen, daß ein 
dynamischer, sich selbst verändernder Verfassungskorpus die zukünftige histori- 
sche Entwicklungen initiiert, steuert und festlegt. Von Juristen hängt demnach 
also ganz wesentlich der historische Entwicklungsgang der kapitalistischen Ge- 
sellschaften ab. Damit wird allerdings innerhalb des bürgerlichen Staates der 
Akzent weniger auf Demokratie als auf Recht als dem Motor seiner Veränderung 
gelegt. 

Gegenüber dieser Überverallgemeinerung der Verfassungstheorie zum gesamtge- 
sellschaftlichen Entwicklungsmotor, die de facto zur Verengung des Problems 
'‘Skologische Demokratie‘ auf Rechtsstaat führt, möchte ich darauf insistieren, 
daß gesellschaftliche Naturverhältnisse sich nicht von Produktionsverhältnissen 
und den damit zusammenhängenden sozialen Auseinandersetzungen trennen las- 
sen. Es kann vielmehr, hier an einen Diskussionsstrang des westlichen Marxis- 
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mus anknüpfend, davon ausgegangen werden, daß je nach ihrer Stellung im ge- 
sellschaftlichen Produktionsprozeß die verschiedenen und antagonistischen ge- 
sellschaftlichen Gruppen und Klassen ein jeweils spezifisches Verhältnis zur 
Natur haben. Dieses Argument, besonders von Gramsci in den Quaderni del car- 
cere und von Horkheimer und Adorno in der Dialektik der Aufklärung ausgear- 
beitet, knüpft an Hegels Überlegung an, wonach die Form des Naturverhältnis- 
ses wesentlich durch die geselischaftliche Arbeitsteilung, also durch das Verhält- 
nis von Herr und Knecht determiniert ist. Nur für den Herm ist Natur reines 
Objekt, das er sich unmittelbar aneignen kann, weil es ihm durch den Knecht in 
bearbeiteter Form schon immer zur Verfügung gestellt wird. Hingegen ist das 
Selbstbewußtsein des Knechts durch die Arbeit und den Prozeß der Formung des 
natürlichen Gegenstands vermittelt (Hegel 1970, 150f.). 

Der Stoffwechsel der Gesellschaft mit der Natur ist gesellschaftsimmanent. 
Konnte eine lange Tradition der neuzeitlichen politischen Philosophie glauben, 
die Güte der guten Regierung im Maß ihrer Anpassung an die äußere Natur zu 
finden, so ist spätestens seit Hegel und Marx davon auszugehen, daß gesell- 
schaftliche und politische Verhältnisse nicht von Natur vorgegeben werden und 
auch nicht vorgegeben werden können. Natur ist als solche kein einheitliches 
Ganzes, das sich in einem ursprünglichen Gleichgewicht befände. Die Naturge- 
schichte der menschlichen Gesellschaften ist kontingent und reversibel. Aber 
selbst eine so vorgestellte einheitliche und gleichgewichtige Natur wäre letztlich 
immer noch wissenschaftlich vermittelt. Die sozialen Auseinandersetzungen wä- 
ren damit nicht beendet, sondern würden sich in Auslegungsfragen um die beste 
Anpassung an ein imaginäres natürliches Gleichgewicht der Natur unendlich 
fortsetzen. Demgegenüber erscheint es in der Perspektive der Abschaffung von 
Herrschaft demokratischer, von der Einsicht auszugehen, daß die gesellschaftli- 
chen Naturverhältnisse in einem Herrschaftsverhältnis zueinander stehen. Gram- 
sci wie Horkheimer und Adorno haben in unterschiedlicher Weise herausgear- 
beitet, daß die mit Herrschaft und Ausbeutung verbundene Arbeitsteilung für die 
verschiedenen Klassen eine jeweils verschiedene Einheit mit der Natur zu einem 
Block Konstituiert. Während Horkheimer und Adomo, noch ganz in der Subjekt- 
Objekt-Philosophie Lukäcs’ befangen, in diesem Block aber nur die totale Ver- 
dinglichung der entfremdeten Arbeit feststellen können, die schließlich in die 
vollständige Vergesellschaftung und Unterwerfung der ersten Natur einmündet, 
betont Gramsci vor allem, daß die Naturverhältnisse der verschiedenen Klassen 
in einem Verhältnis der Hegemonie und des Kompromisses zueinander stehen. 
Alternative Naturverhältnisse der unteren Klassen und beherrschter Völker oder 
sozialer Kollektive haben sıch historisch (noch) nicht entfalten können und exi- 
stieren nur in embryonaler Form. 

'"Natur' ist das historisch kontingente Ergebnis der Veraligemeinerung klassen-, 
gruppen- und geschlechtsspezifischer gesellschaftlicher Naturverhältnisse in und 
durch Kollisionen und impliziten und expliziten Kompromissen, die auf allen ge- 
sellschaftlichen Ebenen, der ökonomischen und politischen, der wissenschaftli- 
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chen und technischen Ebene, gefunden werden müssen, soll es überhaupt zu ei- 
ner Kontinuität des kapitalistischen Akkumulationsprozesses kommen können. 
Krisenhaft, so kann gefolgert werden, ist die gegenwärtige Situation u.a. deswe- 
gen, weil das hegemoniale, zur ‘objektiven Natur’ naturalisierte gesellschaftliche 
Naturverhältnis des fordistisch-keynesianischen Klassenkompromisses der ver- 
gangenen Jahrzehnte durch die Ausbildung neuer Lebensformen und neuer sozi- 
aler Akteure in viele Naturverhältnisse aufgelöst wird. Dies gilt nicht nur für das 
Auftreten der neuen sozialen Bewegungen im Schatten des großen korporatisti- 
schen Blocks. Infrage gestellt werden die für die fordistische Akkumulations- 
phase konstitutiven Rationalitäts- und Objektivitätssiandards in der Form einer 
Kritik an universalistischen Moralprinzipien durch die Frauenbewegung (vgl. 
Maihofer 1988). Da 'Natur' kaum mehr empiristisch und naturalistisch bestimmt 
werden kann, sondern sich als Theoriekonstrukt erweist, werden auch die For- 
men der wissenschaftlichen Objektivitätskonstruktion Gegenstand von genealogi- 
schen Analysen und Kritik (so u.a. Foucault, Fox Keller) und auf diese Weise in 
heftige politische Auseinandersetzungen hineingezogen. Konflikte um die Hege- 
monie spezifischer wissenschaftlicher Objektivitätskonstruktionen können teil- 
weise nicht mehr mit den Mitteln wissenschaftlicher Argumentation, sondern nur 
noch mithilfe staatlich-symbolischer Gewalt gelöst werden. Besonders deutlich 
wurde dies in der Bundesrepublik, nach dem Reaktorunfall in Tschernobyl, in 
den Auseinandersetzungen um die Grenzwerte für verstrahlte Lebensmittel, die 
zur Schaffung eines neuen Umweltministeriums führten, das den Anspruch auf 
ein staatliches Definitionsmonopol von Grenzwerten erhob (vgl. dazu Beck 
1986; Wolf 1987). 

Es gibt dieser Überlegung zufolge also nicht ein gesellschaftliches Naturverhält- 
nis, sondern mehrere, die auch in der Phase des fordistischen Wachstumsmodells 
in einem hegemonialen Verhältnis und Kompromißgleichgewicht zueinander 
standen. Die Ebene des politischen Kompromisses von Machtgruppen und die 
Ebene vielfältiger Lebensweisen lassen sich nicht voneinander trennen, wie 
Preuß dies mit der Vermutung tut, daß die Heterogenität der Lebenswelten als 
solche schon ein ökologisches Gleichgewicht im Verhältnis zur Natur herstellen 
kann. Vielmehr wird in der Form des gesellschaftlichen Kompromisses auch 
über das vorherrschende geseilschaftliche Naturverhältnis, über die Form der 
Naturaneignung, den Arbeitsprozeß und seine Organisation in der gesellschaftli- 
chen Arbeitsteilung wie über die Form der politischen Koordination und Regu- 
lierung entschieden. Mit anderen Worten, eine Demokratietheorie, die den öko- 
logischen Parameter als konstitutives Element integrieren will, muß bis zu einer 
demokratischen Koordination der gesellschaftlichen Naturverhältnisse vordrin- 
gen. Da Natur aber eine gesellschaftliche Kategorie, das gesellschaftliche Natur- 
verhältnis durch die Form des Arbeits- und Aneignungsprozesses in der gesell- 
schaftlichen Kooperation bestimmt ist, müssen sich demokratische Entschei- 
dungsmechanismen notwendig auf die gesellschaftliche Arbeitsteilung, auf den 
akkumulationslogisch bestimmten Prozeß der Ausdifferenzierung eigensinniger 
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Tätigkeitsgebiete erstrecken und diese zur Disposition gesellschaftlicher Ent- 
scheidung stellen. 

Eine solche Überlegung hat zur Konsequenz, die Grenzverläufe zwischen hete- 
rogenen Lebensweisen kritisch infrage zu stellen. Denn ein Großteil gesell- 
schaftlicher und ökologischer Probleme resultiert aus dem naturwüchsigen Cha- 
rakter der geseilschaftlichen Dynamik und Kooperation, die geselischaftliche 
Tätigkeiten mit einem quasi naturgesetzlichen Charakter ausdifferenziert und 
wechselseitig füreinander blind macht. Gegenüber dem Horror der Systemtheorie 
und Theorien der Moderne vor einer Infragestellung der Logik der Ausdifferen- 
zierung wäre darauf zu insistieren, daß Ausdifferenzierung kein letztes und 
‘natürliches', den gesellschaftlichen Akteuren entzogenes Entwicklungsgesetz 
moderner Gesellschaften bleiben darf. Doch in einer demokratietheoretischen 
Perspektive kann das Ziel auch nicht die Herstellung eines homogenen Allge- 
meinwillens sein. Als Alternative und Ausweg zu dieser Falle der Moderne bie- 
tet sich eine Kultur des Konsensus an, die sich durch eine neue Logik der Arti- 
kulation erreichen ließe (vgl. Laclau, Mouffe 1985; Lipietz 1986). Danach be- 
deutet Aufhebung der Arbeitsteilung gerade nicht - und dies ist durchaus im 
Sinne des gerade in diesem Punkt so häufig mißverstandenen Marx -, hinter das 
von kapitalistischen Gesellschaften erreichte hohe Niveau gesellschaftlicher Ko- 
operation zurückzufallen, sondern es im Gegenteil noch dadurch zu steigern, daß 
auch die Form der gesellschaftlichen Kooperation reflexiv zum Gegenstand 
selbstbestimmter Koordination gemacht wird. Eine Reartikulation kooperativer 
Praxisfelder stellt eine Rationalitäts- und Komplexitätssteigerung dar, insofern 
die Formen gesellschaftlicher Arbeitsteilung nach den beiden Richtungen der 
Entdifferenzierung wie der Ausdifferenzierung reflexiv werden und zur Disposi- 
tion der sozialen Akteure stehen. Mit einer solchen Strategie der 'teflexiven 
Aus- und Entdifferenzierung', um dies nur anzudeuten, könnte systematisch die 
Kumulation und Konzentration von Entscheidungsbedarf und -kompetenz in 
staatlichen Entscheidungsinstanzen oder Unternehmensspitzen abgebaut werden. 
Probleme könnten dort entschieden werden, wo sie entstünden, Folgen und Ne- 
benfolgen könnten schnell und flexibel in den Entscheidungsprozeß einbezogen 
werden, und je nach Problemlage könnte der Zuschnitt der sozialen Verhältnisse 
und ihrer jeweiligen Naturverhältnisse flexibel neu hergestellt werden. Gerade 
das noch höher entwickelte Maß an gesellschaftlicher Arbeitsteilung und Koope- 
ration würde verhindern, daß bestimmte Tätigkeiten oder soziale Zuschreibun- 
gen (z.B. Klassen- oder Geschlechternormen) zum Lebensschicksal der Individu- 
en würden. Positiv formuliert, wäre es den Individuen möglich, sich frei zu as- 
sozieren und ihre Interessen dadurch zu entfalten, daß sie auf die Arbeitsteilung, 
den Arbeitsprozeß und die gesellschaftlichen Naturverhältnisse und deren Ver- 
hältnisse zueinander einen direkten Zugriff hätten (vgl. Burnheim 1937, 181). 
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Egon Becker, Thomas Jahn, Peter Wehling 
»Civil Society« und die Krise der gesellschaftlichen 
Naturverhältnisse 


Zusammenfassung: Die ökologische Krise blieb bisher aus dem Diskurs der 
»civil society« weligehend ausgeblendet. Um sie sinnvoll aufnehmen zu können, 
darf sie aber nicht auf "Umwelt" reduziert werden, sondern muß als Krise der 
»gesellschaftlichen Naturverhältnisse« gefaßt werden. Sollen diese gesellschaftli- 
chen Naturverhältnisse demokratisiert werden, darf sich die Zivilgesellschafi 
aber nicht auf einen Raum zwischen System und Lebenswelt beschränken, son- 
dern muß in die systemischen Bereiche eindringen. 


Die Verwendung des Begriffs »civil society« - in der neueren deutschen Überset- 
zung als »Zivilgesellschaft« - ist in der politischen und politikwissenschaftlichen 
Diskussion in der Bundesrepublik mittlerweile fast inflationär geworden. Den- 
noch (oder gerade deshalb) ist es keineswegs einfach, sich klar zu machen, wo- 
rauf dieses Konzept zielt: Auf die - antagonistische - industriekapitalistische Ge- 
sellschaft in der wir leben? Auf eine kontrafaktisch gesetzte normative Idee von 
Demokratie und demokratischer Entwicklung? Oder auf den Ort und die Kon- 
stitution eines neuen Kollektiv-Subjektes, das an die Stelle der sogenannten 
»neuen sozialen Bewegungen« treten könnte? 

Der frühbürgerliche Begriff der civil society war von Hegel und Marx noch als 
»bürgerliche Gesellschaft« übersetzt worden; darunter hatten sie die Gesamtheit 
der dem Staat gegenüberstehenden geselischaftlichen Lebensformen zusammen- 
gefaßt, also etwa die Sphäre der öffentlichen Meinungsbildung und der 'Sitten', 
aber auch die Sphäre des Marktes, des ökonomischen Austausches und der mate- 
riellen Interessenverfolgung. In der Folge wurde »bürgerliche Gesellschaft« im 
Hauptstrom der marxistischen Tradition zumeist als Synonym für kapitalistische 
Gesellschaft verwendet. 

Demgegenüber gilt civil society, seit Ende der 70er Jahre meist verstanden als 
»Zivilgesellschaft«, als ein von Staat und Ökonomie getrennter Bereich, der jen- 
seits der »funktional ausdifferenzierten Subsysteme« von Ökonomie, Politik und 
Wissenschaft liege. Ulrich Rödel, Günter Frankenberg und Helmut Dubiel etwa 
beschreiben die Zivilgesellschaft im AnschluPt an Hannah Arendt als eine öf- 
fentliche »Sphäre autonomen Handelns«, als »Bereich des zivilisierten, weil ge- 
waltiosen Umgangs der Menschen miteinander« jenseits der ökonomischen Be- 
ziehungen einer Marktgesellschaft. Diese Sphäre sei der Ort des demokratischen 
»Projekts der Selbstregierung des Volkes«, falls die durch die Konstitution der 
Zivilgesellschaft eröffnete »historische Handlungsfähigkeit« genutzt werde 
(Rödel u.a. 1989). Auch in der Rezeption von Antonio Gramscis marxistischer 
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Konzeption der »societa civile« wird die Zivilgesellschaft - in Differenz zu Marx 
- als ein von Staat und Ökonomie unterschiedener Bereich begriffen, in dem al- 
lerdings die ökonomisch-politischen Klassenverhältnisse in kulturelle Hegemo- 
nien und hegemoniale Praktiken transformiert und damit stabilisiert werden 
(Kebir 1991). 

Gemeinsam ist den verschiedenen theoretischen Verwendungsweisen, daß mit 
dem Begriff »Zivilgesellschaft« neue Unterscheidungen zwischen Staat bzw. po- 
litischen System, Ökonomie, gesellschaftlich-politischer Öffentlichkeit und Pri- 
vatheit benannt werden, wobei das Adjektiv 'zivil' von zwei semantischen Kon- 
notationen profitiert: von der Entgegensetzung zu 'militärisch' und der Nähe zu 
"zivilisierend'. Während der Begriff der »bürgerlichen Gesellschaft« beim frühen 
Marx noch eine Kritik an der Trennungen von Staat, Gesellschaft und Ökonomie 
beinhaltete, ist für die »Zivilgesellschaft« gerade ihre dauerhafte Abgrenzung ge- 
genüber dem Staat konstitutiv. Damit wird eine neue Differenz innerhalb der 
politischen Sphäre einer Gesellschaft im weitesten Sinne eingeführt. An diese ge- 
sellschaftstheoretische Unterscheidung und an die Bedeutung der damit bezeich- 
neten (nicht-staatlichen) Bereiche des Politischen und der Öffentlichkeit werden 
wir ım folgenden anknüpfen; problematisch erscheinen uns jedoch - gerade im 
Blick auf das Verhältnis von ökologischer Krise und civil society - zahlreiche 
politischen Implikationen, die in der gegenwärtigen Debatte um die Zivilgesell- 
schaft mitlaufen und die auf Ambivalenzen innerhalb des Konzepts zurückver- 
weisen. 


Die Karriere der »civil society« 


Die Aktualität des Begriffes »civil society« läßt sich am besten dort verdeutli- 
chen, wo es sie nicht gibt (oder gab): an den ehemals 'realsozialistischen' osteu- 
ropäischen Ländern; an Gesellschaften also, in denen ein "totaler Staat’ als Re- 
präsentations- und Verwaltungsmaschine auch noch die Sphäre der politischen 
Öffentlichkeit inszenierte und usurpierte und lediglich eine entpolitisierte Privat- 
sphäre übrig liePt. Daß dort eine »Zivilgesellschaft« als Milieu des Politischen in 
der Gesellschaft, sei es ım Sinne einer "autonomen Sphäre der kommunikativen 
Verständigung über Politik‘, sei es als 'antagonistischer Kampf um kulturelle 
Hegemonie' nicht existierte, liegt auf der Hand. Nicht von ungefähr nahm die 
Karriere der »civil society« in den westlichen Ländern Anfang der 80er Jahre ih- 
ren Ausgang von den Veränderungen in Osteuropa, vor allem in Polen, der 
CSFR und Ungarn (Arato 1982). Gegenüber einer abschätzigen Relativierung 
solcher Sphären des Politischen im Verhältnis zur angeblich alles determinieren- 
den Ökonomie, wie sie in bestimmten marxistischen Traditionen gängig war und 
ist, kann tatsächlich kein Zweifel daran bestehen, daß diese 'zivilgesellschaftli- 
chen' Handlungsfelder erkämpft werden müssen, wo sie nicht existieren, und 
verteidigt werden müssen, wo sie bedroht sind. 

Die Aktualisierung des Konzepts der cıvil society verläuft gegenwärtig in zwei 
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Debattensträngen, die sich mit einander verschränken, ohne ganz ineinander auf- 
zugehen: Zum einen findet eine demokratietheoretisch-politikwissenschaftliche 
Debatte um den Status der Zivilgesellschaft statt, die stark von den 'Antipoden’ 
Hannah Arendt und Antonio Gramsci geprägt ist - von der Frage nach der ge- 
sellschaftlichen Handlungsfähigkeit und der Legitimität von Herrschaft auf der 
einen, der Frage nach der kulturellen Hegemonie und der Kritik an Herrschaft 
auf der anderen Seite. Wir wollen diese Diskussion hier aber nicht ausdrücklich 
weiterverfolgen, sondern uns auf das zweite Feld der Aktualisierung der 
»Zivilgesellschaft« konzentrieren: In den letzten Jahren ist der Begriff in der 
Bundesrepublik zu einem zentralen Moment der linken Selbstverständigungsde- 
batte - oder wie manche meinen: Selbstauflösungsdebatte - geworden. Diese De- 
batte läßt sich allgemein dadurch charakterisieren, daß sie sich immer an Versu- 
chen entwickelt hat, eine auch empirisch gehaltvolle Analyse des gesellschaftli- 
chen Ist-Zustandes mit Vorstellungen einer anderen Gesellschaft im Blick auf die 
Freisetzung historisch möglicher politischer Handlungsfähigkeit zu verknüpfen; 
oder anders gesagt: unter Handlungsaspekten die Dechiffrierung von Herrschaft 
mit einer Reflexion über Befreiung zu verbinden. 

In Analogie zu ähnlichen Begriffskarrieren wie »Moderne«, »Identität« oder 
»Kulturgesellschaft« kann in der Perspektive dieser Selbstverständigungsdebatte 
das Konzept »Zivilgesellschaft« einmal als ein Versuch verstanden werden, sich 
auf spezifische - selbstkritische - Weise innerhalb einer Gesellschaft darüber zu 
verständigen, was in dieser Gesellschaft »geschieht«; d.h. unter historisch neuar- 
tigen Rahmenbedingungen die Frage nach gesellschaftsveränderndem politi- 
schem Handeln überhaupt erst wieder zu Öffnen. In diesem Sinne leistet das 
Konzept der »Zivilgesellschaft« nicht weniger und nicht mehr, als die sich her- 
ausbildenden und teilweise erweiternden Sphären autonomer politisch-öffent- 
licher Artikulation der Gesellschaft zu bezeichnen und ihre zentrale Bedeutung 
hervorzuheben. In dieser Sichtweise wäre unter civil society allerdings immer 
etwas Gefährdetes zu verstehen; etwas, was sich stets aufs Neue gegen 
hegemoniale Einschränkungen des gesellschaftlichen Handlungsvermögens bil- 
den und behaupten muß - und keineswegs geschichtsphilosophisch verbürgt ist. 
Oder aber es wird der Versuch unternommen, vor dem Hintergrund neuartiger 
globaler Gefährdungen und in einer sich intern zunehmend dissoziierenden Ge- 
sellschaft das politische Terrain grundsätzlich neu aufzuteilen: Dies soll es er- 
möglichen, trotz der globalen Gefährdungen (und gegen sie) einen traditions- 
würdigen und tradierungsfähigen 'Ort‘ politischer Selbstverständigung in der 
»zivilen« gesellschaftlichen Öffentlichkeit zu identifizieren und quasi geschichts- 
philosophisch zu sichern. In diesem Kontext fungiert »Zivilgesellschaft« weniger 
als ein analytischer Begriff denn als eine politische Hintergrund-Metapher für je 
konkrete, einzelne politische Tagesdebatten (vom Golfkrieg über die Hauptstadt- 
Debatte bis zum Rechtsextremismus) - und darin zugleich als Ersatz für den 
Verlust der großen historischen Sianentwürfe und Utopien, in welche Legiti- 
mationsfragen ebenso wie die Ideen von Freiheit, Gleichheit und Solidarität bis- 
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lang eingebettet waren. 

In beiden Fällen aber richtet sich das Konzept Zivilgesellschaft zu Recht gegen 
eine theoretische Tradition innerhalb der Linken, in welcher Demokratietheorie 
und Demokratiekritik immer nur als Teil der Kapitalismusanalyse zulässig wa- 
ren. Daß diese Engführung historisch spätestens durch die Entwicklungen in 
Osteuropa und der "Dritten Welt‘ obsolet geworden ist, macht die Einführung 
der »civil society« in die linke Debatte zweifellos zu einer starken Intervention. 
Doch zugleich drängt die Beschäftigung mit der »demokratischen Frage eine 
frühere Intervention in die linke Diskussion, die um die sogenannte »Naturfrage« 
kreiste, deutlich ın den Hintergrund - was natürlich mit dem Zusammenbruch 
der poststalinistischen Regime und der Brisanz der darüber aufgebrochenen poli- 
tischen, ökonomischen und kulturellen Fragestellungen und Konflikte zu tun hat. 
Kaum bestreiten läßt sich aber, daß die als »ökologische Krise« zusammengefaß- 
ten globalen Gefährdungen der natürlichen Lebensgrundlagen durch das Schei- 
tern des »real existierenden Sozialismus« einer Lösung nicht näher gekommen 
sind. Gerade angesichts der aktuellen weltpolitischen Veränderungen - Ende des 
Ost-West Gegensatzes, Konflikte und Kriege um Territorialgrenzen, neue For- 
men einer "Weltinnenpolitik', zunehmende Verelendung weiter Teile der 'Drit- 
ten Welt‘ - muß daher auch die ökologische Debatte neu geführt werden. 

Damit läßt sich das Thema »cıvil society und ökologische Krise« zunächst durch 
die folgenden Fragen präzisieren: Ist der Diskurs um die Zivilgesellschaft ein 
Diskurs der Verdrängung des aktuellen ökologischen Krisenzusammenhanges 
oder ermöglicht er neue und weiterführende Thematisierungen? Ist es ein Zufall 
der je spezifischen Ausfomulierungen des Konzeptes, daß darin die »ökologische 
Frage« fast nicht auftaucht, oder ist das Konzept so weit in eine rein innergesell- 
schaftliche Thematik verstrickt, daß sie dieses Thema ausblenden muß? Und 
schließlich: welche Konsequenzen hätte eine Konzentration auf die ökologische 
Krise für den Diskurs der civil society? 


Die Krise der gesellschaftlichen Naturverhältnisse 


Bei genauerem Hinsehen verdünnt sich das angeblich ökologisch so aufgeklärte 
Bewußtsein der bundesdeutschen Gesellschaft. Noch immer herrscht die Vor- 
stellung vor, die sog. Umweltzerstörungen seien vor allem ein quantitatives Pro- 
blem: weniger Kohlendioxid-Ausstoß, weniger Verkehr, weniger Schadstoffein- 
träge, kleinere Müllberge, qualitatives statt quantitativen Wirtschaftswachstums - 
zusammengefaßt in der Zauberformel von der »ökologischen Modernisierung« 
von Produktion, Handel und Konsum und abgestützt durch eine "ökologische' 
Ethik und Alltagsmoral. 

Die konkreten sozialen und ökonomischen Folgen, die solche Minimierungs- 
und Modernisierungskonzepte für die betroffenen gesellschaftlichen Gruppen ha- 
ben, bleiben aus der etablierten Krisenanalyse ausgespart und werden zu Anpas- 
sungsproblemen an eine rein technisch verstandene Modernisierung herunterde- 
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finiert. Und erst recht bleiben die ökologischen Folgen ökologischer Moderni- 
sierung im Dunkeln. 

In einer genaueren Analyse der 'Real-Phänomene' des ökologischen Krisenzu- 
sammenhangs wird aber unabweisbar, daß in der ökologischen Krise nicht nur 
‘die Umwelt‘ oder 'die Natur‘ durch übermäPtigen Schadstoff-Eintrag und Res- 
sourcen-Verbrauch gestört ist. Solche gängigen naturalistischen oder technokrati- 
schen Verkürzungen in der Rede von der »ökologischen Krise« oder der 
»Umweltkrise« können aufgebrochen werden, wenn diese als eine Krise der ge- 
sellschaftlichen Naturverhältnisse analysiert wird (Jahn 1991). Dieser Zugang 
läßt sich in vier Thesen kurz erläutern: 

1. Krisenhaft gestört sind nicht die Natur oder die Umwelt, sondern die gesell- 
schaftlichen Formen, in denen die kulturellen Symbolisieringen unseres Ver- 
hältnisses zur Natur in je verschiedenen Bereichen mit der materiellen und so- 
zialen Reproduktion dieses Verhältnisses verknüpft werden - von Arbeit und 
Produktion über Fortbewegung und Emährung bis hin zu Sexualität und Fort- 
pflanzung. Diese historisch veränderlichen Formen bezeichnen wir als gesell- 
schaftliche Naturverhältnisse. 

2. Die ökonomischen, wissenschaftlichen, und politischen Mittel, mit denen die 
Gesellschaft die Krise zu bearbeiten versucht, sind vor diesem Hintergrund 
selbst Teil der ökologischen Krisendynamik und können zu einer Verschärfung 
der Krise führen. 

3. Die Frage nach der gesellschaftlichen Handlungsfähigkeit ist somit im Hin- 
blick auf die Regulierung der gesellschaftlichen Naturverhältnisse zu erweitern; 
sie kann nicht länger auf rein innergesellschaftliche, symbolische Formen und 
Kommunikationsprozesse beschränkt werden. 

4. Auch die klassischen 'sozialen' Fragen - von globaler kapitalistischer Ar- 
beitsteilung über sexistische und ethnische Ausbeutung bis hin zu sozialer und 
militärischer Herrschaft - werden in den global-ökologischen Krisenzusammen- 
hang hineingerissen und können daher als Teil der Krise der gesellschaftlichen 
Naturverhältnisse begriffen und analysiert werden. 

Die gegenwärtigen globalen ökologischen Gefährdungen sind auf diese Weise 
Ausdruck einer neuartigen, selbstdestruktiven Krisendynamik industrieller Ge- 
sellschaften, die sich unter folgenden Aspekten kennzeichnen läßt: 

- Sie greift die ökologischen und sozialen Grundlagen, und damit die naturalen 
und symbolischen Voraussetzungen von Gesellschaft an; 

- sie stellt mit der kapitalistischen Wachstumsdynamik auch das daran gebundene 
sozialstaatliche Verteilungsmodell zur Regulierung antagonistischer Interessen in 
Frage; und 

- sie stellt in ihren Wirkungszusammenhängen die nationalstaatlichen Begren- 
zungen und zeitlichen Horizonte politischer Entscheidungen in Frage. 

Wie oben angedeutet verstehen wir unter gesellschaftlichen Naturverhältnissen 
zunächst ganz allgemein die unterschiedlichen Formen, in denen Gesellschaften 
in je verschiedenen Bereichen ıhr Verhältnis zur Natur kulturell symbolisieren 
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und zugleich sozial und materiell regulieren. Dabei unterscheiden wir basale 
Naturverhältnisse, ohne deren dauerhafte soziale Regulierung das bloße Überle- 
ben menschlicher Gesellschaften gefährdet ist, von den je spezifischen (ökonomi- 
schen, politischen, wissenschaftlich-technischen, ästhetischen, sexuellen) For- 
men der Symbolisierung und Regulierung geselischaftlicher Naturverhältnisse. 
Zu den basalen Naturverhältnissen gehören etwa Arbeit, Ernährung, Sicherung 
der Gesundheit, Fortpflanzung, Fortbewegung, Regelung des Verhältnisses zwi- 
schen den Generationen und Geschlechtern. 

Wir ziehen den Begriff »gesellschaftliche Naturverhältnisse« aus mehreren Grün- 
den ähnlichen Formulierungen wie etwa »Naturbeziehung« vor. Bei 'Gesell- 
schaft‘ und 'Natur' handelt es sich nicht um getrennte Bereiche, zwischen denen 
eine äußerliche Beziehung besteht, sondern um einen Vermittlungszusammen- 
hang: 'Natur' existiert für 'Gesellschaft‘ nicht außerhalb gesellschaftlich herge- 
stellter Naturverhältnisse; ebensowenig ist es möglich, 'Gesellschaft' unabhängig 
von ihren Naturverhältnissen zureichend zu begreifen. Beide existieren nur zu- 
sammen, miteinander verbunden, verflochten und vermischt. Mit 'Verhältnis' ist 
sowohl eine Konstellation von Beziehungen, als auch ein Zusammenhang von 
Vermittlungen, als auch ein aktives Verhalten angesprochen: Eine Beziehung läßt 
sich nur fassen, wenn zwischen 'Gesellschaft' und 'Natur‘ unterschieden wird, 
also eine Differenz bestimmt werden kann; eine Vermittlung kann nur gedacht 
werden, wenn »Gesellschaft« und »Natur« nicht als strikt getrennte Bereiche ge- 
faßt sind; ein aktives Verhalten setzt voraus, daß die Naturverhältnisse unter ei- 
nem Handlungsaspekt thematisiert werden. Da es um gesellschaftliche Naturver- 
hältnisse geht, müssen deren materiell-stofflichen Aspekte betrachtet werden; bei 
gesellschaftlichen Naturverhältnissen müssen immer auch die kulturellen Symbo- 
lisierungen dieser materiell-stoffliche Aspekte zum Thema gemacht werden - 
aber auch die jeweiligen Symbolisierungen der Differenz von Natur und Ge- 
sellschaft. 

Wie die gesellschaftlichen Naturverhältnisse jeweils reguliert werden, ist histo- 
risch und politisch formbestimmt. In den gegenwärtigen, sogenannten modernen 
Gesellschaften bilden sich in den ausdifferenzierten »Subsystemen« Wissen- 
schaft/Technik, Politik und Ökonomie hegemoniale Regulierungsmodelle her- 
aus. In einem »selbstreferentiell« weitgehend geschlossenen Kernbereich gesell- 
schaftlicher Entwicklung und ın dem von den kulturell-symbolischen Debatten in 
der civil society abgeschotteten Interaktions- und Austauschzusammenhang wer- 
den die für die Entwicklung der Gesellschaft wie für die konkreten Lebensbedin- 
gungen der heute Lebenden und der zukünftigen Generationen prägenden Ent- 
scheidungen getroffen und damit die gesellschaftliche Handlungsfähigkeit tech- 
nokratisch festgelegt und eingeengt (vgl. ausführlicher Becker 1990). 

Vor diesem Hintergrund stellt sich für jede Demokratietheorie die Frage, wie die 
gesellschaftlichen Naturverhältnisse demokratisch reguliert und wie Alternativen 
zu den hegemonialen Modellen entwickelt werden können. Damit ist auch ge- 
sagt, daß es nicht ausreichen kann, in einer abgegrenzten Sphäre der 'zivilen’ 
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Öffentlichkeit über die Krise der gesellschaftlichen Naturverhältnisse nur zu re- 
den: vielmehr müssen praktische Alternativen entwickelt werden, um die fakti- 
sche Verengung des geselischaftlichen Handlungsvermögens durch einen sich in 
den genannten Subsystemen durchsetzenden »Techno-Logos« aufbrechen zu kön- 
nen, d.h. durch ein unpersönliches Pseudo-Subjekt, das die im Diskurs der Zi- 
vilgesellschaft fälschlicherweise als »leer« bezeichnete Stelle der Macht (Rödel 
u.a. 1989:89) zunehmend usurpiert - durchaus auch unabhängig von den demo- 
kratisch gewählten und legitimierten Repräsentanten der Macht. 

Die Frage nach der gesellschaftlichen Handlungsfähigkeit - und darum geht es ja 
in der Debatte um die civil society - kann sich in der Perspektive der Krise der 
gesellschaftlichen Naturverhältnisse nicht auf die Ausbildung differenzierter Re- 
depraktiken und die Sicherung »kommunikativer Freiheitsrechte« beschränken; 
sie muß ausgedehnt werden auf die Frage nach möglichen präventiven Interven- 
tionen in die hegemonialen technischen, ökonomischen, wissenschaftlichen und 
politischen Praktiken im Umgang mit Natur. Um ein triviales Beispiel zu erwäh- 
nen: Atommüll, einmal vorhanden, läßt sich nicht mehr wegdiskutieren. 

Eine Demokratietheorie auf der Höhe der Zeit muß) angeben können, welche 
Verfahren, Institutionen und Sphären entwickelt werden müssen, um die gesell- 
schaftlichen Naturverhältnisse demokratisch und nicht-destruktiv regulieren zu 
können. Dabei geht es nicht um irgendwelche naturalistischen Modelle einer 
»ökologischen Demokratie«. Dennoch hat die in den letzten Jahren um dieses 
Konzept geführte Debatte in den letzten Jahren auf einige zentrale Probleme 
verwiesen (Demirovic 1987): Weder 'die Natur‘ noch die zukünftigen Genera- 
tionen haben Sitz und Stimme im demokratischen Verfahren (oder dem Diskurs 
der civil society). Und auch eine »starke« und institutionalisierte civil society be- 
zieht sich nur auf die Regulation einer nationalstaatlich begrenzten (d.h. auch: 
regional nicht differenzierten) Sphäre des Politischen, und darin vor allem auf 
die symbolischen und legitimatorischen Aspekte. Die ökologische Krise ist aber 
gerade dadurch charakterisiert, daß sie die nationalstaatliche Beschränkung nach 
beiden Seiten - Globalisierung und Regionalisierung - sprengt und sich zugleich 
in einem Diskurs über die Legitimität von Herrschaft nur schwerlich thematisie- 
ren läßt. 


Zivilgeselischaft - geschlossener Raum oder Strategie 
gesellschaftlicher Veränderung? 


An diesen Punkten, die eine Akzentverschiebung und Erweiterung des traditio- 
nellen Begriffs der Politik implizieren, muß sich auch die demokratietheoretische 
Debatte um die Zivilgesellschaft beurteilen lassen - gerade dann wenn dieses 
Konzept als ein zentrales Element linker Theoriebildung und historisch-politi- 
scher Selbstverständigung fungieren soll. Fast trivial ist zunächst die Feststel- 
lung, daß die faktische Existenz einer civil society selbstverständlich von 
grundlegender Bedeutung auch für die Bearbeitung der Krise der gesellschaftli- 
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chen Naturverhältnisse ist, da sie eine freie und möglichst breite Verständigung 
über diese Krise zumindest möglich macht. 

Zugleich aber bleibt der Diskurs über die Ausdifferenzierung einer rein innerge- 
selischaftlichen Sphäre - die Trennung von »politischem System« und »Zivilge- 
sellschaft« - gegenüber der Krise der gesellschaftlichen Naturverhältnisse indiffe- 
rent: Die civil society bezieht sich - unter Herrschafts- oder Legitimitätsaspekten 
- auf die Regulierung des Verhältnisses von Staat und Gesellschaft, nicht auf die 
Regulierung der Verhältnisse der Gesellschaft zur Natur. Die Frage, ob und wie 
eine demokratische und nicht-destruktive Regulierung der gesellschaftlichen 
Naturverhältnisse möglich ist, ist daher durch die bloße Existenz einer zivilge- 
sellschaftlichen Sphäre des Politischen noch nicht beantwortet; sie muß differen- 
zierter gestellt werden und verweist zurück auf das »Selbstverständnis« der Zivil- 
gesellschaft: Wesentlich ist, ob die Zivilgesellschaft als ein selbstgenügsamer 
kommunikativer 'Raum' des Politischen in der Gesellschaft verstanden wird, 
oder als eine Strategie, Bereiche scheinbarer geselischaftlicher Unverfügbarkeit 
in die politische Diskussion um gesellschaftliche Handlungsfähigkeit hin- 
einzuziehen. Entscheidend für diese letztere Perspektive wird sein, ob und wie 
weit »die Zivilgesellschaft« (bzw. ihre Akteure) sich reflexiv der Grenzen und 
Beschränkungen bewußt wird, denen sie unterliegt. Diese Begrenzungen sollen 
im folgenden an der Konzeption von Rödel, Frankenberg und Dubiel verdeut- 
licht werden. 

In diesem Konzept ist die Zivilgesellschaft als ein wesentlich symbolisch struktu- 
rierter Öffentlicher Raum der Legitimierung politischer Macht durch die freie 
Kommunikation der Bürger verstanden. »Die Offenheit der öffentlichen Sphäre 
und der durch nichts als die vorgetragenen Meinungen und Interessen gesteuerte 
öffentliche Diskurs sind in einer Demokratie konstitutiv für die Vorstellung le- 
gitimer politischer Macht.« (Rödel u.a. 1989:105) 

Doch der dadurch eröffnete Raum der Zivilgesellschaft ist keineswegs 'ontolo- 
gisch' gegeben; seine 'Grenzen‘ sind vielmehr selbst das Ergebnis der zivilge- 
sellschaftlichen Auseinandersetzung: »Im fortwährenden Widerstreit der Mei- 
nungen und Rechtsansprüche verschieben und verflüssigen sich beständig die 
Grenzen der öffentlichen Sphäre. Welche Themen und Forderungen zum Gegen- 
stand des öffentlichen Disputs werden, ist folglich nicht abzusehen.« (Rödel u.a. 
1989:106) 

Somit liegt der Versuch, widerstreitende Themen, Redepraktiken und Hand- 
lungsformen aus der öffentlichen Sphäre des Politischen abzudrängen, durchaus 
in der Logik und Funktionsweise der zivilgesellschaftlichen Debatte (Demirovic 
1991). Dies hat Konsequenzen sowohl für die interne Konstitution der civil so- 
ciety als auch für ihre Öffnung zur demokratischen Regulierung gesellschaftli- 
cher Naturverhältnisse: 

Zum einen ist das »Subjekt« der Zivilgesellschaft nicht einfach »das Volk« 
schlechthin, sondern es sind jene Akteure, die ihre jeweiligen Meinungen, 
Rechtsansprüche und Interessen am nachhaltigsten ın der öffentlichen Debatte 


40 Egon Becker, Thomas Jahn, Peter Wehling 


verankern können - und dabei andere Positionen thematisch ausgrenzen. Bei Rö- 
del, Frankenberg und Dubiel selbst kommt diese Verschiebung etwa darin zum 
Ausdruck, daß sie die Protagonisten der civil society auf die »Aktivbürger« und 
ihre Assoziationen einschränken. Der darin eingebaute Zwang zur permanenten 
»Aktivität« und Themenkonkurrenz, durch den historisch bestimmte Muster po- 
litisch-kulturellen Verhaltens generalisiert und andere abgewertet werden, wird 
von den Autoren dann einerseits mit der These von der »zivilisatorischen Wir- 
kung« des Konflikts normativistisch überspielt, andererseits nur sozialpolitisch 
reflektiert: »Die wechselseitige Verpflichtung aller Mitglieder der Zivilgesell- 
schaft, eine öffentliche Sphäre zu schaffen, in der alle ihre Meinung äußern und 
Forderungen stellen können, schliePtt deshalb die Verpflichtung ein, allen die 
Teilnahme an den Diskussionen und Konflikten im Öffentlichen Raum auch 
tatsächlich zu ermöglichen.« (Rödel u.a. 1989:183) Demgegenüber bleiben die 
diskursiven Mechanismen, nach denen nicht nur Themen und Interessen sondern 
auch Verhaltensmuster, Redepraktiken und Handlungsformen in der civil society 
selektiert werden, weitgehend unthematisiert. 

Dieser Einwand verschränkt sich mit einem zweiten: Die Existenz einer 
(gemeinsamen) Sprache des Politischen, in welcher in der Sphäre der Zivilge- 
sellschaft Interessen und Forderungen unter dem Aspekt historischer Handlungs- 
fähigkeit thematisiert werden können, wird von Rödel u.a. stillschweigend vor- 
ausgesetzt. Diese Position, die die kommunikative Zugänglichkeit des Politi- 
schen fraglos unterstellt, neigt dazu zu übersehen, daß die Sprache des Politi- 
schen in den technologisch hochentwickelten Gesellschaften in komplementärer 
Weise von zwei Seiten bedroht ist: zum einen von der permanenten Transforma- 
tion historisch-politischer Entscheidungen in technische Sachzwänge, die als al- 
ternativlos dargestellt werden und daher sinnvoller Kommunikation entzogen 
scheinen, zum anderen von der Entgrenzung politischer Interessen und Gestal- 
tungswünsche in kulturelle Ansprüche und Ausdrucksformen. Beide Tendenzen 
schränken die »Sphäre des Politischen« als eine auf die demokratische Entfaltung 
gesellschaftlicher Handlungsfähigkeit zielende Sphäre drastisch ein. 

Bezogen auf die Krise der gesellschaftlichen Naturverhältnisse besitzen im öf- 
fentlichen Raum der zivilgeseilschaftlichen Debatte diejenigen Akteure struktu- 
relle Vorteile, denen es gelingt, das eigene Interesse als allgemeines und alterna- 
tivloses Interesse an 'rationaler' Naturbeherrschung darzustellen und damit als 
technisch-ökonomischen Sachzwang aus der Öffentlichen Debatte abzudrängen 
sowie negative Folgen in einen allgemeinen ethischkulturellen Verantwortungs- 
diskurs abzuschieben. Verfestigen sich solche Deutungsmuster unter dem Druck 
der realen gesellschaftlichen Entwicklung zur kollektiv wirksamen Vorstellung 
einer überhistorischen "technischen Rationalität" und evolutionär irreversiblen 
funktionalen Ausdifferenzierung des Gesellschaftssystems, so werden durch der- 
artige Selbstmythologisierungen der »Moderne« weite Bereiche der geselischaft- 
lichen Handlungsfähigkeit der zivilgesellschaftlichen Auseinandersetzung fak- 
tisch entzogen. Die Stelle der Macht kann den Akteuren der civil society nur 
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dann als »leer« erscheinen, wenn sie von einem im Kem vorbürgerlichen Begriff 
eines personalen Souveräns oder zumindest Repräsentanten der Macht ausgehen, 

Das Konzept der civil society bezieht in der aktuellen Debatte seine Faszination 
aus den Grenzziehungen gegenüber Staat, Ökonomie und technologischen Syste- 
men, aus Abgrenzungen zwischen kommunikativem und sprachlos-"unzivilisier- 
tem' Handeln, zwischen privat und öffentlich, zwischen symbolischer Politik 
und materieller Interessenverfolgung. Es wird prekär und paradox, wenn diese 
Grenzziehungen im Begriff der Zivilgesellschaft in normativer Weise absolut ge- 
setzt werden, während sie gesellschaftlich zerfallen, verschwimmen, neu gezo- 
gen werden. Wird die Zivilgesellschaft als ein exklusiver und abgegrenzter 
»Raum« innerhalb der Gesellschaft konzipiert, so verdoppelt die Theorie genau 
die Beschränkungen, die der Sphäre des Politischen durch die gesellschaftliche 
Entwicklung immer wieder aufgezwungen werden. Dann kann der zivilgesell- 
schaftliche Diskurs die durch die ökologische Krise ausgelösten Veränderungen 
und Erweiterungen des Politischen kaum mehr in sich aufnehmen. 

Ein Ausweg aus der Krise des Politischen in den gegenwärtigen hochtechnisier- 
ten Gesellschaften kann nicht in der Sicherung einer privilegierten Sphäre des 
Politischen liegen. Es muß umgekehrt das Ziel sein, in allen gesellschaftlichen 
Bereichen »zivilgesellschaftliche« Sphären zu entwickeln, gerade und vor allem 
in den »Subsystemen« in denen die gesellschaftlichen Naturverhältnisse hegemo- 
nial (und destruktiv) reguliert werden. Das würde zunächst bedeuten, in diesen 
bislang technologisch abgeriegelten Bereichen - etwa durch die institutionelle 
Absicherung interner Diskussions- und Reflexionsprozesse - überhaupt erst die 
Voraussetzungen dafür zu schaffen, daß Alternativen sichtbar und damit gesell- 
schaftlicher Kommunikation und demokratischer Entscheidung zugänglich ge- 
macht werden. Aus solchen »Zivilgesellschaften« in den einzelnen ökonomi- 
schen, technischen, wissenschaftlichen, politischen Subsysteme könnten sich erst 
die Umrisse einer »zivilen« Gesellschaft herausbilden. Die civil society würde 
somit nur dann ihrem Anspruch gerecht, wenn sie sich nicht selbst auf eine ei- 
gene Zwischensphäre zwischen »Lebenswelt« und »System« (im Sinne von Ha- 
bermas) eingrenzt und sich in dieser Eingrenzung symbolisch behauptet, sondern 
wenn sie ihre konstitutiven Elemente in die systemischen Bereiche der Gesell- 
schaft hineinverlagert. 

Beobachtet man jedoch die gegenwärtig in der Bundesrepublik stattfindende 
Auseinandersetzung um die Zivilgesellschaft, so gewinnt man den Eindruck, daß 
ein solcher Anspruch nicht ernsthaft in den Blick genommen wird. Stattdessen 
wird jene kulturalistische Selbstbeschränkung nachvollzogen, die von der tech- 
nologischen Entwicklung ohnehin vorgegeben ist. Das bedeutet, auf die Stär- 
kung der gesellschaftlichen Handlungsfähigkeit zu verzichten, die doch Thema 
der Zivilgesellschaftsdebatte sein sollte: Das politische Handlungsvermögen in 
den westlichen Gesellschaften wird durch die Selbstbeschränkung auf Formen 
der kulturellen Thematisierung und "Unterfütterung' von Politik - die »Kulturali- 
sierung« von Politik - gerade nicht freigesetzt, sondern geschwächt und auf einen 
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Streit intellektueller 'Eliten' über die Legitimät von Herrschaft reduziert. 

Wenn der Diskurs der Zivilgesellschaft die materiellen, wissenschaftlich-techni- 
schen, ökonomischen oder politischen Regulierungen der gesellschaftlichen Na- 
turverhältnisse nicht aufnimmt und auf ihre praktisch-folgenreiche Veränderung 
zielt, verstärkt er, was die offizielle Umweltpolitik spätestens seit Tschernobyl 
charakterisiert: die Aufspaltung in symbolische Politik einerseits und technische 
Krisenlösungen innerhalb der hegemonial regulierten gesellschaftlichen Natur- 
verhältnisse andererseits. Zu seinem eigentlichen Thema, der geschichtlichen 
Handlungsfähigkeit der Gesellschaft, hat dieser Diskurs dann nur wenig beizu- 
tragen. Er muß gegenüber der Technisierung und technokratischen Aushöhlung 
gesellschaftlichen Handlungsvermögens sprachlos bleiben. 
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Jürgen Hoffmann F 

Freiheit und Demokratie gegen Ökologie? 
Überlegungen zur Vereinbarkeit von Freiheits- und 
Demokratienormen mit einer ökologischen Politik 
in der kapitalistischen Industriegesellschaft! 


Zusammenfassung: Kann die Ökologiekrise durch mehr Staatsintervention und 
mehr staatliche Zurückdrängung der Produzenten- und Konsumentenfreiheit 
bewältigt werden? Dieses Problem wird gemeinhin im Spannungsfeld von Staat 
und Markt diskutiert. Ausgehend von der These der Externalisierung sozialer 
Kosten durch die Privatwirtschaft und unter Bezug auf den Reproduktionskreis- 
lauf von Produktion und Konsumtion versucht der Beitrag, die emanzipatori- 
schen und politischen Defizite beider Lösungsstrategien herausarbeiten. Plädiert 
wird für diskursive und beteiligungsorientierte Lösungen jenseits etatistischer 
und marktradikaler Konzepte. Solche Lösungen erfordern von der Politik nicht 
Deregulierung, sondern neue, innovative Regulierungsformen. 


Ökologiepolitische Fragen nach dem Desaster des 
»real existierenden Sozialismus« 


Die katastrophalen ökologischen Erblasten des nun nicht mehr »real existieren- 
den Sozialismus« haben wohl auch eingeschworenen »Etatisten« offenbart, daß 
eine staatliche Kommandowirtschaft keineswegs den pfleglichen Umgang mit der 
Natur garantiert - so wie dies Marx einmal als wesentliche Aufgabe einer soziali- 
stischen Zukunftsgesellschaft gefordert hatte. In den folgenden Ausführungen 
soll die Frage, ob jenseits des Staatssozialismus eine regulierte gesellschaftliche 
Produktion vorstellbar ist, die das ökologische Problem besser lösen könnte als 
die privat-dezentrale - sprich kapitalistische - Produktionsweise. Ich werde mich 
aber mit dem - nicht zuletzt durch die Krise des Staatssozialimus aktuell gewor- 
denen - Problem befassen, unter welchen Bedingungen eine sich historisch 


1 Der folgende Essay behandelt auf einer scheinbar abstrakt-theoretischen Ebene das Ökologie- 
problem und seine politischen Alternativen. dem liegt jedoch eine intensive analytische und em- 
pirische Befassung mit dem Thema zugrunde und zwar im Rahmen eines zusammen mit Ulrich 
Mückenberger an der Hochschule für Wirtschaft und Politik Hamburg durchgeführten Projekts 
über Chlorierte Kohlenwasserstoffe im gesellschaftlichen Kreislauf von Produktion, Anwendung 
in Produktion, Konsumtion und Entsorgung. Vgl. dazu die Veröffentlichung des Ergebnisbe- 
richts: Mario Dobernowski u.a. 1991. Hier wird auch zum Problem einer betrieblichen Präven- 
tionsstrategie, die im letzten Teil des Essays angedeutet wird, ausführlich berichtet. Daß in den 
hier vorgestellten Überlegungen das Problem der Verbindung betrieblicher und gewerkschaftli- 
cher Probleme mit dem allgemein-gesellschaftlichen ökologischen Problem im Zentrum steht, 
ist daher nicht zufällig. Eine kurze Fassung des hier abgedruckten Beitrages ist in der Zeit- 
schrift »perspektiven ds«, H. 1 (1991) erschienen. 
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scheinbar alternativlos präsentierende freiheitlich-demokratische Gesellschaft, 
die kapitalistisch-marktwirtschaftliche Formen des Wirtschaftens impliziert, das 
ökologische Problem in den Griff bekommen kann - und mit welchen gesell- 
schaftlichen Kosten und Chancen dies verbunden ist. 

Angesichts der ökologischen Krise liegt es für eine traditionalistisch-linke Theo- 
rie zunächst nahe, die Perspektive der »sozialen Demokratie« zu einer etatistisch 
organisierten »ökologisch-sozialen Demokratie« gegen die Eigentümerfreiheit 
auszuweiten, wobei dem Staat eine wesentliche Rolle bei der Durchsetzung 
ökologischer Interessen zukäme. Ökologische Interessen werden auf Basis lang- 
fristiger Präferenzen artikuliert. Um sie gegen kurzfristig dominante Interessen 
umzusetzen, wäre eine apriori gesellschaftliche Instanz notwendig - ein Postulat, 
das gegen die Dominanz einzelwirtschaftlicher und individueller Handlungs- 
rationalitäten und gegen die im Hinblick auf ökologische Erfordernisse rück- 
sichtslos entwickelte funktionale Differenzierung in der Gesellschaft steht. 
Strenge staatliche Ökologiepolitik bis hin zur fiktiven »Ökodiktatur« des Staates 
scheint deshalb für einige kritische Zeitgenossen eine durchaus praktikable Lö- 
sung des Ökologieproblems zu sein, weil sie am ehesten der gesamtgesellschaft- 
lichen Dimension dieses Problems gerecht werden würde - jedoch auf Kosten der 
Freiheit und Selbstbestimmung des Individuums. 

Wenn demgegenüber radikaldemokratische und zugleich rechtsstaatliche Lösun- 
gen als Wege zu einer emanzipativen Gesellschaft präferiert werden, muß mit 
Widersprüchen der gegebenen Gesellschaftsstrukturen (einschließlich ihrer de- 
mokratischen und rechtsstaatlichen Regulierung) gerechnet werden. Dabei sollte 
allerdings nicht allein auf die Risiken eines solches Weges verwiesen werden, 
sondern ebenso auf seine Chancen. Dies setzt jedoch voraus, daß die kapitalisti- 
sche Gesellschaftsform nicht aus der Kritik entlassen und plötzlich als »beste al- 
ler möglichen Welten« gepriesen wird; aus der radikalen Kritik der Gesellschaft 
müssen neue Emanzipationsperspektiven ohne repressive Krücken gewonnen 
werden. Dies ist die Aufgabe: Politische Lösungen zu entwickeln, in denen 
ökologische Lösungen jenseits repressiv-etatistischer und anonym-herrschaftli- 
cher Marktlösungen verwirklicht werden können. 


Eigentum, Freiheit und die Externalisierung sozialer Kosten 


Der Begriff der Freiheit ist historisch eng an den Eigentumsbegriff gekoppelt, er 
fällt sogar - bei den frühen Klassikern der Staatsphilosophie wie John Locke - 
mit der Eigentumsdefinition zusammen: Freiheit ist die Freiheit des Verfügens 
über das natürliche Eigentum der einzelnen Person, über den eigenen Körper; 
umgekehrt setzt Eigentum - auf der Basis der Aneignung der Natur durch die 
Verausgabung der Kräfte dieses Körpers (Arbeit) - die freie Verfügung über 
materiellen Besitz voraus. Der Garant des so verstandenen Eigentums muß dabei 
eine von der privaten Eigentümergesellschaft getrennte »äußerliche Gewalt« sein. 
Diese Funktion, nämlich der Schutz des Eigentums vor den jeweils anderen 
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Eigentümern und Sicherung der Verkehrsformen der Individuen, fiel historisch 
dem bürgerlichen Staat zu. Der historisch gewachsene bürgerliche Staat verkör- 
pert allgemein-gesellschaftliche Funktionen (Eigentumsgarantie, Tauschregeln), 
die die einzelnen Gesellschaftsmitglieder nicht wahrnehmen können oder wollen. 
Die allgemein-gesellschaftlichen Funktionen des Staates sind also von den 
Gesellschaftsmitgliedern getrennt und werden diesen äußerlich, durch die herr- 
schaftliche Funktion des Staates aufgezwungen. Eine solche, gewiß noch viel zu 
abstrakte Staatsdefinition wird auch durch den Begriff des »sozialen Rechts- 
staats« nicht aufgehoben, wohl aber wird sie durch das darın enthaltene Gleich- 
heitspostulat herausgefordert. 

Warum diese abstrakten Einleitungsbemerkungen? Die staatlich garantierte 
private Verfügung über Eigentum ist eine wesentliche Quelle des ökologischen 
Problems in der bürgerlichen Gesellschaft. Denn die freie Verfügung über 
Eigentum gemäß den jeweiligen Präferenzen bedeutet, daß die Eigentümer - ob 
Produzenten oder Konsumenten - bestimmte Kosten bei der Nutzung des Eigen- 
tums auf die Gesellschaft bzw. die Umwelt abwälzen können, sofern dadurch 
nicht direkt andere Eigentümer nachweislich geschädigt werden. 

In der sozialwissenschaftlichen Diskussion hat sich für diese Form der Kosten- 
überwälzung der Begriff der »Extermalisierung von sozialen Kosten« durch- 
gesetzt, ein Begriff, der in den 50er Jahren im Rahmen wohlfahrtsstaatlicher 
Überlegungen von K. William Kapp (1988) in die Diskussion gebracht wurde. 
Es sind dies Kosten, die der Geselischaft durch die Gratisausbeutung der Natur 
(Beispiel: Wasser und Luftvernutzung), durch die Emission von Schadstoffen 
über Schornstein und Abwässerrohr, durch die Inkorporierung von Schadstoffen 
im Körper der Arbeitenden und durch die Nutzung von Produkten in Konsumti- 
onsprozessen und als Altlasten entstehen. Dieser ruinöse Abwälzungsprozeß auf 
die Gesellschaft wird von den Geseilschaftsmitgliedern akzeptiert. Denn diese 
ziehen aus der dadurch möglichen Verbilligung von Waren unmittelbar Vorteile, 
stehen ihnen doch preiswerte Waren zur Anwendung in der Produktion und im 
Konsum zur Verfügung. Der Externalisierungsprozeß ist im Zusammenhang mit 
einem sozial vernetzten System zu verstehen: in ihm gibt es kurzfristige Vorteile 
auf allen Seiten, in Produktion wie Konsumtion. Das Ökologieproblem ist so 
nicht nur ein Problem einzelwirtschaftlich-rationalen Produzierens, sondern viel 
umfassender ein Problem, das in unseren Lebensstilen, im »way of life« veran- 
kert ist. Deshalb sind alternative, ökologisch verträglichere Formen des Produ- 
zierens, der Produkte und des Konsumierens auch gesellschaftlich schwer durch- 
setzbar. Deshalb erscheint auch das einfache Setzen von demokratischen Postu- 
laten zur Lösung der Ökologiekrise reichlich naiv (vgl. zu dieser Vernetzung 
Giegel 1990). 

Der Externalisierungsprozeß ist Ausdruck zweckrationalen Handelns im gegebe- 
nen ökonomischen und gesellschaftlichen System - und das ist immer noch (nota 
bene) ein privat-dezentral produzierendes kapitalistisches Reproduktionssystem. 
Das markt- und geldvermittelte Handeln impliziert unterschiedliche gesellschaft- 
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liche Inhalte: ökonomisch vermittelte gesellschaftliche Herrschaft auf der Kapi- 
talseite, Verfügen - oder auch Nicht-Verfügen - über Geld als Zirkulations- und 
Zahlungsmittel auf der Lohnarbeits- oder weiter gefaßt: der Konsumentenseite. 
Im Kem ist das Externalisierungsproblem daher nicht auf eine allein kapital- 
seitige »Quelle« bzw. Ursache zurückzuführen (und entsprechend eingeengt 
analog zum Kapital-Lohnarbeit-Paradigma anzugehen), sondern auf kurzfristig 
zweckrationale Handlungskalküle von Akteuren im gesellschaftlichen Gesamtre- 
produktionsprozeß; in diesem sind die gesellschaftlichen Voraussetzungen und 
Folgen systematisch ausgeblendet. Das »zweckrationale Handeln« auf Basis 
rechtlich abgesicherten Kapitaleigentums folgt dem abstrakten, »selbstreferentiel- 
len« Code des »aus Geld (Kapital) mehr Geld (Profit)« machen oder - wie im 
Falle des Handelns von Eigentümern eines Konsumgutes - kurzfristigen Kon- 
sumpräferenzen und damit verbundenen ökonomischen Kalkulationen (Präferie- 
rung niedriger monetärer Kosten). 

Recht in der Form des Eigentümerrechts verhindert also nicht ökologisch schäd- 
liche Externalisierungsprozesse. Im Rahmen der historisch entwickelten gesell- 
schaftlichen Grenzen ermöglicht das Recht die Eigendynamik des ökonomischen 
Systems und die ihm impliziten Handiungsrationalitäten - mit der Folge von 
Externalisierungsprozessen. Ähnlich dem Problem der rechtlich abgesicherten 
ökonomisch vermittelten Herrschaft durch den Eigentumswechsel der Arbeits- 
kraft sehen wir hier die Ambivalenz des Rechtsbegriffs: Rechtlich garantierte 
Freiheit in der Eigentumsnutzung durch Produzenten und Konsumenten erlaubt 
in der gesellschaftlichen Reproduktion zugleich massive Beeinträchtigungen der 
Reproduktionsfähigkeit der Gesellschaft bzw. ihrer natürlichen Ressourcen. Erst 
im Nachhinein, sozusagen in einem zweiten Schritt, wirkt Recht dann zum 
Schutze Dritter, durch Auflagen oder Grenzwertsetzung, und schränkt die Frei- 
heit der Nutzung und der Externalisierung wieder ein. 

Dies geschieht zunächst wiederum auf Basis des Eigentümerrechts, dann näm- 
lich, wenn Dritte nachweislich in ihren Lebens- und Besitzbedingungen beein- 
trächtigt werden. Bekanntlich ist aber der einzelfallbezogene, monokausal zu 
konstruierende Nachweis - bei Emissionen beispielsweise auf Basis des Umwelt- 
bzw. Arbeitsschutzrechts - aufgrund der geltenden Beweisregeln, die die Be- 
weislast dem Kläger, also dem mutmaßlich betroffenen Individuum auferlegen, 
nur schwer zu führen. Insofern garantiert die Praxis des Eigentümerrechts gerade 
keinen »Schutzautomatismus« gegenüber Externalisierungen. Nicht das funktio- 
nal auf die Strukturen der Eigentümergesellschaft bezogene Recht, sondern die 
politische Artikulation von Interessen durch betroffene Dritte bzw. ganze Bevöl- 
kerungsgruppen gegen die Folgen von Externalisierungsprozessen und/oder im 
Betrieb der Kampf gegen Belastung und Vernutzung der Arbeitskraft stehen 
daher auch im Zentrum der öffentlichen Diskussion um die Ökologiekrise. 
Politisch artikulieren sich Interessen im Kontext des Ökologieproblems aber sehr 
verschieden: Im Sinne von A.O. Hirschman (1970) gibt es zwei Artikulations- 
formen, die mit »voice«-Optionen ausgestattet sind: Erstens stehen den von 
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Externalisierungsprozessen betroffenen Bürgern die grundrechtlich abgesicherten 
allgemeinen Artikulationsmöglichkeiten in einer kritischen Öffentlichkeit außer- 
halb des ökonomischen Systems zur Verfügung. Zweitens gibt es die kollektiven 
Rechte der unmittelbaren Produzenten und deren Artikulaton von Arbeits- und 
Umweltschutzthemen im Betrieb.? 

Daneben steht den Individuen freilich drittens auch eine Artikulationsebene mit 
einer »exit-Option« zur Verfügung: das ökologiebewute Verhalten der Individuen 
als Konsumenten auf den Konsumgüter-, aber auch auf den Produktionsmittel- 
märkten, die zusammen wesentliche Voraussetzungen der politischen Durchset- 
zung einer gesellschaftlichen Kritik und Kontrolle von Extemalisierungsprozes- 
sen bzw. deren Prävention sind. Auf die Bedingungen dieser Art von Interessen- 
artikulation wird unten noch einzugehen sein. 

In den bürgerlichen Gesellschaften sind also die Systemstrukturen, die ökolo- 
gisch höchst problematisch sind und sogar katastrophische Folgen zeitigen kön- 
nen, zugleich mit politischen und rechtlichen Möglichkeit der Artikulation von 
Kritik an dem zweckrationalen, ökologisch indifferenten Handeln von Unterneh- 
men und Individuen verknüpft. Zumindest gehen sie auf dieselbe Rechtsquelle, 
auf Eigentum und Freiheit des bürgerlichen Individuums, zurück. Die Spannung 
von Freiheitsrechten der Kritik und rechtlich allgemein möglichen Externalisie- 
rungsprozessen auszuhalten, ist Bedingung für eine politische Orientierung, die 
die Bewältigung des Ökologieproblems weder dem Markt überlassen noch der 
Herrschaftsgewalt des Staates und der Bürokratie allein anheimgeben will. Dies 
verweist auf die Frage nach den Möglichkeiten der Entstehung einer ökologie- 
kritischen Öffentlichkeit.3 


Demokratie und ökologische Frage 


Prinzipiell ermöglichen freiheitliche Strukturen also zunächst ein »Ausleben« 
einzelwirtschaftlich-kapitalistischer bzw. individuell-konsumtiver Interessen, 
wodurch aber soziale Kosten verursacht werden. Demokratische Interessenarti- 
kulation, verbunden mit den dadurch für die Politik gesetzten Legitimations- 
zwängen, transportiert diese Interessenkonstellationen in das politische System. 
Die sehr nachdenkenswerte Parole von den »freien Bürgern«, die »freie Fahrt« 
fordern, ist hier nur die »Spitze des Eisbergs«. Denn diese »freien Bürger« 
handeln so, wie es ihnen als Eigentümer (hier: eines Konsumgutes) in der bür- 


2 Die Zuordnung dieser Funktion zur »voice«-Option könnte dahingehend kritisiert werden, daß 
ja auch Arbeitnehmer/innen eine »exit«-Option dergestalt hätten, daß sie den Verkauf ihrer Ar- 
beitskraft zu gegebenen Arbeits- und Umweltschutzbedingungen verweigern und in andere Be- 
triebe bzw. Branchen abwandern könnten. Ein oberflächlicher Blick auf die Arbeitsmarktstruk- 
turen relativiert allerdings diese abstrakt sicherlich zutreffende Möglichkeit. 

3 Und hat nicht - so könnte die Eingangsfrage hier wieder aufgenommen werden - gerade das 
Fehlen der auf den Freiheitsrechten aufbauenden Öffentlichen Artikulationsinstanzen ermög- 
licht, daß das Ökologiethema im »real existierenden Sozialismus« dethematisiert werden 
konnte? 
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gerlichen Gesellschaft zusteht: nämlich den eigenen, individuellen Präferenzen 
gemäß. Das darin enthaltene handlungstheoretische Problem ist aus der spiel- 
theoretischen Diskussion - erinnert sei an die »Tragödie der Öffentlichen Güter« 
und das »Gefangenendilemma« - nur allzu bekannt: Niemand der vereinzelt Han- 
deinden kann sicher sein, daß sein ökologisch bewußtes Handeln, z.B. der Ver- 
zicht auf kostengünstige, aber umweltschädigende Produkte, der Verzicht auf 
das Auto etc. auch von den anderen Verkehrsteilnehmern dahingehend honoriert 
wird, daß diese selbst ökologisch bewußt handeln und ebenfalls auf die Verwen- 
dung preiswerter, aber umweltschädigender Produkte oder das Auto verzichten 
und auf diese Weise die Umwelt zum Nutzen des ersteren und aller effektiv 
schonen. 

Die Trennung und der Gegensatz zwischen individuellen und allgemein- gesell- 
schaftlichen Interessen reproduziert sich in bürgerlich-demokratischen Gesell- 
schaften in der »klassischen« Trennung von privater Gesellschaft, deren Reprä- 
sentant der »bourgeois« ist, und politischer Gesellschaft, repräsentiert durch den 
Staatsbürger, den »citoyen«. Diese Trennung produziert eine dem Mitglied der 
bürgerlichen Gesellschaft eigentümliche »Schizophrenie« der Interessen; deren 
Bewältigung wird ihm allerdings erleichtert durch die Trennung von bürgerli- 
chem Alltag, in dem Einzelinteresse-geleitetes, zweckrationales Handeln domi- 
niert, und staatsbürgerlicher Bestellung von politischen Repräsentanten durch 
Wahlen. 

Allgemeine gesellschaftliche* Interessen bzw. Erfordernisse, die vom Staat 
durchgesetzt werden, erscheinen dem Individuum entfremdet - als äußerlicher 
politischer Zwang; der kann sich bis zu einer von der Gesellschaft und damit den 
»egoistischen Einzelinteressen« strikt getrennten politischen Herrschaft, einem 
Hobbes'schen »Leviathan«, zuspitzen. Zugleich überschneidet sich dieses Herr- 
schaftsproblem mit dem Effizienzkriterium der Politik: Denn wie könnte ange- 
sichts des komplexen Ökologieproblems zum Beispiel ein solcher politischer 
Zwang überhaupt aussehen, wenn - wie aus der Systemtheorie, aber auch aus der 
kritischen Staatsdiskussion bekannt - das politische System gar nicht über die 
notwendige Komplexität verfügt, um den gesellschaftlichen Problemstellungen 
gerecht zu werden? Darauf wird zurückzukommen sein. 

Wie ist dieses offensichtliche Dilemma von Eigentum/Freiheit garantierenden 
Grundrechten, Demokratienorm und den zum Zwecke des Überlebens der Gat- 
tung notwendigen gesellschaftlichen Präferenzen individuellen Handelns aufzu- 
lösen? Abgesehen davon, daß auch in der bürgerlichen »Normalität« diese 


4 Diese Darstellung suggeriert, als ob der bürgerliche Staat stets gesellschaftliche Interessen ge- 
gen individuelle Präferenzen politisch - ausgestattet mit dem Monopol physischer Gewaltan- 
wendung - durchsetzte. Dies gilt aber nur abstrakt, bezogen auf die oben angeführten allgemei- 
nen Funktionen gegenüber der bürgerlichen Gesellschaft. Die konkrete Politik wird selbst we- 
sentlich von den Erfordernissen, »Sachzwängen« und unterschiedlich gewichteten Interessen in 
der bürgerlichen Gesellschaft geprägt. Auf die dazu breit in der kritischen Linken geführte 
»Staatsdiskussion« kann hier aber nicht eingegangen werden. Vgl. dazu als Überblick und Zu- 
sammenfassung Brandes u.a. 1977 
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abstrakte Trennung von individuellen und gesellschaftlichen Interessen empirisch 
nicht gelebt werden kann (Akteursrationalitäten sind zunächst einmal analytische 
Konstrukte), gibt es auch explizite Gegenbeispiele, in denen der hier dokumen- 
tierten kurzfristigen Zweckrationalität des Handelns nicht gefolgt wird: So 
zeichnen sich z.B. Mitglieder sogenannter neuer sozialer Bewegungen, doch 
nicht nur sie, gerade durch eine »Reflexivität« ihrer Interessen aus: Ein guter 
Staatsbürger ist hier zwar - so Ulrich K. Preuß - 


»nicht dadurch charakterisiert, daß er ein 'reiner citoyen' ohne jede Beimischung 'bourgeoiser' 
Elemente ist, d.h. sich von nichts anderem als vom 'Gemeinwohl' leiten läßt - vielmehr verfolgt er 
durchaus seine Interessen und Präferenzen, verhält sich jedoch zu ihnen ebenso wie zu seinem 
Handeln reflexiv: Idealiter handelt er so, wie er kraft der ihm möglichen Einsicht in seine 'wahren’ 
Interessen auch handeln könnte, wobei dieses 'wahre' Interesse stets auch die Berücksichtigung der 
Interessen der anderen wie der zukünftigen Generationen erfordert« (Preuß 1989, S. 9). 

Auf unser Thema bezogen: Würde sich Handeln einerseits allein am »Gemein- 
wohl« orientieren, dann wäre die soziale Legitimierung einer Öko-Diktatur über 
die »Uneinsichtigen« - analog zu einer Tugendherrschaft Robespierre'scher Prä- 
gung - nicht auszuschließen. Orientiert sich Handeln demgegenüber allein an 
kurzfristig rationalen Präferenzen, sind andererseits Externalisierungsprozesse 
sozialer Kosten eine notwendige Folge. 

Demgegenüber käme es darauf an - und davon scheint es in den neuen sozialen 
Bewegungen ein Bewußtsein zu geben -, die eigenen Interessen in Bezug auf 
langfristige gesellschaftliche und ökologische Folgen zu reflektieren, also diese 
Interessen gerade nicht nur in ihrer Selbstreflexivität zu belassen bzw. von einem 
gleichgerichtetem Verhalten anderer abhängig zu machen. Anders ausgedrückt: 
Indem die Individuen Reflexivität in ihr Handeln einbauen, heben sie ein Stück 
weit die Entfremdung von ihren eigenen gesellschaftlichen Reproduktionsbedin- 
gungen auf. Eine solche Reflexivität ist nicht zu regeln, zu verordnen; allerdings 
sind demokratische und rechtsstaatliche Regeln eine Voraussetzung ihrer Exi- 
stenz bzw. Wirksamkeit. 

Eine so geartete Interessenorentierung ist zugleich Voraussetzung und Resultat 
entwickelter politischer Kultur, die diskursiv verankert ist, in der also Reflexi- 
vität nicht durch Standpunkt-Entscheidung verhindert wird. Denn gesellschaftli- 
che Interessen ohne äußeren herrschaftlichen Zwang in individuellen Interessen 
zu verankern, um so die aus der »rational choice«-Theorie bekannten Dilemmata 
umgehen zu können, setzt einen Lernprozeß voraus; dieser kann weder von oben 
verordnet noch durch abgeleitete »wahre« Interessen entschieden werden. Ein 
solcher Prozeß entwickelt sich nicht voraussetzungslos, sondern in den vom 
ökonomischen und gesellschaftlichen System »freigegebenen« Handlungskorrido- 
ren, die seibst veränderbar sind - durch gesellschaftliche Praxis. Im Resultat 
müßten die Individuen innerhalb der ausdifferenzierten Struktur der gesell- 
schaftlichen Arbeitsteilung und der gesellschaftlichen Herrschaftsverhältnisse die 
Geltungskriterien ihrer jeweiligen Handlungsfelder nach ihren Voraussetzungen 
und Folgen kritisch reflektieren und verändern lernen (vgl. Demirovic in diesem 
Heft) - was den Konflikt um die Durchsetzung dieser Kriterien nicht ausschließt. 
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Solche Lernprozesse scheinen daher auch nicht zufällig erst jenseits einer gewis- 
sen Entwicklung der materiellen Bedingungen des Überlebens und der Bildung 
allgemein möglich zu sein. So wurde denn auch der »Wertewandel«, dem jene 
Reflexivität immanent ist, bekanntlich (vgl. die kontroverse Diskussion um die 
Thesen von Ronald Inglehart (1977)) zunächst in eher mittelständisch-bildungs- 
bürgerlichen, wenngleich i.d.R. lohnabhängigen Schichten festgestellt. Über- 
haupt scheint zumindest vorerst die Aufklärung über alltägliche negative Verän- 
derungen bzw. deren komplexe Ursachen ein wesentlich wirksamerer Hebel 
ökologischer Bewußtwerdung und engagierter Interessenverirefung zu sein als 
die unmittelbare Erfahrung der Verschlechterung von Arbeits- und Umwelt- 
situationen; die scheint sich in den Klassenzumufungen, der Alltagsroutine und 
den Alltagszwängen bzw. anders gelagerten Orientierungsmustern des Handelns 
(z.B. produktivistischen Orientierungen) zu verflüchtigen. 


Ökologieproblem, Organisations- und Politikstrukturen: 
Warum die einfachen Antworten nicht hinreichen 


Diskursivität ist also Bedingung eines Lernprozesses, der reflexives Handeln er- 
möglicht. Aber auch das »Thema« des Diskurses selbst, die Ökologie, schließt 
gerade jene einfachen Lösungen, die durch Systemstrukturen vorgegeben sind 
und die dann durch hierarchische Organisations- und Politikstrukturen vermittelt 
werden könnten, aus. Am Beispiel der Gewerkschaften, die ja unmittelbar mit 
der Vertretung von zweckrational formulierten Einzelinteressen befaßt sind - 
nämlich von Einkommensinteressen, die in der Regel kurzfristigen Präferenzen 
folgen -, soll dies im Folgenden verdeutlicht werden. 

Für die marxistische Position - bzw. für das, was in der politischen Praxis dar- 
aus gemacht wurde - war ja der Gegensatz von Lohnarbeit und Kapital hinrei- 
chend, um gesellschaftliche und individuelle Interessen auf einfache, vereinheit- 
lichende Formeln und Forderungen zu bringen. Konnte die klassische Arbeiter- 
bewegung die »besonderen Interessen des Proletariats« noch euphorisch als »all- 
gemeine Emanzipationsinteressen der Gesellschaft« feiern, so könnten wir dieser 
Argumentation heute nur noch unter der Bedingung folgen, daß das Proletaritat 
unter seinen Interessen wirklich die Aufhebung des bei Marx nachlesbaren 
»Grundwiderspruchs« - nämlich dem des »prozessierenden Werts« und mithin die 
Aufhebung der abstrakten Herrschaft und des abstrakten Wachstums - verstünde 
und wenn zugleich die »allgemeinen Emanzipationsinteressen« nicht zur Legiti- 
ration staatlicher Repression dienten. Im Widerspruch des »prozessierenden 
Werts« wäre nämlich die ökologische Fragestellung in nuce enthalten. 

Warum erweist sich diese Interessenorientierung angesichts der gesellschaftli- 
chen Entwicklung und der ökologischen Krise als unzulänglich? Die Antwort 
muß lauten: Ökonomische wie ökologische Interessen sind nicht allein an die 
Schwerkraft von Kapital und Akkumulationsprozeß gebunden (Sicherung der 
Einkommensquellen durch Akkumulation); selbst eine Politik, die diese Interes- 
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sen auf der ökonomischen wie auf der ökologischen Ebene aufnähme, würde der 
tatsächlichen Komplexität der gegenwärtigen gesellschaftlichen Entwicklung und 
ihrer ökologischen Dimension nicht gerecht. 

Bereits auf der ökonomischen Ebene ist heute eine einfache Interessenformulie- 
rung kaum noch mit Solidaritätsnormen ineins zu setzen (vgl. auch Hoffmann 
u.a. 1990, S. 99ff.). Eine umstandslose Verbindung von ökonomischen und 
ökologischen Interessen ist darüber hinaus nur noch mit höchst fragwürdigen 
Argumentationsfiguren (»Umweltschutz, der Arbeitsplätze schafft«) möglich. 
Demgegenüber käme es gerade darauf an, sich des u.U. sehr scharfen Gegen- 
satzes von einzelwirtschaftlich definierten Akkumulationszielen und daran ge- 
bundenen Arbeitsplatzinteressen und Konsumstrukturen und ökologischen Prä- 
missen bewußt zu werden. Ein auf den ökologischen Diskurs zugeschnittenes 
Forderungspaket sind eben nicht als Gratisgabe des Kapitals zu haben; ökologi- 
sche Erfordernisse stehen in der Regel gegen ökonomische Interessen der Arbeit- 
nehmer als Besitzer der Einkommensquelle » Arbeitsplatz« und als Konsumenten 
wohlfeiler Waren. 

Ökologische Problemstellungen sind innerhalb wie außerhalb des Betriebs hoch- 
komplex. Sie können nicht durch quantitative Kompromisse zwischen Lohnarbeit 
und Kapital bzw. innerhalb der Lohnarbeit aufgehoben werden - auch wenn 
kompensatorische Leistungen (mehr Lohn für Gefahrstoffe am Arbeitsplatz, 
Schichtarbeit etc.) und die schon angesprochene versöhnliche Formel vom Um- 
weltschutz, der Arbeitsplätze schafft, von den Gewerkschaften gerne anvisiert 
werden. Ökologische Problemstellungen zeichnen sich zudem durch hohe syste- 
mische Vernetzung aus und sind auch von daher einfachen Lösungen und darauf 
aufbauenden Forderungen kaum zugänglich; denn »der Verursacher« verschwin- 
det als Akteur in den komplexen ökonomisch-ökologischen Kreisläufen und die 
Gesellschaft stützt als materielles Reproduktionssystem und als System von darin 
fixierten Interessen den ökologisch ruinösen Kreislauf. 

Ein Beispiel mag dies verdeutlichen: Wenn zwei Drittel der z. Zt. monetär be- 
rechneten ca. 120 Mrd. DM bis 400 Mrd. DM jährlicher Umweltschäden in der 
Bundesrepublik (die Berechnungen sind bezeichnenderweise sehr verschieden) 
auf »den Verkehr« rückführbar sınd, dann ist dafür nicht allein die Intransigenz 
von Kapıtaleignern und Managern ın der Automobilindustrie verantwortlich, 
sondern es sind gesellschaftlich fixierte Produktions- und Konsumtionskreis- 
läufe, in denen ein Verursacher nur schwer auffindbar sein wird. Ähnliches ließe 
sich von den zahlreichen (ca. 1000) jährlich neu entwickelten chemischen Sub- 
stanzen sagen, die in Produktion, Konsumtion und als Altlasten jeweils ganz 
unterschiedliche Nutzungs- und Gefahrenpotentiale darstellen (die durch syner- 
getische Effekte nochmals potenziert werden können). Nutznießer wie Geschä- 
digte lassen sich auf allen Ebenen finden.S 


5 Insofern kann ich der Kritik von Alex Demirovic an Ulrich Preuß dann nicht folgen, wenn er 
dessen Beschreibung unseres geselischaftlichen Systems als »ungewiß« mit dem Hinweis auf die 
Erklärung der ökologisch bedrohlichen Großtechnologien aus den kapitalistischen Produktions- 
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Diese Beispiele zeigen auch, wie die zunächst im Bereich der Produktion zu ver- 
ortenden Externalisierungsprozesse ihrerseits durch die Konsumtionsstruktur, 
durch die gesellschaftlich bereitgestellten Voraussetzungen für Produktion und 
Konsumtion (Wissenschaft, Technikentwicklung, Infrastruktur) und durch die 
dominanten sozialen Verkehrsformen und Lebensstile in der Gesellschaft gestützt 
und bestätigt werden. Dabei ist es gerade die Fixiertheit dieser gesellschaftlichen 
Verkehrsformen und die Differenziertheit der Nutzungs- und Gefahrensmöglich- 
keiten, welche zur subjektiven Vernachlässigung der gesellschaftlichen Dimen- 
sionen führen - weil weder individuelle Alternativen sichtbar sind, noch unmit- 
telbare, dem Individuum bzw. der einzelnen Wirtschaftseinheit zurechenbare Be- 
einträchtigungen und Kosten (Nutzungssanktionen) jenseits der bereits in Geld- 
einheiten geleisteten Kosten eintreten. Das wiederum heißt, daß Lösungen nicht 
nur produktionsseitig gefunden werden müßten, sondern auf allen Ebenen des 
»way of life« zu entwickeln wären. Und in der Tat entfaltet sich ja auch die 
ökologische Diskussion gerade außerhalb der »Schwerkraft des Kapitals« und der 
darin fixierten Interessenstrukturen, nämlich im »Reproduktionsbereich«. 

Wollen politische Organisationen und Interessenverbände (Parteien, Gewerk- 
schaften) - und der Zentralstaat - diese komplexen Problemstellungen aufgreifen, 
müßten sie ihre Strukturen für diese Dimensionen paßfähig machen: Auch wenn 
allgemein-politische Lösungen »aus einem Guß« unmöglich geworden sind, so 
verlangt doch gerade die gesellschaftliche bzw. die globale Dimension ökono- 
misch-ökologischer Kreisläufe nach umfassenden politischen Konzeptionen. Im 
Schlagwort »global denken - lokal handeln« wird eben dieser Widerspruch aus- 
gedrückt. 

Hierarchisch-zentralistische Organisationen und Politikstrukturen müßten an der 
Komplexität der Interessenvertretung im Spannungsfeld zwischen Ökonomie und 
Ökologie scheitern. Denn solche Organisationen und Politiken präferieren einfa- 
che Ziele auf Basis einfacher und eindeutiger Informationen. Notwendig werden 
aber Örganısations- und Politikformen, die Lösungen und damit einheitliche 
Ziele als Ergebnis und nicht als abgeleitete Voraussetzung formulieren, die also 
»diskursiv« verfahren und Öffentlichkeit möglich machen. Es ginge also zuvor- 
derst darum, um rationale und von allen Beteiligten auf der Basis des Diskurses 
anerkannte Lösungen zu ringen. Daß Bürgerinitiativen nicht einer zentralistisch- 
hierarchischen Organisations- und Politiklogik folgen, macht einen Gutteil ihres 
Erfolges aus; auch wenn in diesem Fall, weil formale Organisationsstrukturen 


verhältnissen kontert: Das kapitalistische Reproduktionssystem muß als ein sich rapide ausdiffe- 
renzierendes, Unsicherheit produzierendes System begriffen werden, gerade weil privat-dezen- 
tral und nach Maßgabe des »prozessierenden Werts« organisiert; seine Analyse kann zwar die 
Erkenntnis über Handlungszwänge und Handlungskorridore zum Ergebnis haben, das Problem 
der Steigerung von Unsicherheit über die Zukunft durch Systemausdifferenzierung jedoch nicht 
hinreichend lösen. Darüber hinaus ist ja mit der Einschränkung oder gar Aufhebung des auf 
dem Kapitalverhältnis beruhenden Systems - dies einmal als möglich unterstellt - noch nicht das 
konkrete Problem des Risiken produzierenden technischen, ökonomischen und wissenschafli- 
chen Prozesses der Ausdifferenzierung gelöst (vgl. dazu Giegel 1990 und Perrow 1986). 
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fehlen, der Nachteil diskontinuierlicher Entwicklung in Kauf genommen werden 
muß. 


Basisorientierung und politische Kultur 


Ökologisches Handeln ist wegen der komplexen Strukturen in Produktion und 
Konsumtion nicht zentralistisch von oben zu »verordnen«; es ist erst in der Viel- 
falt der Aktionen und den damit unmittelbar vor Ort gegebenen Erfolgskontrol- 
len durch Betroffene und Beteiligte möglich und effektiv (einmal abgesehen von 
den unten angesprochenen politischen Rahmenbedingungen). Vor diesem Hinter- 
grund gewinnen Konzepte wie die der »Basisdemokratie«, der »Mitbestimmung 
am Arbeitsplatz« und der »Konsumentenmacht« eine neue Bedeutung. Nicht etwa 
in dem Sinne, daß die »Basis« in Bezug auf ökologische Fragen stets besser moti- 
viert oder auch nur informiert wäre als die »Führung« bzw. die Organisationen 
und politischen Institutionen, wohl aber in dem Sinn, daß »vor Ort« - sei es im 
Betrieb, sei es in der Region, sei es im einzelnen Haushalt - die Probleme eher 
im Kleinen erkannt und Lösungen problemgerechter formuliert werden können. 
Dabei ergibt sich ein ökologisches Verhalten der Betroffenen/Beteiligten nicht 
im Selbstlauf; es hat einen ökologischen Lernprozeß zur Voraussetzung. 

In diesem Zusammenhang gewinnt die vorurteilslose und gleichberechtigte 
Zusammenarbeit mit Wissenschaftlern und Technikern an Bedeutung. Denn viele 
ökologischen Zusammenhänge sind mit einem aus der Erfahrung gewonnenen 
Wissen kaum zu erkennen, aufzuarbeiten und zu bewältigen. Doch beide Seiten, 
Wissenschaft und betroffene Gruppen/ Individuen, dürften Erfahrungen und die 
für ökologische Themen unverzichtbaren (natur-Jwissenschaftlichen Erkenntnisse 
nicht in den bis heute vorherrschenden Rastern austauschen: Weder »Intellektuel- 
lenfeindschaft« als Selbstversicherung des Klassenstandpunkts oder der sozialen 
Distinktion bei Arbeitnehmern/innen, Gewerkschaften, Bürgerinitiativen, noch 
die andere Seite der Medaille, nämlich die »Wissenschaft im Dienste des Proleta- 
rıats oder des Volkes« als Fortschrittsversicherung bei den Wissenschaft- 
lern/innen sind hier angemessene Kommunikationsgrundlagen. Die Kommunika- 
tion muß auf beiden Seiten offen sein, um adäquate Problemerkenntnis und -ver- 
arbeitung zu ermöglichen. Gerade Bürgerinitiativen, die allerdings vor allem von 
eher intellektuellen Mittelschichten getragen werden, haben Modelle einer sol- 
chen Zusammenarbeit entwickelt. Allerdings enthält diese Kommunikation von 
Wissenschaft und Erfahrungswissen auch die Gefahr, daß durch Verwissen- 
schaftlichung der Protestbewegungen eine stillschweigende »Entpolitisierung« 
eingeleitet wird und die Oppositionsbewegungen - wenn sie sich in der Sprache 
der offiziellen, wenngleich alternativen (Natur-)Wissenschaft artikulieren, für 
die Gegenseite kalkulierbar werden (vgl. Schramm 1990). Erfahrungswissen und 
die darin enthaltene politische Sprengkraft müßten also in einem solchen Kom- 
munikationsprozeß gegenüber dem wissenschaftlich-technischen Wissen von Ex- 
perten gleichberechtigt bestehen bleiben. 
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Basisdemokratische Lösungen in der Ökologiekrise setzen eine politische Kultur 
der Reflexion von Handlungsvoraussetzungen und langfristigen Handlungsfolgen 
voraus - wenn sie nicht in die Fallstricke einfacher Gesellschaftsinterpretationen 
geraten sollen. Solche neben dem Erfahrungs- und Produzentenwissen koexistie- 
renden einfachen Gesellschaftsinterpretationen (z.B. ein dichotomisches Gesell- 
schaftsbild) sind aber gerade der Basis (in den Gewerkschaften, in Parteien, aber 
auch in außerbetrieblichen Oppositionsbewegungen, Bürgerinitiativen) eigen; sie 
sind oft wesentlicher Bestandteil subjektiver Orientierungsmuster des Handelns. 
Die Alltagsöffentlichkeit baut nicht zuletzt darauf auf. Arbeiterschaft und Ge- 
werkschaften. die allein der politischen Kultur des Verteilungskonflikts oder In- 
dividuen, die in der Konsumtionssphäre allein ihren kurzfristigen Nutzenpräfe- 
renzen verhaftet bleiben oder Organisationen, die ihre Mitglieder nur als Abhän- 
gige des Kapitals bzw. des Reproduktionsprozesses der Gesellschaft wahrneh- 
men, sie alle greifen auf Bewußtseinsinhalte zurück, die das politische Handeln 
in die Schwerkraft des Kapitals (in Produktion und Konsumtion) einbinden - und 
die schließt eben Extemalisierungsprozesse ein. Ein ökologischer Politikansatz 
verlangt deshalb auch nach einer Veränderung der politischen Kultur »an der 
Basis« der Gesellschaft. Insofern kann ein »basisdemokratischer« Ansatz parado- 
xerweise nicht unvermittelt auf das Bewußtsein an der Basis setzen. Basisdemo- 
kratie, Mitbestimmung, Partizipation etc. bleiben bloße Modelle, abstrakte 
Form, wenn nicht die jeweilige politische Kultur innerhalb und außerhalb des 
Betriebes und in der Gesellschaft entwickelt ist bzw. so lange solche Entwick- 
lungen, Lernprozesse nicht initiiert und ermöglicht werden. 


Politische Chancen ökologischer Politik in der entwickelten 
bürgerlich-kapitalistischen Gesellschaft 


Marx hat den Kapitalismus als eine sich selbst aufhebende Produktionweise be- 
schrieben. Eine wesentliche ökonomische Voraussetzung dieser Selbstaufhebung 
ist bei ihm der dem Kapital immanente Widerspruch, der sich im Gesetz des ten- 
denziellen Falls der Profitrate ausdrückt - ein Widerspruch, der allerdings ohne 
den sozialen Akteur, das Proletariat, von sich aus nicht zu einer revolutionären 
Entwicklung führt, sondern lediglich die Begrenztheit der »auf dem Wert basie- 
renden Produktionsweise« signalisiert. Heute sehen wir, da sich der Kapitalismus 
auch dann aufhebt, wenn nicht der Niedergang der Profitrate, sondern die irre- 
versible Zerstörung der globalen natürlichen Grundlagen jedweden Wirtschaftens 
die Ökonomie unmöglich macht - weil das Überleben selbst in Frage gestellt 
wird. Die ökologische Form der »Selbstaufhebung des Kapitalismus« wird bei 
Marx nur als eine Möglichkeit auf der Basıs des abstrakten Wachstums- und 
Verwertungszwangs angedeutet (dann nämlich, wenn er im »Kapital« auf die 
Kapitalisierung der Agrikultur Bezug nimmt). 

Marx ist allerdings dann falsch verstanden worden, wenn die »Selbstaufhebung« 
als eine Art physikalischer Prozeß nach dem Muster des »Produktivkräfte spren- 
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gen die Produktionsverhältnisse«6 interpretiert wurde. Die allgemeine Frage ist 
bei ihm vielmehr, inwiefern der entwickelte Kapitalismus im Prozeß seiner Be- 
standserhaltung selbst Resultate erzeugt, die über seine gesellschaftliche Domi- 
nanz hinausweisen. 

In den westlichen Industrieländern lassen sich heute nicht nur die Potenzierung 
von sozialen und ökologischen Risiken, sondern - als Ergebnis beschleunigter 
kapitalistischer Akkumulation und gesellschaftlichen Modernisierung - auch neu- 
artige gesellschaftliche Chancen feststellen; dies sind Entwicklungen, die bei 
Marx wohl unter dem Stichwort von der »zivilisatorischen Tendenz« des Kapita- 
lismus zu finden wären. Zwar wird in kapitalistischen Gesellschaften 


»...in der Form des geselischaftlichen Kompromisses auch über das vorherrschende gesellschafili- 
che Naturverhältnis, über die Form der Naturaneignung, den Arbeitsprozeß und seine Organisation 
in der gesellschaftlichen Arbeitsteilung wie über die Form der Koordinierung und Regulierung ent- 
schieden...« (Demirovic in diesem Heft 8.458). 

Doch sind Kompromißstrukturen selbst innerhalb der Grenzen des Systems ver- 
änderbar und können so neue Handlungskorridore für das Handeln der Akteure 
eröffnen oder erzwingen. Gerade am Beispiel ökologischen Bewußtseins und 
Handelns läßt sich dies zeigen - wobei hier exemplarisch auf drei gesellschaftli- 
che Gruppen von »Akteuren« Bezug genommen werden soll: 

Erstens: Auf der Seite der »Lohnarbeit« ist unverkennbar, daß durch eine histo- 
risch einmalige Steigerung des durchschnittlichen Lebensstandards die große 
Mehrheit der Arbeitnehmerschaft aus der Situation unmittelbarer Existenzbedro- 
hung herausgehoben wurde. Obwohl klassische Zumutungen der Lohnabhängi- 
genexistenz (ökonomisch vermittelte Herrschaft, relative Unterprivilegierung, 
Unsicherheit des Arbeitsplatzes) nach wie vor Bestand haben, kommt heutzutage 
eine verstärkte Ausdifferenzierung zum Tragen, die auch Individualisierungspro- 
zesse einschließt. Dies bedeutet zugleich, daß auch in den Arbeitnehmerschich- 
ten subjektive Orientierungsmuster des Handelns nicht mehr dominant aus der 
materiellen Existenzbedrohung heraus erklärbar sind (wenn dies denn je allge- 
mein so war, vgl. dazu Giegel u.a. 1988); es können verstärkt individuelle An- 
sprüche an Arbeit und Freizeit entwickelt werden, die den ökologischen Diskurs 
einschließen. Ökologische Politiken innerhalb und außerhalb des Betriebes haben 
deshalb bei den Beschäftigten durchaus eine Chance - solange die Einkom- 
mensquelle (Arbeitsplatz) selbst nicht bedroht ist. So zeigen empirische Untersu- 
chungen, daß in der Arbeiterschaft ein ökologisches Bewußtsein nicht allein im 
Hinblick auf die Ökologie des eigenen Körpers im Betrieb (Arbeitsschutz, 
Gesundheitsschutz) vorhanden ist, sondern daß im gesamten Lebensprozeß der 
Lohnarbeiterschaft ökologische Interessen und Verhaltensweisen an Bedeutung 
gewinnen. Der »ökologische Diskurs« (so z.B. Heine/Mautz 1989) hat auch die 
Arbeiterschaft erreicht. Initiativen zur Beschäftigungssicherung auf regionaler 


6 Es sei hier nicht verschwiegen, daß Marx und Engels solchen mechanistischen und deterministi- 
schen Interpretationen an vielen Stellen ihrer Arbeiten Vorschub geleistet haben; erinnert sei 
nur an die heroischen Schlußfolgerungen im 24. Kapitel des ersten Bandes des »Kapital«. 
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Ebene vermitteln daher inzwischen auch ganz gezielt den ökonomischen Siche- 
rungsaspekt mit ökologischen Notwendigkeiten - dies geschieht in dem Wissen, 
daß eine zukunfisorientierte Beschäftigungspolitik nicht auf ökologisch proble- 
matischen Produktionen oder Produkten aufbauen kann. 

Zweitens: Auch auf der Seite des »Kapitals« wird der ökologische Diskurs in der 
Gesellschaft durchaus ernst genommen, und zwar nicht nur von den Unterneh- 
men, die als Produzenten von Umwelischutzprodukten direkt davon profitieren. 
Innerhalb neuer Unternehmensstrategien werden die Externalisierungsprozesse 
längst nicht mehr nur unter eng ökonomischen Gesichtspunkten gesehen; immer 
häufiger wird eine positive Unternehmenskultur, die auch das ökologische Bild 
des Unternehmens nach innen und außen umfaßt, als Teil mittelfristig erfolgrei- 
cherer Unternehmensplanung und des Marketings begriffen. Sicherlich sind auch 
Ansätze von »corporate identity«, die ökologische Aspekte einschließen, eher 
Mittel zum Zweck - der Aufrechterhaltung von innerbetrieblicher Herrschaft und 
der Sicherung mittelfristiger Rentabilität. Allerdings sehen sich die Unternehmen 
dazu aus zweierlei Gründen gezwungen: Wenn die Öffentlichkeit eine ökologi- 
sche Verantwortung der Unternehmen einfordert und auf dem Markt sanktionie- 
ren kann - im Sinne der o.a. »exit«-Option von Konsumenten - müssen die 
Unternehmen aus eigenem ökonomischen Interesse ökologisches Bewußtsein de- 
monstrieren. Und wenn sie im Zusammenhang mit der Einführung neuer Pro- 
duktionskonzepte einen Zugriff auf die betriebsinterne Öffentlichkeit und die So- 
zialisationsprozesse ihrer »Mitarbeiter« behalten wollen, müssen sie auch den 
ökologischen Diskurs in den eigenen Unternehmen aufnehmen. In dieser Hin- 
sicht ist eine auf »corporate identity« zielende Unternehmenskuitur abhängig von 
öffentlichen Kommunkationsprozessen und nicht zuletzt auch von der Wahrneh- 
mung von »voice«-Optionen durch die Ökologiebewegung. 

Darüber hinaus ist dabei die allgemein geteilte Einsicht im Spiel, daß Folgen der 
Externalisierung sich in schlechteren Produktionsvoraussetzungen, höheren 
Steuern und Abgaben und in Schädigungen der Produktion selbst (z.B. durch 
Korrosionsprozesse) auch auf die Unternehmenskaiküle negativ auswirken. Eine 
solche einzelwirtschaftliche Einsicht, das zeigt das Beispiel des Kampfes um den 
Zehnstundentag, ist freilich noch keine hinreichende Bedingung, um den Einzel- 
unternehmer zur Übernahme dieser Kosten und einer dadurch u.U. bewirkten 
Verschlechterung der eigenen Konkurrenzposition zu bewegen. Auch ist der 
Grad seiner Konzessionsbereitschaft in einem hohen Maß von ökonomischen Be- 
dingungen abhängig, die nicht politisch zu bestimmen sind (Konjunktur, Welt- 
marktposition etc.) und die seinen Handlungskorridor ökologischen Handelns 
variieren. Gleichwohl ist mit positiven betrieblichen Ansatzpunkten für eine in- 
ner- und außerbetriebliche ökologische Politik zu rechnen, an die sich anknüpfen 
ließe. 

Drittens: Historisch wurde allerdings zuerst und immer noch vorrangig ökologi- 
scher Protest weniger im Kontext der ökonomischen Interessen von Arbeit und 
Kapital, die den Externalisierungsprozessen eng verhafteten bleiben, artikuliert, 
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sondern eher außerhalb des Betriebes, von Seiten kKlassenunspezifisch »Betroffe- 
ner«, - wobei dieser Widerstand zunächst insbesondere von intellektuellen 
Mittelschichten (oder einem »post-aquisitorischen« Bewußtsein bei den Indivi- 
duen) getragen wurde. So entwickelte sich die Kritik an möglichen Bedrohungs- 
szenarien, an Folgen der politisch gestützten einzelwirtschaftlichen Entwicklung 
und an der Anwendung von Großtechnologien und dem alles überwölbenden 
Wachstumsziels in der Industriegesellschaft zunächst innerhalb der Anti-Kern- 
kraft-Bewegung. Angestoßen durch diese Kritik hat sich das Umweltbewußtsein 
inzwischen jedoch verallgemeinert; es bestimmt heute Orientierungsmuster von 
Individuen, die als ökologische Interessenartikulation im politischen System 
wirken, und Konsumentenbewußtsein im ökonomischen Reproduktionsprozeß. 
Dadurch wurden insgesamt veränderte ökonomische und politische Rahmenbe- 
dingungen des Externalisierungsprozesses geschaffen. Diese ökologische Kritik 
wird vor allem jenseits institutionalisierter Formen, in sozialen Bewegungen 
vorgetragen. Dadurch wird sie von der Dynamik, aber auch von der sozialen 
Instabilität dieser Bewegungen abhängig. Dennoch entwickelte sich ein gesell- 
schaftlich hegemonialer ökologischer Diskurs, der wiederum stabilisierend auf 
ökologiekritische sozialen Verhaltensstrukturen einwirkte. 

Von diesen, hier nur knapp umrissenen, veränderten Voraussetzungen des öko- 
logischen Diskurses? läßt sich auf positive Ansatzpunkte einer Ökologiepolitik 
schließen, die der Komplexität des Problems gerecht werden könnte und die 
zugleich beim Individuum bzw. bei den Interessen des Einzelkapitals ansetzt. 
Zumindest zeigen die Beispiele, daß auch die zentralen Akteure im ökonomi- 
schen System zu der notwendigen Reflexivität fähig sind. Wenn sich diese Re- 
flexivität in Handeln umsetzen ließe, könnte die bornierte Systemrationalität in 
der kapitalistischen Eigentümergesellschaft tendenziell viel nachhaltiger verän- 
dert oder gestört werden, als dies durch einen bloßen Eigentumswechsel (Privat - 
Staat) möglich wäre - auch wenn natürlich mit der privaten Verfügung über 
Produktionsmittel als Voraussetzung zweckrationalen Unternehmerhandelns ein 
mächtiger Hebel stetiger Reproduktion kapitalistischer Systemrationalität erhal- 
ten bliebe. 


Grenzen der staatlichen Politik 


Um über diesen Umweg unsere zentrale Fragestellung wieder aufzunehmen: 
Wenn auch demokratische, freiheitliche Gesellschaftsstrukturen eine kritische 
Öffentlichkeit und die politische Artikulation ökologischer Interessen möglich 
machen, so ist damit noch keineswegs entschieden, ob sie im politischen System 
hinreichend »gehört«, adquat »verarbeitet« und »implementiert« werden. Prinzi- 
piell stellen sich drei Probleme bei der Formulierung und der Durchsetzung 
einer ökologischen Politik via Staat; dabei zeigt sich ein systematischer »bias« 


7 Vgl. zu einer ausführlichen Diskussion der sozialen Veränderungen und der darin enthaltenen 
Chancen für eine sich verändernde Gewerkschafispolitik z.B. Hoffmann u.a. 1990. 
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zuungunsten langfristiger, gesellschaftlicher Interessen im politischen System: 

1. Das Problem der Information des politischen Systems: Die ökologischen 
Kreisläufe sind in ihren wissenschaftlichen und technologischen Voraussetzun- 
gen und in ihren ökonomischen und sozialen Folgen derart komplex, daß ein In- 
formationsfluß, der auf die gegebenen funktionalen Bezüge zwischen gesell- 
schaftlichen und politischem System verwiesen ist, faktisch nur bruchstückhaft 
gelingt (vgl. auch Giegel 19909). Erinnert seı an die jährlich ca. tausend neu ent- 
wickelten Substanzen in der Chemie und deren synergetische Effekte, die wis- 
senschaftlich (toxikologisch etc.) und politisch auf ihre Folgen hin bewertet wer- 
den müßten. Umgekehrt haben ökologische Folgen sehr komplexe Ursachen 
(z.B. jene synergetischen Effekte), während das politische System Monokausali- 
tät präferiert; in Luhmanns Worten ausgedrückt: der Resonanzboden des politi- 
schen Systems ist hier systemisch bedingt beschränkt. Die Akkumulations- und 
Konsumententscheidungen finden zunächst einmal im rechtsstaatlich geschützten 
privaten Raum statt (s. u. die Anmerkungen zu den systemischen Grenzen der 
Politik), so daß Information oft nur als »politischer Skandal« (der aber auch nur 
die »Spitze des Eisbergs« dokumentiert) zum politischen System durchdringt. 

Die Information durch Interessenartikulation erfolgt auf der Basis eines durchaus 
unterschiedlich gewichteten Zugangs gesellschaftlicher Interessen zum politi- 
schen System: Interessen, die sich auf Eigentümer- und Kapitalfunktionen stüt- 
zen, haben aufgrund der der kapitalistischen Wirtschaft inhärenten »Sachzwänge« 
(Kapital-/Arbeitsplatzerhalt, Steuerquellen) einen bevorzugten Zugang gegen- 
über Interessen, die »nur« allgemeine, langfristige Orientierungen artikulieren.® 
2. Das Problem der Verarbeitung im politischen System: Die ökologischen Pro- 
bleme werden selektiv, auf Ressorts bezogen (Arbeits-, Umwelt-, Wirtschafts-, 
Justizministerium...), verarbeitet. Auf der Gutachter- und Sachverständigene- 
bene kommen bei dieser Verarbeitung wiederum private Interessen ons Spiel; 
und die Bürokratie ist ı. d. R. mit dem »Kartell der Oberingenieure« konfron- 
tiert, die, scheinbar allein ihrem Sachverstand gehorchend, über den jeweiligen 
»Stand der Technik« bei der Vermeidung von Externalisierungsprozessen »inter- 
essiert« Auskunft geben. Gerade die Komplexität der ökologischen Probleme er- 
fordert aber eine ressortübergreifende Verarbeitung im Sinne vom Querschnitts- 
gesetzen (wie dies ansatzweise beim Chemikaliengesetz versucht wurde) und eine 
veränderte Kommunikation von Wissenschaft und Politik. 

Auch dabei ist festzuhalten, daß das »Kleinarbeiten« des ökologischen Problems 
unter Legitimationsaspekten von Politik geschieht: Es werden kurzfristige Präfe- 
renzen der Eigentümer (Erhalt der Einkommensquellen Kapital und Arbeitsplatz) 
und symbolische Politikformen wahltaktisch bevorzugt - gegenüber langfristigen 
ökologischen Präferenzen, die oft nur alizu konkret-detaillistisch oder zu ab- 
strakt-global formuliert werden können. 

3. Das Problem der Umsetzung von Politik: Hier ist der aus der kritischen 


8 Vgl. die in der Politischen Soziologie geführte Diskussion um »voice«- bzw. »exit«-Optionen 
der Interessenartikulation (dazu insbesondere Hirschman 1970). 
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Staatsdiskussion der 70er Jahre bekannte Problemkreis der systemischen Grenzen 
der Politik hervorzuheben. Weil der Staat in seinen »rechtsstaatlichen Funktio- 
nen« Eigentum und Freiheit schützt, grenzt er sich selbst aus der privaten Gesell- 
schaft aus. Eine Intervention in der Form von Auflagen, Grenzwertsetzungen, 
Abgaben bzw. Subventions- und Infrastrukturpolitik erfolgt daher immer nur in- 
direkt - mittels der »Medien« Recht und Geld; manchmal wird die Intervention 
ergänzt durch »Verhandlungssysteme« (Korporatismus), die nur unter bestimm- 
ten Voraussetzungen (Vollzugskontrolle, Rentabilitätskriterium) in der privaten 
Gesellschaft wirken. Hier ist denn auch das Implementationsproblem ange- 
siedelt, also die Frage, inwieweit die politisch-administrativen Institutionen aus 
sich selbst heraus und bezogen auf das jeweilig konkrete gesellschaftliche Um- 
feld überhaupt in der Lage sind, politische Vorgaben in der Gesellschaft durch- 
zusetzen und deren Erfolg zu kontrollieren (das Ökologieproblem ist in der 
Politikwissenschaft ein Paradebeispiel für das »Vollzugsdefizit« von Politik). 
Diese Grenzen gelten zwar allgemein, in besonderem Maße aber für Ökologie- 
politiken wie die Arbeitsschutz-, Sozial- und Umweltpolitik sowie für die Wirt- 
schaftspolitik, die die Möglichkeiten von Ökologiepolitik in vielerlei Hinsicht 
determiniert. Im Extremfall könnte zwar eine »Öko-Diktatur« das benannte 
Legitimationsproblem u. U. »nach unten abschneiden«;% dadurch würden aber 
keineswegs die Informations- und Vollzugsdefizite beseitigt, sondern eher noch 
potenziert. 

Die systemischen Grenzen der Politik sınd es denn auch, die dazu führen, daß 
einer Politik der Förderung von »end-of-the-pipe-technologies« (d.h. ökologi- 
sche Reparaturpolitik) gegenüber einer Politik der Prävention der Vorzug gege- 
ben wird; zugleich machen sie marktmäßige Lösungen gegenüber staatlich-büro- 
kratischen attraktiv, suggerieren sie doch eine hohe Kompatibilitt von ökonomi- 
schen, gesellschaftlichen und ökologischen Kreisläufen, von Freiheit und Ökolo- 
gie - jenseits von staatlicher Bürokratie und allgegenwärtiger staatlicher Kon- 
trolie. 

Die Politik einer Verhinderung von Externalisierung durch Filter eic. und die 
der Reparatur von Schäden, die durch Extemalisierung entstehen, ist zwar die 
zur Zeit vorherrschende Umweltpolitik; nachweislich ist sie aber zugleich die 
ineffektivste, weil sie nicht zur Prävention zwingt und der Gesellschaft hohe 
Kosten ohne entsprechende Garantie der Schadensbeseitigung auferlegt. 

Aber müßten nicht-marktkonforme Lösungen des Ökologieproblems favorisiert 
werden? Marktradikalen Lösungen, die die Inwertsetzung der Natur anzielen und 
somit Eigentumsrechte mit ihren externalisierenden Implikationen ausdehnen 
möchten, um so durch ökonomischen Druck die Unternehmen und Individuen zu 
präventivem Verhalten zu zwingen, sind nicht nur selbst in einem hohen Maße 
auf staatliche Planungskapazitäten, Herrschafts- und Kontrolldienste angewiesen, 


9 Diese Annahme ist übrigens höchst unwahrscheinlich. Wie Untersuchungen zeigen, ist es selbst 
dem brutalen Regime des Nationalsozialismus nicht gelungen, sich dem Legitimationsproblem 
zu entziehen; vgl. etwa die Darstellung bei v. Saldern 1983. 


478 Jürgen Hoffmann 


also mit den von Markttheoretikern kritisierten Bürokratie- und Vollzugsdefizi- 
ten konfrontiert; vor allem würden sie das Problem der Vermeidung von Exter- 
nalisierungsprozessen durch Internalisierung sozialer Kosten auch nur selektiv 
lösen können. Gerade weil marktgesteuerte Problemlösungen geldgesteuerte 
Lösungen sind, müssen die ökologisch gewollten Effekte ungewiß bleiben. Sie 
hängen davon ab, welche Funktion »Geld« im gesellschaftlichen Prozeß erfüllt. 
Geld kann ganz unterschiedliche ökonomische Informationen signalisieren und 
unterschiedliche Handlungen stimulieren. Am Beispiel der »Zertifikatelösung« 
für die Luftverschmutzung wurde dies bereits exemplarisch herausgearbeitet. 
Vor allem aber wird in den bislang diskutierten Lösungsansätzen geselischaftli- 
che Selbstbestimmung und gesellschaftliche Kontrolle jenseits geldvermittelter 
Marktprozesse systematisch ausgeschaltet, und es wird eine gesellschaftliche Lö- 
sung des Informationsproblems unterstellt. 

Der in der öffentlichen Diskussion vorherrschende abstrakte Gegensatz zwischen 
Markt und Staat hat die Fülle von Möglichkeiten ökologischer Politik jenseits 
von Staat und Markt aus der Diskussion verdrängt oder vergessen lassen. Markt 
und Staat sind beides Institutionen, die ökologisches Handeln von außen, durch 
herrschaftliche Impulse, erzwingen - wobei bekanntlich Herrschaft ın der einen 
Institution bürokratisch-direkt, in der anderen ökonomisch vermittelt ist. 


Gesellschaftspolitische Alternativen 


Angesichts der Grenzen einer (staatlichen) Ökologiepolitik, scheint es vermessen, 
überhaupt die Möglichkeit ökologischer Steuerung von Ökonomie und Gesell- 
schaft begründen zu wollen. Zu diesem negativen Ergebnis kommen systemtheo- 
retische Formulierungen des Problems, wie Niklas Luhmann (1986) in seiner 
»ökologischen Kommunikation« zeigt. Die säuberliche systemtheoretische 
Trennung von Ökonomie, Ökologie und Politik würde durch Versuche eines 
»Einbaus« Ökologischer und sozialer Elemente in die »Steuerungsmechanismen« 
der Ökonomie in der Tat verwässert - woraus die Theorie dann auf die Unmög- 
lichkeit des Gelingens eines solchen Unterfangens schließt. Was aber, wenn die 
funktionalen Voraussetzungen der Systembildung (Selbstreferentialität, Selbstre- 
flexivität) durch Formen eines reflexiven Handelns relativiert würden und insti- 
tutionelle Formen erkämpft oder bereitgestellt werden, die dieses Handeln er- 
möglichen und fördern? 

Angesprochen sind hier Formen der Selbstbestimmung, Mitbestimmung, Parti- 
zipation und Kontrolle »von unten«, jenseits des verfassungsmäßig geregelten 
Zugangs von Interessen zum politischen System, die auf Basis des »ökologischen 
Diskurses« inner- wie außerbetrieblich »vor Ort« das Ökologie- (oder auch das 
Arbeitsschutz)problem artikulieren; durch sie ließe sich das Problem im Sinne 
einer effektiven Präventionspolitik (vgl. dazu Dobernowski u.a. 1991, S. 210ff.) 
angehen. Wenn durch »politics in production« ökologische Interessen als Hand- 
Iungsvoraussetzungen in die Produktion und in den Konsum eingehen, könnte ja 
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erreicht werden, daß soziale Kosten nach Möglichkeit gar nicht erst entstehen. 10 
Das Gelingen einer Präventionspolitik ist wesentlich davon abhängig, ob auf den 
unterschiedlichen Entscheidungs- und Handliungsebenen nicht nur eine reflexive 
Interessenformulierung im oben angedeuteten Sinn der Vermittlung gesellschaft- 
licher bzw. individueller und einzelwirtschaftlicher Interessen möglich ist, son- 
dern ob diese Orientierung auch - sei es in »voice«-, sei es in »exit«-Optionen - 
umgesetzt bzw. selbstbestimmt kontrolliert werden kann. Effektiv ließe sich Prä- 
ventionspolitik umsetzen, wenn auf allen Ebenen des Reproduktionsprozesses 
ökologisches Bewußtsein nicht nur vorhanden und kommunikativ verbunden 
wäre, sondern auch - und dies zu fördern wäre Aufgabe einer staatlichen Regu- 
lierungspolitik - praktisch werden könnte. 

Wenn unsere These von der hohen Komplexität des Ökologieproblems stimmt 
und wenn es stimmt, daß der ökologische Diskurs nicht nur gesellschaftlich he- 
gemonial ist, sondern daß dieser Diskurs auch die Arbeitnehmerschaft in den 
Betrieben längst erreicht hat, dann müssen auf den unterschiedlichen gesell- 
schaftlichen Ebenen von Produktion und Konsum die Möglichkeiten einer öko- 
logiekritischen Öffentlichkeit, der ökologischen (und sozialen) Interessenvertre- 
tung und der Kontrolle durch Betroffene erweitert werden: durch Intensivierung 
des ökologischen Diskurses, durch eine ökologisch orientierte Ausweitung der 
Rechte von Interessenvertrefungen und durch die Verteidigung der Grundrechte 
(also »frei-heitlicher« Strukturen) und einer Ausweitung ihres Geltungsbereichs. 
Das käme einer Institutionalisierung von Lernfähigkeit der Gesellschaft gleich, 
die Preuß (1990) für ein neues Verfassungsverständnis überhaupt vorschlägt. 
Auf diese Weise könnten die Dilemmata einer nur über Bürokratie oder Markt 
vermittelten Ökologiepolitik vermieden werden. 

Dies schließt staatliche Politik nicht aus; diese hätte dann vor allem die Aufgabe, 
gesellschaftliche Interessen in individuellen Interessen zu »verankern« (also 
soziale Kosten ex ante zu »internalisieren«) und materielle Ressourcen für eine 
ökologische Politik zu mobilisieren. Eine solche Politikoption, die den Staat se- 
lektiv nutzt, ohne seine Regulierungs- und Steuerungskapazität überzubewerten, 
könnte sicherlich auf landesweite Verbote (z.B. der Herstellung von FCKWs) 
und strikte Regulierungsvorgaben (bezogen auf Techniklinien etc.) nicht ver- 
zichten, sie könnte aber auch marktmäßige Lösungsinstrumente enthalten. Doch 
Verbote, Auflagen und/oder marktmäßigen Medien könnten sich auf eine andere 
gesellschaftliche Basis stützen, dadurch ließen sich die »Informations-« und 
»Vollzugsdefizite« vermindern. Es wäre dies ein Plädoyer dafür, Ansätze und 
Gewichte einer Ökologiepolitik anders zu setzen: der Akzent läge weder auf De- 
regulierung noch auf Administration, sondern auf einer qualitativ anderen Regu- 
lierung, die die vorhandenen ökologiekritischen Potentiale auf den verschiedenen 


10 Stellvertretend für die vielen gewerkschaftlichen, betrieblichen und unternehmerischen Initiati- 
ven und die differenzierten Anforderungen an eine ökologische Regulierungspolitik kann hier 
auf die »Die Mitbestimmung«, H. 11-12 (1990) verwiesen werden, in der eine Fülle solcher 
Beispiele dokumentiert wird. 
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gesellschaftlichen Ebenen anspräche und institutionell durch Ausweitung von 
Partizipation und gesetzlich erweiterten Informations- und Vetorechten in Pro- 
duktion und Konsumtion verankerte bzw. bestärkte. Freilich wird eine solche 
Politik nicht die »harten« ökonomischen Systembedingungen, die die kapitalisti- 
sche Akkumulationsstruktur auf dem Weltmarkt für jede ökologische Politik 
setzt, in jedem Einzelfall »aufweichen« können. Doch sie erhöht die Chancen für 
eine gesellschaftlich getragene Kritik an diesen Systemimperativen und damit die 
Chance einer Veränderung im Sinne der Verschiebung von »Tätigkeitsgrenzen« 
(vgl. Blanke u.a. 1975) politischen Handelns und der von Alex Demirovic (in 
seinem hier abgedruckten Aufsatz) eingeforderten »Kultur des Konsenses«, wel- 
che Resultat und Voraussetzung einer demokratischen gesellschaftlichen Regulie- 
rung des Ökologieproblems ist. 

Der normative Schluß meiner Überlegungen könnte also durchaus begründet 
werden: Freiheit und Demokratie sind angesichts der Widersprüche kapitalisti- 
scher Gesellschaften keine Garantie für eine ökologische Politik; sie müssen aber 
als politische Chance in der ökologischen Krise Bestand haben - als gesellschaft- 
liche Voraussetzungen eines ökologischen und sozialen Umbaus der kapitalisti- 
schen Industriegeseilschaft, zur Durchsetzung einer veränderten Logik der Ak- 
kumulation und der gesellschaftlichen Reproduktion, in der Freiheit und Demo- 
kratie mit sozialer Emanzipation und ökologischer Vernunft vermittelt sind.11 Im 
Resultat würde in einem solchen Prozeß der kodifizierte Freiheitsbegriff zuun- 
gunsten der freien Verfügung über Besitz (ob Verfügung über - gekaufte - Ar- 
beitskraft oder materiellen Besitz) verschoben. Dies käme einer Entwicklung 
gleich, die der historischen Durchsetzung des Sozialstaats vergleichbar wäre, 
allerdings ohne dessen etatistische Züge. 

Eine effektive Ökologiepolitik erschöpft sich daher nicht in einer Politik der 
Verteidigung und inhaltlichen Ausweitung der Grundrechte, ist aber eng an die 
dadurch eröffneten Räume einer (sanktionsfreien) Öffentlichkeit gebunden - auch 
wenn die darin enthaltenen Ambivalenzen (die Alex Demirovic in seiner Kritik 
an Ulrich Preuß herausstelit) und der zeitliche und politisch-organisatorische 
Aufwand diskursiver Lösungen sozusagen als »politische Kosten« einer nicht- 
autoritären und nicht-marktradikalen Lsung ertragen werden müßten. In diesem 
Sinne könnte die Durchsetzung ökologischer Interessenartikulation - in der Form 
einer Erweiterung von individuellen und kollektiven Rechten - als Teil eines 
Projekts »reflexiver Modemisierung« bzw. einer »reflexiven Rationalisierung« 


11 Die hier vorgetragene Begründung steht zugegebenermaßen »auf schwachen Füßen«. Denn die 
These einer Stabilisierung veränderter Orientierungmuster des Handelns auf der Basis von Dis- 
kursen läßt sich aus den Systemstrukturen nicht ableiten; sie könnte nur durch empirische Un- 
tersuchungen geselischaftlicher Prozesse erhärtet werden. Deswegen ist die hier skizzierte poli- 
tische Option auch nicht in Schubladen wie denen des »dritten Wegs« einzuordnen. Konzepte 
eines »dritten Weges« gehen allemal von fixierten Vorstellungen einer Zukunftsgesellschaft aus. 
Mir aber geht es um die Mobilisierung des emanzipativen Potentials »hier und jetzi«, ohne daß 
ich mir Illusionen über die Risiken machte, die durch die dominante kapitalistische Struktur ge- 
geben sind. 
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(Gorz) verstanden werden. Das müßte letztlich das gegebene Reproduktions- 
system und die darin enthaltene gesellschaftliche Arbeitsteilung (Ausdifferenzie- 
rung) verändern. Die »politischen Kosten« einer etatistischen oder die einer 
marktradikalen Lösung - von einer »Öko-Diktatur« ganz zu schweigen - wären 
jedenfalls ungleich höher und deren Effektivität wäre mit Sicherheit allemal 
geringer. 
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Michael Heinrich 
Der Streit um die MEGA 


Der erste Anlauf zu einer historisch-kritischen Gesamtausgabe des Werks von 
Marx und Engels wurde in den 20er Jahren unternommen. Zwischen 1927 und 
1935 erschienen zwölf von vierzig geplanten Bänden. Diese erste MEGA wurde 
von David Rjasanov, dem zu seiner Zeit bedeutendsten Marxforscher, im Auf- 
trag des Moskauer Marx-Engels-Instituts herausgegeben. Sie erschien gleichzei- 
tig in Frankfurt am Main und in Moskau. Mit der Machtergreifung der Nazis 
war eine Weiterarbeit in Deutschland nicht mehr möglich. Aber auch in der $o- 
wjetunion konnte die Arbeit an der MEGA bald nicht mehr fortgesetzt werden. 
Eine kritische Beschäftigung mit Marx und Engels war für das stalinistische Sy- 
stem, das den Marxismus zur bloßen Legitimationsideologie machte, nicht zu er- 
tragen. Bereits 1931 wurde Rjasanov unter grotesken Beschuldigungen festge- 
nommen und später nach Saratov an der Wolga verbannt. Dort wurde er am 21. 
Januar 1938 im Alter von 67 Jahren von Stalins Schergen erschossen. Faschis- 
mus und Stalinismus hatten das ehrgeizige Unternehmen einer kritischen Ge- 
samtausgabe der Schriften von Marx und Engels auf brutalste Weise beendet. 

Im Jahre 1975 erschien der erste Band der »neuen« MEGA, die gemeinsam von 
den Instituten für Marxismus-Leninismus in Ost-Berlin und in Moskau heraus- 
gegeben wurde. In vier Abteilungen (I. Werke mit Ausnahme des »Kapitals«, II. 
»Kapital« und Vorarbeiten, II. Briefe, IV. Exzerpte) sollte das gesamte schriftli- 
che Werk von Marx und Engels veröffentlicht werden. Von SED und KPdSU als 
ein Stück Selbstbeweihräucherung geplant, leisteten die MEGA-Editoren in 
Moskau, Ost-Berlin und an den Universitäten der ehemaligen DDR eine beacht- 
liche philolgisch-kritische Textarbeit, die ihnen internationale Anerkennung ein- 
brachte. Zwar konnte man manchen der Erläuterungen zu historischen Personen 
und insbesondere Teilen der Einleitungen in die einzelnen Bände immer noch 
ideologisch bestimmte Einseitigkeiten und eine glorifizierende Geschichtsschrei- 
bung anlasten. Allerdings ist selbst diesen Passagen anzumerken, daß sich die 
Editoren um eine differenziertere Auseinandersetzung bemühten als sie etwa für 
die MEW-Ausgabe oder weite Teile des DDR-Marxismus üblich war. Was aber 
die Präsentation des Textes, die Genauigkeit der Variantenverzeichnisse und der 
Quellennachweise sowie die Darstellung der Textgeschichte, also die für einen 
wissenschaftlichen Benutzer relevanten Teile der Edition betrifft, so kann die 
MEGA geradezu als vorbildlich gelten. 

Die MEGA präsentierte aber nicht nur längst bekannte Texte in einer philolo- 
gisch einwandfreien Art und Weise (z.B. wurden die »Ökonomisch-philosophi- 
schen Manuskripte« von 1844 zum ersten Mal in der für die Interpretation nicht 
unwesentlichen Anordnung des Originals veröffentlicht), vieles wurde überhaupt 
zum ersten Mal publiziert. So etwa das vollständige ökonomische Manuskript 
von 1861-63, das ein entscheidendes Bindeglied zwischen den »Grundrissen« und 
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dem »Kapital« darstellt; die Urfassung des zweiten »Kapital«-Bandes, die Engels 
für seine Ausgabe nicht benutzt hatte; eine Fülle von Exzerpten, die für das Ver- 
ständnis der Herausbildung und Entwicklung der Marxschen Theorie von ent- 
scheidender Bedeutung sind, und vieles andere mehr. 

Mit dem Zusammenbruch des »realen Sozialismus« mußten auch die Institute für 
Marxismus-Leninismus von ihrem Anspruch allein für eine wissenschaftliche 
Marx-Engels Edition zuständig zu sein, abrücken. 1990 wurde mit Sitz in Am- 
sterdam die Internationale Marx-Engels Stiftung (IMES) gegründet. Grün- 
dungsmitglieder waren das Internationale Institut für Sozialgeschichte (IISG) in 
Amsterdam, das den größten Teil des handschriftlichen Nachlasses von Marx 
und Engels besitzt, das Karl-Marx-Haus Trier, die Akademie der Wissenschaften 
in Ost-Berlin und das Institut für Marxismus-Leninismus in Moskau (inzwischen 
Institut für Theorie und Geschichte des Sozialismus). Der IMES wurden die 
Herausgeberrechte an der MEGA übertragen, die nun in einer breiten internatio- 
nalen Kooperation weitergeführt werden sollte. 

Das Institut für Marxismus-Leninismus in Ost-Berlin wurde in Institut für die 
Geschichte der Arbeiterbewegung umbenannt und als Parteiinstitut der PDS 
weitergeführt. Die an der MEGA beteiligten Mitarbeiter (zuletzt ca. 80 Perso- 
nen) schieden allerdings aus diesem Institut aus und gründeten die parteiunab- 
hängige »MEGA-Stiftung Berlin«. Unabhängig von jeder Parteibindung sollte 
dort an der MEGA weitergearbeitet werden. Von der PDS erhielt die MEGA- 
Stiftung ein Stiftungskapital von 55 Millionen Mark der DDR (die am 1.Juli 
1990 zum Kurs von 2:1 in DM umgestellt wurden), um aus den Zinsen die Ar- 
beit von ca. 40 Mitarbeitern zu finanzieren. 

Die PDS überwies diesen Betrag am 13.Junı 1990 und machte dies im »Neuen 
Deutschland« auch öffentlich. Am 1.Juni 1990 hatte allerdings die »Unabhängige 
Kommission zur Überprüfung der Vermögen der Parteien und Massenorganisa- 
tionen« ihre Arbeit aufgenommen, und jede nicht der unmittelbaren Parteiarbeit 
dienende Ausgabe mußte dort genehmigt werden. Da es die PDS unterlassen 
hatte, eine solche Genehmigung einzuholen, entzog die Treuhand der MEGA- 
Stiftung Ende Februar 1991 die Verfügung über dieses Geld. Nicht einmal die 
Februargehälter und die entsprechenden Sozialabgaben durften ausgezahlt wer- 
den. Den Mitarbeitern der MEGA-Stiftung blieb nur der Weg zum Arbeitsamt. 
Damit ist aber die auch vom Wissenschaftsrat als wichtige Aufgabe anerkannte 
Weiterführung der MEGA akut gefährdet. Bereits jetzt können zwei redaktionell 
fertig bearbeitete Bände (darunter das Marxsche Originalmanuskript des dritten 
»Kapital«-Bandes, das umfangreicher ist als die Engelssche Ausgabe) nicht ge- 
druckt werden, da die Treuhand das Geld für die notwendigen Druckkostenzu- 
schüsse blockiert. Aber vor allem droht das in langen Jahren erworbene Exper- 
tenwissen der Editoren verloren zu gehen. Nachdem die meisten Mitglieder der 
Editionsgruppen an den Universitäten der ehemaligen DDR, die immerhin ein 
Drittel der bisher erschienen über 40 MEGA Bände bearbeiteten, der »Abwick- 
lung« zum Opfer fielen, stellen die Mitarbeiter der MEGA-Stiftung die letzte 
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große Gruppe von in der Marx-Engels Edition erfahrenen Spezialisten dar, die 
nun ebenfalls vor der Auflösung steht. 

Eine große Zahl von Persönlichkeiten aus dem politischen und kulturellen Leben 
riefen daraufhin in einer Erklärung zur Rettung der MEGA auf. Unter den Un- 
terzeichnern finden sich unter anderem so bekannte Wissenschaftler wie Jürgen 
Habermas, Michael Theunissen, Ernst Tugendhat, Ulrich Beck oder Iring Fet- 
scher, Politiker wie Björn Engholm, Wolfgang Thierse, Peter Glotz, Jens Reich, 
Wolfgang Ullmann oder Antje Vollmer und Schriftsteller wie Martin Walser, 
Christa Wolf oder Walter Jens. Auch international stieß der Umgang mit der 
MEGA im wiedervereinigten Deutschland auf Unverständnis. Aufrufe zur Ret- 
tung der MEGA trafen nicht nur aus dem europäischen Ausland, sondern auch 
aus den USA, aus Mexiko und aus Japan ein. Inzwischen wurde die Auszahlung 
der Februargehälter und die Begleichung eingegangener Verpflichtungen erlaubt. 
Außerdem sollen 15 Mitarbeiter bis Ende dieses Jahres fiananziert werden. Wie 
es dann mıt der MEGA weitergehen soll, ist aber völlig ungeklärt. 

Treuhand und »Unabhängige Kommission« führen stets an, daß sie rechtlich 
keine andere Wahl hätten, als der MEGA-Stiftung die Verfügung über das von 
der PDS erhaltene Geld zu entziehen. Ganz so eindeutig ist die Situation aller- 
dings nicht. Die Kommission soll überprüfen, welche Teile des Vermögens der 
DDR-Parteien (und zwar aller) rechtmäßig erworben wurden und welche nicht. 
Allerdings fehlen bisher klare Kriterien für diese Unterscheidung. Rechtmäßig 
erworbenes Vermögen soll den Parteien zurückerstattet, das übrige den rechtmä- 
Bigen Besitzern oder, falls dies nicht möglich ist, gemeinnützigen Zwecken zu- 
geführt werden. Es wäre also möglich, das Stiftungskapital an die »MEGA-Stif- 
tung« zurückzugeben und es entweder auf den »rechtmäßigen« Teil des PDS- 
Vermögens anzurechnen oder auf den Teil des unrechtmäßigen Vermögens, der 
für gemeinnützige Zwecke verwandt werden soll. Ob so verfahren wird oder 
nicht, ist eine politische Entscheidung. Gegenüber dem Berliner Tagesspiegel 
wurde von Mitarbeitern der Kommission auch schon angedeutet, daß eine Ent- 
scheidung vielleicht anders aussehen würde, wenn es sich nicht um die MEGA, 
sondern z.B. um eine Goethe-Ausgabe handeln würde. 

Inzwischen scheint es aber auch schon erste Verteilungskämpfe zu geben. In der 
FAZ vom 22.7.91 sprach ein Autor aus dem Westen Deutschlands den bisher er- 
schienen MEGA-Bänden die Wissenschaftlichkeit rundweg ab, ohne dafür aller- 
dings überzeugende Argumente präsentieren zu können. Dafür kam der Verfas- 
ser des Artikels, der auch dem wissenschaftlichen Beirat der IMES angehört, 
dann aber zu seinem eigentlichen Anliegen: von den bisherigen Bearbeitern der 
MEGA, sollten allenfalls einzelne, die über besondere technische Fähigkeiten 
verfügen, übernommen werden. Und überhaupt kämen für eine Weiterführung 
der MEGA »an erster Stelle« die Akademien in Düsseldorf und Mainz in Frage - 
»aufgrund der Biographie von Marx und Engels«. Was Mainz und Düsseldorf 
mit den Biographien von Marx und Engels zu tun haben, bleibt das Geheimnis 
des Autors. Er selbst lehrt - noch - in Trier. 
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Rolf Hecker, Jürgen Jungnickel, Eike Kopf 
Zu einigen Forschungs- und Editionsfragen des ersten 
Bandes des »Kapitals« in der MEGA 


Zusammenfassung: Der Artikel beschreibt die Edition des ersten »Kapital«- 
Bandes in der MEGA und gibt eine Übersicht über die in den verschiedenen 
Auflagen staitfindende Theorieentwicklung und deren Ursachen. 


1. Editionsprobleme des ersten »Kapital«-Bandes in der MEGA 


Der erste Band des »Kapitals« füllt sechs MEGA-Bände (11/5-I1/10), insgesamt 
8264 Seiten! Alle Ausgaben, an denen Marx und Engels beteiligt waren, werden 
veröffentlicht: Vier deutsche Auflagen, eine französische und eine englische 
Ausgabe.ı Nach dem Erscheinen des Bandes 1/10 Anfang des Jahres 1991 als 
erster Band unter der neuen Herausgeberschaft der Internationalen Marx-Engeis- 
Stiftung (IMES) kann man rückblickend die Frage stellen, von welchen Überle- 
gungen sich die bisherigen Herausgeber leiten ließen, als sie das Projekt »1. 
Band des 'Kapitals'« auf den Weg brachten. 

Das »Kapital« ist das Hauptwerk von Marx. Es stellt ohne Zweifel eine Zäsur in 
der Geschichte der Sozialwissenschaften dar. Diesem Werk wurde eine spezielle 
Abteilung innerhalb der MEGA gewidmet: »Die Zweite Abteilung soll ein voll- 
ständiges Bild vom Verlauf und Charakter der jahrzehntelangen Arbeit von Marx 
an diesem Werk vermitteln und zugleich die große Leistung dokumentieren, die 
Engels nach Marx' Tod bei der Bearbeitung und Herausgabe des zweiten und 
dritten Bandes des 'Kapitals' vollbrachte.« (Vorwort zur Gesamtausgabe, MEGA 
1/1, S.40*.) So werden in dieser Abteilung insgesamt 16 Bände in 24 Teilbö- 
chern veröffentlicht. 

Der erste Band war ein Höhepunkt im Marxschen Schaffen. Seine Kritik der po- 
litischen Ökonomie beruhte auf einer umfassenden Analyse der kapitalistischen 
Produktionsweise und der Auswertung einer kaum zu überschauenden Literatur. 
Nach seiner Erstveröffentlichung wurde das »Kapital« zum Fundament der sozi- 
aldemokratisch organisierten Arbeiterbewegung; alle sozialistischen und kommu- 
nistischen Bewegungen des 19. und 20. Jahrhunderts berufen sich auf dieses 
Werk. Seine Rezeptionsgeschichte stellt aber zugleich die Geschichte dogmati- 
sierter politischer Schulung und ideologischer Auseinandersetzungen dar und 
»dies war oft genug gleichbedeutend mit der Liquidation der Kritik, indem die 


1 Übersicht über die Edition der »Kapital«-Ausgaben in der MEGA: 1. deutsche Auflage 1867 - 
MEGA 1WV5, Berlin 1983; 2. deutsche Auflage 1872/73 - MEGA IV6, Berlin 1987; französische 
Ausgabe 1872-75 - MEGA IWV7, Berlin 1989; 3. deutsche Auflage 1883 - MEGA W/8, Berlin 
1989; englische Ausgabe 1887 - MEGA IV9, Berlin 1990; 4. deutsche Auflage 1890 - MEGA 
1/10, Berlin 1990. 
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Analyse als positive Theorie des Kapitalismus grob fehlinterpretiert wurde« 
(Altvater 1991). 

Ohne Zweifel muß das Hauptwerk von Marx kritisch in die Wissenschaftsge- 
schichte eingeordnet werden. Aber auch nach dem Zusammenbruch des realen 
Sozialismus nimmt dieses Werk einen bleibenden Stellenwert ein, es wird ebenso 
wie die Werke von Smith, Ricardo, Mill, aber auch wie die von Pareto, Keynes, 
Sraffa, Samuelson von weiteren Generationen von Studenten und Wissenschaft- 
lern gelesen werden. 

Der 1. Band des »Kapitals« ist kein vollendetes, in allen Fragen der Kapitalis- 
mus-Kritik allgemeingültiges Werk, auch wenn es Marx mit der Darstellung der 
Mehrwerttheorie gelang, »das ökonomische Bewegungsgesetz der modernen Ge- 
sellschaft zu enthüllen« (MEGA IV5, S.13/14). Er selbst betrachtete das »Kapi- 
tal« als verbesserungswürdig, und nicht wie etwa das »Kommunistische Mani- 
fest« als historisches Dokument. Die Veränderungen, die Marx in den einzelnen 
Auflagen und Ausgaben vornahm, schienen gewichtig genug, sie detailliert in 
den einzelnen MEGA-Bänden auszuweisen. 

Die der 1. deutschen Auflage folgenden MEGA-Bände (II/6, 11/8, IV/10) enthal- 
ten Variantenverzeichnisse (Gesamtumfang 245 Seiten), in denen akribisch jede 
Textveränderung registriert wurde. Im Band IV/10 ist darüberhinaus ein »Ver- 
zeichnis von Textstellen aus der französischen Ausgabe, die nicht in die 3. oder 
4. Auflage aufgenommen wurden«, enthalten (52 Seiten). Die Herausgeber wa- 
ren der Meinung, daß diese Veränderungen, auch rein technisch, nicht in einem 
Band dokumentiert werden konnten. Für die beiden fremdsprachigen Ausgaben 
wurden ebenfalls Verzeichnisse mit Textvergleichen zur deutschen Textgrund- 
lage (Umfang 202 Seiten) angefertigt. Für den heutigen »Kapital«-Leser ist es 
damit möglich, den Widerspruch zwischen der Einordnung des 1. Bandes in das 
Jahr 1867 und der Benutzung der 4. deutschen Auflage von 1890, wie sie im 
MEW-Bd. 23 vorliegt, aufzuheben und die einzelnen Ausgaben historisch-kri- 
tisch zu beurteilen. Somit kann der Marxsche Forschungs- und Darstellungspro- 
zeß weiter aufgehellt werden, wurden doch »in der Literatur zu Marx nicht nur 
seine Quellen, sondern auch sein Forschungsprozeß fast völlig ausgeblendet« 
(Schrader 1980, $.1*). 

Die Bearbeiter der genannten Bände werteten auch die Erfahrungen der Arbeit an 
der ersten MEGA aus. Bereits 1935 wurde eine Konzeption für die Edition des 
ersten Bandes des »Kapitals« in 3 Halbbänden erarbeitet. Auch in dieser Kon- 
zeption waren Textvergleiche mit allen Ausgaben (einschließlich 5. deutscher 
von 1905 und der Kautskyschen Ausgabe von 1914) vorgesehen (Kopf 1983, 
S.86 und 96). Leider konnte dieser Plan nicht realisiert werden... Jedoch er- 
schien bereits 1934 eine russische Ausgabe des 1. Bandes nach der 4. deutschen 
Auflage, in der in redaktionellen Fußnoten nahezu 100 wichtige Abweichungen 
aus der französischen Ausgabe wiedergegeben wurden. Bei der Vorbereitung des 
bereits erwähnten Verzeichnisses aus Bd. IV/10 wurde diese Ausgabe ebenfalls 
herangezogen. 
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Für jede »Kapital«-Ausgabe wurden umfangreiche Untersuchungen zur Rezepti- 
onsgeschichte angestellt, um sie in die konkret-historische Situation einordnen zu 
können. Dazu wurden weitere, bisher wenig genutzte historische Quellen ausge- 
wertet. Die neuen Forschungsergebnisse flossen in die Textgeschichten ein. Ge- 
prüft wurden alle sogenannten populären Fassungen des 1. Bandes. Die Bro- 
schüre von Johann Most »Kapital und Arbeit« wurde in der 2. von Marx überar- 
beiteten Auflage von 1876 in den Band Il/& aufgenommen, kommentiert werden 
die Ausgaben von Gabriel Deville »Le Capital de Karl Marx resume et accompa- 
gne d'un apergu sur le socialisme scientifique« von 1883 (11/7, S.730/731) und 
Karl Kautsky »Karl Marx' Oekonomische Lehren« von 1887 (IV/10, S.708/709). 
Mit dieser umfassenden historisch-kritischen Edition wird einer dogmatisieren- 
den und kanonisierenden »Kapital«-Interpretation entgegengetreten, wie sie nicht 
nur in der DDR verbreitet war. Sie ermöglicht eine differenzierte Bewertung der 
Theorie- und Rezeptionsgeschichte des Hauptwerkes von Marx. 

Die Editionsrichtlinien der MEGA sahen die Veröffentlichung aller autorisierten 
Fassungen vor. Für die 1., 2. und 4. Auflage sowie die beiden Übersetzungen 
schien das selbstverständlich; problematisch war zunächst, ob die 3. deutsche 
Auflage in die MEGA aufgenommen werden sollte. Überzeugend war das Ar- 
gument, daß umfassendere Textveränderungen in der 3. Auflage auf der Grund- 
lage der französischen Ausgabe von Engels vorgenommen wurden, der damit 
weitgehend den Intentionen von Marx folgte. 

In den Bänden sind einige Erstveröffentlichungen enthalten: dazu gehören hand- 
schriftliche Materialien von Marx (IV/6, IV/8), darunter vor allem das bedeutsame 
Manuskript »Ergänzungen und Veränderungen zum ersten Band des 'Kapitals' 
(Dezember 1871-Januar 1872)« im Band IV/6, dessen Variantenapparat 304 Sei- 
ten umfaßt, die handschriftliche Fassung von Fußnoten (1/6, IV/10), Margina- 
lien in den Handexemplaren der 1. und 2. deutschen Auflage (IV/6, 11/8) sowie 
der französischen Ausgabe (IJ/7). 

In den sechs Bänden ist es gelungen, eine exakte Textgrundlage darzubieten, die 
für Studienausgaben und Übersetzungen genutzt werden kann. Die Korrekturen- 
verzeichnisse geben detailliert über die Autorkorrekturen von Marx in seinen 
Handexemplaren und über Texteingriffe der Bearbeiter Auskunft. Zu den edito- 
rischen Leistungen zählt ebenso die bedeutende Ausweitung der Quellennach- 
weise in den Erläuterungen im Verhältnis zu MEW 23 und eine umfassende wis- 
senschaftliche Kommentierung. Besondere editorische Lösungen erforderte die 
Verzeichnung der Textunterschiede zwischen den Auflagen und Ausgaben; die 
Variantenverzeichnisse bzw. Textvergleiche erfassen sowohl die Textabweichun- 
gen zwischen den Druckfassungen des ersten Bandes des »Kapitals« als auch die 
handschriftlichen Ergänzungen und Veränderungen von Marx (IV/6, IV/8) und 
Engels (IV/8) und die Bemerkungen in den Marxschen Handexemplaren. Die Be- 
arbeiter erkennen die Kritik an den Einleitungen an, in denen häufig genug der 
»imaginäre Raum der Ewigkeit des Ideologischen« (Haug, 1984) aufgespannt 
wurde, wenngleich sie sich in den Einleitungen zu den Bänden I//6-IV/10 be- 
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mühten, die Textentwicklung des »Kapitals« differenziert darzustellen. 


2. Zur Theorieentwicklung in den einzelnen Auflagen 


Mit der. Edition des ersten Bandes des »Kapitals« in der MEGA wird die Ent- 
wicklungsgeschichte dieses Werkes im Zeitraum von 1867 bis 1890 dargestellt. 
Dies erforderte die Feststellung, Analyse und Bewertung der Textveränderungen 
sowie die Aufdeckung der Ursachen für diese Textänderungen. Schließlich war 
es unbedingt notwendig, den unterschiedlichen Charakter der Texteingriffe zu 
bestimmen und sie mit einem geeigneten Instrumentarium zu erfassen. Nunmehr 
ist es auch möglich, den Stellenwert der einzelnen »Kapital«-Ausgaben in der 
Entwicklungsgeschichte der Marxschen ökonomischen Theorie genauer zu be- 
stimmen. 

Die vielfältigen Veränderungen, die im Laufe von über 20 Jahren am Text des 
ersten Bandes des »Kapitals« vorgenommen wurden, aber von Ausnahmen abge- 
sehen kaum erforscht waren, belegen, daß Marx’ ökonomische Theorie einen 
Entwicklungsprozeß abbildet und offen ist für die Weiterentwicklung. Davon 
zeugt nicht zuletzt seine ursprüngliche Absicht, »den Text des ersten Bandes 
großentheils umzuarbeiten, manche theoretischen Punkte schärfer zu fassen, 
neue einzufügen das geschichtliche und statistische Material bis auf die neueste 
Zeit zu ergänzen« (MEGA IV/8, S.57). 

Es konnte nachgewiesen werden, welche Faktoren Einfluß auf die Text- und 
Theorieentwicklung nahmen. An erster Stelle ist Marx" kritische Haltung zu den 
eigenen Forschungsergebnissen und ihrer Darstellung zu nennen. Die daraus re- 
sultierende Überarbeitung einzelner Abschnitte bzw. Kapitel sowie die Verbesse- 
rung der Gliederung seines Werkes zielte - neben der oben genannten Absicht - 
u. a. darauf ab, die Rezeption der Theorie zu fördern. Schließlich sollte die im 
Interesse des Proletariats vollzogene Umwälzung in der politischen Ökonomie 
erkennbar, begreifbar und handhabbar sein. Zudem wahrte Marx die Kontinuität 
im Forschungsprozeß. Er verfolgte die Literatur, studierte Arbeiten, die er in 
der 1. Auflage noch nicht berücksichtigt hatte, wertete neues empirisches Mate- 
rıal aus, untersuchte neue Erscheinungen in der Entwicklung des Kapitalismus 
und verarbeitete sie im »Kapitalk«. 

Eine Reihe von Textänderungen war durch innertheoretische Ursachen bedingt 
wie z.B. die Vervollkommnung der inneren Geschlossenheit der Theorie. Ein- 
flüsse auf die Theorieentwicklung sind auch von der Wirkungsgeschichte seines 
Werkes ausgegangen; wie überhaupt ein enger Zusammenhang zwischen Ent- 
wicklungs- und Wirkungsgeschichte existiert. Beide beeinflussen sich wechsel- 
seitig (Skambraks 1984). Seit dem Erscheinen der 1. Auflage verfolgte Marx die 
Rezeption bei Freund und Feind. Registriert und zum Teil berücksichtigt wurden 
die Hinweise von Freunden und Kampfgefährten. Das betraf z.B. die kritische 
Beurteilung der doppelten Darstellung der Wertformanalyse in der 1. Auflage 
(im Text und im Anhang, vergl. MEGA IV5, S.27-43 u. 629-649) durch Louis 
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Kugelmann und Engels (MEGA Il/6, 8.700 und MEW, Rd. 31, 5.303). Berück- 
sichtigung fand auch die von Engels und anderen geübte Kritik (siehe MEGA 
Il/6, S.55) an der unzureichenden Gliederung der 1. Auflage. Aber auch die 
Hinweise von Kampfgefährten zum schwierigen Verständnis der Werttheorie und 
der ım »Kapıtal« angewandten Methode verhallten nicht ungehört. Ihre Umset- 
zung gestaltete sich allerdings schwierig. Teilweise wurde die verbesserte Les- 
barkeit auch mit einem Verlust an »dialektischer Schärfe« erkauft. 

Die offene und versteckte Kritik von Vertretern der bürgerlichen politischen 
Ökonomie und des kleinbürgerlichen Sozialismus nahm Marx durchaus ernst. 
Sie vermittelte ihm Denkanstöße für die Überarbeitung. Das gilt z.B. für die 
von Eugen Dühring (1867, S.182) und Friedrich Albert Lange (1870, S.236) 
aufgestellte Behauptung einer Identität zwischen der Marxschen und der 
Hegelschen dialektischen Methode. Der Bedeutsamkeit wegen hielt es Marx für 
angebracht, im Nachwort zur 2. Auflage darauf einzugehen. Ähnlich verhielt es 
sich mit dem Versuch, Marx' ökonomische Theorie auf die Ricardos zu reduzie- 
ren (Dühring 1867). Auch hier ist Marx‘ Reaktion im erwähnten Nachwort das 
Ergebnis. Kritische Bemerkungen zur Werttheorie, die es mehrfach in Rezensio- 
nen zum »Kapital« gab, hatten zumindest indirekten Einfluß auf die Überarbei- 
tung des 1. Kapitels. Schließlich interessierte sich Marx dafür, wie die erfolgten 
Veränderungen im Text aufgenommen wurden. Die auf diese Weise stimulierten 
Textänderungen zielten letzten Endes darauf ab, die weltanschaulichen, theoreti- 
schen und politischen Unterschiede der Marxschen zur bürgerlichen politischen 
Ökonomie deutlicher hervortreten zu lassen. 

.Die Textänderungen umfassen sowohl die theoretische als auch die empirische 
Aussageebene. Die Veränderungen wurden von den Bearbeitern mit den Begrif- 
fen Weiterentwicklung, Bereicherung, Konkretisierung und Präzisierung zu cha- 
rakterisieren versucht. Der Begriff Weiterentwicklung, der sich auf die theoreti- 
sche Aussageebene bezieht, wurde benutzt, um qualitative Fortschritte im Theo- 
riebildungsprozeß zu erfassen. Bereicherung zielt vor allem auf quantitative Pro- 
zesse im Sinne von Anreicherung und Vermehrung des Vorhandenen. Er wurde 
auf die empirische und theoretische Aussageebene angewendet. Die Verwendung 
des Terminus Konkretisierung bot gewisse Schwierigkeiten. Zur Erfassung einer 
Seite der Theorieentwicklung wurde er verwandt, wo es um die »Anwendung 
von Theorie und die Veranschaulichung und Explikation theoretischer Aussagen 
anhand praxisrelevanter Sachverhalte« (Schwab 19834) ging. Mit dem Begriff 
Präzisierung wurde der Sachverhalt erfaßt, daß Aussagen durch ergänzende oder 
präzisierende Bestimmungen vervollkommnet bzw. ihr Gültigkeitsbereich einge- 
schränkt oder ausgedehnt wurde. Für die Richtigstellung einer Aussage hingegen 
wurde der Begriff Korrektur benutzt. Insgesamt erwies sich die Unterscheidung 
zwischen theorierelevanten Veränderungen und solchen, die auf eine verbesserte 
Darstellung und damit auf eine erhöhte Wirkung bei den Lesern zielten, als sehr 
bedeutsam. Sie wirkte vor allem den Versuchen entgegen, in jedem Texteingriff 
eine Weiterentwicklung der Theorie zu erblicken (Jungnickel 1989). 
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In diesem Zusammenhang ist eine weitere Anmerkung notwendig. Der erste 
Band des »Kapitals« ist Teil eines von Marx geplanten und in seinen Manuskrip- 
ten zum Teil vor dem Erscheinen desselben ausgearbeiteten mehrbändigen Wer- 
kes. Dennoch betrachtete Marx ihn als relativ geschlossenes Ganzes und insofern 
kann die Textentwicklung als etwas relativ eigenständiges betrachtet werden. 
Damit sollen jedoch die nachweisbaren Einflüsse, die von der Arbeit am 2. und 
3. Band des »Kapitals« ausgegangen sind, keineswegs ignoriert werden. Es wäre 
allerdings notwendig gewesen, die Untersuchung der Textentwicklung in den 
Einleitungen zu den MEGA-Bänden stärker unter dem Gesichtspunkt des Ge- 
samtkonzeptes des Werkes vorzunehmen. 

Betrachtet man die Textänderungen unter dem Aspekt der Theorieentwicklung, 
so lassen sich zwei grundlegende Etappen unterscheiden. In der ersten, der Erar- 
beitung der 2. deutschen Auflage, erfolgte die Überarbeitung der Kapitel über 
Ware und Geld. Die zweite Etappe verkörpert die französische Ausgabe. Den 
Schwerpunkt bildete die Umarbeitung des Akkumulationsabschnittes. 

Die Werttheorie bildet das Fundament der ökonomischen Theorie von Marx. Sie 
ist der Ausgangspunkt für das Verständnis der Marxschen Kritik der politischen 
Ökonomie. In diesem Bewußtsein, bestärkt durch kritische Äußerungen von 
Freund und Feind auf das Erscheinen des Werkes, erfolgten hauptsächlich in der 
2. Auflage erhebliche Veränderungen. Sie waren darauf gerichtet, die Marxsche 
Werttheorie von Wertauffassungen der Vulgärökonomie abzugrenzen und das 
Verständnis dieses schwierigen Teils der ökonomischen Lehre zu erleichtern. 
Auffassungen, daß seine Werttheorie einen spekulativen Charakter tragen würde, 
trat Marx durch die Erläuterung des Zusammenhangs von Wertsubstanz und - 
größe mit der gesellschaftlichen Arbeit und der gesellschafltichen Gesamtarbeits- 
zeit entgegen. Der komplizierte Prozeß der Erarbeitung des Manuskripts 
»Ergänzungen und Veränderungen zum ersten Band des 'Kapitals'« (MEGA IV6, 
S.1-54), wie er in dessen umfangreichen Variantenverzeichnis dokumentiert 
wurde, zeugt von Marx’ intensiven Bemühen um eine adäquate Darstellung der 
gesellschaftlichen Natur von Wertsubstanz, Wertform und Wertgröße. In der 
2.Auflage des »Kapitals» konnte dann auch der Zusammenhang zwischen der 
Wertsubstanz und der Bestimmung der Wertgröße durch die gesellschaftlich 
notwendige Arbeitszeit deutlicher gemacht werden, da die Bestimmung der 
Wertsubstanz durch die abstrakte Arbeit klarer gefaßt war.? 

Bei der Analyse der Textentwicklung in diesem Abschnitt des »Kapitals« konnte 
die umfangreiche internationale Literatur zur Interpretation der Marxschen 
Werttheorie wichtige Anregungen vermitteln. Der Streit unter Ökonomen und 
Philosophen bezieht sich dabei im wesentlichen auf die Darstellung der Wert- 
form. Hier mußten die Bearbeiter der MEGA deutlich machen, welchen Stellen- 
wert Marx der Wertformanalyse beimaß, die in der DDR-Literatur (mit Aus- 
nahme von Ruben 1979) höchst zurückhaltend behandelt wurde, weıl die Vor- 


2  Vergl. zu den Problemen der Marxschen Werttheorie Göhler (1980), zum Marxschen Manu- 
skript von 1871/72 Lietz (1987). 
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stellung herrschte, daß die Untersuchung der Form das Wesen, die Substanz des 
Werts, ausklammere (Lemmnitz 1981). Dieser Irrtum beruht offensichtlich auf 
einer Vulgarisierung der Marxschen Wertlehre, die bis an den Anfang des Jahr- 
hunderts zurückreicht und mit einer Mißachtung des Formbegriffs verbunden 
war (Backhaus 1987). 

Da die Wertformanalyse in der 1. Auflage in zwei Fassungen vorlag, überarbei- 
tete sie Marx für die 2. Auflage mit der Intention, ihr Ziel - die Existenz des 
Geldes genetisch zu erklären - deutlicher hervortreten zu lassen. Ersteres gelang 
durch die Aufnahme der Geldform in die Wertformanalyse. Das Resultat wird 
allerdings mit einem erschwerten Verständnis dafür erkauft, daß das Geld nur als 
zusammengenommenes Resultat von Wertformanalyse und Austauschprozeß 
dialektisch erklärt werden kann. 

Die Einschätzungen dieses Teils in den Einleitungen zu den MEGA-Bänden I1/5 
und II/6 stellen teilweise einen Kompromiß zwischen den verschiedenen Inter- 
pretationen vor allem in zwei Grundfragen dar: Wird im 1. Kapitel der ge- 
schichtliche Entwicklungsprozeß der einfachen Warenproduktion oder die einfa- 
che Zirkulation kapitalistisch produzierter Waren untersucht? Wie stellt sich das 
Verhältnis von Logischem und Historischen in der Wertformanalyse dar? Die 
Bearbeiter der »Kapital«-Bände in der MEGA traten einer historisierenden Dar- 
stellung des 1. Kapitels und insbesondere der Wertform, wie sie in DDR-Lehr- 
büchern zur Politischen Ökonomie vorherrschte, von Anfang an entgegen (Jahn 
1978, Hecker 1979), obwohl Auffassungen einer »kapitallogischen« Deutung des 
»Kapitals« noch Ende der 70er Jahre mit dem Makel einer sich von der Ge- 
schichte des Austauschprozesses, und damit von den realen kapitalistischen Ge- 
sellschaftsverhältnissen, entfernenden Interpretation behaftet waren (Jauch/ 
Hedtke 1979). Das Problem wurde jedoch auch dadurch brisant, daß vor allem 
in der westdeutschen akademischen Marx-Engels-Beschäftigung in jener Zeit die 
Auffassung vorherrschte, daß Engels das erste Kapitel mißverstanden habe, in- 
dem er die Marxsche begrifflich-logische Analyse der Ware und des Geldes zur 
vorkapitalistischen Entwicklungsgeschichte einer einfachen Warenproduktion 
»historizistisch« interpretierte (Schwarz, 1987). Der genannte Kompromiß wurde 
auf die Formel von »der methodischen Einheit von Logik und Geschichte« in der 
Entwicklung der Wertform (Jahn, 1978) gebracht. Wenn also in der Einleitung 
zum MEGA-Band IV/6 von einer Weiterentwicklung der Werttheorie gesprochen 
wird (S.26*), dann muß gleichzeitig eingeräumt werden, daß Marx' Bemühen, 
die begrifflich-logische Analyse verständlicher zu machen, mit einem Verlust an 
Schärfe der Dialektik erkauft wurde. 

Die Veränderungen in der Darstellung der Wertform wirkten sich auch auf die 
Analyse des Warenfetischismus aus. Hatte Marx ihn in der 1. Auflage erstmals 
als gesonderten Abschnitt im Anhang als »Vierte Eigenthümlichkeit der Aequi- 
valentform« untersucht, erweiterte und ergänzte er diesen Abschnitt für die 2. 
Auflage und setzte ihn an das Ende des ersten Kapitels. 

Wie im folgenden an einigen Beispielen veranschaulicht, wurde die Mehrwert- 
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theorie im Detail bereichert und präzisiert. Dies betrifft hauptsächlich jene 
Aspekte, die das qualitativ Neue und die weltanschauliche Relevanz deutlich ma- 
chen. Das gilt z.B. für die Arbeitskraft, deren Verwandlung in eine Ware und 
die der Arbeit in Lohnarbeit als die kapitalistische Epoche charakterisierende 
Merkmale in der 2. Auflage nachdrücklich unterstrichen wurden (siehe MEGA 
IV/6, S.186), um auf diese Weise die Schlüsselstellung der Entdeckung der Ware 
Arbeitskraft für die Aufdeckung der Spezifik des Kapitalismus deutlich zu ma- 
chen. In diesem Sinne ist auch Marx‘ Auseinandersetzung mit Mill's ahistori- 
scher Mehrwertschöpfungsthese in der französischen Ausgabe zu werten, Die 
Kritik zielte grundsätzlich auf die damals verbreiteten ahistorischen Erklärungs- 
weisen der Mehrwertentstehung, etwa bei Dühring und Rodbertus. Marx kam es 
darauf an, das qualitativ Neue seiner Mehrwerttheorie, die u.a. die Spezifik ka- 
pitalistischer Produktivkraftentwicklung erklärt, herauszustellen. 

Von theoretischer Bedeutung für die Mehrwerttheorie und für die materialisti- 
sche Geschichtsauffassung war die Präzisierung des Arbeitsbegriffs in der 2. 
Auflage (siehe MEGA IV6, S. 192), die exaktere Differenzierung zwischen Ar- 
beit und Arbeitsprozeß, die Bestimmung der Funktion der Arbeit im Stoffwech- 
selprozeß zwischen Mensch und Natur und ihre Hervorhebung als übergreifen- 
des Moment im Arbeitsprozeß. Nicht zuletzt wurde auf diese Weise deutlich, 
daß die Arbeit weder mit dem Arbeitsprozeß noch mit dem Stoffwechselprozeß 
identifiziert werden kann. 

Marx war bestrebt, die innere Geschlossenheit der Mehrwerttheorie zu vervoll- 
kommnen. In diesem Sinne präzisierte er die Bestimmung der Mehrwertrate in 
der 2. Auflage mit dem Hinweis, daß sie »kein Ausdruck für die absolute Größe 
der Exploitation« (MEGA IV6, S. 227) ist. 

Vervollkommnet wurde das Kategoriensystem. Für die Mehrwerttheorie von 
Relevanz war z.B. die genauere Differenzierung zwischen »technisch« und »tech- 
nologisch« bzw. zwischen »Technik« und »Technologie«. Während Marx in der 
ersten Auflage, von einigen Ausnahmen abgesehen, vorwiegend die Begriffe 
»Technologie« und »technologisch« benutzte, begrenzte er - beginnend mit der 2, 
Auflage - den Begriff Technologie stärker auf den Bereich einer modernen Wis- 
senschaft (Yoshida 1984). Dadurch trat der Unterschied zum Begriff Technik 
deutlicher hervor. Offensichtlich wurde der Tatsache Rechnung getragen, daß 
mit dem stärkeren Aufkommen der Maschinerie der Terminus Technik im heute 
gebräuchlichen Sinne in der 2. Hälfte des 19. Jahrhunderts zunehmend Verwen- 
dung fand. 

Charakteristisch für Marx’ Arbeit am ersten Band des »Kapitals« ist das Bestre- 
ben, den mit der Mehrwerttheorie begründeten historisch-transitorischen Cha- 
rakter des Kapitalismus detaillierter zu begründen. Davon zeugen ergänzende 
Aussagen über die Rolle der Maschinerie in der ausbeutungsfreien Gesellschaft 
(MEGA IV6, S.382), über die Umwälzungsfermente der bürgerlichen Gesell- 
schaft (MEGA IV7, 8.423-425) und über die strukturelle Entwicklung des ge- 
sellschaftlichen Gesamtarbeiters (ebenda, S.441/442). Damit reagierte Marx of- 
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fensichtlich auf das nach der Pariser Kommune wachsende Bedürfnis in der Ar- 
beiterbewegung nach fundierteren Vorstellungen über die künftige Gesellschaft. 
Marx bemühte sich auch, mit Hilfe aktuellen empirischen Materials das Wirken 
grundlegender Entwicklungsgesetzmäßigkeiten der kapitalistischen Produktion 
zu untermauern. Das betraf u.a. das Ersetzen von Arbeitern durch Maschinerie 
und die Verschärfung der Ausbeutung. 

Das über die Mehrwerttheorie Gesagte gilt in noch höherem Maße für die Ak- 
kumulationstheorie. In der Tat enthielt ihre Darstellung in der 1. Auflage teil- 
weise Lücken, manches war nur angedeutet worden. Die entscheidenden Verän- 
derungen erfolgten in der französischen Ausgabe. Einige verdanken sich der na- 
tionalen Spezifik des Leserkreises, andere wiederum sind dem Bemühen ge- 
schuldet, vorhandene Lücken zu schließen bzw. nur angedeutete Punkte weiter 
auszuführen. 

Für die Vervollkommnung der inneren Geschlossenheit der Theorie in diesem 
Abschnitt sprechen folgende Gesichtspunkte: In der Analyse der einfachen Re- 
produktion wurde die Erkenntnis der Scheinformen der kapitalistischen Produk- 
tion bereichert. Das geschah u.a. durch den Nachweis, daß jedes Kapital nach 
Ablauf einer gewissen Frist sich in kapitalisierten Mehrwert verwandelt hat und 
die Lage des Arbeiters sich in diesem Prozeß nicht grundsätzlich ändert. Inner- 
halb der Behandlung der erweiterten Reproduktion wurde der Nachweis des Um- 
schlags der Gesetze der Warenproduktion in Gesetze der kapitalistischen Aneig- 
nung vertieft und der objektive Charakter der ökonomischen Gesetze unterstri- 
chen, z.B. der Zwang des Kapitals zu »progressiver Akkumulation« (MEGA 
1/7, 8.514). 

Bedeutende theorierelevante Veränderungen enthält die Behandlung des allge- 
meinen Gesetzes der kapitalistischen Akkumulation, der Kern der Akkumulati- 
onstheorie. Hier wurden neue theoretische Aspekte eingefügt und einige Punkte 
schärfer gefaßt. Von zentraler Bedeutung ist die exakte Bestimmung der organi- 
schen Zusammensetzung des Kapıtals, die jene Bestimmung im Marxschen Ma- 
nuskript zum dritten Band des »Kapitals« weiterentwickelt (siehe MEW, Bd. 25, 
8.155). Engels hielt diesen Sachverhalt für so bedeutsam, daß er die Definition 
der organischen Zusammensetzung des Kapitals in der französischen Ausgabe 
nach dem Wortlaut der 3. deutschen Auflage des ersten Bandes des »Kapitals« in 
den von ihm herausgegebenen 3. Band übernahm. Davon ausgehend wurde die 
für die kapitalistische Entwicklung charakteristische und in den ersten beiden 
Auflagen angeführte steigende organische Zusammensetzung des Kapitals als Ge- 
setz bezeichnet; zugleich wurde konstatiert, daß die relative Abnahme des vari- 
ablen Kapitals seine absolute Zunahme nicht ausschließt. Um neue Gesichts- 
punkte bereichert wurde dıe Analyse des Zusammenhangs zwischen Kapital, Ak- 
kumulation und Arbeitslohn, ein Problem, das in der Arbeiterbewegung eine er- 
hebliche Rolle spielte. Marx hob hervor, daß das Verhältnis zwischen diesen 
Größen nichts anderes ist als das Verhältnis zwischen der unbezahlten, in Kapital 
verwandelten Arbeit und der zuschüssigen Arbeit, die für das Zusatzkapital not- 
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wendig ist (siehe MEGA 1/7, S.541). Als für die Theorie und Praxis gleicher- 
maßen bedeutsam erwies sich innerhalb der Analyse der industriellen Reser- 
vearmee die detaillierte Untersuchung der möglichen Kombinationen zwischen 
dem Wachstum des Gesamtkapitals und seines variablen Bestandteils (Orzech/ 
Groil 1989), 

Innerhalb der Weiterentwicklung des Kategoriensystems verdient die klare be- 
griffliche Unterscheidung zwischen Konzentration und Zentralisation in der 
französischen Ausgabe besondere Beachtung. In den Vorarbeiten zum »Kapital« 
und in der 1. und 2. Auflage selbst, war zwar eine inhaltliche Unterscheidung 
getroffen worden, aber es wurde fast nur der Begriff Konzentration verwendet. 
Die theoretische Verarbeitung der neuen Erscheinungen der verstärkt einsetzen- 
den Zentralisation in den siebziger Jahren des vorigen Jahrhunderts führte zur 
Bereicherung der Erkenntnisse über die Rolle des Kreditwesens und der Aktien- 
gesellschaften. Ihre Funktion im Zentralisationsprozeß des Kapitals wurde de- 
taillierter herausgearbeitet. 

Theoretisch relevante Entwicklungen weist auch die Analyse der historischen 
Entstehung und der historischen Tendenz der kapitalistischen Akkumulation auf. 
Besonders bedeutsam erscheinen in der französischen Ausgabe die Weiterent- 
wicklung der Erkenntnisse über die Expropriation der Arbeiter von Grund und 
Boden (die Beschränkung der historischen Unvermeidlichkeit dieser Bewegung 
auf Westeuropa) (MEGA 11/7, S.634), über die Rolle der Staatsmacht bei der 
Verwandlung der feudalen in die kapitalistische Produktionsweise (hier beson- 
ders das Staatsschulden- und Steuersystem), über die Existenzbedingungen und 
den unterschiedlichen Charakter des Privateigentums und über die Internationali- 
sierungstendenzen des Kapitals. 

Die Untersuchung der Entwicklungsgeschichte des »Kapitals« zeigt auch eine 
Vervollständigung des »der Geschichte der ökonomischen Wissenschaften ent- 
lehnten, laufenden Kommentar(s)« (Engels, MEGA 1/8, S.61). Das betraf 
sowohl Marx' kritische Auseinandersetzung mit den Auffassungen bürgerlicher 
Theoretiker als auch die Würdigung ihrer Leistungen. Ersteres ist vor dem Hin- 
tergrund zu sehen, Versuche zurückzuweisen, Marx’ Theorie auf die der bürger- 
lichen politischen Ökonomie zu reduzieren. Gleichzeitig versuchte Marx eine 
Standortbestimmung seiner ökonomischen Theorie vorzunehmen. Mit der Veröf- 
fentlichung des ersten Bandes 1867 ergab sich die Möglichkeit und die Notwen- 
digkeit, die Entwicklung der wissenschaftlichen Theorie zu rekonstruieren; spe- 
ziell das Verhältnis zwischen dem erreichten Stand der ökonomischen Wissen- 
schaft und ihren vorangegangenen Etappen zu untersuchen. In diesem Sinne be- 
stimmte Marx die Entwicklungsetappen der bürgerlichen politischen Ökonomie 
und zwar in ihrer Beziehung zum Klassenkampf und dem Einfluß der Ideologie 
auf die Wissenschaft. Im Vergleich zu den vorangegangenen Etappen wurde die 
Aufmerksamkeit auf den Einfluß außerhalb der Wissenschaft liegender Faktoren 
auf die Entwicklung der Sozialwissenschaften gerichtet. - 

In diesem Zusammenhang muß jedoch erwähnt werden, daß die Marxsche Un- 
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terscheidung zwischen »wissenschaftlicher« und »vulgärer« Ökonomie (MEGA 
IV/6, $.702) in der »marxistisch-leninistischen« Literatur häufig oberflächlich 
interpretiert und zur dogmatischen Darstellung der Geschichte der ökonomischen 
Lehrmeinungen führte. Marx selbst verhielt sich in seinen Wertungen anderer 
ökonomischer Auffassungen in den Exzerpten und Manuskripten viel differen- 
zierter, als es in dieser Aussage zum Ausdruck kommt. Deshalb wäre es wün- 
schenswert gewesen, wenn in der Einleitung zum MEGA-Band Il/6 diese Unter- 
scheidung deutlich in die historische Situation gestellt worden wäre, die von 
Marx eine Abgrenzung von der Klassik, aber auch von neuen Interpretationen 
der »deutsch-national-liberalen Professoralliteratur« (MEGA IV/6, 8.704) erfor- 
derte. 

Aus der Analyse der Textentwicklung des 1. Bandes des »Kapitals« lassen sich 
zusammenfassend folgende Grundüzge ableiten: erstens wurde die Gliederung 
grundlegend verbessert; zweitens die innere Geschlossenheit der Theorie ver- 
vollkommnet; drittens erfolgte eine prononciertere Kritik der bürgerlichen politi- 
schen Ökonomie und es wurde wissenschaftshistorisches und empirisches Mate- 
rıal ergänzt; viertens wurde die Verständlichkeit und die Lesbarkeit des Werkes 
verbessert, wobei die theoretischen und praktischen Erfahrungen der Arbeiter- 
bewegung berücksichtigt wurden. 


3. Zur Entstehung und Wirkung der verschiedenen Auflagen 


Die Erstausgabe des ersten Bandes (Il/5) erschien im September 1867. Marx und 
Engels bemühten sich intensiv um ihre Verbreitung und um die Popularisierung 
der darin dargelegten Erkenntnisse. Dabei wurden sie von Freunden und ver- 
schiedenen Persönlichkeiten unterstützt. In einer stattlichen Anzahl deutscher 
Zeitungen erschienen Annoncen, Ausüzge aus dem Vorwort oder Rezensionen. 
Engels schrieb eine Reihe von Besprechungen, in denen er den wissenschaftli- 
chen Inhalt des Buches vermittelte und die Vertreter der deutschen Nationalöko- 
nomie zur Stellungnahme zu bewegen versuchte. Die wissenschaftliche Bedeu- 
tung des »Kapitals« unterstrichen Vertreter des Geisteslebens des 19. Jahrhun- 
derts, die Marx nahestanden bzw. mit denen er in der junghegelianischen Bewe- 
gung oder danach in den 40er Jahren zusammengearbeitet hatte. 

Die Verbindung von Erkenntnissen des »Kapitals« mit der organisierten Bewe- 
gung der Arbeiter war die Ursache für die beachtliche, aber zuweilen über- 
schätzte Wirkung des Marxschen Werkes bereits bis zum Erscheinen der 2. deut- 
schen Auflage 1872/73. Da es sich um ein schwieriges wissenschaftliches Werk 
handelte, mußten seine Erkenntnisse vor allem vermittelst Kongressen, Diskus- 
sionenn, Bildungsabenden, programmatischen Dokumenten, oder Arbeiterzei- 
tungen allmählich - und im Zusammenahang mit den persönlichen Erfahrungen - 
zum geistigen Besitz und zur Handlungsorientierung von Arbeitern und anderen 
Werktätigen werden. Diese fanden in Marx' Werk neue Antworten auf Fragen 
des Verhältnisses von Kapital und Arbeit, des Normalarbeitstages, der Frauen- 
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und Kinderarbeit, der Arbeitslosigkeit, des Gesundheitsschutzes, der Krisen 
usw. Die 1864 gegründete ITAA und in Deutschland speziell der ADAV und der 
Verband deutscher Arbeitervereine, ab 1869 die SDAP, stellten mit ihren Kon- 
gressen und Publikationsorganen die wichtigsten Wirkungsfelder von Erkennt- 
nissen des »Kapitals« auf die Arbeiterbewegung dar. 

Die 1. deutsche Auflage des »Kapiıtals« diente Johann Most als Grundlage für die 
erste populäre Kurzfassung »Kapital und Arbeit« (1873). Auf Bitten von Lieb- 
knecht und Vahlteich wurde sie von Marx für die 2. Auflage (1876) überarbei- 
tet. In einigen wesentlichen Passagen (vor allem die Wertlehre betreffend) korri- 
gierte er Fehler der Mostschen Darstellung (Hecker 1987, S.173/174). Aus die- 
sem Grunde wurde diese Schrift in den Anhang des MEGA-Bandes 11/8 aufge- 
nommen. Wahrscheinlich nutzte auch Ferdinand Domela Nieuwenhuis für seine 
holländische Kurzfassung »Kapitaal und Arbeid« (1881) die Erstausgabe des 
»Kapitals«. 

Zunehmend rezipierten deutsche Nationalökonomen, Historiker, Soziologen und 
Philosophen das »Kapital« und setzten ihm ihre eigenen Konzeptionen entgegen - 
ein Grund, der zu der bereits erwähnten expliziten Unterscheidung zwischen 
»Klassik« und »Vulgärökonomie« im Nachwort zur 2. Auflage führte.3 

Das Erscheinen der 2. deutschen Auflage (11/6) wurde nachhaltig durch die Pari- 
ser Kommune stimuliert. Die Herausgabe erfolgte zunächst in 9 Heftlieferungen 
von Ende Juli 1872 bis Mai 1873 dann als Buch. Diese Auflage stand zur Verfü- 
gung, als sich 1875 der ADAV und die SDAP in Gotha zur SAPD vereinigten 
und die Partei die ersten Jahre ihrer Existenz bestehen mußte. 

In der Einleitung zum MEGA-Band 17/8 wird zur Wirkung des »Kapitals« festge- 
stellt: »Insgesamt wurde das 'Kapital‘ bereits vor dem Sozialistengesetz als gül- 
tige wissenschaftliche Darstellung der politischen Ökonomie der Arbeiterklasse 
anerkannt, wenngleich die Marxsche ökonomische Theorie oft noch unzurei- 
chend verstanden wurde.« (1/8, S. 15*) Die Rezeption des 1. Bandes in der Ar- 
beiterbewegung wurde in der DDR-Literatur häufig als ein sich geradlinig voll- 
ziehender Durchsetzungsprozeß des Marxismus betrachtet. Auch in den Einlei- 
tungen zu den MEGA-Bänden mit den »Kapital«-Ausgaben wurden nicht alle Zu- 
sammenhänge der Rezeptionsgeschichte des Werkes erfaßt. So wurde z.B. die 
Tatsache, daß eben der 2. und 3. Band des »Kapitals« nicht zur Verfügung stan- 
den, in denen Marx mit der Untersuchung der realen Bewegung der Kapitale 
Antwort auf drängende Fragen der Arbeiterbewegung gegeben hätte, nicht be- 


3 Marx hatte bereits in den »Theorien über den Mehrwert«, die ein Bestandteil des Manuskripts 
»Zur Kritik der politischen Ökonomie« von 1861-1863 sind, eine solche Einteilung vorgenom- 
men. In der 1. deutschen Auflage des »Kapitals« unterscheidet Marx die Wissenschaftsstruktur 
der »klassischen politischen Ökonomie« und der »Vulgärökonomie«, wobei erstere »den innern 
Zusammenhang der bürgerlichen Produktionsweise erforschi«, während letztere »sich nur in- 
nerhalb des scheinbaren Zusammenhangs herumtreibt« (MEGA WV/5, S. 43/44, Anm. 24). Im 
Nachwort zur 2. deutschen Auflage verbindet Marx die Unterscheidung damit, daß die klassi- 
sche politische Ökonomie »den Gegensatz der Klasseninteressen« bewußt gemacht hat und da- 
mit die bürgerliche Wissenschaft an »unüberschreitbaren Schranken angelangt« war (MEGA, 
IV6, S. 702) (siehe dazu auch Heinrich 1991, S.72fh). 
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rücksichtigt. Um beispielsweise die Konzeption des »Rechts auf den vollen Ar- 
beitsertrag« umfassend widerlegen zu können oder sich mit ihr auseinanderzuset- 
zen, benötigte man weitere Kenntnisse über den Zusammenhang von Profit, 
Rente und Arbeitslohn, wie er von Marx in seinem Manuskript für den 3. Band 
im Kapitel über die »Revenuen und ihre Quellen« (Die trinitarische Formel« - 
siehe MEW 25, S.8322 ff.) dargestellt wurde. So wurde auch die Aufnahme von 
Dührings' Werk in der Arbeiterbewegung begünstigt, in dem viele Sozialisten 
eine Fortsetzung des »Kapitals« sahen. Damit wird immer deutlicher, daß mit 
dem 1. Band des »Kapitals« nicht auf alle Fragen in der Arbeiterbewegung Ant- 
worten gefunden werden konnten. 

Nach der Niederlage der Pariser Kommune begann eine intensive »Kapital«-Kri- 
tik, die sich auch in Diskussionen in der Arbeiterbewegung widerspiegelte. Da- 
bei wurden folgende Problemkreise bedeutsam: Herkunft, Wesen und Ziel des 
Sozialismus und Kommunismus; der internationale Charakter der Arbeiterklasse; 
die Lösung der »sozialen« bzw. Arbeiterfrage; der Gegensatz von Kapital und 
Arbeit; die ökonomischen Gesetze des Kapitalismus; das Wesen der menschli- 
chen Gesellschaft; die Werte; das Eigentum; die Bewegung bzw. Entwicklung in 
Natur und Gesellschaft; die Erkennbarkeit und Beherrschbarkeit der Welt, insbe- 
sondere von Gesetzen (im allgemeinen nicht im juristischen Sinn) der menschli- 
chen Gesellschaft. An dieser Kritik beteiligten sich Ökonomen, Soziologen, Juri- 
sten, Politiker, Naturwissenschaftler und vereinzelt auch klerikale Vertreter 
(Kopf 1974). 

Die erste Übersetzung des Marxschen Werkes war die russische, die bereits 1872 
erschien. 1872 bis 1875 wurde unter direkter Mitwirkung von Marx die erste 
französische Ausgabe (MEGA IV/7) veröffentlicht, wodurch in einer einflußrei- 
chen Region, dem romanischen Sprachraum, Marx' Erkenntnisse über wesentli- 
che Zusammenhänge der bürgerlichen Gesellschft in bedeutend umfangreicherem 
Maße verbreitet werden konnten. Die französische Ausgabe diente als Grundlage 
für Carlo Cafieros italienische Einführung »Il Capitale di Carlo Marx« (1879) 
und Gabriel Devilles Resume »Le Capital de Karl Marx...« (1883). 

Die 3. deutsche Auflage (II/8) erschien Ende 1883 und unterstützte die anläßlich 
Marx' Tod auf dem illegalen sozialdemokratischen Parteikongreß im März 1883 
beschlossene intensive Verbreitung des Marxschen Gedankengutes. Unterstützt 
wurde diese Initiative auch durch das Erscheinen weiterer Schriften von Marx 
und Engels. : 

Karl Kautsky erarbeitete auf der Grundlage der 3. deutschen Auflage seine Kurz- 
fassung »Karl Marx's Oekonomische Lehren. Gemeinverständlich dargestellt und 
erläutert« (1887). Diese Kurzfassung wurde über viele Jahrzehnte zum Handbuch 
für das Verständnis des »Kapitals«, ersetzte aber auch teilweise das Studium des 
Marxschen Werkes selbst. Trotz der durchaus zu würdigenden Verdienste, trug 
sie zu dogmatisierenden Interpretationen der ökonomischen Theorie bei. In die- 
ser allgemeinverständlichen Zusammenstellung wurde beispielsweise die Analyse 
der Wertform praktisch eleminiert, ein Problem, das später in einer schemati- 
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schen Theorie der Gesellschaftsformation auch zur Diskreditierung des Formbe- 
griffs beitrug. Erst Eduard Bernstein brachte innerhalb der Sozialdemokratie mit 
seiner Schrift »Die Voraussetzungen des Sozialismus und die Aufgaben der Sozi- 
aldemokratie« (1399) kritische Akzente ın die Marxismus-Debatte und in die 
»Kapital«-Interpretation unter den neuen historischen Bedingungen ein. 

Etwa ab 1887/88 prägte sich die bürgerliche »Kapital«-Kritik immer deutlicher 
und zielstrebiger zur Marxismus-Kritik aus. Vor allem wurden die materialisti- 
sche Dialektik und die materialistische Geschichtsauffassung kritisiert, um 
Marx‘ Analyse der ökonomischen Zusammenhänge ad absurdum zu führen. Die 
theoretische Auseinandersetzung mit den Lehren von Marx und Engels begann 
zu einem stets wachsenden institutionalisierten Zweig der offiziellen Sozialwis- 
senschaften zu werden. 

Auf der Basis der 3. deutschen Auflage gab Engels 1887 die englische Ausgabe 
des ersten Bandes des »Kapitals« (MEGA I//9) heraus, wodurch der Verbreitung 
seiner Erkenntnisse in dem weltweit bedeutsamen englischen Sprachraum quali- 
tatıv neue Möglichkeiten erschlossen wurden. Edward Aveling veröffentlichte 
nachfolgend eine populäre Kurzfassung unter dem Titel »The students' Marx. An 
introduction to the study of Karl Marx' Capital« (1892), die eine Grundlage für 
das Studium der Marxschen politischen Ökonomie wurde (Falk/Zschaler 1990). 
Ende 1890 schließlich - Engels war gleichzeitig mit der Bearbeitung von Marx' 
drittem Band des »Kapitals« für den Druck beschäftigt - gab er die 4. deutsche 
Auflage (MEGA IV/10) heraus. Sie wurde in der Diskussion über das 1891 in 
Erfurt angenommene neue sozialdemokratische Parteiprogramm in der sich stark 
verbreiternden Arbeiterbewegung nach dem Fall des Sozialistengesetzes genutzt. 
Nunmehr folgten eine 2. Auflage des zweiten Bandes (1893) und endlich Ende 
1894 die 1. deutsche Auflage des dritten Bandes des »Kapitals«, die beide Engels 
herausgab. 

Von der Wirkung des »Kapitals« in der Zeit bis zum Tod von Engels 1895 zeu- 
gen auch die Tatsachen, daß noch vier Auflagen der englischen Ausgabe (1889 
[2], 1890, 1891), eine französische (1885), eine polnische (1384-1890 - unvoll- 
endet), eine dänische (1835, 2. Band 1887), eine italienische (1886), eine spani- 
sche (1886 - unvollendet) und eine holländische (1894, eine Lieferung von 34 
Seiten), sowie russische Ausgaben des zweiten und dritten Bandes (1895) er- 
schienen. 
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